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Hiermit ſoll eine Mappe geſchaffen werden für bisher unveröffentlichte 
Kundgebungen aus der Feder des Begründers des Deutſchen Reichs, außerdem 
für Abhandlungen über denſelben, die geeignet ſind, uns den unerreichbaren 
Meiſter der Staatskunſt näher zu rücken. Der erſten Aufgabe wird in dieſem 
Probebande genügt durch die Erſchließung einer zwar torſoartigen, dafür aber 
bedeutſamen Korreſpondenz Bismarcks über verſchiedene Fragen der Reichs— 
und preußiſchen Staatsverwaltung und durch Mitteilung einer großen Zahl 
verſchollen geweſener Briefe desſelben. Die Abrundung des Bildes erfolgt 
dieſes Mal durch Aufzeichnungen von Rudolf Lindau über Bismarck und durch 
verſchiedene Abhandlungen des Herausgebers, welche zum großen Teil bisher 
in der „Deutſchen Revue“ zerſtreut lagen. 


Aus der amtlichen Korreſpondenz des Firfen Bismarck 


(1864-1882). 


Poſchinger, Bismarck⸗Portefeuille I 1 


Aus der amtlichen Rorrefpondens des Türſten Bismarck 
(1864— 1882). 


Noch mit Genehmigung des Fürſten Bismarck entſtand Ende der achtziger 
Jahre der Plan, deſſen geſamte innere Politik durch Herausgabe ſeiner amt— 
lichen Korreſpondenz ebenſo zur Darſtellung zu bringen, wie dies in zwei 
Bänden hinſichtlich ſeiner Wirtſchaftspolitik geſchehen war.!) 

Nach Bismarcks Entlaſſung geſtattete der Reichskanzler v. Caprivi zuerſt 
die Fortführung des Werkes; im Verlauf der Spannung, die zwiſchen ihm und 
Friedrichsruh eingetreten war, wurde aber die Genehmigung zu dieſer Publi— 
kation im großen Stile zurückgenommen. Ich hielt damals den Zeitpunkt für 
wenig geeignet, mit einigen wenigen Aktenſtücken herauszukommen, zu deren 
Publikation ich bereits vorher von den zuſtändigen Stellen die 
amtliche Genehmigung erhalten hatte. Nun mögen dieſelben aber 
nicht länger mehr verſchloſſen bleiben. Iſt es auch nur ein dürftiger Torſo, 
den ich zu bieten vermag, ſo darf derſelbe doch auf Intereſſe rechnen, zumal 
wohl auf Jahrzehnte jede Ausſicht geſchwunden iſt, von dem Gejamtbilde, 
ſoweit es in den Akten verſchloſſen iſt, noch etwas Weiteres bewundern zu können. 


Vertrauliches Schreiben an den Kultusminiſter Dr. v. Mühler, 

betreffend die ſtreitige Kirchenbauſache zu Drurberge. 

Berlin, den 16. Dezember 1864. 

„Der Paſtor Schulteß zu Druxberge — Kreis Wollmirſtädt — hat ſich 
in der dortigen Kirchenbauſache an mich gewandt und meine Vermittlung behufs 
einer beſchleunigten Erledigung dieſer Angelegenheit nachgeſucht. 

Wenn ich mir ausnahmsweiſe geſtatte, dieſe Sache in ihren Einzelheiten 
bei Eurer Excellenz zu befürworten, ſo werde ich dazu nicht nur durch perſönliche 
Beziehungen zu dem fraglichen Landesteile, ſondern durch die Eigentümlichkeit 
des Falles veranlaßt, deſſen Verhältniſſe äußerlich dazu angethan ſind, eine 


1) Zu vgl. meine „Aktenſtücke zur Wirtſchaftspolitik des Fürſten Bismarck“. Bd. I: 
Bis zur Uebernahme des Handelsminiſteriums (1880), Bd. II: Von Uebernahme des 
Handelsminiſteriums bis Ende 1884. 
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übelwollende Kritik der Thätigkeit der Verwaltung hervorzurufen. Um derſelben 
vorzubeugen, halte ich mich verpflichtet, Eurer Excellenz Intervention anzurufen. 
Wie ich höre, ſchweben die Verhandlungen über den betreffenden Kirchenbau 
bereits ſeit ſiebzehn Jahren und ſind noch jetzt nicht ſo weit gediehen, daß die 
Inangriffnahme des Baues im nächſten Frühjahr mit Sicherheit zu erwarten 
ſteht. Inzwiſchen iſt die alte Kirche abgebrochen, und der Gottesdienſt muß in 
einer Scheune unter Umſtänden abgehalten werden, welche nachteilig auf den 
kirchlichen Sinn der Gemeinde zurückwirken, und die Verſchleppung der Sache 
ſchwächt in weiteren Kreiſen das Vertrauen zu der ordnenden Thätigkeit der 
Behörden, denen die Schuld ohne Grund zugerechnet wird. Wenn ich richtig 
informirt bin, ſo läge der Hauptgrund der eingetretenen Verzögerung darin, 
daß die Inſtruktion und Entſcheidung in der qu. Bauſache ſich nicht von 
vorne herein auf die Geſamtregulirung der dabei in Betracht kommenden Ver— 
hältniſſe erſtreckt hätte, ſondern daß über die ſtreitigen Punkte einzeln und 
nacheinander inſtruirt und reſolvirt worden, ſo daß die getroffenen Entſcheidungen 
wegen der im Laufe der Zeit veränderten Umſtände wieder hätten aufgehoben 
werden müſſen. 

Sollte dieſe Auffaſſung richtig ſein, ſo erlaube ich mir, Eurer Excellenz 
geneigter Erwägung anheimzuſtellen, ob es unter den obwaltenden exceptionellen 
Verhältniſſen nicht im Intereſſe der Verwaltung liegen möchte, ein denſelben 
entſprechendes exceptionelles Verfahren eintreten zu laſſen. 

Von dieſem Geſichtspunkte aus dürfte es ſich empfehlen, die fernere 
Inſtruktion der Sache einem beſonderen Kommiſſarius zu übertragen und 
denſelben zur ſchleunigen Erledigung derſelben anzuweiſen. 

Eine ſolche äußerlich erkennbare Maßregel würde — worauf ich beſonders 
Wert legen möchte — nicht den Beteiligten allein den entſchiedenen Willen 
der Verwaltung bekunden, weitere Verzögerungen zu verhindern und die An— 
gelegenheit mit allen Mitteln zum baldigen Ende zu führen. 

Eure Excellenz würden mich zu beſonderem Danke verbinden, wenn Sie 
mir die von Ihnen getroffene Entſchließung demnächſt mitteilen wollten.“ !) 

* 
Schreiben an den Marineminiſter v. Roon, betreffend die 


Nordpolexpedition. *) > 
Berlin, den 13. Januar 1866. 

„Der Herr Handelsminiſter hat die Güte gehabt, die Summe von 
60 000 Thalern für die beabſichtigte Nordpolexpedition zu Eurer Excellenz 
1) Der Miniſter Dr. v. Mühler verſpricht darauf hinzuwirken, daß der Bau noch 

im nächſten Frühjahr in Angriff genommen werden kann. 
2) Vgl. über dieſe Frage den erſten Bericht der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes 
für Handel und Gewerbe über eine Petition, die Nordpolfahrt betreffend. Haus der Abge- 
ordneten, 8. Legislaturperiode, III. Seſſion 1866, Druckſ. Nr. 41. 
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Dispoſition in Ausſicht zu ſtellen, welche für den nicht zu ſtande gekommenen 
Ankauf einer Sammlung beſtimmt waren. Mit Hilfe dieſer Beiſteuer wird 
es vielleicht thunlich ſein, außer der „Meduſa“ noch einen Aviſodampfer für eine 
Nordfahrt in Dienſt zu ſtellen. Sollte dies jedoch nicht in Eurer Excellenz 


Intentionen liegen, ſo würde ich um eine möglichſt baldige Mitteilung darüber 


erſuchen, ob Hochdieſelben das zweite Schiff für überflüſſig halten, oder damit 
einverſtanden wären, daß ich eine Beteiligung der Hanſeſtädte durch Stellung 
desſelben zu ermitteln verſuchte. Dem Vernehmen nach wird in Bremen wie 
in Hamburg dem Gegenſtande reges Intereſſe zugewendet. 

Noch erlaube ich mir mitzuteilen, daß von ſachkundiger Seite behauptet 
wird, daß die Chancen für eine Nordfahrt gerade in dieſem Frühjahr — infolge 
des verfloſſenen heißen Sommers und milden Winters, welche ſich bis in den 
höchſten Norden erſtrecken ſoll — ganz beſonders günſtige ſeien, wie ſie vielleicht 
in vielen Jahren nicht wiederkehren; daß aber eine Hauptbedingung des Ge— 
lingens in der Abſendung der Expedition nicht nach der Mitte des März 
liege. Rechnet man auf die erforderliche Ausrüſtung der Schiffe nur ſechs 
Wochen, ſo würde hieraus folgen, daß die bezüglichen Entſcheidungen bereits 
im laufenden Monate getroffen werden müſſen. 

Eure Excellenz darf ich demnach erſuchen, Hochdero Beſchlußnahmen in 
dieſer, das nationale Intereſſe lebhaft anregenden Sache, welcher auch des 
Königs Majeſtät fortgeſetzt die lebhafteſte Teilnahme ſchenken, mir ſobald als 
irgend möglich mitteilen zu wollen.“!) 

* 
Schreiben an den Handelsminiſter Grafen Itzenplitz, betreffend 
den Vorzug der Linie Witzenhauſen-Großalmerode-⸗Caſſel 


vor der Linie Ahrenshauſen⸗Münden. 
Berlin, den 19. Februar 1867. 


„Der Königliche Adminiſtrator von Kurheſſen, Regierungspräſident v. Möller 
hat mir den Bericht, welchen er wegen des Ausbaues der Eiſenbahnſtrecke 
Witzenhauſen⸗Großalmerode-Caſſel unter dem 12. d. M. an Eure Excellenz erſtattet 
hat, mit Rückſicht auf die bei dieſer Frage vorwaltenden politiſchen Geſichtspunkte 
in Abſchrift vorgelegt. In derſelben Angelegenheit iſt von dem gegenwärtig hier 
anweſenden Ober-Bürgermeiſter Nebelthau aus Caſſel meine Vermittlung nach— 
geſucht worden, um die auf Betreiben der Magdeburg-Leipziger Eiſenbahngeſellſchaft 
bei Eurer Excellenz in Frage gebrachte Subſtituirung eines Bahnbaues von 
Ahrenshauſen auf Münden an Stelle der vorgedachten Bahnſtrecke abzuwenden. 

Die Ausführung der Bahnſtrecke Witzenhauſen-Großalmerode-Caſſel ijt für 
die beteiligten kurheſſiſchen Landesintereſſen ſeinerzeit dadurch ſicher geſtellt 
worden, daß die Königliche Regierung das hartnäckige Widerſtreben der vor— 

1) Die projektirte Expedition in das Nordpolarmeer zeigt ſich im Sommer 1866 als 
undurchführbar und bleibt zunächſt auf ſich beruhen. 
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maligen kurheſſiſchen Landesregierung gegen den Halle-Nordhauſen-Caſſeler 
Bahnbau zu überwinden gewußt hat. Die betreffenden, nunmehr preußiſchen 
Landesteile haben nach meiner Ueberzeugung mit vollem Rechte zu erwarten, 
daß die Königliche Regierung an der Ausführung jener urſprünglichen Bahnlinie 
feſthalte. Unterſtützt wurde dieſer Anſpruch nicht nur durch die von Herrn 
v. Möller hervorgehobenen, das politiſche Verhalten der kurheſſiſchen Bevölkerung 
zur Einverleibung im allgemeinen berührenden Momente, ſondern insbeſondere 
auch noch dadurch, daß die Königliche Regierung und in ihrer Vertretung 
gerade das auswärtige Miniſterium ſeit Jahren den Bau der fraglichen Bahn 
gegen den Kurfürſten von Heſſen vertreten, und bei den Anwohnern der frag— 
lichen Bahnſtrecke die geſicherte Erwartung des Bahnbaues entwickelt hat, 
während in der Richtung von Ahrenshauſen auf Münden nach den von Herrn 
v. Möller beſtätigten Angaben nicht einmal die Vorbedingungen einer verkehrs— 
bedürftigen Induſtrie vorhanden ſind. 

Es erſcheint nicht befremdend, daß die Magdeburg-Leipziger Eifenbahn- 
geſellſchaft einen bequemeren und billigeren Bahnbau als den urſprünglich 
übernommenen ihrem Intereſſe für entſprechender erachtet, und, um über die 
Möglichkeit eines ſolchen Gewißheit zu erlangen, die Unterſuchung der Linie 
auf Münden gewünſcht hat. Dagegen ſcheint es mir nicht erklärlich, aus 
welchen in der Sache ſelbſt beruhenden Gründen die gedachte Privatbahn ſich 
ernſtliche Hoffnung darauf gemacht haben ſollte, die ihr wünſchenswerte Be— 
freiung von der urſprünglich übernommenen Verpflichtung aller für die Aufrecht— 
haltung der letzteren ſchwer ins Gewicht fallenden allgemeinen Intereſſen ent- 
gegen, dennoch zu erlangen. Um ſo mehr darf ich mich in der zuverſichtlichen 
Hoffnung beſtärkt fühlen, daß Eure Excellenz Sich im Einverſtändnis mit meiner 
Auffaſſung etwaigen weiteren Anträgen der genannten Eiſenbahngeſellſchaft 
gegenüber für die möglichſt zu beſchleunigende Ausführung der Bahnlinie 
Witzenhauſen-Großalmerode-Caſſel entſcheiden werden. 

Eine Behandlung der Sache in anderem Sinne würde einen überaus 
nachteiligen Rückſchlag auf die Stimmung in Heſſen ausüben, die ſich neuerlich 
ſehr befriedigend geſtaltet hat, und deren Trübung aus naheliegenden politiſchen 
Gründen ſorgfältig verhütet werden muß.“ !) 

* 
Votum, betreffend die Errichtung eines Konſiſtoriums, eines 

Provinzial⸗Schul⸗Kollegiums und eines Medizinal-Kol— 

legiums für die Regierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden. 

Berlin, den 5. April 1867. 

„Der Herr Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten hat dem König⸗ 
lichen Staatsminiſterium den Entwurf einer Allerhöchſten Verordnung vor— 


1) Einverſtändnis des Handelsminiſters Grafen Itzenplitz (Schreiben desſelben an 
den Grafen Bismarck vom 21. Februar 1867). 
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gelegt, betreffend die Errichtung eines Konſiſtoriums, eines Provinzial⸗Schul⸗ 
Kollegiums und eines Medizinal-Kollegiums für die Regierungsbezirke Caſſel 
und Wiesbaden. 

Ich trage Bedenken, mich den bezüglichen Ausführungen anzuſchließen. 
Zunächſt erſcheint mir die Sache verfrüht, ſolange nicht feſtſteht, daß Heſſen 
und Naſſau eine Provinz bilden ſollen: die Bildung von Provinzial behörden 
ſetzt die vollendete Provinzbildung voraus. 

Sodann habe ich mich ſchon früher!) aus politiſchen Gründen dagegen 
ausgeſprochen, zur Zeit auch nur für das vormalige Kurfürſtentum Heſſen ein 
Konſiſtorium zu bilden. Je ſchärfer die kirchlichen Gegenſätze ſich in Kurheſſen 
gegenüberſtehen, um jo dringender iſt es geboten, eine Veränderung der bis- 
herigen Kirchen-Verfaſſung und Inſtitutionen nicht ohne den Beirat und die 
Mitwirkung der Beteiligten ins Werk zu ſetzen. 

Es tritt hinzu, daß man auch in Naſſau an erſter Stelle ein eigenes 
Konſiſtorium wünſcht und eventuell die Vereinigung mit Coblenz der mit Caſſel 
vorzuziehen ſcheint: ein Wunſch, der um ſo weniger ohne weiteres von der 
Hand zu weiſen ſein dürfte, als auch die adminiſtrative Verbindung Naſſaus 
mit der Rheinprovinz bis dahin noch nicht unbedingt zurückgewieſen iſt. 

Gegen die Errichtung eines Provinzial⸗Schul⸗ und eines Medizinal⸗ 
Kollegiums hat ſich — ausweislich der Vorlagen — auch der Ober-Präſident 
von Möller noch aus anderen nicht unerheblichen Gründen ausgeſprochen. 
Bei der Wichtigkeit des Gegenſtandes, insbeſondere auf dem kirchlichen Gebiete, 
muß ich wünſchen, denſelben der mündlichen Beratung des Königlichen Staats- 
miniſteriums zu unterbreiten und ich werde ihn der wünſchenswerten Be- 
ſchleunigung halber auf eine der nächſten Tagesordnungen ſetzen.“ ) 

* 


Votum, betreffend die Organijation der Verwaltung des Nord- 
deutſchen Bundes. 
Berlin, den 18. Juni 1867. 
„Das Königliche Staatsminiſterium hat in der Sitzung vom 29. vorigen 
Monats mit Stimmeneinheit den Beſchluß gefaßt, daß, wie die Bundes- 


1) Es geſchah dies am 15. Februar 1867. 
2) Man vergleiche die nachfolgenden Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes über 
die Reſſortverhältniſſe der kirchlichen Verwaltungsbehörden im Regierungsbezirk Caſſel: 
1. Geſetzentwurf vom 1. November 1869, Druckſ. Nr. 65, Haus der Abgeordneten, 
10. Legislaturperiode, III. Seſſion 1869; 
2. Geſetzentwurf vom 19. Dezember 1870, Druckſ. Nr. 29, Haus der Abgeordneten, 
11. Legislaturperiode, I. Seſſion 1870/71; 
3. Geſetzentwurf vom 30. Dezember 1871, Druckſ. Nr. 100, Haus der Abgeordneten, 
11. Legislaturperiode, II. Seſſion 1871/72. 
Die Regierung zieht den letztgedachten Entwurf zurück, Druckſ. Nr. 209, Haus der 
Abgeordneten, 11. Legislaturperiode, II. Seſſion 1871,72. 


verfaſſung jetzt liegt, und insbeſondere mit Rückſicht auf die dem Bundeskanzler 
(Artikel 17) auferlegte Verantwortlichkeit es unerläßlich iſt, daß das Amt des 
Bundeskanzlers mir in meiner Eigenſchaft als preußiſcher Miniſter der aus- 
wärtigen Angelegenheiten übertragen wird. Bei der eingehenden Erörterung, 
welche dieſe Angelegenheit damals gefunden hat, glaube ich auf eine Recht— 
fertigung der erwähnten Auffaſſung bei dieſer Gelegenheit verzichten zu dürfen. 

Wenn es als unzweifelhaft angeſehen werden darf, daß die Wahl Seiner 
Majeſtät des Königs, dem nach Artikel 15 der Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes die Ernennung des Bundeskanzlers zuſteht, für dieſes Amt nur auf 
den preußiſchen Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten fallen kann, ſo ſcheint 
mir zunächſt die Frage zu erörtern zu ſein, wie es einzurichten ſein wird, daß 
derſelbe ſich im ſtande befindet, bei ſeinen übrigen Amtsgeſchäften, die ihm 
nach Artikel 15 obliegende verantwortliche Leitung der Bundesgeſchäfte zu 
führen. Dieſe Frage iſt um ſo wichtiger und ſchwieriger, als es ſich hierbei 
um eine zweifache Kategorie von Geſchäften handelt: einmal um den 
Vorſitz in dem Bundesrat als einer der geſetzgebenden Faktoren 
des Bundes und ſodann um die verantwortliche Führung der ge— 
ſamten Verwaltung des Bundes als der einzige verantwortliche 
Miniſter des Bundes: eine Duplizität der Stellung, welche eine beſonders 
präziſe Regelung und Begrenzung nach allen Seiten verlangt. 

Offenbar iſt eine Bewältigung dieſer Geſchäfte ſeitens des Bundeskanzlers 
überhaupt nur möglich, wenn er ſich lediglich die wichtigſten und ſeine politiſche 
Verantwortlichkeit zunächſt bedingenden Geſchäfte perſönlich vorbehält, die minder 
wichtigen dagegen einem Stellvertreter überträgt, welcher das volle Vertrauen 
des Bundeskanzlers beſitzen muß, daß er die Geſchäfte lediglich den Intentionen 
desſelben entſprechend führen wird. Nach Artikel 15 der Verfaſſung des Nord- 
deutſchen Bundes iſt dem Bundeskanzler das Recht vorbehalten, einen derartigen 
Stellvertreter aus der Zahl der Mitglieder des Bundesrats auf Grund ſchrift— 
licher Subſtitution zu ernennen, und ich behalte mir daher, inſofern Seine 
Majeſtät der König geruhen ſollten, das Amt des Bundeskanzlers mir zu über⸗ 
tragen, die Subſtitution eines Stellvertreters vor, welchem nach Analogie eines 
ähnlichen Stellvertreters, den zur Zeit des Deutſchen Reichs der Reichskanzler 
zu ernennen hatte, der Titel eines Bundes-Vizekanzlers beizulegen fein dürfte. 
Ungeachtet dieſer Teilung der Geſchäfte aber wird prinzipiell und formell der 
Grundſatz zur Anerkennung gebracht werden müſſen, daß dem Bundeskanzler 
ein unmittelbares Dispoſitionsrecht über die diesſeitigen Bundesbeamten 
zuſteht und daß letztere verpflichtet ſind, den Anweiſungen des Bundeskanzlers 
Folge zu leiſten. 

Es empfiehlt ſich hierbei von ſelbſt und iſt durch die verantwortliche 
Stellung des preußiſchen Staatsminiſteriums nach Innen mit Notwendigkeit ge⸗ 
geben, daß der Bundeskanzler nichts Wichtiges vornehmen und anordnen wird, 


ohne ſich zuvor der Zuſtimmung feiner preußiſchen Kollegen verſichert zu haben; 
doch iſt dies ein internum des preußiſchen Staatsminiſteriums, das auf ſein 
Verhältnis nach außen zu den Bundes-Geſandten und Beamten nicht in— 
fluiren darf. 

Die Verteilung der Geſchäfte des Bundesrats iſt in der Bundes» 
verfaſſung ſelbſt gegeben. Dagegen fehlt es darin an näheren Beſtimmungen 
über die Organiſation des Bundesbeamtentums. Meines Erachtens dürfte 
es am zweckmäßigſten ſein, ſich der Teilung des Bundesrats anzuſchließen und 
demgemäß das Bundesbeamtentum, neben einer Zentralabteilung, in 
ſieben Abteilungen, entſprechend den in Artikel 8 der Verfaſſung des Nord— 
deutſchen Bundes bezeichneten Ausſchüſſen des Bundesrats, zerfallen zu laſſen, 
als deren Mitglieder, je nachdem, höhere Offiziere oder höhere Verwaltungs— 
und Juſtizbeamte zu ernennen ſind. Beſonders wichtig iſt ſelbſtredend die Be— 
ſetzung der Zentralabteilung, durch deren Vermittlung dem Bundeskanzler 
die Kontrolle der verſchiedenartigen Geſchäftszweige ermöglicht werden ſoll, in 
betreff deren er dem Bundespräſidium, dem Bundesrat und dem Reichstag 
gegenüber die Verantwortlichkeit zu übernehmen hat. Dieſe Abteilung wird 
daher mindeſtens aus drei ordentlichen Mitgliedern und einigen Hilfsarbeitern 
zu beſtehen haben, während für jede der übrigen Abteilungen, außer dem 
preußiſchen Mitgliede des betreffenden Ausſchuſſes, welches auch hier kommiſſariſch 
zu fungiren haben wird, ein Mitglied genügen dürfte, dem nach Umſtänden 
ein oder mehrere Hilfsarbeiter beizugeben ſein werden. Ueber dieſe Einzel 
heiten behalte ich mir noch weitere Vorſchläge vor, wenn zunächſt über die hier 
in Frage kommenden allgemeinen Grundſätze innerhalb des Königlichen Staats— 
miniſteriums ein Einverſtändnis erzielt ſein wird. 

Ueber die dem Bundeskanzler zuſtehenden Befugniſſe ſowie über die 
Stellung der Bundesbeamten habe ich aus den Beſtimmungen der Verfaſſung 
des Norddeutſchen Bundes eine Zuſammenſtellung ausarbeiten laſſen, welche ich 
hierneben anzuſchließen mich beehre. 

Da durch den Staatsminiſterialbeſchluß vom 29. vorigen Monats feſt— 
geſtellt iſt, daß die preußiſchen Miniſter einſtweilen nicht als Mitglieder des 
Bundesrats fungiren können, ſo werden dazu preußiſcherſeits mindeſtens ſieben 
hohe Beamte zu ernennen ſein, entſprechend den in Artikel 8 aufgeführten 
ſieben Ausſchüſſen des Bundesrats, weil nach Artikel 8 das Bundespräſidium 
in jedem Ausſchuſſe vertreten ſein ſoll. Es ſcheint mir aber auch kein Be— 
dürfnis vorhanden zu ſein, über dieſe Zahl erheblich hinauszugehen, da den 
Ausſchüſſen die zu ihren Arbeiten nötigen Beamten außerdem zur Verfügung 
geſtellt werden. 

Die in Artikel 8 aufgeführten Ausſchüſſe ſind folgende: 

1. für das Landheer und die Feſtungen, 

2. für das Seeweſen. Die Mitglieder dieſer beiden Ausſchüſſe (dieſelben 
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beſtehen aus einem preußiſchen Mitgliede und zwei Mitgliedern anderer 
Bundesſtaaten) werden von Seiner Majeſtät dem Könige ernannt. 

. für Zoll⸗ und Steuerweſen, 

. für Handel und Verkehr, 

. für Eiſenbahnen, Poſt und Telegraphie, 

. für Juſtizweſen, 

für Rechnungsweſen. Die Mitglieder dieſer letzteren fünf Ausſchüſſe 
werden von dem Bundesrat gewählt. 

Außerdem erachte ich es als ſelbſtverſtändlich, daß die preußiſchen Mit- 
glieder des Bundesrats, welche auch in den Ausſchüſſen dieſer Behörde zu 
präſidiren haben, ihre Inſtruktionen durch den Bundeskanzler erhalten. Sie 
haben ſich daher auch bei allen generellen Verwaltungsmaßregeln der Zu— 
ſtimmung desſelben zu verſichern. 

Ebenſo werden ſämtliche neue Bundes ſachen der einzelnen Reſſorts bei 
dem Bundeskanzler-Amt zu präſentiren ſein, damit dort die zur Mitzeichnung 
beſtimmten bezeichnet werden können. 

Abſchrift dieſes Votums habe ich ſämtlichen Herren Reſſortchefs mitgeteilt 
und werde ich mir erlauben, eine Beratung darüber im Königlichen Staats— 
miniſterium herbeizuführen.“ 1) 


— co 


So cr 


* 


Schreiben an den Handelsminiſter Grafen Itzenplitz, be— 
treffend den Eiſenbahnausbau in den neuen Provinzen 
Hannover und Schleswig⸗Holſtein, eventuell auf Koſten 
des Staates. 
Berlin, den 22. Auguſt 1867. 


„Der Erblandmarſchall Graf Münſter und Genoſſen haben mir Abſchrift 
einer den Ausbau des hannoverſchen Eiſenbahnnetzes betreffenden Geſuches vor— 
gelegt, welches dieſelben Eurer Excellenz im Juni dieſes Jahres zu überreichen 
die Ehre gehabt haben. 

Nach Maßgabe der in der fraglichen Beziehung bereits wiederholt ge— 
pflogenen mündlichen Rückſprachen darf ich annehmen, daß Eure Excellenz für 
den beregten Zweck ein nicht minder lebhaftes Intereſſe hegen als ich ſelbſt, 
und daß es daher keiner weiteren Anregung bedürfe, berechtigten Wünſchen ſo 
weit und ſo bald als möglich in der erbetenen Weiſe entgegenzukommen, 
inſofern Eure Excellenz es nicht vorziehen, gewiſſe Bahnſtrecken aus höheren 
Gründen ſelbſt von Staats wegen in die Hand zu nehmen, und zu dieſem Be— 
huſe bei dem Landtage einen angemeſſenen Kredit zu beantragen. 


1) Die Ernennung des Grafen Bismarck zum Kanzler des Norddeutſchen Bundes 
erfolgte am 14. Juli 1867, die Errichtung des Bundeskanzler-Amts durch Allerh. Präſidial⸗ 
Erlaß am 12. Auguſt 1867 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 29). 


ie |, et 


Aehnlich wie in Hannover liegt es aber auch in Schleswig-Holftein und 
erlaube ich mir deshalb unter Bezugnahme auf die mündlich dargelegten volks— 
wirtſchaftlichen und politiſchen Geſichtspunkte Eure Excellenz zu erſuchen, die 
Vervollſtändigung des Eiſenbahnnetzes auch für dieſe Provinz in ähnlicher wohl— 
wollender Weiſe ins Auge faſſen zu wollen.“!) 


* 


Schreiben an den Handelsminiſter Grafen Itzenplitz, be 

treffend den Aufſchwung des Verkehrs auf den hannover⸗ 

ſchen Bahnen. 

Berlin, den 6. September 1867. 

„Wie mir mitgeteilt worden, ſoll ſich der Verkehr auf den hannoverſchen 
Eiſenbahnen im laufenden Jahre gegen früher bedeutend geſteigert haben. 

Sollte dieſe Thatſache richtig ſein, ſo erlaube ich mir Eurer Excellenz 
geneigter Erwägung anheim zu ſtellen, ob es nicht im diesſeitigen Intereſſe 
liegt, dieſelbe in ungeſuchter Weiſe in der Tagespreſſe beſprechen zu laſſen und 
den Aufſchwung der Geſamtentwicklung des Landes unter Preußens Herrſchaft, 
der durch dieſe Erſcheinung bekundet wird, zu öffentlicher Anſchauung zu 
bringen.“ 2) 


Schreiben an den Ober-Hof⸗ und Hausgmarſchall Grafen 

Pückler, betreffend die Ueberreichung einer Immediat⸗ 

Petition um Vorlage eines Schul⸗Dotationsgeſetzes ſeitens 

einer Deputation von Lehrern. (Auszug.) 

Berlin, den 4. November 1867. 

Befürwortung der nachgeſuchten Audienz. „Es iſt politiſch und für die 
Stimmung in den beteiligten Kreiſen nicht ohne Bedeutung, daß die Schul— 
lehrer ſich nicht mehr wie früher an den Landtag, ſondern in ſo großer Zahl 
an Seine Majeſtät den König gewandt haben, und ich würde es um ſo weniger 
geraten halten, jene Stimmung durch Verweigerung der erbetenen Audienz zu 


1) Der Miniſter Graf Itzenplitz überſendet hierauf dem Grafen Bismarck mit Schreiben 
vom 29. Auguſt 1867 eine Ueberſicht der Bahnen, welche kürzlich auf ehedem hannoverſchem 
Gebiete eröffnet bezw. zum Bau vorbereitet oder fo gut als geſichert waren. Die Meilen- 
zahl dieſer Bahnen belief ſich auf 92,4, jo daß nach Verlauf von etwa 5 bis 6 Jahren 
eine Verdoppelung der fertigen Meilen gegen die gegenwärtige Anzahl in Ausſicht ſtand. 
„Nach Ausführung dieſer Linien wird Hannover ein Eiſenbahnnetz beſitzen, wie keine andere 
Provinz ſich eines gleichen rühmen kann, indem namentlich alle Landesteile unter ſich und 
mit den Niederlanden, mit Bremen, Hamburg und Berlin, ſowie auch mit dem Kohlenbecken 
an der Ruhr auf den kürzeſten Wegen verbunden ſein werden.“ 

2) Der Handelsminiſter Graf Itzenplitz ordnete hierauf die erforderlichen amtlichen 
Erhebungen an und veranlaßte demnächſt eine Veröffentlichung derſelben durch einen Artikel 
in der „Nordd. Allg. Ztg.“ 


dämpfen, als die Regierung ſich in der vorteilhaften Lage befindet, den Bitt— 
ftellern mit einer Gewährung entgegenkommen zu können.“ ) 

** 
Schreiben an den Handelsminiſter Grafen Itzenplitz, be 

treffend den Anſchluß der Stadt Gifhorn an die Berlin- 

Lehrter Bahn. 

Berlin, den 25. April 1869. 

„Eure Excellenz wollen aus dem angeſchloſſenen Geſuche d. d. Gifhorn, 
den 31. vorigen Monats geneigteſt erſehen, daß und in welcher Weiſe Magiſtrat 
und Bürgervorſteher der Stadt Gifhorn meine Befürwortung in Betreff der 
Richtung der Eiſenbahnlinie Berlin-Lehrte in Anſpruch genommen haben. 

Soweit ich die einſchlagenden Verhältniſſe von hier aus zu überſehen ver— 
mag, ſcheint das Verlangen der Stadt Gifhorn an ſich ein nicht unberechtigtes 
zu ſein, und ich würde es um ſo mehr bedauern, wenn demſelben nicht ent— 
ſprochen werden könnte, als die Stadt Gifhorn eine wohlgeſinnte Enclave in 
einem welfiſchen Landſtriche bilden ſoll, und es daher zu bedauern fein würde, 
wenn derſelben gegenwärtig eine Anlage entzogen werden ſollte, auf welche ſie 
Ausſicht hatte. 

Auf der anderen Seite aber verkenne ich auch nicht, daß es ſich kaum 
rechtfertigen laſſen dürfte, die früher projektirte Krümmung der Bahnlinie bei⸗ 
zubehalten, aber ich erlaube mir Eurer Excellenz geneigter Erwägung anheim 
zu ſtellen, ob ſich nicht vielleicht eine Vermittlung der Intereſſen darin finden 
laſſen dürfte, daß nicht die Linie bei Oebisfelde und Vorsfelde gewählt, ſondern 
die früher projektirte Linie durch Annahme der geraden Richtung, etwa von 
Degebrück auf Gardelegen verkürzt würde? 

Eure Excellenz würden mich durch eine baldgeneigte Rückäußerung in dieſer 
Beziehung zu beſonderem Danke verpflichten.“ 2) 


* 


Schreiben an den Kultusminiſter Dr. v. Mühler, betreffend 
die Regelung der Verfaſſungsverhältniſſe der evangeliſchen 
Landeskirche. 
Berlin, den 28. April 1869. 
„Die mir von Eurer Excellenz mittelſt geehrten Schreibens vom 17. dieſes 
Monats überſandten Schriftſtücke, betreffend die Regelung der Verfaſſungs— 


1) Am 11. Dez. 1867 legte die Regierung dem Herrenhauſe den Entwurf eines Ge- 
ſetzes, betr. die Einrichtung und Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen vor (Herrenhaus, 
Sitzungsperiode 1867—1868, Druckſ. Nr. 22). Vgl. auch den Bericht der Kommiſſion des 
Abgeordnetenhauſes für das Unterrichtsweſen über die in dem obenerwähnten Schreiben 
erwähnten Petitionen, Haus der Abgeordneten, 59. Sitzung am 28. Febr. 1868, S. 1996. 

2) Der Handelsminiſter erklärt eine Veranderung der Bahnlinie an ſich nicht für 
thunlich, will aber den Intereſſen der Stadt Gifhorn eine ſoweit gehende Berückſichtigung 
angedeihen laſſen, als es die Umſtände irgend geſtatten. 


verhältniſſe der evangelichen Landeskirche, 1) habe ich mit Dank erhalten und 
von dem Inhalte derſelben mit lebhaftem Intereſſe Kenntnis genommen. Indem 
ich behufs weiterer geſchäftlicher Behandlung den von Eurer Excellenz am 
Schluſſe Ihres qu. Schreibens in Ausſicht geſtellten Antrag an das Staats— 
miniſterium gewärtige, erlaube ich mir heute nur zu bemerken, daß es mir von 
Wichtigkeit zu ſein ſcheint, bei der Erörterung im Staatsminiſterium die inneren 
Verfaſſungsfragen und diejenigen, welche ſich auf die Auseinanderſetzung zwiſchen 
Staat und Kirche beziehen, ſtreng auseinander zu halten und letztere, wenn 
möglich, ſofort in Form eines ſpezialiſirten Geſetzentwurfs zur Beſchlußfaſſung 
des Staatsminiſterums zu bringen. 

Außerdem erſcheint es mir geboten, behufs Ausſtattung der Kirche mit den 
zu ihrer Selbſtverwaltung erforderlichen Mitteln, Ueberweiſung der dahin ge— 
hörenden Gegenſtände und eventueller weiterer Ausführung der Allerhöchſten 
Kabinetsordre vom 15. Januar 1847 ſpezialiſirte Nachweiſungen und reſpektive 
einen Normaletat aufzuſtellen, da vorausſichtlich gerade die Regulirung dieſes Punktes 
nach allen Seiten hin mit nicht unerheblichen Schwierigkeiten verknüpft ſein wird. 

Nach Feſtſtellung eines ſolchen Normaletats wird es ſich dann — wie es 
mir ſcheint — weſentlich noch darum handeln, durch das Auseinanderſetzungs— 
geſetz im Anſchluß an die Allerhöchſte Kabinetsordre vom 19. Juni 1836 eine 
geſetzliche Baſis herzuſtellen, welche die kirchlichen Behörden in den Stand ſetzt, 
innerhalb des kirchlichen Organismus rite beſchloſſene und umgelegte Auflagen 
zu kirchlichen Zwecken ohne beſondere jedesmalige Intervention der Geſetzgebung 
beizutreiben, da andernfalls, ſobald die Genehmigung in jedem einzelnen Falle 
erforderlich bleibt, die Selbſtändigkeit der Kirche illuſoriſch ſein dürfte. 

Einen Beleg hierzu liefert die noch brennende Frage wegen Bewilligung 
der Koſten für die Provinzialſynoden, in welcher Beziehung ich von Eurer 
Excellenz Auffaſſung in dem Punkte abweiche, daß ich es, ſchon um des 
Präzedenzfalles willen, nicht für zuläſſig erachte, dieſe Koſten gewiſſermaßen 
precario durch freiwillige Beiträge aufzubringen, ſondern vielmehr für geboten 
halte, die qu. Forderung, unbeirrt durch die daraus erwachſende Verzögerung, 
bei dem nächſten Landtage zu wiederholen. 

Sonſt ſcheint es mir nicht geboten zu fein, mit der Auseinanderſetzung 
bis zur Vollendung der inneren Organiſation der Kirche zu warten.“ 2) 
= * 

1) Vgl. den Bericht der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes über den Antrag, betr. 
die Regelung der Verhältniſſe der ſtädtiſchen Landeskirche, Haus der Abgeordneten, 10. Legis: 
laturperiode, II. Seſſion 1868, Nr. 290, und die Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes 
darüber in der Sitzung vom 2. März 1869, S. 2063 ff. 

2) Der Kultusminiſter Dr. von Mühler teilt dem Grafen Bismarck die Gründe mit, 
welche es ihm unthunlich erſcheinen laſſen, eine Forderung der für die Provinzial⸗Synoden 
nötigen Koſten bei dem nächſten Landtage zu wiederholen (20. Mai 1869). Die Regelung 
der Verfaſſungsverhältniſſe der evangeliſchen Landeskirche wird von dem Kultusminiſter 
Dr. von Mühler nicht weiter verfolgt. 


En 


Schreiben an den Handelsminiſter Grafen Itzenplitz, be 
treffend den Plan einer Prämienanleihe von 100 Millionen 
Thalern für mehrere Eiſenbahngeſellſchaften. !) 
Berlin, den 13. Juni 1869. 

„Eurer Excellenz zeige ich an, daß die Direktion der Diskonto-Geſellſchaft 
hierſelbſt mir am 9. dieſes Monats Abſchrift der Eingabe mitgeteilt hat, in 
welcher dieſelbe unter gleichem Datum die Vereinbarung mit drei Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaften wegen einer Prämienanleihe von 100 Millionen Thalern Eurer 
Ercellenz zur Genehmigung vorgelegt hat. Die Beſchlußnahme des Staats- 
miniſteriums über das Prinzip der Prämienanleihe, welche Eure Excellenz früher 
gewünſcht haben, wird ſich jetzt in Eurer Excellenz Abweſenheit nicht füglich herbei— 
führen laſſen. Es wird aber einer ſolchen m. e. E. auch nicht bedürfen, wenn 
Eure Excellenz Sich mit dem Finanzminiſter über das Prinzip einigen. Ich 
meinerſeits würde zur Förderung des preußiſchen Eiſenbahnbaues kein Bedenken 
gegen die Zulaſſung der projektierten Prämienanleihe geltend machen, vielmehr 
wünſche ich ganz entſchieden die Genehmigung des Planes, zumal ich ſehe, daß 
andere Staaten in großer Ausdehnung den Geldmarkt durch Prämienanleihen 
ausbeuteten, und der preußiſche Eiſenbahnbau auf eine Unterſtützung des Staates 
bei der jetzigen Finanzlage in den nächſten Jahren nicht rechnen konnte. Außer— 
dem würde, wie ich höre, wahrſcheinlich Süddeutſchland ſich die Idee der 
Prämienanleihe für den dortigen Eiſenbahnbau zu nutze machen, wenn nicht 
bald die Genehmigung des Planes ſeitens der preußiſchen Regierung er— 
teilt wird. 

Eure Excellenz erſuche ich daher, ohne vorgängige Beratung im Staats- 
miniſterium über den vorliegenden Antrag gemeinſchaftlich mit dem Finanz— 
miniſter geneigteſt Beſchluß zu faſſen und mich von dem Reſultat dieſer 
Beſchlußnahme bald in Kenntnis zu ſetzen. 

Abſchrift dieſes Schreibens habe ich dem Finanzminiſter Freiherrn von 
der Heydt mitgeteilt.“ 2) 2 

) Das Privilegium zur Emiſſion der 4% igen Prämienanleihe erbaten fich die 
Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft in Elberfeld, die Cöln-Mindener-Eiſenbahngeſellſchaft 
in Cöln, die Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft in Breslau und 
die Direktion der Diskonto-Geſellſchaft in Berlin. Der Antrag hatte den Zweck, den großen 
preußiſchen Eiſenbahngeſellſchaften die Beſchaffung des für ihre Ausdehnungsbauten erforder- 
lichen Kapitals zu erleichtern. Man vergleiche über dieſe Finanzoperation die „Neue Preußiſche 
Zeitung“ vom 20. Auguſt 1869, Nr. 193; die „Berliner Börſenzeitung“ vom 21., 23., 24., 
25. Auguſt 1869, Nr. 388, 390, 392, 394; „Schleſiſche Zeitung“ vom 27. Auguſt 1869, 
Nr. 397, und die Beilage zu den „Berliniſchen Nachrichten von Staats- und gelebrten Sachen“ 
vom 1. September 1869, Nr. 203. 

2) In der Sitzung vom 23. Juni 1869 beſchloß das Staatsminiſterium, es jolle die 
Erteilung der Konzeſſion beſchleunigt werden. Als ſich indeſſen im Oktober 1869 im 
Abgeordnetenhauſe eine ſcharfe Oppoſition gegen das Finangprojett zeigte, beſchloß das Staats- 
miniſterium im November, das Projekt aufzugeben und die Antragſteller ablehnend zu beſcheiden. 


Schreiben an den Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrat 
Wehrmann betreffend einen Nachtrag für den Grundſtein 
des Düppel⸗Denkmals. “) 2 
Varzin, den 18. September 1869. 


„Eurer Hochwohlgeboren jende ich die mit dem Schreiben vom 3. dieſes 

Monats eingegangenen beiden Schriftſtücke 
1. das Aktenexemplar der in den Grundſtein für das Düppel-Denkmal 
gelegten Urkunde, 

2. den Entwurf des Nachtrags zu derſelben 
hiermit zurück. Mit dem letzteren bin ich nicht einverſtanden und habe meine 
Erinnerungen in einigen Randbemerkungen ausgedrückt, die ich dahin zuſammen— 
faſſe, daß nicht der preußiſche Partikularismus der leitende Gedanke ſein, ſondern 
daß man von der Zerriſſenheit und Ohnmacht Deutſchlands bis 1866 aus— 
gehen und auf das Ziel hindeuten müßte, dem das deutſche Volk durch die 
Ereigniſſe des genannten Jahres näher getreten iſt. Die Umarbeitung kann 
ich jedoch nicht übernehmen und bin der Meinung, daß die Redaktion nach 
den bezeichneten Geſichtspunkten am zweckmäßigſten der Akademie der Wiſſenſchaften 
übertragen würde.“ 

* 

Vertrauliches Schreiben an den Ober-Präſidenten der Provinz 

Hannover Grafen zu Stolberg-Wernigerode, 

betreffend einen Artikel der „Deutſchen Volkszeitung“ über 

die Haltung der regierungsfreundlichen Preſſe auf dem 

Eichsfelde. 

Berlin, den 17. Februar 1870. 

„Die Deutſche Volkszeitung, vom 6. dieſes Monats veröffentlicht einen Artikel 
vom Eichsfelde, welcher eine ebenſo heftige als hämiſche Kritik der dortigen 
regierungsfreundlichen Blätter enthält. Dieſelbe geht im weſentlichen davon 
aus, daß die erwähnte Preſſe nicht ſelten einen zu ſpezifiſch preußiſchen Ton 
anſchlage und namentlich Mitteilungen aus der älteren brandenburgiſchen Ge— 
ſchichte bringe, obwohl die letztere der hannoverſchen Bevölkerung ganz fern liege. 

Sollte dieſe Anführung nach Maßgabe des Inhalts der dortigen regierungs— 
freundlichen Preſſe richtig ſein, ſo würde ich ſie auch für berechtigt halten. 
Das Zurückgreifen in die ältere brandenburgiſche Spezialgeſchichte kann für die 
Förderung des Aſſimilirungsprozeſſes einen günſtigen Erfolg nicht haben, da 

1) Der am 18. April 1865 uuf dem Königsplatz in Berlin gelegte Grundſtein für 
das Düppel⸗Denkmal ſollte im Herbſt 1869 herausgenommen werden, weil das Fundament 
für den erweiterten Bau vertieft werden mußte. Bei dieſer Gelegenheit ſollte eine Nachtrags- 
Urkunde in Bezug auf den Krieg von 1866 hineingelegt werden. Der Kultusminiſter brachte 
eine gewiſſe Faſſung in Vorſchlag. Da Graf Bismarck die Faſſung der Urkunde vom 
Jahre 1865 eigenhändig weſentlich verbeſſert hatte und die Nachtrags-Urkunde die deutſche 
Politik berührte, ſo ſtellte der Wirkliche Geheime Ober-Regierungsrat Wehrmann dem 
Miniſterpräſidenten anheim, ob derſelbe die Faſſung prüfen und korrigiren wolle. 
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hierzu alle Anknüpfungspunkte in den Traditionen der hannoverſchen Landes— 
teile fehlen. Für Oſtfriesland würde allerdings eine Erinnerung an den 
Kurfürſten Friedrich Wilhelm wohl geeignet ſein. In Betreff der hannoverſchen 
Stammlande, namentlich im Kalenbergiſchen und Lüneburgiſchen iſt aber kein 
Anknüpfungspunkt für kurbrandenburgiſche Erinnerungen vorhanden, inſoweit 
letztere ſich mit der Zeit vor dem ſiebenjährigen Kriege beſchäftigen. Die 
damalige Waffengemeinſchaft bildet den erſten, für eine intelligent geleitete Preſſe 
annehmbaren Anknüpfungspunkt, wenn es ſich um die Belebung preußiſcher 
Sympathien handelt. Das entſcheidende Moment aber, welches die gouvernemen— 
tale Preſſe in ihren Beſtrebungen zur Ueberwindung der partikulariſtiſchen zu 
betonen haben wird, liegt in der deutſchen und nicht in der preußiſchen 
Nationalität. Die letztere iſt ein Ausdruck, unter welchem wir Preußen gewohnt 
ſind, uns die erſtere vorzuſtellen, aber es iſt nicht der Begriff, unter welchem 
es uns gelingen wird, die Stellung, welche wir 1866 erſtritten haben, unſeren 
neuen Landsleuten annehmbar zu machen. Ich kann nicht umhin, die Be⸗ 
ſtrebungen der offiziöſen Preſſe, welche aus der Vergangenheit der jetzt gemein— 
ſamen Dynaſtie unter Benutzung kurbrandenburgiſcher Geſchichte die Motive zur Ge— 
winnung der Sympathie der Hannoveraner entnehmen wollen, für verfehlte zu 
halten. Die richtigen Anknüpfungspunkte liegen entweder weiter zurück oder ſpäter. 
Alle Bewohner des Königreichs Hannover haben mit uns die deutſche, 
ſogar die niederſächſiſche Abſtammung, die evangeliſchen Erinnerungen des 
dreißigjährigen Krieges, die politiſchen des ſiebenjährigen und die nationalen 
Kämpfe aus dem Anfange dieſes Jahrhunderts gemein. In dieſen Verhältniſſen 
liegen die Anknüpfungspunkte, von welchen allein geſchickt geſchriebene Ver— 
öffentlichungen im Intereſſe der Königlichen Regierung ausgehen können. Die 
einfache Uebertragung der in Brandenburg oder in Pommern üblichen Schrift— 
ſtücke auf Landesteile, welche die früheren Beherrſcher der Stammprovinzen 
Preußens entweder garnicht oder nur als Nachbarn kannten, verrät eine Armut 
und Einſeitigkeit der Auffaſſung nationaler Intereſſen, welcher energiſch entgegen- 
zutreten ich nicht dringend genug empfehlen kann.“ 1) 
Schreiben an den Ober-Präſidenten der Provinz Hannover 


Grafen zu Stolberg-Wernigerode, betreffend politiſche 


Geſichtspunkte für die Verwaltung Hannovers. (Auszug.) 
28. Februar 1870. 


„Daß Eure Excellenz die Pflege des nationalen Elements mit der des 
dynaſtiſchen Hand in Hand gehen laſſen, dürfte allerdings dem Charakter der 
Provinz Hannover ganz beſonders entſprechen. 

1) Der Ober⸗Präſident der Provinz Hannover weiſt in einem eingehenden Berichte 
nach, daß die in dem Reſcripte vom 17. Februar 1870 enthaltenen Geſichtspunkte im 
Weſentlichen auch von ihm befolgt würden. 


re, yee 


Die unbezweifelte Stammesgemeinſchaft, das wiederholte politiſche und 
militäriſche Zuſammenwirken in älterer und neuerer Zeit, die gemeinſamen 
nationalen Aufgaben und Intereſſen, die Erleichterung und Förderung auf 
materiellen Gebieten werden ſich ohne Zweifel bei geeigneter Beleuchtung als 
die beſten Motive erweiſen, die innigere Verſchmelzung mit Preußen und die 
rechte Würdigung des preußiſchen Königtums in immer weiteren Kreiſen zu 
fördern und zu pflegen.“ 


* 


Schreiben an den Miniſter des Innern Grafen zu Eulenburg, 

betreffend die Erneuerung des Ordens des Eiſernen 

Kreuzes. 

Berlin, den 19. Juli 1870. 

„Die hohe Bedeutung des Krieges, welchem wir entgegengehen, und deſſen 
ſich faſt von ſelbſt darbietende Parallele mit den Befreiungskriegen läßt es mir 
als angemeſſen und wünſchenswert erſcheinen, Seine Majeſtät um die Erneuerung 
des Ordens des Eiſernen Kreuzes zu bitten. 

Im Falle Ihres Einverſtändniſſes beehre ich mich deshalb Eure Excellenz 
zu erſuchen, die betreffende Bitte ſobald als möglich in Gemeinſchaft mit dem 
Herrn Kriegsminiſter Seiner Majeſtät dem Könige vortragen zu wollen.“ 1) 

* 
Schreiben an das Königliche Staatsminiſterium, zu Händen 

des Grafen von Itzenplitz, betreffend die Veröffent- 

lichung der Konzilsbeſchlüſſe inkluſive des Beſchluſſes über 

die Unfehlbarkeit. 

Ferrières, den 25. September 1870. 

„Eurer Excellenz beehre ich mich anliegend Abſchrift eines Berichts des 
Königlichen Geſandten in Karlsruhe vom 17. dieſes Monats zu überſenden, 
betreffend die durch den Weihbiſchof Kübel geſchehene Veröffentlichung der 
Konzilsbeſchlüſſe, inkluſive des Beſchluſſes über die Infallibilität, ſowie die 
amtliche, im Geſetz- und Verordnungsblatt des Großherzogtums Baden darüber 
erlaſſene Bekanntmachung. 

Eure Excellenz erſuche ich um eine Benachrichtigung, ob von preußiſchen 
Biſchöfen ähnliche Veröffentlichungen erfolgt find, ſowie um eine Aeußerung 
darüber, ob nach der Anſicht des Königlichen Staatsminiſteriums und nach 
Lage der diesſeitigen Geſetzgebung es erforderlich ſein könnte, ſeitens der 
Königlichen Regierung eine Bekanntmachung oder Erklärung in Bezug auf die 
Veröffentlichung der Konzilsbeſchlüſſe und die Bedeutung, welche ſie für die 
inländiſchen rechtlichen Verhältniſſe der katholiſchen Kirche haben möchten, zu 
erlaſſen, und ob etwa aus einer Unterlaſſung ſolcher Erklärungen reſpektive 


1) Die Urkunde über die Erneuerung des Eiſernen Kreuzes datirt vom 19. Juli 1870 


und findet ſich abgedruckt in der preußiſchen Geſetz»Sammlung 1870, S. 437. 
Poſchinger, Bismard-Portefeuille I. 2 
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Verwahrungen ein Nachteil für die künftigen Beziehungen des Staates zur Kirche 
erwachſen könnte.“!) 


* 


Schreiben an den Miniſterialdirektor Weis haupt, betreffend 

die Ermäßigung der Frachtſätze für künſtliche Düngmittel 

auf der hinterpommerſchen Bahn und der Strecke Berlin⸗ 

9 Berlin, den 21. Marz 1870. 

„Die an den Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrat Wehrmann ge— 
richtete Mitteilung Eurer Hochwohlgeboren vom 14. vorigen Monats über die 
Ermäßigung des Tarifs für künſtliche Düngmittel auf der hinterpommerſchen 
Bahn (auf 1 /\o) Pfennig pro Meile mit 1 Thaler Expeditionsgebühr für 
100 Zentner) iſt mir vorgelegt worden. 

Ich erblicke darin ein erfreuliches Zeichen dafür, daß das Direktorium 
der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft den Wünſchen des Publikums wegen 
Ermäßigung der Frachtſätze ſeine Aufmerkſamkeit zuwendet, würde mich aber 
demſelben erſt dann zu Dank verpflichtet fühlen, wenn es jene Ermäßigung 
auch auf der Bahnſtrecke von Berlin nach Stettin einführte, während bezüglich 
der hinterpommerſchen Bahn das Intereſſe an der Rentabililät ebenſo wie der 
maßgebende Einfluß ſich weſentlich auf Seiten der Staatsregierung befinden.“) 


* 


Schreiben an den Geheimen Kabinetsrat v. Wilmowski, 
betreffend die Beſchwerde des Fürſtbiſchofs von Breslau 
gegen den Profeſſor Dr. Reinkens. f 
Verſailles, den 30. Oktober 1870. 
„Eurer Hochwohlgeboren laſſe ich den mir mitgeteilten Immediatbericht des 
Herrn Minifters der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten vom 20. 
dieſes Monats in Betreff der Differenz zwiſchen dem Fürſtbiſchof von Breslau und 
dem Profeſſor Reinkens ?) mit dem verbindlichſten Danke wieder zugehen. In 
der Sache ſelbſt kann ich nur bei meiner bereits früher ausgeſprochenen Anſicht 


1) Das Staatsminiſterium erklärte fic) dafür, daß den Erlaſſen der preußiſchen 
Biſchöfe über die Beſchlüſſe des Vatikaniſchen Konzils gegenüber ein nur theoretiſches 
Eingehen von ſeiten der Staatsregierung nicht ſtattzufinden habe, vielmehr lediglich abzu⸗ 
warten ſein werde, ob daraus praktiſche Konſequenzen gezogen würden, denen die Ver⸗ 
waltung oder die Geſetzgebung entgegenzutreten haben werde (Schreiben vom. 8. Okt. 1870). 

2) Unterm 8. Mai 1870 benachrichtigte darauf der Miniſterialdirektor Weishaupt 
das Staatsminiſterium, daß der ermäßigte Tarif ſeit dem 1. Mai auf allen Linien des 
Berlin⸗Stettiner Unternehmens verſuchsweiſe, vorläufig auf 1 Jahr, eingeführt ſei. 

8) Der Fürſtbiſchof von Breslau hatte im Sommer 1870 gegen Profeſſor Reinkens 
wegen ſeiner Schrift „Papſt und Papſtthum“ Beſchwerde erhoben und ein Einſchreiten der 
Regierung gegen ihn verlangt. 
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beharren, daß die Königliche Staatsregierung keine Veranlaſſung habe, ſich in 
dieſe Angelegenheit einzumiſchen. 

Die aus den Statuten der Univerſität abgeleitete Verpflichtung der 
Königlichen Regierung, einer Beſchwerde des Fürſtbiſchofs gegen die literariſche 
Thätigkeit eines Profeſſors der Theologie ‚mit Ernſt und Nachdruck Folge zu 
geben“, ſofern ſie begründet ſei, kann jedenfalls nur dann eintreten, wenn der 
Gegenſtand der Beſchwerde zur Kognition der Staatsregierung überhaupt gehört. 
Im vorliegenden Fall handelt es ſich um die Behandlung einer dog— 
matiſchen Frage; und das Urteil darüber, ob dieſe Behandlung in Stil 
und Form angemeſſen ſei oder nicht, kann von der Beurteilung der dogmatiſchen 
Seite nicht getrennt werden. 

Ueberdies iſt nicht zu bezweifeln, daß in einem großen Teil der katholiſchen 
Kirche gerade jetzt eine über einen Profeſſor in Bezug auf ſeine Behandlung 
der Infallibilitätsfrage verhängte Rüge einen üblen Eindruck hervorbringen und 
eine falſche Auffaſſung von der Stellung der Königlichen Regierung zu dieſer 
Frage bewirken würde. 

Ich kann daher nur dafür ſtimmen, daß der Herr Miniſter der geiſtlichen rc. 
Angelegenheiten von einer dem p. Reinkens zu erteilenden Rüge, wenn auch in 
mildeſter Form, ganz abſehe und dem Fürſtbiſchof auf eine etwa erneute Er— 
innerung an ſeine Beſchwerde in freundlicher Weiſe antworte, daß die Königliche 
Staatsregierung, ohne den geiſtlichen Zenſuren, die er etwa für nötig halten möchte, 
vorzugreifen, ihrerſeits zu einer Einwirkung in dieſer weſentlich die Behandlung 
dogmatiſcher Fragen betreffenden Angelegenheit keine Veranlaſſung finde. 

Eure Excellenz erſuche ich, dieſe meine Anſicht Seiner Majeſtät dem 
Könige vortragen zu wollen.“) 


* 


Schreiben an den Geheimen Kabinetsrat v. Wilmowski, 
betreffend die Beſchwerde des Fürſtbiſchofs von Breslau 
gegen den Profeſſor Dr. Reinkens. 


Verſailles, den 31. Dezember 1870. 


„Eurer Hochwohlgeboren beehre ich mich anliegend den mir unter dem 18. 
dieſes Monats auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs mit dem Anheimſtellen 
einer Aeußerung mitgeteilten Immediatbericht des Herrn Miniſters der geiſtlichen 
2c. Angelegenheiten vom 12. dieſes Monats, betreffend die Beſchwerde des 


1) Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten lehnt in einem Beſcheide vom 
12. Nov. 1870 ein Einſchreiten der Regierung gegen den Profeſſor Reinkens ab, weil die 
Form des Buches, wenn auch vielleicht nicht immer ganz angemeſſen, doch nicht als anſtößig 
und die Grenzen der Lehrfreiheit überſchreitend, bezeichnet werden könne, der dogmatiſche In⸗ 
halt aber nicht den Staat berühre. Wegen der weiteren Entwicklung vgl. das folgende Schreiben. 
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Fürſtbiſchofs von Breslau gegen den Profeſſor Dr. Reinkens !), wieder zu 
überſenden. 

Mit der Auffaſſung des Herrn Miniſters von Mühler, wie ſie in ſeinem 
Schreiben an den Fürſtbiſchof vom 12. November und in dem Berichte ſelbſt 
dargelegt ift, kann ich mich nur einverſtanden erklären und finde in der Ant- 
wort des Fürſtbiſchofs vom 19. dieſes Monats nichts, was ein Abgehen von 
der einmal eingenommenen Stellung der Königlichen Staatsregierung recht⸗ 
fertigte, wonach die Suspenſion von der prieſterlichen Funktion als eine 
innere kirchliche Angelegenheit zu behandeln iſt, in der Entziehung der Missio 
canonica aber keine Veranlaſſung gefunden werden kann, der Lehrthätigkeit der 
davon Betroffenen an der Univerſität Hinderniſſe in den Weg zu legen, oder 
ſie im Genuß ihrer ſtaatlichen Beſoldung zu beunruhigen. Ein Eingehen 
auf die Klagen über das Verhalten der theologiſchen Lehrer zu der Autorität 
des Vatikaniſchen Konzils und dem Dogma von der Unfehlbarkeit würde auch 
mir nicht thunlich erſcheinen, und eine Erörterung der Frage, welche Autorität 
das Konzil und das Dogma in Anſpruch nähme, dürfte für jetzt noch nicht 
erforderlich oder zeitgemäß ſein. 

Ich teile die Anſicht des Herrn Miniſters von Mühler, daß dieſe Frage 
zunächſt ganz dem kirchlichen Gebiete überlaſſen und auf demſelben zum Austrage 
gebracht werden muß. 

Der jetzt von dem Herrn Miniſter an Seine Majeſtät den König gerichtete 
Antrag, ihm die Beſcheidung des Fürſtbiſchofs von Breslau auf der im 
Bericht dargelegten Auffaſſung gu überlaſſen, das heißt durch ein— 
fache Ablehnung ſeiner unannehmbaren Forderungen, entſpricht 
daher meiner Anſicht, wie ich ſie bereits in meinem Schreiben an Eure 
Excellenz d. d. Ferrières, den 22. September ausgeſprochen habe, und erſuche 
ich Eure Excellenz, dieſe meine Auffaſſung bei Ihrem Immediatvortrage Seiner 
Majeſtät dem Könige darzulegen. 

Ob es als möglich erſcheint, von dem durch die Verhandlung zu Breslau 
vom 29. April 1850 feſtgeſtellten Abkommen, wonach die Missio canonica 
als „jederzeit revocabel“ ausdrücklich bezeichnet iſt, zurückzutreten, vermag ich, 
bei dem Mangel jedes weiteren Materials darüber, hier nicht zu beurteilen, 
glaube auch, daß dies zunächſt in dem Königlichen Miniſterium der geiſtlichen 
2c. Angelegenheiten zu erörtern ſein wird.“ 

* 


1) Der Fürſtbiſchof von Breslau hatte unterm 19. Nov. 1870 gegen den in der 
Schlußnote Sejte 19 erwähnten Beſcheid des Kultusminiſters remonſtrirt und verlangt, 
daß Reinkens wegen Auflehnung gegen das Oekumeniſche Konzil, gegen den Papſt und 
gegen ſeinen Diözeſenbiſchof von ſeinem Lehramte entfernt werde. Außerdem hatte der 
Erzbiſchof erklärt, daß er dem Reinkens die Missio canonica (d. h. die Berechtigung zu 
theologiſchen Vorleſungen an der Univerſität) entzogen und ihn auch von der prieſterlichen 
Funktion ſuspendirt habe. 


Schreiben an den Geheimen Kabinetsrat v. Wilmowski, 
betreffend die Stiftung eines neuen Ordens für Deutſch— 
lands Frauen. 
Verſailles, den 1. Februar 1871. 


„Eurer Hochwohlgeboren erwidere ich auf das Schreiben vom 26. vorigen Mo— 
nats, betreffend die Stiftung eines neuen Ordens für Deutſchlands Frauen, unter 
Wiederanſchluß der Anlagen, daß ich es auch meinerſeits für angezeigt halte, die 
Verdienſte der Frauen in dem gegenwärtigen Kriege durch ein dem Eiſernen Kreuze 
analoges Ehrenzeichen zur öffentlichen Anerkennung zu bringen. Dabei würde ich 
aber empfehlen, dem in Frage ſtehenden Ehrenzeichen einen anderen Namen 
beizulegen. ‚Verdienſtkreuz' ijt nach meinem Dafürhalten ein Name, der dem 
Charakter und der eigentümlichen Thätigkeit des weiblichen Geſchlechts weniger 
entſpricht, und dem außerdem auch die hiſtoriſche Reminiscenz fehlt, welche 
das qu. Ehrenzeichen zu einem analogen des Eiſernen Kreuzes macht. 

Nach meinem unvorgreiflichen Dafürhalten dürfte es ſich eher empfehlen, 
dem neuen Orden den Namen Kreuz-Orden' beizulegen und durch dieſen 
Namen die hiſtoriſche Beziehung zu dem Eiſernen Kreuz feſtzuhalten. 

Gegen die ſonſtigen Modalitäten des Vorſchlags und der Verleihung, wie ſie 
in dem Bericht d. d. Homburg, den 13. November vorigen Jahres näher dar— 
gelegt find, finde ich nichts zu erinnern. Die ausgeſprochene Abſicht, die Ver— 
leihung auf hervorragende Leiſtungen in dem gegenwärtigen Kriege zu beſchränken, 


läßt die dort vorgeſchlagenen Modalitäten als die zweckmäßigſten erſcheinen.“ ) 
* 


Telegraphiſche Depeſche an den Handelsminiſter Grafen Itzenplitz, 
betreffend die Verwendung von Beamten der franzöſiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaften in den abgetretenen Landesteilen. 


Metz, den 7. März 1871. 
„Ich bitte Eure Excellenz die Rückkehr oder den Eintritt in Funktion jedes 
Beamten franzöſiſcher Geſellſchaften in den abgetretenen Landesteilen unterſagen 
und verhindern laſſen zu wollen. Der Dienſt, der ohne ſie nicht geleiſtet 
werden kann, wird vor der Hand unterbleiben müſſen. Näheres mündlich.“ 2) 
* 


Schreiben an die Direktion der Berlin-Hamburger Eiſenbahn— 
geſellſchaft, betreffend Verwendung für einen Eiſenbahn— 
bedienſteten. 
Berlin, den 19. Oktober 1871. 
„Der Direktion erlaube ich mir die beifolgende Eingabe der Ehefrau des 


Zugführers Henne vom 29. vorigen Monats mit dem Bemerken zu überſenden, 


1) Mittelſt Allerhöchſter Kabinets-Ordre vom 3. März 1871 erfolgt die Stiftung des 
Verdienſtkreuzes für Frauen und Jungfrauen, welche ſich während des Krieges mit Frankreich 
durch Pflege der Verwundeten ausgezeichnet haben. Der betreffende Allerhöchſte Erlaß vom 
22. März 1871 findet fic) abgedruckt in der preuß. Geſetz-Sammlung, S. 158. 

2) Dasſelbe Telegramm (von der Hand des Grafen Bismarck) erging an den General: 
Gouverneur Grafen Bismarck-Bohlen in Straßburg. 
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daß es mir leid thun würde, wenn der p. Henne wegen des in dieſer Eingabe 
erwähnten Vorfalles vom 2. Juli dieſes Jahres auf dem Wittenberger Bahnhofe!) 
in ſeiner Penſion verkürzt werden ſollte. Der Henne ſchien mir an jenem Tage 
zwar etwas ſtärker als gewöhnlich gefrühſtückt zu haben und äußerte ſeine freund— 
lichen Geſinnungen für mich in einer dementſprechenden, aber für mich in keiner 
Weiſe verletzenden Form. Die Direktion würde mich zu Dank verpflichten, 
wenn ſie die Bittſtellerin ſo beſcheiden wollte, daß der Henne nicht durch ſeine 
Begegnung mit mir Nachteile erleidet, die ihm ſonſt erſpart geblieben wären.“ 
* 


Notiz des Geheimen Legationsrats Bucher für das Staats⸗ 

miniſterium, betreffend die Einführung des deutſchen 

Sprachunterrichts in den nordſchleswigſchen Schulen. 

Berlin, den 16. Mai 1871. 

„Seine Durchlaucht wünſcht, daß die Einführung der deutſchen Sprache 
in den Schulen Nordſchleswigs nach Maßgabe der Verfügung des Herrn 
Kultusminiſters vom 22. Juni vorigen Jahres betrieben und der Oberpräſident 
exitirt werde.“ 2) 

* 


Votum, betreffend die Vorbeiführung der Moſelbahn bei Coblenz 

reſpektive die Anlegung eines Bahnhofes daſelbſt (Auszug). 

Berlin, den 27. März 1877. 

„— — Es erſcheint durch politiſche Rückſichten geboten, dieſe Frage jo raſch 
wie möglich wenigſtens zu einem vorläufigen Abſchluß zu bringen. Die Herſtellung 
einer direkten Eiſenbahnverbindung von dem rechten Rheinufer bei Oberlahn- 
ſtein zum linken Moſelufer bei Diedenhofen iſt angeſtrebt worden. Im Fall 
einer Nötigung zum Kriege müßte, ſolange eine ſolche Bahn nicht vorhanden 
wäre, der Aufmarſch der Armee um mindeſtens einen Tag verzögert werden. 
Wenn nun auch augenblicklich keine Anzeichen dafür vorliegen, daß eine ſolche 
Eventualität eintreten könnte, ſo erſcheint es doch als eine Pflicht, ſchon jetzt 
im Frieden alle diejenigen Vorkehrungen zu treffen, welche bei drohender Kriegs— 
gefahr nur mit größerer Gefährdung des Friedens und im Mobilmachungsfalle 
nur in übereilter Weiſe vorgenommen werden könnten. Dem Entgegenkommen 
des Herrn Handelsminiſters iſt zu danken, daß der Anſchluß der Pfälzer Bahnen 
an St. Johann möglich geworden iſt. Ferner iſt die Fertigſtellung der Bahn⸗ 


1) Worin der Vorfall beſtanden, iit — in Ermanglung der gedachten Eingabe — nicht 
feitzuftellen. 

2) Der gedachte Unterricht nimmt am 1. Oktober 1871 ſeinen Anfang; dagegen erhob 
ſich ſpäter Widerſpruch. Man vgl. den von den Polen im Abgeordnetenhauſe eingebrachten 
Entwurf eines Geſetzes, betr. die Unterrichtsſprache ſowie den Unterricht in deutſcher Sprache 
in den nordſchleswigſchen Volksſchulen (Druckſ. Nr. 99, Haus der Abgeordn., 15. Legis- 
laturperiode, I. Seſſion 1882/83). 
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linie Teterchen —Bolchen in Ausſicht genommen. Wichtiger noch erſcheint die 
Moſelbahn, um die militäriſche Verbindung mit den Reichslanden zu ſichern. 

Die Schwierigkeiten, welche fic) der Vollendung dieſer Bahn entgegen- 
ftellen, und welche ſich hauptſächlich um die Anlage des Bahnhofes bei Coblenz 
drehen, ſind am einfachſten zu beſeitigen, wenn der neue Bahnhof aus den 
Rayons der Feſtung hinaus in das nördlich von dem Fuße der Karthauſe 
belegene Terrain verlegt wird. Die dadurch gebildete Linie iſt die kürzeſte für 
den Betrieb und geſtattet deſſen Fortführung völlig unabhängig von einer 
etwaigen Armierung der Feſtung. Die Entfernung des Bahnhofs von dem 
Stadthore beträgt nur tauſend Schritt. 

Alle übrigen Projekte, welche auf einem geringeren oder größeren Umbau 
der jetzigen Enceinte baſieren, erfordern einen Aufwand an Mehrkoſten von 
zwei bis drei Millionen Mark. Weder der Militär- noch der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung können ſo große Opfer zugemutet werden. Auch die Stadt Coblenz, 
welche ihres Perſonenverkehrs wegen ein Intereſſe daran hat, den Bahnhof 
möglichſt nahe der Stadt eingerichtet zu ſehen, beabſichtigt nicht und wird 
kaum in der Lage ſein, eine ſo große Geldſumme aufzubringen und zu ver— 
zinſen. Die Gefahr liegt daher nahe, daß eine Bahn, deren ſtrategiſche Be— 
deutung ſeit dem Jahre 1871 außer allem Zweifel ſteht, wegen Mangel an 
Einigung über die Aufbringung der Geldmittel unvollendet bleibt. Bei der 
politiſchen Tragweite der vorliegenden Frage halte ich es als Präſident des 
Staatsminiſteriums und als auswärtiger Miniſter für meine Pflicht, den Vere 
ſuch zu machen, die Angelegenheit einer ſchleunigen Erledigung zuzuführen.“ 4) 


* 


Erlaß an den Grafen zu Limburg-Stirum, betreffend die 
Mängel des deutſchen Exporthandels. 
Friedrichsruh, den 26. Oktober 1880. 


„Die Nummer 499 der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung‘ enthält einen 
ſehr beachtenswerten Leitartikel über einige der Fehler, welche unſerem über— 
ſeeiſchen Exporthandel anhaften. Ich vermiſſe, obſchon ich ſeit längerer Zeit 
meine Aufmerkſamkeit der Frage zugewandt habe, alle und jede Berichterſtattung 
unſerer Konſulate über die Schäden, die unſer überſeeiſcher Handel infolge 
unredlicher und nachläſſiger Lieferungen erleidet. Aeußerlich weiß ich, daß 
Fälle vorgekommen ſind, wo Schwerter in der Scheide ohne Klinge, Scheeren 
aus einem Gußſtück und dergleichen, Pakete, welche im Innern ſchlechtere 
Ware enthielten wie in der äußeren Verpackung, in überſeeiſchen Ländern aus 
Deutſchland anlangten. Die in den anliegenden Artikeln erwähnten Mängel 
der Verpackung und Aufmachung ſind für den geſamten deutſchen Handel nicht 
minder ſchädlich als jene Betrügereien. Ich halte für Pflicht der amtlichen 


1) Die Anregung des Fürſten Bismarck war von Erfolg begleitet. 
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Organe des Reichs, dieſe Vorkommniſſe zu kontrolliren und amtlich zur Anzeige 
zu bringen, damit denſelben, ſoweit ſolches möglich iſt, durch amtliche und 
publiziſtiſche Belehrung entgegengewirkt werden kann. Ich wünſche deshalb, 
daß zunächſt ſämtliche Berufskonſuln in überſeeiſchen Ländern, namentlich in 
Amerika und Oſtaſien, aber auch in der Levante, angewieſen werden, über 
ihre bisherigen Wahrnehmungen bezüglich der angedeuteten Vorkommniſſe zu 
berichten und der Kontrolle derſelben ihre Aufmerkſamkeit dauernd zuzuwenden. 

Das an die Konſulate zu richtende Zirkular, in welchem auf die akten⸗ 
mäßig etwa bekannten Mängel beſtimmter Zweige des Exports Bezug zu nehmen 
iſt, wünſche ich im Entwurf zu ſehen und ſelbſt zu zeichnen.“ 


x 


Zirkular an die Kaiſerlichen Berufskonſuln, betreffend die 
Mängel des deutſchen Exporthandels. 


Friedrichsruh, den 6. November 1880. 


„Eure ꝛc. ꝛc. kennen die Klagen, welche über nachläſſige und ſelbſt 
unredliche Lieferungen in unſerem überſeeiſchen Exporthandel laut geworden 
ſind, und die Schäden, welche Induſtrie und Handel durch Vorkommniſſe der 
Art erleiden. 

Nach vorliegenden Mitteilungen aus früherer und aus neueſter Zeit tritt 
in den deutſchen Lieferungen mitunter ein beklagenswerter Mangel an Bu- 
verläſſigkeit zu Tage, ſowohl was die Qualität als was das Maß betrifft. Die 
dadurch gewonnenen augenblicklichen Vorteile ſchädigen das Vertrauen nicht nur 
zu den Häuſern, welche ſie erſtreben, ſondern bringen Deutſchlands Induſtrie 
und Handel in ihrer Geſamtheit in Mißkredit. Es iſt daher die Aufgabe des 
Reichs, auf die Abſtellung dieſer Mißbräuche nach Kräften hinzuwirken. Auch die 
Aufmachung und Verpackung deutſcher Waren bilden den Gegenſtand lebhafter 
und immer wiederkehrender Beſchwerden. Die deutſche Aufmachung läßt in 
der Form und in der Gefälligkeit des äußeren Anſehens zu wünſchen übrig und 
ſteht darin namentlich der franzöſiſchen und engliſchen nach. Die Verpackung 
entſpricht in vielen Fällen nicht einmal den notwendigſten Erforderniſſen des 
Schutzes der Ware, ſo daß letztere häufig zerbrochen oder beſchädigt am Be⸗ 
ſtimmungsorte anlangt. 

Angeregt durch die Ergebniſſe der von dem Kaiſerlichen Geſchäftsträger 
für Zentralamerika im vorigen Jahre veranlaßten Enquete, auf welche fic) der 
Erlaß vom 13. Juli dieſes Jahres bezog, hat das Aelteſtenkollegium der 
Berliner Kaufmannſchaft die Sachverſtändigenkommiſſion für gewerbliche An⸗ 
gelegenheiten zum Bericht über die Frage aufgefordert: 

Was können und müſſen Deutſchlands Gewerbe- und Handeltreibende 
zur Förderung des überſeeiſchen Exporthandels thun?“ 


Auch der hiernach erſtattete Bericht weiſt auf die Notwendigkeit hin, die 
von mir bezeichneten Mängel abzuſtellen. 

Es iſt die Aufgabe der Organe des Reichs, Vorkommniſſe der fraglichen 
Art zu kontrolliren und amtlich zur Anzeige zu bringen, damit denſelben, 
ſoweit ſolches möglich iſt, durch amtliche und air Belehrung entgegen— 
gewirkt werden kann. 

Eure ꝛc. ꝛc. erſuche ich deshalb, ſich die Erfüllung dieſer Pflicht beſonders 
angelegen ſein zu laſſen. 

Ich ſehe einer fortlaufenden Berichterſtattung über Ihre desfalſigen Wahr⸗ 
nehmungen unter Namhaftmachung der einzelnen Ihnen bekannten Fälle, welche 
eine Remedur beſonders angezeigt erſcheinen laſſen, entgegen und füge zur 
gefälligen Benutzung den vorn erwähnten Bericht ſowie eine den Ergebniſſen 
der zentralamerikaniſchen Enquete entlehnte Zuſammenſtellung von Bemerkungen 
über den deutſchen Export und deſſen Mängel hier bei.“ 

x 
Bemerkungen über die Abnahme des Trieſter Handels.!) 


(Freihafenfrage.) 
Friedrichsruh, den 15. November 1880. 


„Der Grund des ſteten Rückganges von Trieſt liegt unſerer Anſicht nach 
klar zu Tage, und bedarf es keiner Kommiſſionen, um die Urſachen desſelben 
erſt zu ermitteln: er wird einfach verſchuldet durch Trieſts Freihafenſtellung, 
welche dieſe Stadt vom Binnenlande abſchneidet und ſie zum Zollauslande für 
das übrige Oeſterreich macht. Solange Trieſt mit ſeinem Hinterlande nicht 
ebenſo frei verkehren kann wie die mit ihm rivaliſirenden Häfen, wird der 
Geſamtwohlſtand der ſtädtiſchen Bevölkerung auch im Rückgang bleiben; es 
findet dort eben unter gleichen Vorbedingungen die gleiche Rückentwickelung 
ſtatt wie in Hamburg, und wenn Hamburg ſo lange Freihafen ſein wird, 
wie Trieſt es bisher geweſen iſt, ſo wird die Verarmung der Mehrheit der 
Bevölkerung das Bedürfnis der Abhilfe auch da zu einem dringlichen machen.“ 

* 
Auszug aus einem Schreiben an einen deutſchen Fürſten, 
betreffend die Uebernahme des Lebensverſicherungsweſens 
durch den Staat. Erſter Entwurf eines Unjallverfiderungs- 
* Friedrichsruh, den 21. Dezember 1880. 

„Eurer Hoheit danke ich unterthänigſt für das gnädige Schreiben vom 

13. vorigen Monats,) deſſen Beantwortung ich aufgeſchoben habe, bis ich im 


1) Die vorſtehenden Bemerkungen bezw. Betrachtungen knüpfte Fürſt Bismarck an 
einen Konſularbericht, welcher ſich über die Abnahme des Trieſter Handels und die Mittel 
zur Wiederbelebung desſelben verbreitete. 

) Der fürſtliche Adreſſat hatte mittelſt Schreibens vom 13. Nov. 1880 dem 
Fürſten Bismarck eine Abhandlung des Profeſſors Dr. Büchner in Darmſtadt überſandt, 
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ſtande war, Höchſtdemſelben die anliegende Abſchrift des vorläufigen Entwurfs!) 
vorzulegen. Ich habe den Aufſatz des Herrn Profeſſors Büchner mit Intereſſe 
geleſen, und Eure Hoheit werden bei gnädiger Einſicht der Anlage finden, 
daß die diesſeitige Auffaſſung der Frage der des Herrn Büchner in der Haupt- 
ſache verwandt iſt. 

Es läßt ſich nicht erwarten, daß eine ſo umfängliche Aufgabe wie die 
hiermit in Angriff genommene ſich durch die erſte Vorlage in umfaſſenderer 
und annähernd befriedigender Weiſe wird löſen laſſen. Sie wird in den ver— 
ſchiedenen Stadien der Prüfung, welche ſie bei den verbündeten Regierungen, 
in der Preſſe, im Bundesrat, im Reichstag und in den Kreiſen der Sach— 
verſtändigen zu durchlaufen hat, weſentliche Aenderungen und, wie ich hoffe, 
Erweiterungen erfahren und gewiß zunächſt manche reſultatloſe Kämpfe herbei— 
führen. Die Ausſicht auf ſolche kann aber meines unterthänigſten Dafürhaltens 
die Regierung von der Erfüllung der Pflicht nicht abhalten, die Bearbeitung 
dieſes ausgedehnten und ſchwierigen Gebietes durch ihre amtliche Initiative in 
Gang zu bringen und zu fördern, ohne ſich durch die Ausſicht auf Mißerfolge 
beirren zu laſſen. 

Meine Abſicht iſt, die Anlage behufs Vorbereitung des preußiſchen Votums 
über dieſelbe zunächſt dem preußiſchen Volkswirtſchaftsrat vorzulegen, ſobald er 
konſtituirt ſein wird. Ich hoffe, daß dieſes Inſtitut ſich hinreichend bewähren 
wird, um die Ausdehnung desſelben auf das ganze Reich den verbündeten 
Regierungen annehmbar zu machen.“ 2) 


* 


welche ſich mit der Uebernahme des Lebensverſicherungsweſens durch den Staat beſchäftigte. 
Büchner verwies hier auf die ungenügende Entwickelung des privaten Lebensverſicherungs— 
weſens und erblickte den Hauptgrund derſelben in der relativen Unſicherheit der Privat— 
verſicherungsgeſellſchaften. Zu helfen fei nur durch den Uebergang des Lebensverſicherungs— 
weſens auf den Staat, eventuell durch Gründung dem Zwecke gewidmeter ſtaatlicher Inſtitute. 
Die Konzentrirung des bisherigen Lebensverſicherungsweſens in der Hand des Staates 
würde den großen Vorteil haben, daß durch die Vereinfachung der Maſchinerie und Ver⸗ 
waltung ſowohl wie durch den Wegfall der Tantiemen und Aktien-Prämien eine bedeutende 
Koſtenerſparnis erzielt und damit auch den Verſicherten ein größerer pekuniärer Vorteil ein- 
geräumt werden könnte. (Fürſt Bismarck begleitet dieſen Satz mit der Randbemerkung „keine 
Dividende vom Elend!“) Vollen Erfolg verſprach ſich Büchner nur von einer obli- 
gatoriſchen oder zwangsweiſen Einführung der Lebensverſicherung, und es ſollte 
der Staat als ſolcher gewiſſermaßen eine einzige, große, auf Gegenſeitigkeit begründete Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft fein oder bilden. 

1) Fürſt Bismarck nimmt hier Bezug auf den dem Bundesrat unterm 13. Jan. 1881 
vorgelegten erſten Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Verſicherung der in Bergwerken, 
Fabriken und anderen Betrieben beſchäftigten Arbeiter gegen die Folgen der beim Betrieb 
ſich ereignenden Unfälle. 

2) Unterm 14. Januar 1881 legte Fürſt Bismarck den erſten Entwurf eines Geſetzes, 
betr. die Verſicherung der in Bergwerken, Fabriken und anderen Betrieben beſchäftigten 


Votum, ) betreffend den Geſetzentwurf über die Verſicherung 
der in Bergwerken, Fabriken ꝛc. beſchäftigten Arbeiter 
gegen die Folgen der beim Betriebe ſich ereignenden Un- 
fälle. (Auszug.) 
Berlin, den 15. Februar 1881. 


(Stellungnahme zu den von dem Volkswirtſchaftsrat zu dem Geſetzentwurf 
gefaßten Beſchlüſſen und Reſolutionen.) 

„Aus den in den Verhandlungen des permanenten Ausſchuſſes zur Sprache 
gebrachten Gründen ſpreche ich mich dafür aus, daß ſtatt der Landarmen— 
verbände der Staat oder das Reich ein Drittel der Prämie für die Arbeiter 
der unterſten Lohnſtufe übernehme. Für dieſe Abänderung ſpricht auch der in 
den Motiven bereits hervorgehobene Umſtand, daß grundſäͤtzlich die öffentliche 
Armenpflege überhaupt vom Staate ausgeht und die Uebertragung derſelben 
auf engere Verbände nur eine Frage der Zweckmäßigkeit ijt. Um den Schwierige 
keiten zu begegnen, welche bei Heranziehung des Staates von einzelnen Bundes- 
ſtaaten gegen den Geſetzentwurf erhoben werden dürften, wird die Uebernahme 
der Beitragsleiſtung auf das Reich zu befürworten ſein. 

Auch die Abſtufung der Prämienbeiträge für die Arbeiter mit mehr als 
750 4 Lohn erſcheint zur Vermeidung eines zu ſchroffen Uebergangs zweck— 
mäßig; jedoch wird, um einer zu hohen und durch die Verhältniſſe der Arbeiter 
nicht geforderten Belaſtung der Unternehmer vorzubeugen, die Heranziehung 
der Arbeiter mit der Hälfte der Prämie ſchon bei 1000 4, ftatt bei 1200 -% 
zu beginnen haben. 

Außer denjenigen Abänderungen des Entwurfs, welche ſich nach den Ver- 
handlungen des Volkswirtſchaftsrats als ratſam herausgeſtellt haben, dürfte 
noch eine Ergänzung desſelben zu befürworten ſein, wodurch ein bereits in 
den Motiven angeregter Gedanke zum geſetzlichen Ausdruck gelangen würde. 

Auf Seite 28, 29, 30 und 31 der Motive werden die Vorzüge hervor— 
gehoben, welche den Unfallverſicherungsgenoſſenſchaften beiwohnen. Ich halte 
dieſe Vorzüge für ſo erheblich und namentlich die Wahrnehmung der Aufſicht 
über Einrichtung und Betrieb der gewerblichen Anlagen durch Organe freiwillig 
zuſammentretender Genoſſenſchaften für ſo wünſchenswert, daß ich die praktiſche 
Ausführung dieſes Gedankens nicht, wie es in den Motiven geſchieht, lediglich 
einer zukünftigen Geſetzgebung vorbehalten, vielmehr ſchon jetzt eine Beſtimmung 


Arbeiter gegen die Folgen der beim Betriebe ſich ereignenden Unfälle, dem preußiſchen 
Staatsminiſterium mit dem Erſuchen vor, zunächſt die Aeußerung des Volkswirtſchaftsrats 
über den Entwurf herbeiführen und ſodann über die Stellung, welche preußiſcherſeits zu 
dem Entwurf bei den Verhandlungen im Bundesrat einzunehmen iſt, Beſchluß faſſen zu wollen. 
Zu bemerken iſt noch, daß die dem Geſetzentwurf beigefügte Begründung zum nicht 
geringen Teil von der Hand Sr. Durchlaucht iſt. Das vom Fürſten Bismarck durch⸗ 
gearbeitete Manuskript umfaßt obne das beigefügte Dr. Heimſche Gutachten 318 Seiten. 
1) Ergangen in der Eigenſchaft des Fürſten Bismarck als Miniſter für Handel 
und Gewerbe. 
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in den Entwurf aufgenommen jehen möchte, wodurch dem Bundesrat diejenigen 
Vollmachten erteilt werden, welche erforderlich ſind, um Genoſſenſchaften der 
erwähnten Art, jo weit fie in dem Rahmen der Reichs-Unfallverſicherungsanſtalt 
möglich ſind, ins Leben zu rufen. Zu dem Ende würde im Geſetz vorzuſehen 
ſein, daß lokalen oder provinziellen Genoſſenſchaften von Unternehmern gleicher 
oder verwandter Induſtriezweige geſtattet werde, ſtatt der nach dem Prämien- 
tarif zu zahlenden Beiträge alljährlich diejenigen Beiträge unter ſich nach dem 
Prinzip der Gegenſeitigkeit aufzubringen und an die Reichs-Verſicherungsanſtalt 
abzuführen, welche zur Deckung der innerhalb der Genoſſenſchaſt entſtehenden 
Entſchädigungsanſprüche erforderlich ſind. Die Einräumung dieſer Befugnis 
würde davon abhängig zu machen fein, daß die Genoſſenſchaft eine wirkſame 
gemeinſame Beaufſichtigung der ihr angehörenden Betriebe zum Zweck der 
Verhütung von Unfällen herſtellte. Daneben würde, um das Reich gegen 
Benachteiligung zu ſichern, beſtimmt werden müſſen, daß der von demſelben 
zu leiſtende Prämienbeitrag die Summe, auf welche er ſich bei Zugrundelegung des 
allgemeinen Prämientarifs belaufen würde, auch dann nicht überſteigen dürfe, wenn 
die Mitglieder der Genoſſenſchaft ihrerſeits höhere Beiträge zu zahlen hätten.“ 
* 
Schreiben des Auswärtigen Amts an den Staatsjefretär des 
Innern, betreffend die geſetzliche Regelung des Aus— 


wanderungsweſens. (Auszug.) e iets welll 
Berlin, den 20. Mai a 


„Seine Durchlaucht iſt der Anſicht, daß die gegenwärtig hinſichtlich dieſer 
Materie (Seil. des Auswanderungsweſens) in Deutſchland geltenden geſetzlichen 
und ſonſtigen Vorſchriften ſowie namentlich auch die Organiſation des Agenten— 
weſens dem Intereſſe des Reichs nicht entſpreche. Es werde nützlich ſein, die 
Auswanderung nicht zu erleichtern, ſondern zu erſchweren. In dieſer Beziehung 
werde zwar nicht ſo weit gegangen werden können, Leute, welche nicht im 
Lande bleiben wollen, vielmehr ihr Vaterland zu verlaſſen und in der Fremde 
eine Heimſtätte zu begründen entſchloſſen find, durch irgend eine Preſſion zurück— 
zuhalten. Wohl aber werde darauf Bedacht genommen werden müſſen, jede 
Förderung und Erleichterung des Auswanderns, namentlich auch jeden ſtaat— 
lichen Aufwand für Auswanderung zu vermeiden. 

Unter dieſem Geſichtspunkte ſei beſonders ſtaatlicherſeits die Bethätigung 
von Teilnahme für diejenigen Deutſchen, welche ihre Beziehungen zum Vater— 
lande gelöſt haben, zu unterlaſſen, und dies als Richtſchnur unſerer Wud. 
wanderungspolitik auch öffentlich zu bekennen.“ !) 


ok 


1) Bei einer früheren Gelegenheit, als der Antrag geftellt worden war: deutſche 
Beamte möchten die Provinz Rio Grande do Sul bereiſen und darüber Bericht erſtatten, 
bemerkte Fürſt Bismarck: „Ich bin nicht neugierig zu wiſſen, wie es Leuten geht, welche 
den Staub des Vaterlandes abgeſchüttelt haben.“ 


ee SOG te. 


Vertrauliche Aeußerung, betreffend die Handelsverhältnifje von 
Reval, Liebau und Riga. (Auszug.) = 
Kiſſingen, den 11. Juli 1881. 


„— — Wenn Liebau Reval überflügelt hätte, ſo wäre dadurch noch nicht 
der Beweis geführt, daß es Königsberg benachteiligt, außer inſoweit, als 
Königsberger Kaufleute dort durch Kommanditen Geſchäfte betreiben. Eine 
Handelsſtadt läßt ſich nicht improviſiren, dazu gehort viel Zeit, Arbeit und 
Kapital ꝛc. 

Die Leute, welche in Liebau jetzt Geſchäfte machen, ſind Königsberger 
Kaufleute; durch die neu entſtandenen Eiſenbahnen wird ſich der Handel von 
Riga allerdings teilweiſe nach Liebau ziehen, dann wendet er von letzterem Ort 
aber eben ſich ab, und Rigaer Firmen werden mit Königsbergern in Liebau 
konkurriren. Wenn die Königsberger Kaufleute es vorziehen und einträglicher 
finden, ihr Geld jetzt in Liebau zu verdienen, ſo ändert das an dem Geſamt— 
gewinn der betreffenden Handelshäuſer nichts. Ein ruſſiſcher Liebauer 
Handelsſtand iſt nicht vorhanden und läßt ſich dort am allerwenigſten aus 


dem Boden ſtampfen.“ 
* 


Schreiben des Grafen Herbert Bismarck an den Unteritaats- 
ſekretär Busch, betreffend die Beſchaffung zuverläſſiger und 
fortlaufender Nachrichten über den Stand der landwirt— 
ſchaftlichen Produkte im Auslande. 
Varzin, den 14. September 1881. 


„Es iſt dem Herrn Reichskanzler aufgefallen, daß ſeitens unſerer Miſſionen 
niemals Berichte über die Ausſichten beziehungsweiſe Ergebniſſe der Ernte in 
den Ländern, wo ſie beglaubigt ſind, einlaufen. Um dieſem Uebelſtande abzu— 
helfen, will der Herr Reichskanzler ein Zirkular an ſämtliche Miſſionen richten, 
durch welches dieſelben zu einer ſolchen Berichterſtattung in regelmäßigen Zeit- 
räumen — etwa alle vier bis ſechs Wochen — aufgefordert werden. 

Die Botſchaften und größeren Miſſionen, denen Generalkonſulate und 
Konſulate unterſtehen, würden von ſämtlichen letzteren dergleichen Berichte zu 
extrahiren und dieſe demnächſt mit ihren eigenen Wahrnehmungen dem Aus— 
wärtigen Amte einzureichen haben. Es würde in dem Zirkular zu verlangen 
ſein, die betreffenden Berichte in ſolcher Form abzufaſſen, daß ſie zur amtlichen 
Publikation geeignet ſind. Für den Reichskanzler kommt bei dieſer Maßregel 
hauptſächlich in Betracht, durch derartige auf offizielle Quellen zurückzuführende 
Veröffentlichungen den meiſt tendenziös gefärbten Angaben über den Stand 
der landwirtſchaftlichen Produkte im Auslande die Spitze abzubrechen, welche 
nur dem Zwecke dienen, das Intereſſe der Spekulanten zum Schaden der 
Produzenten zu verfolgen. Bisher iſt es faſt ein Privatmonopol der in den 
großen Städten erſcheinenden und hauptſächlich vom Handelsſtande beeinflußten 
Blätter und Zeitſchriften, Ernteberichte mit dem Anſpruch auf Authenticität zu 
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liefern. Dieſe wirken oft in ſehr ungerechter Weiſe beſtimmend auf den Preis 
landwirtſchaftlicher Produkte, da ſie gewöhnlich unwiderſprochen bleiben, weil 
ihnen die Ausſprüche amtlicher Organe nur in ſeltenen Fällen gegenüberzuſtellen 
ſind. Es iſt eine häufig gemachte Wahrnehmung, daß die Kaufleute durch 
allerhand in die das Monopol der Ernteberichte beſitzende Preſſe gebrachten 
Angaben, durch Manipulationen und abſichtlich niedrige Notirungen an den 
großen Handelsplätzen den Preis der Ware herabdrücken, ſo lange dieſe ſich 
noch in den Händen des Produzenten befindet. Im Spätherbſt und im Winter, 
wenn der Produzent ſeine Exträge verkauft hat, erſcheinen dann gewöhnlich 
anders gefärbte Zeitungsberichte, welche von allgemeiner Mißernte ꝛc. ſprechen, 
ſo daß dann eine erhebliche Preisſteigerung der Ware einzutreten pflegt, welche 
lediglich dem Zwiſchenhandel zu gute kommt. Dem iſt aber nicht anders ab— 
zuhelfen, als durch rechtzeitige und fortlaufende amtliche Publikationen, welche 
den Produzenten über die Ausſichten beziehungsweiſe Preisverhältniſſe in der 
ganzen Welt informiren, und mit deren Angaben die ſogenannten Weltmarfts- 
plätze, d. h. die Kaufleute und Makler, dann auch werden rechnen müſſen. 
Hauptſächlich würden hierbei diejenigen Länder in Betracht kommen, nach denen 
wir exportiren und die bei uns importiren; zu den erſteren dürften haupt⸗ 
ſächlich gehören: England, Frankreich, Belgien und Holland, zu den letzteren 
Nordamerika, Rußland und die Donauſtaaten. 

In der engliſchen Preſſe hat der Reichskanzler z. B. geleſen, daß wegen 
der anhaltenden Näſſe dort eine volle Mißernte zu gewärtigen ſei, daß jeder 
weitere Regentag für England einen Verluſt von ein bis zwei Millionen Pfund 
Sterling bedeute. Gerade in England beſitzen wir aber außer dem ſehr ſach— 
kundigen Generalkonſul eine große Anzahl von Wahlkonſuln, welche Einblick 
in die dortigen landwirtſchaftlichen Verhältniſſe und Urteil beſitzen. Wenn 
dieſe vom Beginn des Frühjahrs an das Jahr hindurch ſolche Berichte an die 
Botſchaft, von welcher ſie weiter zu geben ſind, in beſtimmten Zeiträumen 
einſenden, ſo würde das ein nützliches Material ergeben. 

Außerdem, daß es für unſere Landwirtſchaft von Intereſſe iſt, über den 
Stand der auch hier gedeihenden Feldfrüchte im Auslande ſicher orientirt zu 
fein, iſt es aber auch für unjere Induſtrie von Bedeutung, über die Baum⸗ 
wollenernten in Nordamerika und Indien, wie über die Konjunktur der Wolle 
in Auſtralien ꝛc. Beſcheid zu wiſſen, und würden in dem Zirkularerlaß auch 
dieſe Artikel als beſonderer Beobachtung in ihrer Entwicklung wert zu be— 
zeichnen fein.” ). 


1) Unterm 28. September reſp. 6. Oktober ergeht ein entſprechender Zirkularerlaß 
an die Kaiſerlichen Miſſionen in London, Paris, Wien, St. Petersburg, Brüſſel, dem 
Haag, Bularejt, Kopenhagen, Stockholm und Waſhington. 
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Bemerkungen in Betreff der internationalen Konferenz in Paris 
zur Beratung eines wirkſamen Schutzes der unterſeeiſchen 
Telegraphenkabel. 1) 
Varzin, den 1. Oktober 1882. 


„Deutſchland wird an der Konferenz teilnehmen müſſen, weil wir allein 
uns dem nicht entziehen könnten. Ich befürchte aber, daß die etwaigen Ab- 
machungen für uns von keinem großen Nutzen ſein werden. Die übrigen 
Nationen beſitzen einen ſehr ausgeprägten nationalen Egoismus und werden 
bei Verletzungen fremder Kabel durch eigene Unterthanen nachſichtig verfahren, 
während wir in unſerem kosmopolitiſchen Gerechtigkeitsgefühl auch gegen unſere 
Unterthanen zum Schutze fremder Kabel die Strafbeſtimmungen ſtrikte ausführen 
würden. Das Reſultat würde wahrſcheinlich ſein, daß wir unſere und die 
fremden Kabel, und die fremden nur die eigenen ſchützen würden.“ 2) 

* 


Erlaß an den Staatsſekretär v. Boetticher, betreffend die 
Errichtung eines Auskunftsbureaus für Zoll- und Handels⸗ 
angelegenheiten.) 
Varzin, den 15. November 1882. 


„Durch das Auswärtige Amt habe ich von der von Eurer Excellenz unter 
dem 1. d. Mts. an dasſelbe gerichteten Mitteilung über Einrichtung eines Aus⸗ 
kunftsbureaus über Zollfragen Kenntnis erhalten. Wenn ich auch meine mündlich 
ausgeſprochene Ueberzeugung von der Nützlichkeit einer ſolchen Einrichtung nur 
wiederholen kann, ſo bin ich doch bei der ausführlicheren Entwicklung des 
Gedankens, wie ſie ſich in dem erwähnten Schriftſtück findet, auf einige Be⸗ 
denken bezüglich der praktiſchen Durchführung geſtoßen. Eure Excellenz er— 
wähnen mit Recht, daß ſchon die Auskunft über deutſche Tariffragen um 
deshalb an Unſicherheit leiden würde, weil Tariffragen durch die einzelnen 
Bundesregierungen ſelbſtändig entſchieden werden. Dieſe Selbſtändigkeit und 
die aus derſelben reſultirende Unſicherheit findet nun in noch höherem Grade 
bei ausländiſchen Regierungen ſtatt, und es wird für die Konſuln, welche 
ſchließlich die Organe für Einziehen der Erkundigungen ſind, kaum möglich 
ſein, über Tariffragen amtliche und verantwortliche Gutachten abzugeben, welche 
frei von der Gefahr wären, daß die Entſcheidung der betreffenden Staats 


1) Im März 1882 war von der franzoͤſiſchen Regierung eine Einladung an Deutſch⸗ 
land ergangen, Delegirte zu einer Kommiſſion zu entſenden, welche in Paris die Grund- 
lagen zu einem internationalen Uebereinkommen zum Schutze der unterſeeiſchen Kabel in 
Beratung ziehen ſollte. 

2) Der demnächſt zu ſtande gekommene internationale Vertrag zum Schutze der 
unterſeeiſchen Telegraphenkabel, d. d. 14. März 1884, findet ſich abgedruckt im Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 151. 

3) Vgl. über dieſe demnächſt ruhende Frage die „Nordd. Allg. Ztg.“ vom 4. Nov. 
1884 Nr. 517. 
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regierung in praxi anders ausfällt. Es iſt dies bei dem Mangel präziſer 
Faſſungen in den Zollgeſetzen, bei der Unmöglichkeit, gewiſſe Kriterien der 
Waren ſo präzis zu beſtimmen, daß Zweifel und widerſprechende Auslegungen 
nicht möglich ſind, kaum zu vermeiden, und die Reichsbehörden kommen dann 
in die Lage, eine amtliche Auskunft gegeben zu haben, welche, wenn ſie ſich 
nicht als definitiv zutreffend erweiſt, die beteiligten Geſchäftsleute ſchädigen kann, 
ſo daß eine Art von moraliſcher Regreßpflicht entſtehen könnte. Das analoge 
Inſtitut der Eiſenbahnverwaltung wird uns als Vorbild nicht dienen können, 
weil dasſelbe in zweifelhaften Fällen ſich ſtets von dem Reſſortchef amtlich 
und definitiv Entſcheidung einholen kann. In der gleichen Lage ſind die 
Konſuln fremden Regierungen gegenüber bezüglich der Zollſätze nicht, ſondern 
ſie werden auf amtliche Anfragen vorausſichtlich auf den Text der Geſetze 
verwieſen werden, ohne ſicheren Anhalt über die Grenzen der einzelnen Kriterien 
und die Einſchätzung der Waren durch die Zollbeamten geben zu können. 

Angeſichts dieſer Erwägungen bin ich im Zweifel, ob die Regierung die 
Verantwortlichkeit übernehmen kann, welche mit der amtlichen Einſetzung eines 
ſolchen Bureaus für die responsa desſelben verbunden fein würde.“ 1) 

1) Fürſt Bismarck war auch im weiteren Verlauf der Verhandlungen nicht geneigt, 
auf die Errichtung eines Auskunftsbureaus für Zollſachen einzugehen. 


Neue Bismark : Briefe. 


Poſchinger, Bismarck⸗Portefeuille I. 3 


Neue Bismarck - Briefe. ') 


Der Zauber, den die Privatbriefe des Fürſten Bismarck ausüben, zeigt 
fi) am beſten in den fortgeſetzten neuen Ausgaben derſelben. Die Heraus- 
geber ſchöpfen indeſſen, ſeitdem ich die drei letzten Bände „Neue Bismarck⸗ 
briefe“ veröffentlicht habe,?) immer aus demſelben zwar unverwüſtlichen, aber 
doch alten Vorrate, und ſie bieten nur durch die abwechſelnde Gruppierung der 
Auswahl etwas Neues.?) Die dem Verſiegen nahe Urquelle wieder etwas zu 
beleben, ſcheint mir daher eine dankenswerte Aufgabe zu ſein. Nicht ohne Mühe 
iſt es mir gelungen, eine, wenn auch nur kleine Anzahl von Privatſchreiben 
des Fürſten Bismarck, welche förmlich in Vergeſſenheit geraten ſind, ausfindig 
zu machen. Die kleine Sammlung wird hiermit vorgelegt, ohne einen weiteren 
Anſpruch zu erheben als den, zur Charakteriſtik des hohen Briefſchreibers in 
ſeinem Verkehr mit Privatperſonen ein paar Bauſteine zu liefern. 


An den Bürgermeiſter Baehr in Belgrad. 
Berlin, den 24. Oktober 1863. 

Mit verbindlichſtem Dank habe ich die Zuſchrift erhalten, welche der Magi- 
ſtrat und die Stadtverordneten gemeinſchaftlich mit andern Unterzeichnern unterm 
6. dieſes Monats an mich gerichtet haben. Auch vor Empfang derſelben war ich 
nicht zweifelhaft darüber, daß die Unſitte, während des Aufenthalts der Züge die 
im Wagen ſitzenden Reiſenden durch unhöfliche Bemerkungen zu beläſtigen, von 
allen achtbaren Einwohnern Belgrads mit Entſchiedenheit verurteilt würde. Nur 
um zur Abſtellung des Mißbrauchs mitzuwirken, welcher mit dem freien Zu— 
tritt Nichtreiſender zum Bahnhof getrieben wird, habe ich die Aufmerkſamkeit 
der Behörde auf das Vorgefallene gelenkt; wenn ich aber für dasſelbe einer 
Genugthuung bedürfte, ſo würde ich ſie in vollem Maße in der Erklärung der 


1) Die obigen Privatbriefe des Altreichskanzlers wurden von mir im Auguſt⸗Heft 
der „Deutſchen Revue“ 1897 veröffentlicht. 

2) Bismarckbriefe, Neue Folge, Bd. I, H und III. Berlin, Carl Heymanns Verlag. 

8) Während der Drucklegung dieſes Heftes kam die Mitteilung von dem Erſcheinen 
einer ſtark vermehrten (6.) Auflage der von Heſekiel 1875 beſorgten Sammlung von 
Bismarckbriefen, herausgegeben von Horſt Kohl. 
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Herren Unterzeichner des Schreibens vom 6. dieſes Monats finden, und würden 
Eure Wohlgeboren mich verbinden, wenn Sie denſelben meinen aufrichtigen 


Dank ausſprechen wollten. 


v. Bismarck. 
* 


An Frau Miniſterialrätin v. Reichert in Berlin.) 
Berlin, den 5. Mai 1865. 
Mit aufrichtiger Teilnahme habe ich die Nachricht erhalten, daß Ihr Herr 
Gemahl ſeinen Leiden erlegen iſt. Geſtatten Sie mir, daß ich der Anerkennung, 
deren er fic) in ſeiner amtlichen Wirkſamkeit nicht minder als in feinen perſön— 
lichen Beziehungen bei uns erfreute, zugleich mit dem warmen Anteil Ausdruck 
gebe, den ich an Ihrem gerechten Schmerze nehme. Die Trauer um ſeinen 
Hingang wird beſonders von allen denen aufrichtig geteilt werden, welchen Ihr 
Herr Gemahl in ſchwierigen und wichtigen Geſchäften in jüngſter Zeit ſo thätig 
und treu zur Seite geſtanden hat. 
v. Bismarck. 


An den Kaufmann Badfe in Berlin. 
Berlin, den 5. Mai 1866. 


Eurer Wohlgeboren und den übrigen Herren Unterzeichnern der unter 
dem 25. vorigen Monats an mich gerichteten Adreſſe ſage ich für die mir darin 
ausgeſprochenen Geſinnungen der Teilnahme und des Vertrauens meinen ver— 
bindlichen Dank. : 

Es ijt kein Irrtum, wenn Sie von der Vorausſetzung ausgehen, daß ich 
ein warmes Herz und volles Vertrauen zum preußiſchen Volke habe, und ich 
gebe mich mit Ihnen der Hoffnung hin, daß die Zeit nicht fern iſt, wo das 
Gefühl nationaler Zuſammengehörigkeit die Gegenſätze des Parteitreibens über- 
winden wird. 

v. Bismarck. 


* 
An den Geheimen Regierungsrat Scabell in Berlin. 
Berlin, den 18. Juni 1866. 
Wie mir mitgeteilt wird, haben Ew. Hochwohlgeboren ſich um die Bildung 
des hieſigen Hilfsvereins für die im Felde ſtehende Armee ganz beſonders be— 
müht und verdient gemacht, und kann ich nicht unterlaſſen, Ihnen hierfür 
meinen verbindlichſten Dank auszuſprechen. Es iſt mir beſonders erfreulich, 
daß die Parteigegenſätze den gemeinſamen Aufgaben des preußiſchen Patriotis- 
mus den Vorrang einzuräumen beginnen. 
v. Bismarck. 


* 


1) Der Gemahl der Adreſſatin war bayeriſcher Bevollmächtigter bei der Berliner Boll- 


konferenz. 


— 


* 


An Fräulein Emma Grabiſch zu Ullersdorf bei Naumburg in Schleſien. 
Pardubitz, den 7. Juli 1866. 

In Ihrer Zuſchrift vom 24. vorigen Monats ſprechen Sie den Wunſch aus, 
Ihnen zu geſtatten, in die Reihen der Vaterlandsverteidiger eintreten zu dürfen. 
Dieſer Wunſch iſt zur Allerhöchſten Kenntnis von mir gebracht und als Zeugnis 
einer patriotiſchen Geſinnung wohlgefällig aufgenommen, jedoch nach Lage der 
Verhältniſſe abgelehnt worden. 

Indem ich Sie hiervon benachrichtige, zweifle ich nicht, daß, da der Krieg 
Frauen und Jungfrauen ein weites Feld der Thätigkeit eröffnet, auch Ihr 
Patriotismus die rechte Stelle für ſeine Wirkſamkeit finden wird. 


v. Bismarck. 
* 


An Herrn Hermann Deutſch in Elbing. 
Berlin, den 11. Auguſt 1866. 


Eurer Wohlgeboren ſage ich für Ihre offene und darum vertrauensvolle 
Zuſchrift!) vom 17. vorigen Monats meinen Dank. 
Ich glaube zu der Hoffnung berechtigt zu ſein, daß den Siegen nach außen 
die Verſöhnung nach innen auf dem Fuße folgen wird. 
v. Bismarck. 


* 


An den Rittergutsbeſitzer, Rittmeiſter a. D. v. Arnſtädt in Groß⸗Kreutz. 


Berlin, den 9. März 1867. 
Verehrter Freund! 

Mit aufrichtiger Freude habe ich Ihr freundliches Schreiben vom 23. v. M. 
empfangen, da mir dasſelbe nach längerer Zeit wieder einmal erwünſchte Kunde 
von Ihrem Wohlergehen brachte. 

Mit welchem warmen Herzen Sie ſtets für das Wohl des Vaterlandes 
gewirkt, iſt mir perſönlich am beſten bekannt, und entſpreche ich deshalb um 
jo bereitwilliger Ihren Wünſchen, auch dem, welchen Sie mir diesmal ſpeziell 
ausgeſprochen haben. 

Es iſt nicht begründet, daß ich die Meinung habe: der Graf Poninski zu 
Potsdam habe es im Jahre 1848 als Landrat an der gehörigen Energie bei 
Bekämpfung der Revolution fehlen laſſen. Ich habe daher auch niemals etwas 
Aehnliches geäußert. 

Im Gegenteil habe ich mich, ſo oft ſich eine Gelegenheit bot, für eine 
entſprechende Beförderung des Grafen Poninski ausgeſprochen, doch iſt mir 


1) Adreſſat hatte dem Grafen Bismarck einen „Offenen Brief“ überſandt, den 
derſelbe im „Neuen Elbinger Anzeiger“ hatte abdrucken laſſen. Die Energie Bismarcks nach 
außen fände, nach Ausbruch des Krieges, den ungeteilten Beifall, nur ſei jeder aufrichtige 
Freund des Vaterlandes auch feſt überzeugt, daß auch im Innern der Friede bergeſtellt 
werden müſſe, wenn der Krieg einen dauernden und ſegensreichen Frieden für Preußen 
und Deutſchland herbeiführen ſoll. 
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allerdings faſt jedesmal der Einwand gemacht worden, daß derſelbe einer gee 
ſteigerten Aufgabe nach ſeinem Geſundheitszuſtand nicht gewachſen ſein werde. 


v. Bismarck. 
* 


An den Gymnaſiallehrer Dr. ph. Rudolf Schulze in Altenburg. 


Berlin, den 9. Mai 1867. 

Eure Wohlgeboren haben mir durch die mittelſt gefälliger Zuſchrift vom 
23. vorigen Monats überſandte Schrift um ſo mehr eine große Freude bereitet, 
als ich daraus erſehe, mit welcher Sorgfalt und warmen Hingebung Sie 
meine bisherige öffentliche Wirkſamkeit begleitet haben. 

Wenn mein eigenes Bewußtſein mir ſagt, daß Sie mich in mehr als einem 
Punkte günſtiger beurteilen, als ich es verdiene, ſo acceptiere ich darin eine 
hiſtoriſche Gerechtigkeit, die den früher vorherrſchenden Abweichungen des öffent— 
lichen Urteils, nach der entgegengeſetzten Seite hin, in Ihrer wohlwollenden 
Auffaſſung ein Gegenwicht verleiht. Für dieſe Herſtellung des Gleichgewichts 
ſage ich Eurer Wohlgeboren meinen herzlichen Dank und bedaure lebhaft, daß 
es mir bei meiner Abweſenheit zur Zeit nicht möglich iſt, Sie während Ihrer 
hieſigen Anweſenheit bei mir zu ſehen; ich hoffe jedoch, daß ſich hierzu dem— 
nächſt eine anderweite Gelegenheit bieten wird. 

v. Bismarck. 


An den Königlichen Geheimen Regierungsrat Dr. Hahn in Berlin. 
Berlin, den 8. März 1868. 

Mit lebhaftem Intereſſe habe ich von der Schrift „Zwei Jahre preußiſch— 
deutſcher Politik“, welche Eure Hochwohlgeboren mir übergeben haben, Kenntnis 
genommen. Indem ich Ihnen für die mir bewieſene Aufmerkſamkeit meinen 
verbindlichen Dank ausſpreche, knüpfe ich daran die Hoffnung, daß Ihre Schrift 
zu einem lebendigen und eingehenden Verſtändnis der letztjährigen Ereigniſſe 
beitragen und dadurch die Königliche Regierung bei der Erfüllung der ihr noch 
obliegenden Aufgaben fördern und unterſtützen werde. 

v. Bismarck. 


* 
An den Geheimen Negierungsrat Zitelmann in Berlin. 
Berlin, den 8, Dezember 1868. 

Eurer Hochwohlgeboren danke ich für die Sammlung von Porträts branden- 
burgiſch-preußiſcher Minifter, welche Sie mit dem Bericht vom 14. vorigen 
Monats mir überreicht haben. Es wird mir angenehm ſein, wenn es Ihnen 
gelingt, die Sammlung zu vervollſtändigen, und durch die in jenem Bericht 
bezeichneten hiſtoriſchen Arbeiten die Geſchichte der brandenburgiſch-preußiſchen 
Zentralbehörden zu ergänzen. 
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Daß die Sammlung der Minifterporträts im Sitzungsſaale des König- 
lichen Staatsminiſteriums ausgelegt werde, will ich hierdurch genehmigen. 


v. Bismarck. 
* 


An den Pfarrer und Rektor Krabbes in Bochum. 
Berlin, den 29. Januar 1869. 

Indem ich Eurer Hochwürden für die in der Zuſchrift vom 24. dieſes 
Monats mir ausgedrückten freundlichen und teilnehmenden Geſinnungen meinen 
aufrichtigen Dank hierdurch ausſpreche, bedaure ich, daß es mir nicht verſtattet 
geweſen, Ihre perſönliche Bekanntſchaft zu machen. 

Sobald Sie wieder nach Berlin kommen, bitte ich Sie, mir Ihre An- 
weſenheit brieflich mitzuteilen, und werde ich mich freuen, Sie dann bei mir 
ſehen zu können. Wenn der Portier Eure Hochwürden ohne eine ſchriftliche 
Einladung meinerſeits nicht hat melden wollen, ſo erlaube ich mir, in dieſer 
Beziehung zu bemerken, daß ich bei meiner von den verſchiedenſten Seiten 
in Anſpruch genommenen Zeit zu einer genauen Tageseinteilung genötigt bin 
und daher diejenigen Herren, welche mich mit ihrem Beſuch beehren wollen, 
ohne eine vorgängige ſchriftliche Mitteilung zu meinem Bedauern nicht ems 


pfangen kann. 
v. Bismarck. 


* 


An den Königlichen Geheimen Archivrat Dr. Riedel in Berlin. 
Berlin, den 24. März 1869. 

Eure Hochwohlgeboren haben die Aufmerkſamkeit gehabt, mir mittels Zu— 
ſchrift vom 8. dieſes Monats ein vollſtändiges Exemplar des Codex diplo- 
maticus Brandenburgensis zu überſenden. 

Mit lebhaftem und eingehendem Intereſſe habe ich von dem Abſchluß dieſes 
Werkes Kenntnis genommen, das nicht allein für die Vorfahren unſeres er- 
lauchten Herrſcherhauſes eine Reihe wichtiger Urkunden enthält, ſondern auch 
die erſte vollſtändig durchgeführte Sammlung der mittelalterlichen Geſchichts— 
quellen des Stammlandes der preußiſchen Monarchie bildet. 

Wenn Eure Hochwohlgeboren der Abfaſſung dieſes vaterländiſchen Werkes 
die ausdauernde Arbeit eines dreißigjährigen Zeitraumes gewidmet haben, ſo 
haben Sie die Genugthuung, dem Studium der brandenburgiſchen Geſchichte 
eine vollſtändige und zuverläſſige Grundlage gegeben und demſelben einen reich— 
haltigen Quellenſchatz eröffnet zu haben. 

Je mehr ich überzeugt bin, daß eine gedeihliche Wirkſamkeit für das öffent- 
liche Wohl ſich weſentlich an die lebendige Erkenntnis des geſchichtlichen Ent— 
wicklungsganges unſeres Vaterlandes knüpft, deſto lebhafter weiß ich die Ver— 


1 


dienſte zu würdigen, welche Sie ſich um die Förderung und Vertiefung des 
vaterländiſchen Geſchichtsſtudiums erworben haben. 
; b. Bismarck. 
* 


An den ord. Profeſſor an der Königlichen Friedrich Wilhelms⸗Univerſität 
Dr. Curtius in Berlin. 
Berlin, den 12. April 1869. 

Eure Hochwohlgeboren haben die Güte gehabt, mir die von Ihnen ver— 
faßte „Geſchichte der Griechen“ zu überſenden. Indem ich von derſelben mit 
eingehendem Intereſſe Kenntnis genommen habe, ſage ich Ihnen für dieſen 
Beweis teilnehmender Geſinnung meinen verbindlichſten Dank. 

Wenn Sie in Ihrer Schrift in ebenſo anſchaulichen als geiſtreichen Zügen 
den Entwicklungsgang eines Volles ſchildern, das bei einer ſeltenen Fülle 
geiſtiger Gaben durch Uneinigkeit der Fremdherrſchaft und inneren Zerrüttung 
anheimfällt, ſo gebe ich mich der Hoffnung hin, daß Ihre Darſtellung dazu 
beitragen wird, die Treue gegen das deutſche Vaterland zu ſtärken und die Note 
wendigkeit nationalen Zuſammenhaltens auch in weiteren Kreiſen zum lebendigen 
Bewußtſein zu bringen. 


v. Bismarck. 
* 


An den Oberpräfidenten z. D. v. Kleiſt⸗Retzow auf Kieckow, Kreis Belgard. 


Berlin, den 3. März 1870. 

Deinen Wunſch, die pommerſchen Seitenbahnen ohne Beteiligung der 
Provinz, alſo mit ſtärkerer Subvention des Staates, ins Leben zu rufen,) 
würde ich teilen, wenn die Realiſation desſelben Ausſicht auf Erfolg hätte. 
Ich beſorge aber, daß die Appellation an die Staatsſubvention in der Finanz⸗ 
verwaltung und im Landtage keinen Anklang finden wird, ſolange nicht nad» 
gewieſen ift, daß der überwiegende Betrag der Koſten für die Seitenbahn von 
den Nächſtbeteiligten aufgebracht wird, wie das auch beim Chauſſeebau geſchieht. 
Das Intereſſe der ganzen Provinz iſt dadurch wachgerufen, daß man in Aus— 
ſicht nimmt, allmählich alle Kreiſe, alle Städte mittels Lokalbahnen an das 
Eiſenbahnnetz anzuſchließen. 

Ueber das Detail der Linie läßt ſich ſtreiten. Ich gehe heute nicht näher 
darauf ein. 


v. Bismarck. 


1) v. Kleiſt hatte dieſen Wunſch in einem an den Grafen Bismarck gerichteten Privat⸗ 
ſchreiben vom 22. Februar 1870 zum Ausdruck gebracht. 


1 
An den Profeſſor der Rechte Dr. v. Holtzendorff in Berlin. 


Berlin, den 11. März 1870. 

Eurer Hochwohlgeboren beehre ich mich auf das Schreiben vom 6. dieſes 
Monats zu erwidern, daß, wenn auch meine eigene Ueberzeugung in betreff der 
Todesſtrafe feſtſteht, ich nichtsdeſtoweniger gern von der Auffaſſung und Be— 
gründung eines mit der Sache ſo eingehend beſchäftigten Fachmannes Kenntnis 
nehmen würde.“ 

Leider aber iſt meine Zeit derart in Anſpruch genommen, daß ich auf eine 
nähere Erörterung wenigſtens für jetzt verzichten und mich auf den Aus- 
druck meines verbindlichen Dankes für Eurer Hochwohlgeboren Erbieten be— 
ſchränken muß. 

v. Bismarck. 


Dreiundachtzig Briefe und Telegramme des Fürſten Bismarck 


aus den Jahren 18681889. 


| 
| 


Dreiundadtsiqg Briefe und Telegramme des Fürften Bismark 
aus den Jahren 1868—1889. *) 


Die ſämtlichen folgenden Kundgebungen des Altreichskanzlers ſind in 
Kohls Bismarck-Regeſten überſehen.!) Es kommt bei dieſer Sammlung nicht auf 
die Bedeutung der Briefe ꝛc. an, ſondern lediglich auf die möglichſt vollkommene 
Kenntnis aller Bismarcks Unterſchrift tragenden Aktenſtücke. ; 

Je weniger Ausficht vorhanden ift, neue Aktenſtücke Bismarcks im großen 
Stile publizieren zu können, um ſo mehr muß ſich die Forſchung darauf werfen, 
jene Quellen zu faſſen, die früher bei der Reichhaltigkeit des damals fort— 
während ſich neu erſchließenden Stoffes nicht gewürdigt oder von den Sammlern 
nicht gefunden worden waren. 


An das Stuttgarter Zentral-Romitee für die Sammlungen 
zur Linderung der Not in Oſtpreußen. ?) 
Berlin, den 31. März 1868. 
Nach einer Mitteilung des Königlich preußiſchen Geſandten Freiherrn 
v. Roſenberg nehmen die im Königreich Württemberg veranſtalteten Sammlungen 
zur Linderung des Notſtandes in Oſtpreußen hauptſächlich durch die höchſt 
anerkennenswerte Thätigkeit des Zentral-Komitees einen ſehr erfreulichen Fort 
gang. Es gereicht mir zur aufrichtigen Genugthuung, dem Zentral-Komitee für 
feine erfolgreiche Wirkſamkeit im Namen der Notleidenden Oſtpreußens hiermit 
meinen ganz ergebenſten Dank auszudrücken. 


Der Kanzler des Norddeutſchen Bundes. 


v. Bismarck. 
* 


1) Korreſpondenzen Bismarcks aus der obigen Zeitperiode, die erſt nach dem Erſcheinen 
des Kohlſchen Werkes bekannt geworden ſind, wurden in die obige Sammlung nicht auf— 
genommen. 

2) Wenn nichts andres bemerkt iſt, ſo liegt ein Schreiben Bismarcks vor; wenn die 
Kundgebung auf telegraphiſchem Wege erfolgt ift, jo iſt das beſonders bemerkt. In einzelnen 
Fällen iſt die Frage unentſchieden. 


3 
An den Ober⸗Regiſſeur Wagener in Königsberg. 


Verſailles, den 29. November 1870. 
Eurer Wohlgeboren Schreiben vom 17. dieſes Monats habe ich nebſt dem 
Medaillon!) Seiner Majeſtät dem Könige vorgelegt, und Allerhöchſtderſelbe hat 
das Geſchenk des letzteren huldreichſt anzunehmen und mir zu befehlen geruht, 
Eurer Wohlgeboren Allerhöchſtſeinen beſten Dank dafür und die Würdigung 
der treuen patriotiſchen Geſinnung, die ſich darin ausdrückt, auszuſprechen. 


v. Bismarck. 


An die Verſammlung zur Feier des deutſchen Friedensfeſtes 
in Peſt (Telegramm). 
Berlin, den 11. März 1871. 
Ich danke für die freundliche Begrüßung und ſtimme aus vollem Herzen 
in das dort ausgebrachte Hoch auf die Eintracht zwiſchen Oeſterreich-Ungarn 
und Deutſchland ein. 


v. Bismarck. 


An den Komponiſten Anton Wallerſtein in Cannſtatt. 2) 


Berlin, den 2. April 1873. 
Die mir zu meinem Geburtstage mit fo freundlichen Glückwünſchen über- 
ſandte Feſtgabe hat mich aufrichtig gefreut, und ich danke herzlich für dieſen 
Beweis Ihrer wohlwollenden Geſinnungen. 


v. Bismarck. 
* 


Auf eine Ergebenheitsadreſſe von Einwohnern Breiſachs. 


Berlin, den 21. Dezember 1874. 
Ich danke Ihnen und den Herren Mitunterzeichnern für die Zuſchrift 
vom 9. dieſes Monats und habe mit Freuden von den darin ausgeſprochenen 
freundlichen Geſinnungen Kenntnis genommen. 


v. Bismarck. 
* 


1) Das Medaillon, aus Eiſen getrieben, zeigte die Porträts des hohen Elternpaares 
Seiner Majeſtät, umgeben von einer ſilbernen Schlange, dem Zeichen der Unendlichkeit, und 
ſtammte jedenfalls aus ſchwerer Zeit. Der Geber ſprach den Wunſch aus, daß Seine 
Majeſtät dieſen Schmuck als Talisman tragen möchte. 

2) Adreſſat hatte dem Reichskanzler eine Anzahl feiner Kompoſitionen eingeſchickt. 


— — 


— 


— 


* 


An den in Deſſau verſammelten fünften Delegirtentag des Kriegerbundes, 
zu Händen des Generallieutenants Stockmarr (Telegramm). 
Berlin, den 5. Juni 1876. 
Meinen herzlichen Dank den tapferen Kameraden und Mitbegründern 
unſerer Einheit.!) 
* v. Bismarck. 


An den Grafen von Königsdorff in Rummelsburg in Pommern. 
Varzin, den 2. September 1876. 
Meinen verehrten Kreisgenoſſen danke ich herzlich für den Ausdruck ihrer 
freundlichen Geſinnung. 2) 
ri v. Bismarck. 


An die Direktion der Berliner Bockbrauerei, 
zu Händen des Herrn Hänel. 
Berlin, den 4. April 1880. 
Eurer Wohlgeboren ſage ich für die freundliche Aufmerkſamkeit, welche Sie 
mir zu meinem Geburtstage durch Ueberſendung eines Fäßchens von Ihrem 
Biere erwieſen haben, meinen verbindlichſten Dank. 
v. Bismarck. 
* 
An eine Feſtverſammlung in Göttingen zur Feier des zehnjährigen Gedenktages 
der Wiederaufrichtung des Deutſchen Reichs. 
Berlin, den 18. Januar 1881. 
Für die freundliche Begrüßung des Magiſtrats und der Bürgervorſteher 
von Göttingen?) am heutigen Gedenktage bin ich um jo dankbarer, als 
Göttingen für mich die Adreſſe für den Ausdruck der Dankbarkeit iſt, die jeder 
Deutſche unſeren Univerſitäten für die Bewahrung nationaler Geſinnung 
ſchuldet. 
1 v. Bismarck. 


1) Die obenſtehende Depeſche wurde von der Verſammlung mit Begeiſterung begrüßt 
und in folgender Weiſe beantwortet: Das ſoeben eingegangene Telegramm Eurer Durch⸗ 
laucht hat eine lebhafte Begeiſterung in den Herzen der verſammelten Deputirten des 
Kriegerbundes wach gerufen, die in einem erneuten Hoch auf Eurer Durchlaucht Wohl ſich 
Ausdruck gab. Indem wir dies Eurer Durchlaucht kund zu thun uns geſtatten, verbinden 
wir damit die gehorſamſte Bitte, Eure Durchlaucht wollen wie bis dahin ſo auch ferner 
unſerer Sache und unſeren Beſtrebungen höchſtdero Teilnahme und Wohlwollen nicht 
entziehen. 

2) Die zur Feier des Sedantages verſammelten Honoratioren des Kreiſes Rummels⸗ 
burg hatten an den Fürſten Bismarck folgendes Telegramm geſendet: Eurer Durchlaucht, dem 
generator Germaniae, rufen die zur Sedanfeier aus dem Kreiſe Rummelsburg Verſammelten 
ein donnerndes Hoch zu. Graf Königsdorff. Hilmer, Bürgermeiſter. Kantz, Kreisdeputirter. 

3) Das an den Fürſten Bismarck gerichtete Telegramm, worauf derſelbe antwortete, 
lautete: Heute — zehn Jahre nach Auferſtehung des Deutſchen Reichs — gedenken ihres 
großen Ehrenbürgers in inniger Dankbarkeit und begeiſterter Vaterlandsliebe — Magiſtrat 
und Bürgervorſteher der Stadt Göttingen. 


a ae 


An den stud. phil. Loban in Berlin (Telegramm). !) 
Berlin, den 25. Januar 1881. 

Ich danke dem Verein deutſcher Studenten für ſeinen freundlichen Gruß 
und für die Zuſage ſeiner Mitarbeit an der Förderung der nationalen Einigkeit 
in Treue für Kaiſer und Vaterland. 

* v. Bismarck. 
An den Vorſitzenden des deutſchen 
Reformvereins zu Dresden, Pinkert Waldegg. 
Berlin, den 11. Februar 1881. 

Eurer Hochwohlgeboren danke ich für das im Namen des deutſchen 
Reformvereins mir zugeſandte Telegramm und bin bereit, mit Ihnen die 
Hoffnung auf Anbahnung beſſerer ſozialer Verhältniſſe zu teilen, ſobald wir 
aufhören, die Beſſerung derſelben durch ſpontane Entſtehung abzuwarten. 

é v. Bismarck. 
An den Vorſtand des Landwehrvereins zu Berlin. 
Friedrichsruh, den 22. Februar 1881. 

Dem Vorſtande des Landwehrvereins ſage ich meinen verbindlichſten Dank 
für den durch das gefällige Schreiben vom 19. dieſes Monats mir gegebenen 
Beweis von Wohlwollen, und übernehme gern die Ehrenmitgliedſchaft des Vereins. 


‘ v. Bismarck. 


An die H. Wenkerſche Bierhalle „Zur Krone“ in Dortmund. 
Berlin, den 11. April 1881. 
Durch die mir zu meinem Geburtstage mit ſo herzlichen Glückwünſchen 
überſandte Feſtgabe?) bin ich ſehr erfreut worden, und ſage ich für dieſen 
Beweis Ihres Wohlwollens meinen verbindlichſten Dank. 
pi v. Bismarck. 
An den Verein der Konſervativen in der Louiſenſtadt von Berlin. 
Berlin, den 11. April 1881. 
Dem Verein der Konſervativen in der Louiſenſtadt ſage ich für die mir 
zu meinem Geburtstage in ſo freundlicher Weiſe überſandten Glückwünſche 
meinen beſten Dank. 
* v. Bismarck. 


1) Das bei Beginn des Stiſtungsfeſtes des Vereins deutſcher Studenten in Berlin 
an den Reichskanzler abgeſandte Telegramm lautete: Eurer Durchlaucht ſendet der Verein 
deutſcher Studenten an ſeinem Stiftungsfeſte ehrfurchtsvollen Gruß. Das Ziel des Vereins 
iſt, nationale Geſinnung und Einigkeit unter den deutſchen Studenten zu fördern, ſein erſtes 
Gebot: treue Hingabe an Kaiſer und Vaterland. 

*) Die in fortſchrittlichen Blättern feiner Zeit aufgetauchte Ankündigung, Fürſt 
Bismarck werde diesmal wegen der geplanten Brauſteuererhöhung kein Kronenbier erhalten, 
war alſo ebenſo wie die Geſchichte von den Eiern, welche die Getreuen in Jever dem 
Fürſten Bismarck diesmal vorenthalten wollten, eine tendenzibſe Lüge. 


2 ˙ ——— —-— 
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An den deutſchen Reformverein zu Chemnitz, 
zu Händen des Buchhändlers E. Winter daſelbſt. 
Kiſſingen, den 28. Juli 1881. 
Die von Eurer Wohlgeboren unterzeichnete Kundgebung des Deutſchen 
Reformvereins zu Chemnitz!) habe ich mit verbindlichſtem Danke erhalten. Ich 
freue mich über den Ausdruck der Zuſtimmung zu unſeren wirtſchaftlichen 
Reformen, in deren Weiterführung, ſoweit meine Kräfte reichen, ich mich durch 


keinen Widerſtand beirren laſſen werde. v. Bie 


* 
An die Feſtverſammlung in Königsbrunn zur Feier des hundert⸗ 
jährigen Jubiläums der ſchwäbiſchen Einwanderung in 
Preußen (Telegramm). 
Varzin, den 28. Auguſt 1881. 
Ich danke Ihnen für Ihren freundlichen Gruß?) und freue mich, daß der 
tapfere und betriebſame Stamm unſerer ſchwäbiſchen Landsleute auch in den 


Oſtmarken gedeiht. 8 v. Bismarck. 


An den Direktor Kuhn in Berlin. 
Varzin, den 31. Auguſt 1881. 
Eurer Wohlgeboren danke ich verbindlichſt für das gefällige Schreiben vom 
27. dieſes Monats, 3) welches mir ein erfreulicher Beweis für die Fortſchritte iſt, 
die das deutſche Gewerbe in ſeiner eigenen Würdigung und genoſſenſchaftlichen 
Grundlage macht. b. Bismark 


1) Der Deutſche Reformverein zu Chemnitz hatte am 26. Juli 1881 an Bismarck 
eine Zuſtimmungsadreſſe gerichtet, worin er neben den zahlreichen Zeichen der Anerkennung 
und des Dankes, die der Reichskanzler aus ganz Deutſchland für die ſeit 1878 inaugurirte 
Wirtſchaftspolitik erhalten habe, ſich erlaubte, demſelben für die einzige Aufopferung und 
Thätigkeit zu dem Zwecke, das deutſche Volk wieder in Bahnen zu lenken, die zu Zufrieden⸗ 
heit, Glück und Wohlſtand führen werden, ſeinen aufrichtigen Dank darzubringen. Mit 
der Bitte, in dieſen Beſtrebungen ohne Wanken auszuharren und ſich durch eine prinzipielle 
Oppoſition nicht irre machen zu laſſen, meinte der Verein, daß es keinem Zweifel unter⸗ 
liege, daß die beſſeren Elemente aus allen deutſchen Gauen hierin voll und ganz zu 
Bismarck ſtehen und gern belfen werden, ſeine Pläne zu verwirklichen. Habe doch aus 
dieſem ſelben Grunde auch in Chemnitz eine Spaltung der liberalen Partei ſtattgefunden, 
weil ein ſehr großer Teil derſelben bereit ſei, in Gemeinſchaft mit der Reichsregierung am 
Wohle des Vaterlandes zu arbeiten. 

2) Am 28. Auguſt 1881 feierten die deutſchen Bewohner der zwiſchen Inowrazlaw 
und Strelno belegenen Ortſchaften Kaiſershöh, Kaiſerthal, Blumendorf, Ciechrz, Liliendorf, 
Gr. Slawsk, Königsbrunn und Hochkirch ein großes Feſt zum Andenken an die vor hun⸗ 
dert Jahren (Auguſt 1781) erfolgte Niederlaſſung ihrer aus Schwaben ſtammenden Vor⸗ 
fahren in Kujawien. Von den an der Feſtfeier in dem Dorfe Königsbrunn verſammelten 
Teilnehmern war ein Telegramm an Bismarck abgeſandt worden. 

3) Die Direktion der Berliner Schneiderakademie hatte Bismarck Kenntnis gegeben 
von der am 16. Auguſt 1881 ſtattgefundenen öffentlichen Prüfung und zugleich Nr. 16 der 
„Deutſchen Schneider⸗Zeitung“ eingeſandt, in welcher über dieſe Prüfung berichtet war. 

Poſchinger, Bismarck-Portefeuille I, 4 
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An Dr. Brandes in Althof. 


Varzin, den 28. September 1881. 
Die Zuftimmung !) der Wählerverſammlung zu unſerer Wirtſchaftspolitit, 
von der ich für die dortige Gegend beſonders ſegensreiche Wirkungen erwarte, 
iſt mir ſehr erfreulich geweſen und ich ſpreche allen Beteiligten meinen Dank 
für die freundliche Begrüßung aus. 


v. Bismarck. 
* 


An den Vorſitzenden des konſervativen Vereins im Wahlkreiſe Duisburg 
Frhrn. v. Plettenberg auf Haus Mehrum bei Vörde. 
Varzin, den 10. Oktober 1881. 
Eurer Hochwohlgeboren ſage ich meinen verbindlichſten Dank für die in 
Ihrem geſtrigen freundlichen Telegramm ausgeſprochene Zuſtimmung ) und 
bitte Sie, den Ausdruck desſelben den Mitgliedern des dortigen konſervativen 
Vereins gefälligſt übermitteln zu wollen. 
J v. Bismarck. 


An den Bürgermeiſter Blecken in Ottenſen (Telegramm). 
Berlin, November 1881. 
Eurer Hochwohlgeboren danke ich für Ihre telegraphiſche Mitteilung vom 
18. dieſes Monats 3) und wünſche im Intereſſe der Provinz dem in Ottenſen 
neugebildeten Reformverein ein kräftiges Gedeihen. 
i v. Bismarck. 


* 


An den Konſiſtorialrat Natorp in Düſſeldorf (Telegramm). 
Berlin, den 8. Dezember 1881. 
Aus Eurer Hochwürden gefälligem Telegramm vom 6. dieſes Monats 
habe ich gern erſehen, welche freundliche Geſinnungen die zur Feier der Ein⸗ 
weihung der evangeliſchen Johanneskirche dort ſtattgehabte Verſammlung mir 
entgegengebracht hat. Ich danke Eurer Hochwürden und allen an dem Tele- 
gramm beteiligten Herren. 
v. Bismarck. 


1) Eine Wählerverſammlung von Infterburg-Gumbinnen begrüßte die Politik und 
das Wirtſchaftsprogramm Bismarcks als ſegensreich für Kaiſer und Reich, für den Wohl⸗ 
ſtand des Volkes und für Beſeitigung ſozialer Schäden. 

2) Adreſſat hatte Bismarck Anzeige erſtattet von dem Erfolge, welchen der Direktor 
im Reichsamt des Innern Boſſe durch ſeine Wahlrede vor vierzehn Tagen gehabt hatte, 

3) Zur Unterſtützung der von Euer Durchlaucht angebahnten Reformpolitik hat ſich 
geſtern in Ottenſen ein Verein der deutſchen Reformpartei für Schleswig⸗Holſtein gebildet. 
Mit Gott für Kaiſer und Reich! Bürgermeiſter Blecken. 


— 


An ein Mitglied der ſozial⸗konſervativen Vereinigung. 
Berlin, den 6. Januar 1882. 
Auf das Schreiben vom 21. vorigen Monats, welches ich mit Dank 
empfangen habe, erwidere ich Eurer Hochwohlgeboren, daß, ſo ſehr auch die 
von Ihnen ins Auge gefaßten Ziele mein Intereſſe erregen, ich doch außer 
ſtande bin, für dieſelben aktiv einzutreten. Mein Geſundheitszuſtand nötigt 
mich, meine Thätigkeit auf die Löſung der mir bereits konkret vorgezeichneten 
Aufgabe zu beſchränken. Ich habe mir jedoch erlaubt, die Aufmerkſamkeit des 
Herrn Vizepräſidenten des Staatsminiſteriums von Puttkamer auf Ihre mir 
gegebene Anregung hinzulenken, und darf Ihnen anheimſtellen, weitere Mit⸗ 
teilungen an die jüngere Kraft richten zu wollen. !) 
2 v. Bismarck. 
An den Oberlehrer Dr. Klipſtein in Freiburg in Schleſien. 
Berlin, den 19. Januar 1882. 
Eurer Wohlgeboren erwidere ich auf das gefällige Schreiben vom 12. dieſes 
Monats ergebenſt, daß Seine Majeſtät der Kaiſer von dieſer Kundgebung 
nationaler Geſinnung mit hoher Befriedigung Kenntnis genommen hat. 


1 v. Bismarck. 


An den Rittergutsbeſitzer Adolf Gontard in Mocken. 
Berlin, den 5. März 1882. 

Die Adreſſe, welche Eurer Wohlgeboren mir übermittelt haben, ) ijt ein 
erfreulicher Beweis für den ungeſchwächten Beſtand der nationalen und monar- 
chiſchen Geſinnungen in der dortigen Bevölkerung. Eurer Wohlgeboren ſowie 
allen an der Adreſſe beteiligten Herren danke ich verbindlichſt und bitte Sie, 
ſich davon überzeugt zu halten, daß ich die Grundſätze, für welche ich am 
24. Januar dieſes Jahres eingetreten bin, auch ferner vertreten werde, ſolange 
meine Kräfte reichen. a v. Bismarck. 

1) Am 3. Februar 1882 erhielt der Adreſſat des vorſtehenden Briefes, angeregt durch 
denſelben, folgende Zuſchrift: Berlin, 3. Februar 1882. Eurer Hochwohlgeboren danke ich 
für die Zuſchrift vom 18. vorigen Monats. Ich entnehme aus derſelben mit Genugthuung, 
daß ſich die Beſtrebungen Eurer Hochwohlgeboren in mehrfacher Beziehung mit den Zielen 
der Regierung decken, glaube aber meinerſeits die Wahl der Mittel zur Förderung der- 
ſelben und demzufolge auch die Beurteilung der Zweckmäßigkeit der in der Anlage zurück⸗ 
folgenden Handwerkeradreſſe Eurer Hochwohlgeboren eigenem bewährtem Ermeſſen überlaſſen 
zu ſollen. v. Puttkamer. 

2) Die mit 3630 Unterſchriften bedeckte Adreſſe lautete: Eurer Durchlaucht gewaltige 
Rede vom 24. Januar dieſes Jahres hat bei den Unterzeichneten den ungeteilteſten Beifall 
gefunden. Klarer und überzeugender iſt noch nie die Bedeutung einer kräftigen monardi- 
ſchen Intiative für das Wohl des Staates dargelegt worden. Gott gebe Eurer Durch⸗ 
laucht Kraft und Geſundheit, damit Hochdieſelbe noch recht lange unſerem Kaiſerlichen 
Herrn zur Seite ſtehen können in ſeinen fo hohen und in immer weiteren Kreiſen Zu- 
ſtimmung findenden Beſtrebungen für das Wohl und die Ehre der Deutſchen Nation. 


An den Buchhändler Peterſen in Halle. 


Berlin, den 16. März 1882. 
Eurer Wohlgeboren und allen an der Adreſſe vom 10. dieſes Monats be- 
teiligten Herren danke ich verbindlichſt. Es freut mich, hinzufügen zu können, 
daß Seine Majeſtät der Kaiſer und König Sich wohlthuend berührt fühlt 
durch die patriotiſche Geſinnung, welche in Ihrer und in den zahlreichen Kund⸗ 
gebungen gleichen Inhalts aus allen Landesteilen in jüngſter Zeit ihren Aus⸗ 
druck gefunden hat. 


v. Bismarck. 


An einen konſervativen Verein in Nebra. 
Berlin, den 16. März 1882. 
Für die freundliche Begrüßung durch die Adreſſe vom 10. dieſes Monats 
danke ich allen beteiligten Herren. Es freut mich, in den Mitgliedern des 
konſervativen Vereins zu Nebra treue Genoſſen der Geſinnungen zu ſinden, 
welche ich im Reichstage am 24. Januar dieſes Jahres zum Ausdruck ges 
bracht habe. 


v. Bismarck. 
* 


An die Redaktion der „Nordiſchen Preſſe“ zu Lübeck. 
Friedrichsruh, den 6. April 1882. 
Für die zu meinem Geburtstage mir überſandten freundlichen Glückwünſche 
ſage ich meinen verbindlichſten Dank.!) 
v. Bismarck. 
* 


An den Vorſitzenden des deutſchen Bürgervereins für die Königſtadt 
Dr. Irmer in Berlin. 
Friedrichsruh, den 6. April 1882. 
Für die zu meinem Geburtstage mir geſpendeten freundlichen Glückwünſche 
ſage ich meinen verbindlichſten Dank. 
v. Bismarck. 
* 
An den Oberamtmann Thoma in Uspiaunen bei Pillkallen. 
Varzin, den 9. Juli 1882. 
Die freundliche Begrüßung des konſervativen Oſtpreußiſchen Vereins habe 
ich mit verbindlichſtem Danke erhalten, und ich bitte Sie, den Ausdruck des⸗ 


1) Antwort auf ein anläßlich des Geburtstages des Fürſten Bismarck von der 
Redaktion dieſes Blattes und deren Mitarbeitern an denſelben abgeſandtes Glückwunſch⸗ 
telegramm. 
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ſelben den Herren, welche mich durch dieſe Bethätigung ihrer Zuſtimmung er⸗ 
freut haben, übermitteln zu wollen. !) 
v. Bismarck. 


Adreſſat (unbekannt) in Düſſeldorf. 
Friedrichs ruh, den 28. September 1883. 
Die freundliche Begrüßung durch das heutige Telegramm?) erwidere ich mit 
dem Wunſche, daß alle nationalen Elemente in ganz Deutſchland ſich feſter 
als bisher aneinanderſchließen mögen, um die großen Aufgaben, die dem Reiche 
geſtellt ſind, ihrer Löſung entgegenzuführen. 
v. Bismarck. 
* 
An den Vorſtand des Landwehrvereins in Berlin. 


Friedrichsruh, den 22. Februar 1884. 
Dem Vorſtand des Landwehrvereins ſage ich meinen verbindlichſten Dank 
für den durch das gefällige Schreiben vom 19. dieſes Monats mir gegebenen 
Beweis von Wohlwollen, und übernehme gerne die Ehrenmitgliedſchaft des 
Vereins. 
v. Bismarck. 
* 
An die Direktion der Berliner Bockbrauerei. 
Berlin, im April 1884. 
Nachdem ich von dem mir zu meinem Geburtstage freundlichſt überſandten 
Fäßchen Bockbier gekoſtet habe, kann ich nicht unterlaſſen, der Direktion meine 
volle Anerkennung für die vorzügliche Qualität desſelben, ſowie meine Genug— 
thuung darüber auszuſprechen, daß unſere einheimiſche Induſtrie ein fo aus— 
gezeichnetes Produkt liefert. 
v. Bismarck. 
* 


An den Vorſtand der Heringsfiſcherei-Aktien-Geſellſchaft 
Herrn Lindemann in Emden. 
Varzin, den 12. Juli 1884. 
Eurer Wohlgeboren danke ich verbindlichſt für die Zuſendung der Erft- 
linge der Emder Fiſcherei. Bezüglich Ihrer Eingabe vom 5. dieſes Monats 
bin ich mit den beteiligten Behörden in Beratung getreten. 


v. Bismarck. 
* 


1) Antwort auf das vom fonjervativen Kreisverein zu Pillkallen an den Fürſten 
Bismarck abgeſandte Ergebenheitstelegramm. 

2) Am Tage der Enthüllung des National⸗-Denkmals auf dem Niederwald wurde von 
Düſſeldorf an den Fürſten Bismarck, als den Grundſtein der deutſchen Einheit, ein Glück⸗ 
wunſch⸗Telegramm geſandt. 
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An das Prafidium des deutſchen Kolonialvereins, zu Händen 

Seiner Durchlaucht des Fürſten zu Hohenlohe-Langen- 

burg in Eiſenach. 

Berlin, den 21. September 1884. 
Der Generalverſammlung des Kolonialvereins danke ich verbindlichſt für 
die freundliche Begrüßung und für die thätige Unterſtützung unſerer überſeeiſchen 
Beftrebungen. *) 
5 v. Bismarck. 


An den Univerſitäts⸗Rektor Sohm in Straßburg im Elſaß. 


(Telegramm.) 
Berlin, den 28. Oktober 1884. 


Mit verbindlichſtem Dank habe ich Ihren freundlichen Gruß?) erhalten und 
erwidere denſelben mit herzlichen Grüßen für das fernere Gedeihen der 
Univerſität; patriae et literis zum Heil und zur Förderung. 


v. Bismarck. 
* 


An Herrn Robert Gräffner in Braunſchweig. 
Berlin, den 20. Januar 1885. 
Die freundliche telegraphiſche Begrüßung?) habe ich mit herzlichem Dank 
empfangen und bitte Sie, den Ausdruck desſelben den Herren, welche ſich an 
dieſer wohlwollenden Kundgebung beteiligt haben, gefälligſt übermitteln zu 


wollen. 
a v. Bismard. 


An den Bürgermeiſter Kübler in Worms. 
Berlin, Januar 1885. 


Auf das geſchätzte Schreiben vom 15. dieſes Monats erwidere ich Eurer 
Hochwohlgeboren, daß ich es mir zur Ehre rechne, die Pathenſtelle bei Ihrem 
jüngſt gebornen Sohne zu übernehmen, und hoffe, daß derſelbe zu einem 
würdigen Bürger der Stadt Worms und des Reiches heranwachſen wird. 

v. Bismarck. 


— * 

1) Das Präſidium des Kolonialvereins ſandte am 21. Sept. 1884 an den Fürſten 
Bismarck aus ſeinem Verſammlungsorte Eiſenach nachſtehendes Telegramm: Die zum 
Feſtdiner verſammelten Mitglieder der Generalverſammlung des Kolonialvereins ſenden 
dem Fürſten Reichskanzler, dankerfüllt für das entſchloſſene und erfolgreiche Vorgehen auf 
dem Gebiete der Kolonialpolitik, ihre ehrfurchtsvollen Grüße. 

Das Präſidium: Fürſt Hohenlohe, Miquel. 

2) Auf dem Feſtkommers vom 27. Oktober 1884 zu Ehren der Einweihung des neuen 
Univerſitätsgebäudes in Straßburg wurde nachſtehendes Telegramm an den Fürſten Bismarck 
abgeſandt: Seiner Durchlaucht dem Reichskanzler Fürſten Bismarck ſendet bei Einweihung 
der neuen Univerſitätsbauten die Univerſität Straßburg mit ihren Gäſten aus Elſaß⸗ 
Lothringen und dem Reiche begeiſterten und ehrfurchtsvollen Gruß. Rektor Sohm. 

8) Antwort auf ein Begrüßungs-Telegramm einer wegen Darbringung eines Ehren— 
geſchenkes zuſammengetretenen Verſammlung. 


An Dr. Chryſander in Bergedorf. 


Berlin, den 23. Februar 1885. 
Zu dem heutigen Jubiläum Händels ) bringe ich Ihnen, als deſſen bee 
rufenſten Vertreter in der Gegenwart, meine herzlichſten Glückwünſche dar und 
hoffe, daß Sie bald die Krönung Ihres nationalen Werles erleben. 


v. Bismarck. 
* 


An den Vorfigenden des von ſämtlichen Corps der beiden Münchener 
Hochſchulen abgehaltenen Bismarck⸗Kommerſes in München. 
Berlin, den 11. Marz 1885. 
Mit verbindlichem Dank für freundliche Begrüßung ) wünſche jedem 
der tauſend Kommilitonen ſeiner Zeit einen fröhlichen 70. Geburtstag. 
v. Bismarck. 


* 


An den stud. jur. Leyendecker in Erlangen. 
Berlin, den 1. April 1885. 
Eure Wohlgeboren bitte ich den Herren, welche mich durch die telegraphiſche 
Begrüßung vom 28. dieſes Monats ſehr erfreut haben,?) für Ihre freundlichen 
Glückwünſche meinen verbindlichſten Dank auszuſprechen. 
v. Bismarck. 
* 
An Se. Hoheit den Prinzen Ernſt von Sachſen⸗Weimar in 
Jena (Telegramm). 
Berlin, den 2. April 1885. 
Eure Hoheit bitte ich, meinen verbindlichſten Dank entgegenzunehmen und 
zu vermitteln. 4) 


v. Bismarck. 
* 


1) 200 jähriger Geburtstag des Komponiſten. 

2) Der als Corpsphiliſter anweſende Rektor der Univerfität, Profeſſor Dr. v. Roth⸗ 
mund, brachte mit zündenden Worten, des Wablſpruchs der „Hanovera“ Göttingen ge⸗ 
denfend: „Fortes fortuna juvat et nunquam retorsum“, den Toaſt auf den Reichskanzler 
aus, der begeiſterten Widerhall fand. Der Vorſitzende verlas folgendes Telegramm, das 
an den Fürſten Bismarck abgeſendet wurde: Dem großen Kanzler des Deutſchen Reichs 
bringen tauſend Corpsſtudenten und Corpsphiliſter zur Vorfeier ſeines 70. Geburtsfeſtes 
vereinigt ein begeiſtertes Hoch. Lange leuchte noch ſein Stern dem deutſchen Vaterlande. 

3) Der Adreſſat des Briefes hatte einige Tage vorher an Bismarck im Namen des 
S. C. Heidelberg ein Telegramm abgejandt. 

4) In Jena hatte die Ferienkommiſſion des 8. C. der vier Corps Frankonia, Gueſt⸗ 
phalia, Saxonia und Thuringia am 1. April an den Fürſten Bismarck folgendes Telegramm 
geſandt: „Auf das Wohlſein Sr. Durchlaucht reibt kräftigen Salamander der Jenenſer S. C. 
J. A.: Prinz Ernſt v. S.⸗Weimar.“ Darauf erging am 2. April zur Frübſchoppenzeit 
das obenſtehende Antworttelegramm. 


An Seine Hoheit den Prinzen Hermann zu Sachſen⸗Weimar 
in Stuttgart in ſeiner Eigenſchaft als Ehrenpräſident des 


Württembergiſchen Kriegerbundes. 
Berlin, den 3. April 1885. 


Eure Hoheit bitte ich ehrerbietigſt, meinen verbindlichſten Dank entgegen⸗ 


nehmen und dem Kriegerbunde übermitteln zu wollen.“) 


v. Bismarck. 
* 


An das Direktorium von „Sachſens Militärvereinsbund.“ 
Berlin, den 20. April 1885. 
Für die freundlichſten Glückwünſche zu meinem ſiebzigſten Geburtstage bitte 


ich Sie, meinen verbindlichſten Dank entgegenzunehmen. 


v. Bismarck. 
* 


An den erſten Bürgermeiſter Dr. v. Erhardt in München. 
Berlin, den 20. April 1885. 
Eure Hochwohlgeboren bitte ich, den Herren, welche mich mit ihren freund- 
lichen Glückwünſchen zu meinem ſiebzigſten Geburtstage beehrt haben, meinen 
verbindlichſten Dank auszuſprechen. Die prächtige Gedenktafel, auf der Ihre 
liebenswürdige Begrüßung verzeichnet ſteht, iſt ein Meiſterwerk und wird ein 
Schmuck meines Arbeitszimmers ſein, an dem auch meine Nachkommen das 
Wohlwollen erkennen werden, welches mir von ſo zahlreichen und angeſehenen 
Kreiſen der Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Bayerns entgegengetragen wird. 
v. Bismarck. 


Berlin, den 20. April 1885. 
Die mir zu meinem Geburtstag überſandte Feſtgabe und die ſie begleitenden 
Glückwünſche haben mich ſehr erfreut, und bitte ich Sie, für dieſen Beweis 
Ihres Wohlwollens meinen verbindlichſten Dank entgegenzunehmen. 
1 v. Bismarck. 


An den Vorſitzenden des Vereins ehemaliger Pioniere, zu 
Händen des Vorſitzenden Herrn Gerlach. 


An Herrn Guſtav Wonjad.?) 


Berlin, den 20. April 1885. 

Für die freundlichen Glückwünſche zu meinem ſiebzigſten Geburtstage bitte 
ich Sie, meinen verbindlichſten Dank entgegenzunehmen.) 

v. Bismarck. 
* 

1) Das Präſidium des „Württembergiſchen Kriegerbundes“ hatte es nicht verſäumt, 
dem Fürſten Bismarck zu ſeinem 70. Geburtstag telegraphiſch die waͤrmſten Glück- und 
Segenswünſche des Bundes darzubringen. 

2) Gujtav Wonſack iſt der Herausgeber des genealogiſchen Werkes „Die Großeltern 
des Reichskanzlers Fürſten Otto v. Bismarck“. 

8) Ein gleiches Schreiben ging auch dem Verein ehemaliger 2. Garde-Dragoner z. H. 
ſeines Vorſitzenden zu. 


ee. een 


An Herrn P. Rickmers in Bremerhaven. 


Berlin, den 20. April 1885. 
Für die freundlichen Glückwünſche zu meinem ſiebzigſten Geburtstage bitte 
ich Sie, meinen verbindlichſten Dank entgegenzunehmen. 
v. Bismarck. 
* * 
An die Oberprima des Gymnaſiums zu Dortmund. 
Berlin, den 20. April 1885. 
Für Ihre freundlichen Glückwünſche zu meinem ſiebzigſten Geburtstage 
bitte ich Sie, meinen verbindlichſten Dank entgegenzunehmen. 


v. Bismarck. 
* 


An die kameradſchaftliche Vereinigung der Berliner und benach⸗ 
barten Kriegervereine, zu Händen des Stadtverordneten 
Dierſch. 
Berlin, April 1885. 
Für die freundlichen Glückwünſche, welche in der mir zu meinen ſiebzigſten 
Geburtstage überſandten Adreſſe einen für mich ſo ehrenvollen Ausdruck gefunden 
haben, ſage ich meinen verbindlichſten Dank. 


v. Bismarck. 


An den Präſidenten des Bayeriſchen Veteranen-, Krieger- und 
Kampfgenoſſenbundes, Major v. Puchpeck in München 
(Telegramm). 
Berlin, April 1885. 


Herzlichen Dank ſage ich meinen verehrten Kriegskameraden in Bayern 
für Ihre freundlichen Wünſche zum Geburtstage. 
v. Bismarck. 
* 


An den Ober⸗Poſtdirektor Tybuſch in Poſen. 
Berlin, den 25. April 1885. 
Für die freundlichen Glückwünſche zu meinem ſiebzigſten Geburtstage bitte 
ich Sie, meinen verbindlichſten Dank entgegenzunehmen. 
v. Bismarck. 


An den „Deutſchen Kriegerverein Leipzig“, zu Händen des 
Vorſitzenden Herrn L. Sperl. 
Berlin, den 25. April 1885. 
Für freundliche Glückwünſche zu meinem ſiebzigſten Geburtstage bitte ich 
Sie, meinen verbindlichſten Dank entgegenzunehmen. 


v. Bismarck. 
* 


An den Redakteur der „Deutſchen Krieger-Zeitung“. 


Berlin, den 28. April 1885. 
Für die freundlichen Glückwünſche zu meinem ſiebzigſten Geburtstage bitte 
ich Sie, meinen verbindlichſten Dank entgegenzunehmen. 


v. Bismarck. 


* 
An den Oberbürgermeiſter Hache in Eſſen. @iitacen, e Tone: 
Eure Hochwohlgeboren bitte ich, unſeren Mitbürgern meinen verbindlichſten 
Dank für die freundlichen Glückwünſche auszuſprechen, mit welchen ſie mich 
zu dem Tage meines fünfzigjährigen Dienſtjubiläums beehrt haben. !) 


v. Bismarck. 
* 


An den Landrat in Düren, Geheimen Regierungsrat Stürk. 
Friedrichsruh, den 13. Oktober 1885. 
Eure Hochwohlgeboren bitte ich in Erinnerung an frühere Zeiten den 
freundlichſten Glückwunſch eines alten Kollegen aus demſelben Jahrgange zu 
Ihrem fünfzigjährigen Dienſtjubiläum entgegenzunehmen 
v. Bismarck. 
* 
An den Vorſitzenden des Ausſchuſſes der nationalliberalen 
Partei in Mainz. 
Berlin, Februar 1886. 
Eurer Wohlgeboren und Ihren Herren Auftraggebern danke ich verbind— 
lichſt für den Ausdruck Ihrer Zuſtimmung und für die Zuſage fernerer Unter— 


ſtützung durch das Schreiben vom 5. dieſes Monats.?) 
v. Bismarck. 
* 

1) Am 7. Juni 1885 wurde in Eſſen das 50 jährige Amtsjubiläum des Fürſten 
Bismarck, Eſſens Ehrenbürgers, würdig begangen. Gegen 4 Uhr ſetzte ſich ein aus 20 Ver- 
einen mit etwa 2000 Teilnehmern und 5 Muſikkorps beſtehender Feſtzug vom Limbeckerplatz 
nach dem Stadtgarten in Bewegung. Hier fang ein Männerchor zunächſt das Lied: „Was ijt 
des Deutſchen Vaterland?“ Anſchließend an die Worte des alten Vaterlandsfreundes Ernſt 
Moritz Arndt hielt Rechtsanwalt Niemer eine begeiſternde Rede, welche mit einem Hoch auf 
den Kaiſer ſchloß, worauf die Verſammlung „Heil Dir im Siegerkranz“ anſtimmte. Nachdem 
die Tauſende im Saal und den Gartenanlagen des Stadtgartens ſich einen Platz geſucht 
hatten, erſcholl das Lied „Dir möcht' ich dieſe Lieder weihen“. Hierauf hielt an Stelle des 
erkrankten Oberbürgermeiſters Hache der erſte Beigeordnete König die Feſtrede, welche, 
oft von Beifall unterbrochen, die Thätigkeit des Reichskanzlers während der letzten beiden 
Jahrzehnte und die großen, vornehmlich durch ihn vermittelten Errungenſchaften mnjeres 
Vaterlandes darlegte. Mit unbeſchreiblichem Jubel ſtimmte die Feſtverſammlung in das 
Hoch auf den Kanzler ein und richtete darauf ein Glückwunſchtelegramm an Eſſens Ehren- 
bürger. 

2) Anläßlich der Polendebatte im preußiſchen Landtage hatte die nationalliberale Partei 
in Mainz eine Verſammlung abgehalten, worin der Ausſchuß der Partei beauftragt worden 


93 


An die Vereinigung patriotiſcher Männer in Deſchowitz, Kreis 
Groß ⸗Strelitz. 
Berlin, Februar 1886. 


Ihr Telegramm 1) habe ich erhalten und ſage den treuen Oberſchleſiern 
in Deſchowitz meinen verbindlichſten Dank für den Ausdruck dieſer Geſinnung. 


v. Bismarck. 
*. 


An den Vorſitzenden der deutſch⸗oſtafrikaniſchen Geſellſchaft, 
Abteilung für Schleſien, Herrn v. Wallenberg— 
Pachaly in Breslau. 
Berlin, Ende März 1886. 


Eure Hochwohlgeboren bitte ich, der Geſellſchaft für deutſche Koloniſation 
in Breslau meinen verbindlichſten Dank für den Ausdruck des Vertrauens 
übermitteln zu wollen, mit welchem mich dieſelbe durch telegraphiſche Begrüßung 
vom 19. dieſes Monats beehrt hat. 


v. Bismarck. 
* 


An den Vorſtand des Kriegervereins in Ratibor. 
Berlin, Anfangs April 1886. 
Für Ihre freundlichen Glückwünſche zu meinem Geburtstage und für die 
Feſtgabe, welche dieſelben begleitete, bitte ich Sie, meinen verbindlichſten Dank 
entgegenzunehmen. 
v. Bismarck. 


war, eine der Politik des Reichskanzlers zuſtimmende Adreſſe an denſelben zu richten. 
Namens der Partei hatte der Ausſchuß infolge deſſen nachſtehendes Schreiben an den 
Fürſten Bismarck gerichtet: Ew. Durchlaucht erlauben wir uns ganz ergebenſt Kenntnis 
davon zu geben, daß der zur Sitzung verſammelte Ausſchuß der nationalliberalen Partei 
in Mainz einſtimmig beſchloſſen hat, ſich namens der Partei den Zuſtimmungs⸗Adreſſen, 
welche aus allen Gauen Deutſchlands an Ew. Durchlaucht in Betreff der jüngſt im preu- 
ßiſchen Abgeordnetenhauſe gehaltenen, jedes patriotiſche Herz erwärmenden Reden gelangten, 
aus voller Ueberzeugung anzuſchließen. Empfangen Ew. Durchlaucht die herzlichſten Glück— 
wünſche zu dem Erfolge, welche Ihre große nationale Politik von neuem gefunden hat — 
eine Politik, die, ſoviel ſie auch von gewiſſen parlamentariſchen Fraktionen angefeindet 
werden mag, im deutſchen Volke tiefe Wurzeln ſchlug; eine Politik, für welche wir mit 
patriotiſchem Eifer ſtets eingetreten ſind und auch fernerhin eintreten werden. Mit dem 
Wunſche, daß Ew. Durchlaucht in ungeſchwächter Kraft und Geſundheit noch lange an der 
Spitze der Reichsgeſchäfte ſtehen, und die Wahrung der nationalen Intereſſen in derſelben 
ſicheren und ſtarken Hand verbleiben möge, verharren in ausgezeichnetſter Verehrung 
Der Ausſchuß der nationalliberalen Partei. 

1) Anläßlich der Polenrede des Reichskanzlers hatte eine Vereinigung patriotiſcher 
Manner in Deſchowitz an denſelben nachſtehendes Telegramm geſendet: Dem mächtigen 
Redner, dem ſchlagfertigen Kämpen, dem eiſernen Kanzler ein begeiſtertes Hoch 


60 — 
An den Vorſitzenden des erſten oſt- und weſtpreußiſchen Provinzial- 
Glaſertages Herrn Störmer zu Königsberg, Oſtpr. 
Berlin, 27. Juni 1886. 
Dem erſten oſt⸗ und weſtpreußiſchen Provinzial⸗Glaſertage ſage ich für 
die freundliche telegraphiſche Begrüßung meinen verbindlichſten Dank.!) 
* v. Bismarck. 


An den Hofgartendirektor Jüblke in Sansſouci bei Potsdam. 
Friedrichsruh, den 8. Dezember 1886. 

Geehrter Herr Direktor! Mit tiefem Schmerze erhalte ich die Nachricht, 
daß Ihr Sohn, an deſſen bisherige Wirkſamkeit in Afrika ſich ſo große und viele 
Hoffnungen anknüpften, ein Opfer ſeines Mutes und ſeiner Hingebung im Dienſte 
der vaterländiſchen Intereſſen geworden iſt. Ich kann dem Drange meines 
Herzens nicht widerſtehen, Ihnen meine herzliche Teilnahme an dem ſchweren 
Schlage, der Sie nach Gottes Fügung betroffen hat, auszudrücken. 


* v. Bismarck. 


An Dr. Rackwitz in Nordhauſen. 5 
Friedrichsruh, den 7. Januar 1887. 


Eurer Wohlgeboren und Ihren Auftraggebern danke ich verbindlichſt für 
die freundliche telegraphiſche Begrüßung vom 2. dieſes Monats, welche mich 
als Ausdruck patriotiſcher Geſinnung herzlich erfreut hat. 

pr v. Bismarck. 
An den Freiherrn Gans Edler Herr zu Puttlitz in Laaske. 
Berlin, Ende Januar 1887. 

Für die telegraphiſche Begrüßung durch die Verſammlung reichstreuer 
Wähler zu Pritzwalk danke ich verbindlichſt, und bitte Eure Hochwohlgeboren, 
den Ausdruck meines Dankes allen Herren zu übermitteln, welche mich durch 


dieſe Kundgebung erfreut haben.?) 


v. Bismarck. 
* 


1) Die Königsberger Glaſer-Innung hatte zu Sonntag den 27. Juni 1886 ſämtliche 
Glaſer-Innungen der Provinzen Oſt- und Weſtpreußen nach Königsberg eingeladen; am 
Sonnabend fand die Vorberatung ſtatt. Sonntag 11¼ Uhr wurde die Verſammlung durch 
Begrüßung der Anweſenden unter dreifachem Hoch auf den Kaiſer durch den Obermeiſter der 
Königsberger Innung Lemke eröffnet. Vor Schluß der Verhandlung wurde einſtimmig be— 
ſchloſſen, an den Reichskanzler Fürſten Bismarck eine telegraphiſche Begrüßung abzuſenden 
folgenden Inhalts: Dem Förderer des deutſchen Handwerks Dank und Gruß. 

2) Das Telegramm lautete: Eurer Durchlaucht ſpricht die heutige große Verſammlung 
reichstreuer Wähler zu Pritzwalk zugleich mit ihrem Reichstagsabgeordneten von Graevenitz 
ihre bewundernde Anerkennung und den wärmſten Dank für das hochherzige und mannhafte 
Eintreten für die deutſche Wehrkraft als der feſteſten Säule unſeres Vaterlandes aus. Sie 
gelobt, bei der bevorſtehenden Wahl in treuer Liebe zu Kaiſer und Reich einmütig zuſammen— 
zuhalten. 


a 


An den Erblandmarſchall v. Bülow zu Gudow. 


Berlin, den 1. Februar 1887. 

Aus Eurer Hochwohlgeboren Telegramm !) habe ich mit Freude erſehen, 
daß die nationalen Elemente in unſrer engeren Heimat ſich zu gemeinſamem 
Handeln verbunden haben. Hoffentlich wird dieſe Verſtändigung auf das 
Ergebnis der Wahl eine günſtige Rückwirkung ausüben und unſerem friedlich 
und königstreu geſinnten Ländchen zu einer ſeiner Geſinnung entſprechenden 
Vertretung verhelfen. Den an dem Telegramm beteiligten Herren danke ich 
verbindlichſt. 


v. Bismarck. 
* 


An das Wahlkomitee der vereinigten national geſinnten Pare 
teien in Striegau?) (Telegramm). 
Berlin, Februar 1887. 
Angaben ſind unwahr und tendenziös erfunden. 


v. Bismarck. 
* 
An den Vorſtand der nationalliberalen Partei in Lübeck 
(Telegramm). 
Berlin, Februar 1887. 

Die Erzählung von der fraglichen Erklärung Seiner Majeſtät des Kaiſers 
ijt unwahr und beruht auf Erfindung.) 

v. Bismarck. 

* 

An Herrn Karl Holtzmann in Stockheim. 
Berlin, den 23. Februar 1887. 

Eurer Wohlgeboren Telegramm) habe ich Seiner Majeſtät dem Kaiſer 
vorgelegt. Allerhöchſtderſelbe hat eigenhändig darauf vermerkt: „Freundlichen 
Dank.“ In der Ueberzeugung, daß es für Ihren Herrn Großvater von Wert 
ſein wird, dieſes Zeichen Allerhöchſter Anerkennung im Original zu beſitzen, 
erlaube ich mir, Ihnen das Telegramm mit der Handſchrift Seiner Majeſtät 
des Kaiſers darauf hierneben zu überſenden. 

v. Bismarck. 

— * 

1) Es war ein Telegramm reichstreuer Wähler des Kreiſes Herzogtum Lauenburg vom 
30. Januar 1887. 

2) Im freiſinnigen Striegauer Anzeiger und in den freiſinnigen Flugblättern, welche 
im Wahlkreiſe Schweidnitz⸗Striegau verbreitet worden waren, war zu leſen: Der Kaiſer 
habe geſagt, es gibt keinen Krieg. Daraufhin hatte das Wahlkomitee der vereinigten national 
geſinnten Parteien in Striegau eine Anfrage an den Fürſten Bismarck gerichtet. 

8) Antwort auf die Anfrage der Parteileitung bezüglich der Wahrheit einer von der 
deutſchfreiſinnigen Partei in Lübeck durch Maueranſchlag verbreiteten angeblichen Erklärung 
Sr. Majeſtät des Kaiſers: daß es keinen Krieg geben werde. 

4) Dasſelbe enthielt die telegraphiſche Mitteilung von der Beteiligung des 96 jährigen 
Großvaters des Adreſſaten an der Wahl zum Reichstage am 21. Febr. 1887. 


An den Vorfigenden des Frankfurt⸗Lebuſer Wabhlvereins, !) 
Graf v. Finckenſtein⸗Reitwein. 
Berlin, den 24. Februar 1887. 
Eurer Hochgeboren freundliche Begrüßung habe ich mit verbindlichem Danke 
erhalten und hoffe, daß die reichstreuen Wähler bei der Stichwahl des Kreiſes 
einig zuſammenſtehen werden, um durch Einigkeit den gleichen Erfolg für Kaiſer 
und Reich zu erzielen, der in der Mehrzahl der Wahlkreiſe vom Bodenſee bis 
zur Memel bisher gewonnen wurde. 
v. Bismarck. 
* 
An den Landſchaftsmaler E. Zſchimmer in Erfurt.“) 
Berlin, Anfangs April 1887. 
Eurer Hochwohlgeboren ſage ich meinen verbindlichſten Dank für das denk— 
würdige Gemälde, welches Sie mir mit ſo freundlichen Glückwünſchen zu meinem 
Geburtstage überſandt haben, deſſen Wert für mich durch die ſich daran 
knüpfende patriotiſche Erinnerung noch erhöht wird. 
v. Bismarck. 
* 
An den König von Württemberg (Telegramm). 
Friedrichsruh, den 23. September 1887. 
Eure Majeſtät bitte ich unterthänigſt, für das huldreiche Telegramm meinen 
ehrfurchtsvollſten Dank in Gnaden entgegennehmen zu wollen.“) 
v. Bismarck. 
ot 
An den Vorſtand des deutſchen Antiſemitenbundes in Berlin. 
(Telegramm). 
Friedrichsruh, den 24. September 1887. 
Für Ihre freundlichen Wünſche!) zum geſtrigen Tage ſage ich meinen ver— 
bindlichſten Dank. 
A v. Bismarck. 


1) Im Kreiſe Frankfurt⸗Lebus war durch die Aufſtellung eines Nationalliberalen 
neben dem konſervativen v. Steinrück eine Stichwahl zwiſchen letzterem und dem Forte 
ſchrittler Schröder nötig geworden. 

2) Zſchimmer hatte dem Fürſten Bismarck zu ſeinem Geburtstage ein Bild verehrt. 

8) Das Telegramm, welches der König an den Fürſten Bismarck bei deſſen 25 jährigem 
Miniſterjubiläum richtete, lautete wie folgt: Ich kann Mir nicht verſagen, Ihnen, hoch— 
verehrter Fürſt, Glück zu wünſchen zu dem Doppeljubilaͤum, welches Sie in dieſen Tagen 
feiern. Möchte Ihnen ſtets Treue und Anhänglichkeit zu teil werden in Anerkennung Ihrer 
Verdienſte um Kaiſer und Reich in ſo ſchweren Zeiten. 

4) Der „Dentſche Antiſemiten⸗Bund“ ſandte am 23. Sept. 1887 dem Reichskanzler 
nach Friedrichsruh folgende Depeſche: Ew. Durchlaucht ſenden die am 23. September auf 
Veranlaſſung des „D. A. B.“ in Niefts Sälen zahlreich erſchienenen deutſchen Antiſemiten 
zum 25 jährigen Minifterjubiläum die treueſten deutſchen Glückwünſche. Der Vorſtand des 
„D. A. B.“ 


An den Rechtsanwalt Dr. Hans Sting! in Krems a. d. D. 
Berlin, den 13. Februar 1888. 
Ich danke Ihnen verbindlichſt für die freundliche Anerkennung, mit welcher 
Sie mich aus Anlaß der Reichstagsſitzung vom 6. c. beehrt haben. 


v. Bismarck. 
* 


An Se. Königl. Hoheit den Prinzregenten von Bayern. 
Berlin, den 11. März 1888. 
Eure Königliche Hoheit bitte ich unterthänig, meinen ehrfurchtsvollſten Dank 
für den huldreichen Ausdruck der Teilnahme in Gnaden entgegenzunehmen.) 


v. Bismarck. 
* 
An den Gemeindevorſtand von Bad Gaſtein. 
Berlin, den 21. März 1888. 
Ich habe durch den Kaiſerlichen Botſchafter in Wien von der Beileids— 
adreſſe der Gemeinderäte und Bürgermeiſter von Gaſtein Kenntnis erhalten. 
Aus eigener Anſchauung die herzlichen Beziehungen kennend, welche ſich 
zwiſchen meinem hochſeligen Herrn und den Bewohnern des Gaſteiner Thales 
im Laufe der Jahre herausgebildet hatten, danke ich der Gemeindevertretung 
aufrichtig für den Ausdruck Ihrer liebevollen Anhänglichleit an Seine Majeſtät 
den verewigten Kaiſer und werde nicht ermangeln, die Adreſſe zur Kenntnis 
Seiner Majeſtät des Kaiſers Friedrich zu bringen. 
v. Bismarck. 
* 
An die Getreuen in Sever. 
Berlin, Anfangs April 1888. 
Für die mir zu meinem Geburtstag überſandte Feſtgabe?) und die fie 
begleitenden freundlichen Glückwünſche bitte ich Sie, meinen verbindlichſten Dank 
entgegenzunehmen. 
. v. Bismarck. 
An den italieniſchen Miniſterpräſidenten Crispi in Rom 
(Telegramm) 3), 
Berlin im Juni 1888. 
Ich habe das Telegramm erhalten, durch welches Eure Excellenz mir 
gütigſt Kenntnis gegeben hat von dem Verhalten der beiden Kammern gegen— 


1) Unterm 11. März 1888 richtete der Prinzregent von Bayern an den Fürſten 
Bismarck folgendes Telegramm: Mit Ihnen, lieber Fürſt, beklage ich von Herzen das 
Ableben des von mir treu verehrten Kaiſers und ſpreche Eurer Durchlaucht meine ſchmerz⸗ 
liche Teilnahme an dem unerſetzlichen Verluſte aus. 

2) Beſtehend aus den üblichen 101 Kibitz⸗Eiern. 

3) Ueberſetzung aus dem Franzöfiichen. 


— 64 — 


über der Trauer, in welche der Tod Kaiſer Friedrichs III. Deutſchland neuerlich 
geſtürzt hat. Ich bitte Eure Excellenz, die wiederholte Verſicherung der Erkennt⸗ 
lichkeit entgegenzunehmen, welche die Sympathien des italieniſchen Volkes in 
allen deutſchen Herzen erweckt haben, und den Ausdruck derſelben gütigſt zur 
Kenntnis der beiden Kammern zu bringen. Ich habe nicht verfehlt, Seiner Majeſtät 
dem Kaiſer, meinem erlauchten Herrn, die Mitteilung der in Rede ſtehenden 
Beſchlüſſe der beiden Kammern, ſowie die Wünſche zu unterbreiten, welche die 
befreundete und verbündete Nation, deren Politik Eure Excellenz durch das 
Organ ihres Parlaments und ihrer Regierung leitet, für das Glück und den 
Ruhm der Regierung des Kaiſers Wilhelm II. ausgeſprochen hat. 
Ihr Bismarck. 


* 


An die in Gelſenkirchen verſammelten katholiſchen chriſtlich— 
ſozialen Vereine Weſtfalens (Telegramm). 
Friedrichsruh, 13. Auguſt 1888. 
Verbindlichſten Dank für freundliche Begrüßung. 


v. Bismarck. 


* 


An den Geh. Ober⸗Poſtrat Schiffmann in Berlin (Telegramm). = 
Friedrichsruh, Ende September 1888. 
Auf die freundliche Begrüßung !) der geſtern aus Anlaß Ihres Jubiläums 
verſammelt geweſenen Poſtbeamten kann ich meinen Dank nicht angemeſſener 
ausſprechen, als indem ich mich den Ihnen zu teil gewordenen Glückwünſchen 
von Herzen anſchließe. 
v. Bismarck. 


* 


An den Feſtausſchuß zur Feier des 700 jährigen Jubiläums 
des Domes in Stendal (Telegramm). 


Friedrichsruh, den 25. Oktober 1888. 
Mit Rückſicht auf die mannigfachen Beziehungen der Gegenwart und Ver- 
gangenheit, welche mich mit der Altmark und ihrer Hauptſtadt verbinden, iſt es 


1) Zu Ehren des fünfzigjährigen Dienſtjubiläums des Geh. Ober-Poſtrats Schiffmann 
veranſtalteten die Berliner Poſt- und Telegraphen-Sekretäre im Böhmiſchen Brauhauſe einen 
ſolennen Kommers. Etwa 2000 Teilnehmer hatten ſich in dem feſtlich geſchmückten Saale 
eingefunden. Die Feſtrede auf den Jubilar hielt Poſtſekretär Dicke. Nach Ueberreichung 
einer Adreſſe wurde ein ſehr launiges Lied mit Anſpielungen auf das Leben des Jubilars 
geſungen. Der Jubilar ſprach den Vorgeſetzten und Kollegen für ihr Erſcheinen und dem 
Komitee für ſeine große Mühe ſeinen Dank aus und ſchloß mit einem Hoch auf die Poſt 
und Telegraphie in Haupt und Gliedern, auf Bismarck, Stephan und die Kollegenſchaft. 
Im Anſchluſſe daran wurden auch an den Fürſten Bismarck und an Generalpoſtmeiſter 
von Stephan Telegramme abgeſchickt. 
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mir beſonders ſchmerzlich, daß ich durch Alter und Geſundheit verhindert bin, 
der Gedächtnisfeier beizuwohnen, und bitte ich den Kirchenrat der Domgemeinde, 
den Ausdruck meines Bedauerns und meiner, ungeachtet der Abweſenheit, leb— 
haften Teilnahme an der Feier des heutigen Tages entgegenzunehmen. !) 


v. Bismarck. 


An den Vorſtand des nationalen Vereins in Altona 
(Telegramm). 2) 


Friedrichsruh, Anfangs November 1888. 
Für Ihre freundliche Begrüßung danke ich verbindlichſt und erwidere die⸗ 
ſelbe mit meinen Glückwünſchen zu dieſem Siege der nationalen Partei. 


v. Bismarck. 


An den Obermeiſter der Schlächterinnung zu Berlin.) 


Berlin, den 28. Januar 1889. 
Für die freundliche Begrüßung vom geſtrigen Tage ſage ich meinen ver- 
bindlichen Dank und bitte den Ausdruck desſelben den an dieſer wohlwollenden 
Kundgebung beteiligten Herren übermitteln zu wollen. 


v. Bismarck. 


An Seine Hoheit den Prinzen Hermann zu Sachſen⸗Weimar, 
Präſidenten des Vereins zur Förderung der Kunſt in 
Stuttgart (Telegramm).“) 
Berlin, den 3. April 1889. 
Eure Hoheit bitte ich meinen ehrerbietigen Dank für die gnädige Mit⸗ 
teilung vom 31. vorigen Monats entgegennehmen zu wollen. 


v. Bismarck. 


1) Als Erwiderung darauf ging von ſeiten des Feſtausſchuſſes nachſtehendes Tele- 
gramm nach Friedrichsruh ab: Dem ruhmreichen Sohne der Altmark, dem Ehrenbürger 
Stendals, dankt die zum Jubelfeſte des Domes erſchienene Verſammlung für den huldvollen 
Feſtgruß mit dem Wunſche: „Eiſen und Erz ſei unter Deinen Schuhen, Dein Alter ſei 
wie deine Jugend.“ 

2) Erwiderung auf ein Begrüßungstelegramm aus Anlaß des Sieges des national- 
liberalen Kandidaten Knauer bei der Wahl zum Abgeordnetenhaus über Profeſſor Hänel. 

3) Antwort auf das am Geburtstage des Kaiſers an Bismarck abgeſandte Begrüßungs⸗ 
telegramm. 

4) Aus Anlaß der Bismarck- und Moltfe-Feier in Stuttgart. 

Poſchinger, Bismarck⸗Portefeuille I. 


re 
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An den Verein alter Krieger „Tugendbund“ in Nordhauſen ). 
Berlin, den 11. April 1889. 
Für die mir zu meinem Geburtstage überſandte Feſtgabe und für Ihre 
freundlichen Glückwünſche bitte ich Sie, meinen verbindlichſten Dank entgegen- 


zunehmen. 
v. Bismarck. 


1) Der obenerwähnte Verein hatte dem Fürſten Bismarck zum Geburtstage ein 
Fäßchen alten Nordhäuſers mit einer von einem Vereinsmitgliede (Maler Keil) künſtleriſch 
ausgeſtatteten Adreſſe geſchickt. Das Fäßchen war ebenfalls von einem Vereinsmitgliede 
(Böttchermeiſter Aurin) ſelbſt gearbeitet worden und zeigte auf der einen Seite das Nord- 
häuſer Stadtwappen, auf der andern einen Kelch in einem Eichenkranze, darunter „Proſit.“ 


Für Bismarck und feine Mitarbeiter in der inneren Politik 


von 1862 —1878. 


Türſt Bismarck und feine Mitarbeiter in der inneren Politik 
von 1862-1878. 


I. Abſchnitt. 
Die Miniſter. 


Die Zeit vor 1866 kann man die Vorgeſchichte der Aera des Bismarckſchen 
Ruhmes nennen. Es waren die Jahre, die ihm am ſchwerſten wurden, Jahre 
der Kämpfe nach außen und innen, der Sorge und unausgeſetzten Arbeit, in 
die erſt gegen das Ende ein Sonnenſchein fiel. 

Der Schwerpunkt von Bismarcks Thätigkeit lag damals in der äußeren 
Politik. Das Haus des deutſchen Volkes mußte erſt aufgerichtet ſein, bevor ſein 
Baumeiſter die Hand an die innere Geſtaltung legen konnte. Die Zeit, welche 
die auswärtige Politik übrig ließ, wurde durch die parlamentariſchen Kämpfe 
und Stürme abſorbiert, die Bismarck zu beſtehen hatte, um die neuen Heeres- 
einrichtungen, dieſe Grundlage und Vorbedingung aller ſeiner ſpäteren Erfolge, 
zu retten und aufrecht zu erhalten. Sodann bedingte auch der Zuſtand des 
Verfaſſungskonfliktes eine gewiſſe Stagnation in der inneren Geſetzgebung. Der 
Hauptgrund, weshalb Bismarck vor 1866 verhältnismäßig wenig innere Politik 
treiben konnte, lag aber in der preußiſchen Miniſterialverfaſſung. Nach derſelben 
bildet die ſtaatliche Selbſtändigkeit eines jeden Miniſterreſſorts die Regel; die 
Ausnahme bildet die Verpflichtung, Gegenſtände eines Reſſorts zur Kenntnis 
und Beſchlußnahme des Staatsminiſteriums zu bringen.!) 

Bismarcks Klagen über ſeine Ohnmacht im Miniſterium ſind alt und zu 
verſchiedenen Malen vorgebracht worden. „Der Präſident des Staatsminiſteriums“ 
— bemerkte er in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 25. Januar 1873 
— „hat keinen größeren Einfluß auf die Geſamtleitung der Geſchäfte als irgend 
einer jeiner Kollegen. Wenn er dieſen Einfluß gewinnen will, jo iſt er genötigt, 
ihn durch Bitten, durch Ueberreden, durch Korreſpondenzen, durch Beſchwerden 
beim Geſamtkollegium — kurz und gut, durch Kämpfe zu gewinnen, welche 
die Leiſtungsfähigkeit des einzelnen in ſehr hohem Grade in Anſpruch nehmen.“ 


1) Abgeordnetenhausrede Bismarcks vom 10. Februar 1870. 


. 


„Der Miniſterpräſident iſt nur ein ornamentales Glied; ich habe nur eine 
geſchäftsordnende Leitung, aber durchaus keine Verfügung. Ich kann jahrelang 
überzeugt ſein, daß einer meiner Kollegen nicht auf dem Wege iſt, für den ich 
perſönlich verantwortlich ſein will — ich kann das aber nicht ändern, außer 
wenn ich ihn durch Ueberredung, durch Bitten oder durch Majorität im Staats⸗ 
miniſterium dazu bringe, ſeine Anſicht in dem einzelnen Falle der meinigen 
unterzuordnen.“ —(Reichstagsrede vom 1. Dezember 1874.) 

In der Reichstagsſitzung vom 5. März 1878 endlich beſtritt Bismarck ge⸗ 
radezu die Exiſtenz eines Miniſterpräſidenten in Preußen; es gebe dort nur einen 
Miniſter, der dieſen Titel führe und die Debatte geſchäftlich zu leiten habe; er 
könne wohl feine Kollegen bitten, „aber zu jagen hat er nichts“. Der wirkliche, 
faltiſche Miniſterpräſident fei und bleibe der König. (Reichstagsrede vom 
29. Januar 1881.) 

Aus dieſen Aeußerungen, denen noch manche andere angereiht werden 
könnte, erſieht man, daß für Bismarcks Leib die Rüſtung des Miniſterpräſi⸗ 
denten zu klein war; der Apparat funktionierte ohne Friktionen nur dann, wenn 
im Miniſterium ſich ihm accomodierende Kräfte ſaßen, wie Bismarck ſie ſpäter 
zu finden das Glück hatte. Inwieweit dies bis 1878 der Fall war, ſoll in 
Folgendem näher unterſucht werden. 


1. Kriegsminiſter Graf v. Roon (5. Dezember 1859 bis 9. November 1873). 
Vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. I. S. 198. 


2. Handels miniſter Graf Itzenplitz (9. Dezember 1862 bis 13. Mai 1873). 


Perſönlich hat Bismarck den Grafen Itzenplitz als einen Mann von Cha- 
rakter mit Kopf und Herz auf dem rechten Flecke gewiß geſchätzt; das Mißliche 
war nur das, daß er bei der Uebernahme des Handelsminiſteriums!) die zur 
Leitung dieſes Reſſorts notwendigen techniſchen Kenntniſſe (damals unterſtanden 
dieſem Miniſterium auch noch die Eiſenbahnen) nicht beſaß. 

Der Bureaukratismus, der gerade in dieſem Miniſterium zu Hauſe war, 
war Bismarck fortwährend ein Stein des Anſtoßes. Auf allen Gebieten ſehen 
wir ihn hier im Anſturm gegen althergebrachte Doktrinen und gegen den geheim— 
rätlichen Zopf 2). Die Gründung kräftiger Grundkreditinſtitute geht ihm viel zu 
langſam vorwärts; in der Handelspolitik wirft er dem Grafen Itzenplitz vor, 

1) Graf Itzenplitz ſtand vom 18. März bis zum Dezember 1862 dem landwirtſchaft⸗ 
lichen Miniſterium vor. 

2) Zahlreiche Belege finden ſich in den „Aktenſtücken zur Wirtſchaftspolitik des Fürſten 
Bismarck“. Ein Hieb auf die ſchlechte Poſtverbindung nach Reinfeld in Pommern ſ. Roon 
a. a. O. Bd. II. S. 211. 


daß dieſer in Sachen der von Defterreih gewünſchten Zolleinigung für die 
politiſche Seite kein Auge gehabt und dadurch weſentlich den Sturz des Grafen 
Rechberg mitverſchuldet habe; den Bau des Nord-Oſtſee⸗Kanals fürchtet Bismarck 
nicht mehr zu erleben; im Gebiete des Eiſenbahnweſens hat er auf der ganzen 
Linie Wünſche, die nur allmählich und auch auf wiederholtes Drängen nicht in 
Erfüllung gehen. 

In einem an den Miniſterpräſidenten Grafen Roon gerichteteten Schreiben 
vom 1. März 18731) bemerkte Bismarck, er habe im Laufe der Jahre bereits 
vielfach Gelegenheit gehabt, bei den Beratungen des Staatsminiſteriums über 
die ſtaatliche Behandlung der Eiſenbahnfrage ſeinen, von den bisher vom König⸗ 
lichen Handelsminiſterium befolgten Grundſätzen abweichenden Anſichten Ausdruck 
zu geben. „Wenn ich bisher meinem Diſſenſe einen ſtärkeren Ausdruck als den 
eines abweichenden Votums in einzelnen Fragen nicht gegeben habe, ſo bin ich 
dabei von der Ueberzeugung geleitet worden, daß die unter ſchwierigen Ver— 
hältniſſen geſchaffene und unter wechſelnden politiſchen Eindrücken befeſtigte 
politiſche Solidarität des Staatsminiſteriums von mir nach den mir bekannten 
Intentionen Seiner Majeſtät des Königs wegen ſolcher Fragen, die eine all- 
gemeine politiſche Bedeutung nicht hatten, nicht in Frage zu ſtellen war. Dieſe 
Rückſicht fällt fort, wenn jetzt Seine Excellenz der Herr Graf v. Itzenplitz, 
der ſeit zehn Jahren an den großen politiſchen Arbeiten der Regierung ſeinen 
vollen Anteil genommen hat, aus ſeiner Stellung als Handelsminiſter ſcheidet, 
und die Rückſicht auf die perſönliche Ueberzeugung eines langjährigen Kollegen 
für mich nicht mehr maßgebend bleibt.“ 

Noch in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 26. April 1876 be- 
zeichnete Bismarck die Itzenplitzſche Eiſenbahnpolitik als eine nicht glückliche. 

Die Seele der Handelspolitik unter Itzenplitz war Delbrück, ſeit 1864 
Direktor im preußiſchen Handelsminiſterium. Die meiſten handelspolitiſchen Akte, 
welche in dieſer Zeit erlaſſen wurden, werden auf ihn zurückzuführen ſein. In 
Eiſenbahnſachen war der Miniſterialdirektor Weishaupt der allmächtige Mann; 
mit ihm ſtand Bismarck — der es liebte, mit dem zu verhandeln, der die 
Detailkenntniſſe beſaß — nicht nur in perſönlichem, ſondern auch in ſchrift⸗ 
lichem Verkehr 2), 

Auch in der Arbeiterfrage verfolgte Bismarck eine dem Grafen Itzenplitz 
widerſtrebende Politik. Der durch Laſſalle, Bucher und Hermann Wagener be- 
einflußte ſtaatsſozialiſtiſche Standpunkt?) Bismarcks wurde im Handelsminiſterium 


1) Abgedruckt in meinem Werke „Aktenſtücke zur Wirtſchaftspolitik des Fürſten Bis⸗ 
marck“ Bd. I. S. 174. Vergl. auch a. a. O. S. 16, 17, 72, 74, 95, 126, 131, 140, 148, 
158, 159, 168. 

2) Schreiben an Weishaupt in den Aktenſtücken Bd. I. S. 150. 

8) Vergl. beſonders die Denkſchriſt Bismarcks vom 24. Auguſt 1867 in den Akten⸗ 
ſtücken Bd. I. S. 62 und 164. 
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nicht ohne Aengſtlichkeit betrachtet. Dem Handelsminiſter Grafen Itzenplitz wäre 
der Verkehr mit Laſſalle ein Greuel geweſen; in den aus ſeinem Miniſterium 
ſtammenden offiziöſen Preßartikeln wurde denn auch das Treiben und Sinnen 
desſelben geradezu als ein „revolutionäres“ hingeſtellt („Provinzial-Korreſpondenz“ | 
vom 15. Februar 1865). Man glaubte ſich in den dortigen Bureaux bereits | 
zu ſehr hoher Unparteilichkeit aufzuſchwingen, wenn man zugeſtand, „daß die 
Arbeiter gegenüber den Arbeitgebern nicht durchaus rechtlos 
ſeien. Auf keinen Fall dürfe aber — ſo wurde weiter argumentirt — 
unter den Arbeitern der Wahn Fuß faſſen, als könne der Staat durch irgend 
welche geſetzliche Beſtimmungen oder durch Verwaltungsanordnungen den Note 
ſtänden abhelfen, welche mit den Bedingungen der Arbeit überhaupt und damit 
dem in der Weltordnung begründeten Unterſchied von Arm und Reich zuſam— 
menhängen. Die Regierung würde eine ſchwere Schuld auf ſich laden, wenn 
ſie in dieſer Beziehung durch ihr Vorgehen den Arbeiterſtand zu unbegründeten 
Hoffnungen verleite.“ Ganz anders dachte Bismarck, welcher den Miniſter zur 
ſtaatlichen Unterſuchung und Behandlung der Arbeiterfrage drängte und für die 
Förderung von Arbeiteraſſoziationen eintrat.!) Als Graf Itzenplitz den Abge⸗ 
ordneten Schulze-Delitzſch als Mitglied der Enquete zur Beratung des Koalitions⸗ 
rechts der Arbeiter vorſchlug, wandte Bismarck ein, die ganze agitatoriſche 
Richtung desſelben ſei überwiegend darauf gerichtet, politiſchen Einfluß auf die 
Arbeiter und Handwerker zu gewinnen, um die Fortſchrittspartei gegen die 
Regierung zu ſtärken.?) 

Der Rücktritt des Handelsminiſters Grafen Itzenplitz fällt in die Zeit der 
Miniſterpräſidentſchaft des Grafen Roon (Mai 1873) und war veranlaßt durch 
die Laskerſchen Enthüllungen über die Uebelſtände bei dem Eiſenbahnkonzeſſions⸗ 
weſen. Aus der darüber beſchloſſenen ſtaatlichen Enquete iſt die Amtsehre des | 
Miniſters ganz unbefleckt hervorgegangen. 


* 


3. Kultusminiſter Dr. v. Mühler (18. März 1862 bis 22. Januar 1872). 


Mit dem Kultusminiſter v. Mühler hatte Bismarck vor 1866 keine 
Reibungen. Es war die Zeit des tiefſten Friedens zwiſchen Staat und Kirche. 
Das Verhältnis wurde erſt getrübt, als Bismarck die Repoloniſirung in Weft. 
preußen auf das Konto der Wirkſamkeit des Miniſters ſetzen zu müſſen glaubte. 
„Im Kultusminiſterium entdeckte ich die von der Nachſicht desſelben und unter 4 
dem Einfluſſe der katholiſchen Abteilung hervorgerufene Thätigkeit auf dem 
Gebiete der Bekämpfung der deutſchen Sprache in polniſchen Schulen.“ Fürſt 


1) Vergl. Aktenſtücke Bd. I. S. 12, 22, 49, 61, auch S. 161 (Note 1, Standpunkt 
Itzenplitz'). 
) Aktenſtücke Bd. I. S. 76. 
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Bismarck machte dem Miniſter den Vorwurf, daß die Mitglieder der katholiſchen 
Abteilung ihrer Pflicht als preußiſche Beamte ſo wenig eingedenk geweſen wären, 
daß ſie ſchließlich eine Behörde zur Wahrnehmung der Intereſſen der Kirche 
gegenüber den Rechten der Krone geworden ſeien. 

In der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 9. Februar 1872 machte 
Bismarck Mühler den ferneren Vorwurf, daß unter ihm die meiſten Schulrat⸗ 
ſtellen an den Regierungen, alſo der höchſten Provinzialinſtanz, von Leuten be- 
ſetzt waren, die mit den polniſchen Agitationen ſympathiſirten.!“) 

Gegen dieſe und ähnliche Vorwürfe hat ſich Herr v. Mühler nach ſeinem 
Rücktritt in einer Denkſchrift verteidigt, die in dem Werke „Bismarck nach dem 
Kriege“ (Leipzig 1883) abgedruckt iſt (S. 39 ff.). 

In den Schluß von Mühlers Amtsthätigkeit fällt der Streit mit der katho— 
liſchen Kirche aus Anlaß der vatikaniſchen Dekrete. Mühler zeigte ſich hier auf 
die Wahrung der ſtaatlichen Souveränität ſo eiferſüchtig bedacht, als nur 
irgendwie verlangt werden konnte, ja es iſt charakteriſtiſch für die ganze ſpätere 
Entwicklung des Konfliktes zwiſchen Staat und Kirche, daß der erſte ſeitens 
des Staates gethane Schritt (Zwang der katholiſchen Kinder zum Beſuch des 
von einem Altkatholiken erteilten Religionsunterrichts) zurückgethan werden mußte. 

In der öffentlichen Meinung hatte ſich aber die Vorſtellung, daß ein 
konſervativer und orthodoxer Kultusminiſter unmöglich Staatsintereſſen gegen 
kirchliche Beeinträchtigungen ſchützen könne, und daß am allerwenigſten Herr 
v. Mühler der Mann dazu ſei, dermaßen feſtgeſetzt, daß in der Preſſe eine 
Art Wetteiſer bemerkbar wurde, um Herrn v. Mühler das Verdienſt einer 
energiſchen Abwehr der Durchbrechung ſtaatlicher Ordnung möglichſt abzuerkennen 
und es lediglich dem Fürſten Bismarck zuzuſchreiben. So bemerkte unter anderem 
die „Madeburger Zeitung“: „Der Beſcheid an den Biſchof von Ermeland ijt 
zwar von Herrn von Mühler unterzeichnet, aber er iſt aus einem Beſchluß des 
geſamten Staatsminiſteriums hervorgegangen. Ob Herr v. Mühler die Schneide 
gehabt hätte, den Biſchof von Ermeland rund abzuweiſen, iſt ſehr zu bezweifeln. 
Was das Kultusminifterium heute thut, widerſpricht allem, was es in früherer 
Zeit gethan hat.“ 

Die Liberalen krümmten und wanden ſich, um nur ja dem Herrn v. Mühler 
kein Verdienſt zuzuſchreiben. Dieſer ging auch auf die Aufhebung der 


1) Nachdem Herr v. Mühler bereits einen Nachfolger hatte, ſprach der Miniſter⸗ 
präſident im Abgeordnetenhauſe einmal gelegentlich von kleinlichen Maßregeln, von Schikanen, 
von bloß rechtlichen Konſequenzen, die zu einer Kolliſion führten, welche „zu löſen, und in 
ſchicklicher Weiſe zu löſen“ er als die Aufgabe einer weiteren Geſetzgebung betrachte. Er 
deutete dabei an, daß es dem Herrn v. Mühler an dem nötigen Eifer für eine Reform 
gefehlt habe. Hauptſächlich aber waren es wohl retroſpektive Auseinanderſetzungen zwiſchen 
den beiden, namentlich in Bezug auf die katholiſche Abteilung, welche die Kriſe herbei 
führten. (Wiermann, Geſchichte des Kulturkampfes S. 40.) 
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katholiſchen Abteilung im Kultusminiſterium bereitwillig ein, nur mit einer 
andern Motivirung als Fürſt Bismarck, der den Anlaß von Dingen vor 1870 
hernahm, Herr v. Mühler dagegen von der neuen vatikaniſchen Lehre. 

Im Sommer 1871 hieß es in den Zeitungen bereits, v. Mühler habe 
ſeine Entlaſſung eingereicht. Auf eine Anfrage des Abgeordneten Hans Viktor 
von Unruh, ob die Nachricht wahr ſei, bemerkte Bismarck (am 19. Juni): 
„Das iſt richtig, aber er (v. Mühler) ſteckt ſich jetzt hinter die äußerſte Rechte 
und hofft, daß fein Abſchiedsgeſuch abgelehnt werden würde.“ 1) 

Auch den Gedanken Bismarcks an ein Schulaufſichtsgeſetz, das die Geifte 
lichen von der Leitung der Schule ausſchloß, und dieſe dem Einfluſſe der Polen 
und ihren geiſtlich gefinnten Freunden entzog, adoptirte Herr v. Mühler rüd- 
haltslos.2) Aber ſeine Perſon, bei den Liberalen jo verhaßt wie ſelten eine, 
ſtand nun einmal dem Zuſammenwirken mit ihnen entgegen, und ihre Partei 
war zur Vollbringung des Werkes, um das es ſich handelte, vorzugsweiſe be— 
rufen. Die Konſervativen zögerten mehr und mehr, in den vollen Kampf 
wider den Ultramontanismus einzutreten, wie überhaupt den nationalen Geſichts— 
punkt in dem Grade als maßgebenden anzuerkennen, als die Entwicklung und 
Kräftigung des Reiches in den Augen des Fürſten Bismarck es nötig machte. 
Herr v. Mühler mußte dem zur Herrſchaft gelangten Liberalismus geopfert 
werden. Eine freie Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes beſchloß, bei Beratung 
des Schulaufſichtsgeſetzes eine Reſolution einzubringen, dahin lautend, daß das 
Schulaufſichtsgeſetz des Herrn v. Mühler im Prinzipe gut ſei, daß aber die 
Ausführung desſelben dem gegenwärtigen Miniſter nicht anvertraut werden 
könnte. Dieſe Kommiſſion beſtand aus Mitgliedern einer ganzen Reihe von 
Fraktionen, von der fortſchrittlichen bis zur freikonſervativen. 

Dieſer parlamentariſche Druck wie derjenige Bismarcks genügte, um im 
Januar 1872 die endliche Genehmigung ſeines Abſchiedsgeſuches herbei— 
zuführen. 


1) Vergl. die von mir herausgegebenen Erinnerungen von Hans Viktor v. Unruh, 
S. 342. 

2) Anders ſtellt Majunke in ſeinem Werke „Geſchichte des Kulturkampfes in Preußen⸗ 
Deutſchland“, Paderborn-Münſter 1886, den Vorgang dar. Majunke bemerkt: „In einer 
Sitzung des geſamten Staatsminiſteriums hatte ſich v. Mühler bereit erklärt, den Entwurf 
des Schulauſſichtsgeſetzes, über deſſen Prinzipien man ſich geeinigt hatte, dem König zur 
Genehmigung zu unterbreiten, das that er auch; aber als der Entwurf im Kabinet lag, 
fühlte er Reue über ſeinen Schritt, er ſchrieb dem Monarchen, daß er außer ſtande ſei, das 
Geſetz zu begründen. Fürſt Bismarck, vom Könige von dieſem Schritt in Kenntnis geſetzt, 
war darüber natürlich indignirt und fragte die andern Miniſter, was von einem Kollegen, 
der alſo verfahre, zu halten ſei. Herr v. Mühler begriff es jetzt, daß ſeines Verbleibens 
nicht ferner ſein konnte, und gab nun erſt ſeinen Abſchied ein.“ Die Verantwortung für 
dieſe Darſtellung muß Majunke tragen; ich halte dieſelbe für eine ganz unverbürgte und 
überdies nicht einmal für eine glaubwürdige. 
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Viel ift geſprochen worden von der Einwirkung der Frau dieſes Miniſters 
ſeine Entſchlüſſe und feine geſamte Haltung. Anknüpfend hieran, beziehungs- 
weiſe den Einfluß energiſcher Frauen auf ihre Männer, ſagte Bismarck in Ver— 
ſailles: „Ja, wo ſo ein Verhältnis iſt, weiß man oft nicht, wem man das Ver— 
dienſt oder den Schaden zuſchreiben ſoll, quid ipse fecit, et quid mulier fecit.“ !) 


4. Juſtizminiſter Graf zur Lippe (18. März 1862 bis 5. Dezember 1867). 


Die von dem Miniſter Grafen zu Eulenburg wiederholt gerühmte Einigkeit 
der Miniſter während der Konfliktszeit beſtand auch zwiſchen dem Miniſter— 
präſidenten und dem Juſtizminiſter Grafen zur Lippe. Letzterer wurde in dem 
Streite mit dem Abgeordnetenhauſe von Bismarck lebhaft unterſtützt. Die 
Gegenſätze ſchlummerten jedoch bereits damals unter der Oberfläche; ?) am 
20. Juni 1866 erklärte Bismarck Hans Viktor von Unruh gegenüber, daß er 
gegen die Entfernung des Grafen zur Lippe aus dem Miniſterium nichts ein— 
zuwenden habe.?) Nach Beendigung des Krieges von 1866 entſtand eine ernſte 
Differenz dadurch, daß ſich Graf zur Lippe dem Antrage auf Einbringung der 
Indemnitätsvorlage widerſetzte. Von dieſer Zeit ab arbeitete der Miniſter— 
präſident allerdings auf die Entfernung Lippes hin, jedoch verſchmähte er, zur 
Erreichung ſeines Zieles parlamentariſche Hebel in Bewegung zu ſetzen. Bei 
zwei erſten Kraftproben ſiegte der Juſtizminiſter inſofern, als der König ſein 
Entlaſſungsgeſuch nicht annahm. Erſt bei der zweiten Wiederholung derſelben 
verſtummte der Allerhöchſte Widerſpruch unter dem Drucke der liberalen Strö— 
mung. Das Abſchiedsgeſuch war mit Geſundheitsrückſichten motivirt; eine 
aktuelle Differenz zwiſchen ihm und dem Minifterpräfidenten war nicht vor- 
handen. Dem tiefen Groll, “) mit dem Graf Lippe ſchied, hat er ſpäter im 
Herrenhauſe wiederholt Luft gemacht, indem er Bismarck wegen des Kulture 
kampfes aufs heftigſte befehdete. Auch an den Bismarck verſetzten Nadelſtich 
bei Einbringung des Antrages auf Wahrung der Rechte der preußiſchen Landes— 
vertretung gegenüber der Reichsgeſetzgebung darf erinnert werden. 5) 


5. Finanzminiſter v. Bodelſchwingh (3. Oktober 1862 bis 28. Mai 1866). 


Nicht gut ſtand Bismarck auch mit dem Finanzminiſter v. Bodelſchwingh. 
In den Naturanlagen beider Staatsmänner lagen tiefe, unüberbrückbare Gegen 


1) Moritz Buſch, Graf Bismarck und ſeine Leute, S. 450. 

2) Nach Hermann Wagener war Lippe der Einwirkung auf ſein Reſſort ziemlich 
unzugänglich. 

3) Vergl. die Erinnerungen von Hans Viktor v. Unruh, S. 247. 

4) Vergl. Noon Bd. II. S. 311, 342, 355, 358. 

5) Vergl. mein Werk „Fürſt Bismarck und die Parlamentarier“ Bd. II. S. 68 f., 
auch Bismarcks Auseinanderſetzungen mit Lippe in der Herrenhausſitzung vom 18. Mai 1876. 
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ſätze. Der Finanzminiſter galt als ein bureaukratiſcher Tüftler, der Bismarck 
bei ſeinem temperamentvollen Verfolgen großer Ziele in einer Reihe von Fragen 
den Weg vertrat. Den Vorwurf, den Bismarck dem Grafen Itzenplitz in der 
öſterreichiſchen Handelsvertragsfrage machte,“) richtete er in erhöhtem Maße 
gegen Bodelſchwingh. In der Reichstagsſitzung vom 21. Februar 1879 bemerkte 
Bismarck, er traue dem Miniſter v. Bodelſchwingh „eine ſolche intime Teil— 
nahme für ſein Reſſort“ nicht zu, daß er ſich mit Tariffragen (Handelsvertrag 
mit Frankreich) beſchäftigt hätte. 

Die Gegenſätze ſchärften ſich, ſeitdem Bodelſchwingh in dem Kronrate am 
28. Februar 1866 vor dem Bruderkrieg gewarnt und ſpäter, am 2. Mai, dem 
Kriegsminiſter ſogar die Zumutung geſtellt hatte, die beſchloſſene Vermehrung 
der Pferdeankäufe rückgängig zu machen.?) 

Kurz vor Ausbruch der Feindſeligkeiten ſoll er noch erklärt haben, die Löhnung 
für die Armee nicht beſchaffen zu können.?) Bald darauf erbat er den Abſchied. 

In einem Geſpräche mit Hans Viktor v. Unruh am 20. Juni 1866 
bemerkte Bismarck, an dem Abgange Bodelſchwinghs habe er ein ganzes Jahr 
zu thun gehabt, und er würde denſelben vielleicht noch nicht durchgeſetzt haben, 
wenn ihm nicht der Geſundheitszuſtand Bodelſchwinghs zu Hilfe gekommen wäre.!) 

Nach ſeinem Austritt aus dem Amte ſtellte ſich Bodelſchwingh an die Spitze 
der gegen Bismarck frondirenden Konſervativen s) und trug an dem Zerwürf— 
niſſe des Miniſterpräſidenten mit den Konſervativen im Jahre 1868 ſogar die 
Hauptſchuld. Bismarcks Unmut über Bodelſchwingh war ſo groß, daß er keinen 
aus der Partei ſprechen wollte, bevor derſelbe nicht aus dem Vorſtande der Partei 
vertrieben war. Noch in einem Briefe Bismarcks an Roon vom 13. Dezember 
1872 ärgerte er ſich, daß die Konſervativen Intriganten wie B. folgen.“) 


6. Landwirtſchaftsminiſter v. Selchow (9. Dezember 1862 bis 
13. Mai 1873). 


Der Miniſter für Landwirtſchaft v. Selchow nahm ſich nach Bismarcks 
Anſicht ſeiner Reſſortintereſſen weder mit der nötigen Wärme noch mit dem 
nötigen Verſtändnis an.“) 

1) Vergl. oben S. 70, 71. 

2) Roon Bd. II. S. 257. 

8) „Unſere Miniſter ſeit 1862“, Erinnerungen eines Zeitgenoſſen, Berlin, Richard 
Eckſtein, S. 119. Wenn ich nicht irre, hat dieſes im Verlauf der Darſtellung noch mehrfach 
benutzte Buch zum Verfaſſer Herrn Robolski, den anonymen Verfaſſer zahlreicher guter 
Bismarckſchriften. 

4) Vergl. die Erinnerungen von Hans Viktor v. Unruh, S. 247. 

5) Roon Bd. II. S. 369— 378. 

6) In der Note zu dieſem Briefe nennt Kohl in ſeinen „Bismarckreden“, Bd. V 
S. 357, hier v. Bodelſchwingh. 

7) Roon a. a. O. Bd. I. S. 407 und Aktenſtücke Bd. I. S. 124 f. 
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Sein Ausſcheiden aus dem Dienſt erfolgte nicht aus politiſchen, ſondern 
aus Geſundheitsrückſichten.) Die Bedeutung dieſes Miniſteriums war unter 
Selchow fo ſehr zurückgegangen, daß bei ſeinem Abgang im Schoße des Staats 
miniſteriums die Frage erörtert wurde, ob dasſelbe als ſolches überhaupt bei— 
zubehalten ſein werde oder nicht. Das Miniſterium entſchied ſich für deſſen 
Beibehaltung, damit der König eine Miniſterſtelle vergeben könne, die unter 
Umſtänden durch ihre politiſche Stellung, durch ihre Mitwirkung in politiſchen 
Fragen, das Miniſterium in feinen Arbeiten unterſtützen könne.?) 

Die Bedeutung dieſes Miniſteriums iſt überhaupt erſt zur Geltung ge- 
kommen, ſeitdem dasſelbe den Händen Friedenthals anvertraut und ſein Wir— 
kungskreis weſentlich erweitert wurde. 


7. Miniſter des Innern Friedrich Graf zu Eulenburg 
(9. Dezember 1862 bis 30. März 1878). 
Vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. III. S. 196 f. 


8. Finanzminiſter Freiherr von der Heydt (2. Juni 1866 bis 
26. Oktober 1869). 


An Stelle von Bodelſchwingh hatte von der Heydt unter dem Donner 
der Kanonen das Finanzminiſterium übernommen. In einer Unterredung des 
Abgeordneten Hans Viktor v. Unruh mit Bismarck am 20. Juni 1866 warf 
erſterer ihm vor, mit der Wiederanftellung 3) des Miniſters von der Heydt der 
öffentlichen Meinung einen Fauſtſchlag gegeben zu haben; ſein Wiedereintritt 
in die Regierung hieße — trotz aller Befähigung des Mannes — verfaſſungs⸗ 
widrige, willkürliche Regierung, und verletze allgemein. „Aber der Mann ſchafft 
Geld, und das brauchen wir,“ wendete Bismarck ein. 4) 

Geſchäftlich war von der Heydt Bismarck eine, wenn auch nicht ſympathiſche, 
doch bis zu einem gewiſſen Grade genehme und bequeme Perſönlichkeit, da 
derſelbe bei aller ſonſtigen Selbſtändigkeit und Energie es doch verſtand, ſich 
dem Miniſterpräſidenten zu fügen, und auch den Ausſpruch Goethes, „daß man 
nicht zu den Beſten gehört, wenn man ſich nicht zum beſten haben laſſen kann,“ 
in entſprechender Weiſe praktiſch interpretirte.)) Im Laufe der Jahre gab es 


1) Rede Bismarcks vom 25. Januar 1873. 

®) Abgeordnetenhausrede Bismarcks vom 25. Januar 1873. 

3) Auguſt Freiherr von der Heydt war von 18481862 Handelsminiſter. 

) Vergl. die Erinnerungen von Hans Viktor v. Unruh ©. 248. 

5) „Die Geſellſchaft von Varzin und Friedrichsruh“ in der „Deutſchen Revue“, 
IX. Jahrgang, IV. Bd., S. 263: „Der Goldonkel war dem Kanzler nichts weiter als ein 
brauchbarer Commis, deſſen Scheiden für ihn nur die Folgen hatte, ſich nach einem andern 
und womöglich beſſeren umzuſehen.“ Ueber die Beeinfluſſung Bismarcks durch von der Heydt 
in gewiſſen Fragen ſ. Roon Bd. II. S. 382. 


aber allerlei Differenzen mit dem „Goldonkel“, ) den Bismarck „im geheim- 
rätlichen Joche“ befangen wähnte, und von dem er fand, daß er in der Frage 
der Deckung des Defizits „Kapitulationspolitik“ treibe.) 

Bismarck hatte nachgeradezu Sorge, dieſe Sache im téte-à-tète mit Heydt 
zu beſprechen, ſo daß er Roons Vermittlung in Anſpruch nahm. Am meiſten 
nahm er es dem Finanzminiſter übel, daß er, nach der Ablehnung des Steuer- 
bouquets, um das Defizit zu decken, zu dem kleinlichen Mittel der Reduktion 
der Kreditfriſten für die Branntwein und Rübenzuckerſteuer greifen wollte.“) 
In dieſer Angelegenheit ſagte Bismarck dem Miniſter in einem Schreiben d. d. 
2. Oktober 18694) jo ſtark die Wahrheit, daß der Finanzminiſter es für nötig 
fand, ſich der Fortdauer des Vertrauens des Königs zu vergewiſſern. Es bedurfte 
der Androhung Bismarcks, ſich eventuell ganz auf den Norddeutſchen Bund zurüd- 
zuziehen, 5) um ſchließlich den Rücktritt von der Heydts durchzuſetzen. Offenbar 
rächte ſich jetzt der Fehler von der Heydts, daß er nicht 1866 am Tage des 
Friedensſchluſſes das Portefeuille in die Hände des Königs zurückgegeben hatte. 

Unruh hatte Bismarck am 20. Juni 1866 vorausgeſagt, daß von der 
Heydt, ſobald Bismarcks Stellung ſpäter irgendwo bedroht ſei, eben ſo gut gegen 
ihn intriguiren werde, wie er dies zur Zeit der neuen Aera gegen ſeine damaligen 
Kollegen gethan habe. Bismarck ſtutzte bei dieſen Worten und meinte dann, 
dies fei wohl möglich.“) Im November 1868 hatte es den Anſchein, als ob 
Heydt an die Entfernung Bismarcks, der damals fortwährend ſchwer krank und 
gereizt war, in allem Ernſte dachte. Entweder hatte Heydt erkannt, daß Bismarck 
ihn ſchon damals los ſein und ihn dem Defizit dieſes Jahres opfern wolle, 
oder er glaubte in ſeinem hochausgeprägten Selbſtbewußtſein in allem Ernſte, 
ſelbſt Reichskanzler werden zu können. 

In der Sitzung des preußiſchen Landtages vom 10. Februar 1870 nahm 
ſich Bismarck, als ein nicht korrektes Verfahren des früheren Miniſters von 
der Heydt zur Sprache gebracht worden war, desſelben energiſch an. „An 
ſeinem Patriotismus, an ſeiner Redlichkeit werden wir nicht zweifeln, höchſtens 
an ſeiner Bedachtſamkeit in Fällen wie der hier getadelte.“ Auch ließ Bismarck 
in der Abgeordnetenhausrede vom 28. April 1876 von der Heydts früherer 
Eiſenbahnpolitik?) Gerechtigkeit widerfahren. 


1) Bezeichnung Bismarcks in einem Briefe an Roon, d. d. Varzin 27. 10. 1868 
(Roon, Denkwürdigkeiten Bd. II. S. 399). 

2) Vergl. bierüber Roon Bd. II. S. 396. 

3) Vergl. Noon Bd. II. S. 407. 

4) Aktenſtücke Bd. I. S. 136. 

5) Roon Bd. II. S. 407. Vergl. auch S. 409 wegen der Verleihung des Schwarzen 
Adler⸗Ordens an v. d. Heydt. 

6) Erinnerungen von Unruhs S. 248. 

7) Von der Heydt war vom 6. Dezember 1848 bis 1862 in ſeiner Eigenſchaft als 
Handelsminiſter die Leitung der Eiſenbahnen unterſtellt. 
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9) Juſtizminiſter Leonhardt (5. Dezember 1867 bis 30. Oktober 1879). 
Vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. I. S. 280. 


10. Generalmajor v. Podbielski, Stellvertreter des Kriegsminiſters 
(28. Dezember 1867 bis 23. Mai 1868). 


* Vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. I. S. 42 f. 


11. Staatsminiſter Dr. Delbrück (26. November 1869 bis 1. Juni 
1876). 
Vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. I. S. 52 ff., Bd. III. S. 175 ff. 


12. Finanzminiſter Camphauſen (26. Oktober 1869 bis 23. März 
1878). 
Vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. I. S. 199 f., Bd. III. S. 352 f. 


13. Chef der Admiralität v. Stoſch (2. Januar 1872 bis 20. März 
1883). 


Vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. II. S. 125 ff. 


14. Kultusminiſter Dr. Falk (22. Januar 1872 bis 30. Juni 1879). 
Vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. II. S. 117 ff. 


15. Handelsminiſter Dr. Achenbach (13. Mai 1873 bis 23. März 1878). 
Vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. III. S. 13 ff. 


16. Landwirtſchaftsminiſter Graf Königsmarck (13. Mai 1873 
bis 19. September 1874). 


Derſelbe blieb zu kurze Zeit im Amt, als daß er Spuren ſeiner Wirkſamkeit 
daſelbſt hätte hinterlaſſen können. Mit Bismarck ſtand er auf gutem Fuße, 
was ſachliche Differenzen nicht ausſchloß, deren Erledigung aber sine ira et studio 
erfolgte. Sie betrafen den Geſetzentwurf über Ausrottung des Schwarzwildes 
außerhalb geſchloſſener Gehege, um deſſen Vorlegung das Abgeordnetenhaus im 
März 1872 das Miniſterium erſucht hatte. Der betreffende Geſetzentwurf 
wurde im landwirtſchaftlichen Miniſterium ausgearbeitet,!) er gedieh aber nicht 


1) Vergl. die Erklärungen des Regierungskommiſſars in der Kommiſſion für die Agrar- 
verhältniſſe, Druckſ. Nr. 109, Haus der Abgeordneten, 11. Legisl.⸗Per. Self. 1872 — 1873. 
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bis zur Vorlage an die Volksvertretung, da „von ſachkundiger Seite überzeugende 
Gründe beigebracht wurden, daß der Zweck des Geſetzes durch dasſelbe nicht 
erreicht werden würde, ſondern daß es anderer legislativer Maßregeln, zum 
Teil weitgehender Natur bedürfe, um dauernd dem Ueberhandnehmen des 
Schwarzwildes entgegenwirken zu können.“ !) Die ſachkundige Seite, welche 
den miniſteriellen Entwurf gründlich zerpflückt hatte, war, wie Eingeweihte 
wußten, Bismarck. 4 

Auch hinſichtlich der Wildſchadenfrage ſoll eine Differenz zwiſchen Bismarck 
und dem Grafen Königsmarck beſtanden haben. 

Königsmarcks Rücktritt vom Miniſterium erfolgte zum Teil mit Rückſicht 
auf die Geſundheitsverhältniſſe ſeiner Frau. 


17. Kriegsminiſter von Kameke (9. November 1873 bis 7. März 1883). 
Vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. II. S. 133 f. 


18. Landwirtſchaftsminiſter Dr. Friedenthal (19. September 1874 
bis 30. Juni 1879). 


Zu den wenigen preußiſchen Miniſtern, welche unter Bismarck das Porte- 
feuille ihrer parlamentariſchen Thätigkeit verdanken, zählt Dr. Friedenthal, 
welcher im Herbſt 1874 zum Staatsminiſter und Miniſter für die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten ernannt wurde. 

Ueber ſeine Wirkſamkeit in dieſer Stellung ſchreibt Friedenthal in einer 
mir von ſeiner Witwe zur Verfügung geſtellten Autobiographie: f 

„Einige Zeit nach der Uebernahme des durch die Ueberweiſung der Ober— 
aufſicht über die Grundkreditinſtitute und andere Materien verſtärkten Miniſteriums 
hatte ich Gelegenheit, bei einer in Gießmannsdorf ſtattgehabten Verſammlung 
des oberſchleſiſchen landwirtſchaftlichen Vereins meinen Berufsgenoſſen die 
Richtung zu bezeichnen, in welcher ich mir vorſetzte, das mir anvertraute Reſſort 
zu verwalten. Die Zeitungen brachten damals meine als Programm bezeichnete 
bezügliche Rede. 

Unter Anerkennung der Thatſache, daß die Landwirtſchaft, das wichtigſte 
und bedeutungsvollſte Gewerbe unſeres Staates, bisher weder in der Geſetz⸗ 
gebung die ihr zukommende Berückſichtigung noch in dem Organismus der 
Verwaltungsbehörden, von den oberſten bis zu den unterſten Inſtanzen, die 
gebührende Stelle gefunden habe, erklärte ich es als meine Aufgabe, in beiden 
Beziehungen Beſſerungen anzuſtreben und meine Kräfte namentlich auch dafür 


1) Erklärung des Miniſters Grafen von Königsmarck in der Sitzung des Abgeord- 
netenhauſes vom 20. Februar 1873. 
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einzuſetzen, daß in den wirtſchaftlichen Einrichtungen des Staates die legitimen 
Intereſſen der Landwirtſchaft in erheblich höherem Maße als bisher gepflegt 
würden. Das Heil der Landwirtſchaft könne ich nicht darin ſuchen, daß man 
fie als ſozuſagen politiſche Inftitution‘, als ‚Grundbeſitzintereſſe', von der Ge— 
ſamtwirtſchaft des Staates, von der Geſamtarbeit des Volkes ausſcheide und 
dergeſtalt iſolire, ſondern darin, daß man ihr als integrirendes Glied in dem 
ſtaatlichen, geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Organismus die gebührende 
Stelle erringe und durch Geſetze und Einrichtungen ihre Kraft entwickle. Preußen 
ſei dazu beſtimmt, weder ein Handels- und Induſtrieſtaat noch auch ein bloßer 
Ackerbauſtaat zu ſein. Zwiſchen dem Streit der Intereſſen den Frieden mit 
ſtarker Hand zu wahren, aber auch gleichzeitig durch poſitive Schöpfungen die 
Form und das Ziel konzentriſchen Wirkens, der Volkskraft Elemente zu ſchaffen, 
ſei die Miſſion unſerer Monarchie, und in dieſem Sinne wolle ich dem Landes— 
herrn und der Landwirtſchaft dienen. 

Die landwirtſchaftliche Verwaltung, welcher im Frühjahr die bisher dem 
Finanzminiſterium zugeteilte Verwaltung der Domänen und Forſten hinzutrat, 
habe ich bis zum Sommer 1879 geführt. 

Als im Herbſt 1877 der Miniſter Graf F. Eulenburg um jeine Ent— 
laſſung bat und von Seiner Majeſtät dem Kaiſer und König zunächſt nur einen 
ſechsmonatlichen Urlaub erhielt, übernahm ich für dieſe Zeit nach dem mir direkt 
gegenüber ausgeſprochenen Verlangen Seiner Majeſtät des Kaiſers und auf den 
beſonderen Wunſch des Fürſten Bismarck zugleich die Verwaltung des Miniſteriums 
des Innern. Dasſelbe definitiv zu übernehmen, wurde mir im Frühjahr 1878 
im Auftrage des Kaiſers durch den Fürſten Bismarck angetragen. Ich bat, 
dasſelbe ablehnen und mein altes, mir lieb gewordenes, durch die Verwaltung 
der Domänen und Forſten zu verſtärkendes Miniſterium, das hierdurch zu einem 
der bedeutendſten und dankbarſten Zweige der inneren Verwaltung geworden 
war, behalten zu dürfen, und führte dieſes bis zum Jahre 1879, wo ich in 
das Privatleben zurücktrat.“ 


Die Thatſache, daß der Miniſter Friedenthal ſein auf Geſundheitsrückſichten 
begründetes Abſchiedsgeſuch inmitten der entſcheidenden Beratungen über die 
Finanzreform einreichte, gab zu der Auslegung Anlaß, daß derſelbe ein Gegner 
dieſer Reform geweſen; er hatte aber den Plänen des Reichskanzlers auf eine 
wirtſchaftliche und finanzielle Reform zugeſtimmt — die Tariffragen, welche die 
landwirtſchaftliche Verwaltung näher berührten, waren in dem Entwurf der 
verbündeten Regierungen im Einverſtändniſſe mit ihm feſtgeſtellt worden, er hat 
ſeine Stimme als Abgeordneter dem geſamten Tarif, nur mit Ausnahme der in 
der dritten Leſung beſchloſſenen Erhöhung der Getreidezölle, gegeben und in 
Betreff des Franckenſteinſchen Antrages, den man beſonders als Grund ſeines 
Rücktritts angeführt hatte, die ausdrückliche Erklärung abgegeben, er: derjelbe 


Poſchinger, Bismard-Portefeuille I. 
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nicht im mindeſten zu ſeinen Entſchließungen beigetragen habe, daß er vielmehr 
ebenſo wie der Miniſter Falk für dieſen Antrag ſtimmen würde, wie dies in 
der That geſchah. 

Der Umſtand, daß der landwirtſchaftliche Miniſter gerade in Sachen der 
Erhöhung der Getreidezölle, die Bismarck doch ſo ſehr am Herzen lag, gegen 
ihn ſtimmte, machte ſeine Stellung im Staatsminiſterium allerdings unhaltbar. 
Sein Abſchiedsgeſuch wäre eingereicht worden auch ohne das Bekanntwerden 
einer von Bismarck bei Tiſch über Friedenthals Abſtimmung gefallenen Aeußerung, 
die jedenfalls nur durch eine Indiskretion in die Oeffentlichkeit kam, und dem⸗ 
nächſt auch in die Preſſe („Tribüne“) überging. Mit dem Abſchied wurde 
Friedenthal — ohne ſein Vorwiſſen — von dem König der Adel verliehen. 
In Ehrerbietung bat Friedenthal, in ſeinem bisherigen Stande verbleiben zu 
dürfen. Er hat wegen der Umſtände, unter denen ſein Ausſcheiden aus dem 
Amte erfolgte, dem Fürſten Bismarck keinen Groll nachgetragen. Als im 
Jahre 1885 eine Ehrengabe für den Kanzler in Frage kam, war er es, der 
gegen den Herzog von Ratibor und die Mehrzahl der Komiteemitglieder dafür 
eintrat, daß Schönhaufen dem Fürſten geſchenkt werde. „Wird dieſer Plan fallen 
gelaſſen“ — ſo bemerkte er — „dann ſorge ich dafür, daß eine neue Sammlung 
in Scene geſetzt wird, um dem Kanzler das Schloß ſeiner Väter zu ſichern.“ 


19) Staatsminiſter Hofmann (7. Juni 1876 bis 17. Auguſt 1880). 


Vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. I S. 70, Bd. II S. 44 f. u. 
Bd. III S. 187 f. 


II. Abſchnitt. 


Bilfskräfte im auswärtigen Miniſterium. 


In der Reichstagsſitzung vom 22. November 1875 klagte Bismarck über 
den paſſiven Widerſtand in den Miniſterien gegen Anregungen, die nicht auf 
ihrem Boden gewachſen. Um dieſen Widerſtand überwinden zu können, gehörten 
techniſche Hilfskräfte in großer Menge, die ihm in ſeiner Eigenſchaft als 
preußiſcher Miniſterpräſident fehlten. 

Sehen wir uns einmal die Kräfte näher an, die ihm in dieſer Eigenſchaft 
in unſerer Periode zur Verfügung ſtanden. 

Vom auswärtigen Dienſte kam zunächſt 

v. Keudell 
in Betracht, welcher, ſolange er in der Umgebung Bismarcks ſich befand (1864 
bis 1872), viele Aufträge in Sachen der inneren Politik erhielt. 

Keudell hatte hauptſächlich den Verkehr mit denjenigen Perſonen, die 
Bismarck ſprechen wollten, ihn aber niemals zu ſehen bekamen. Auch mit 
Herrn v. Bleichröder hatte derſelbe manches zu verhandeln. Bismarck benutzte 
Bleichröder, um durch ſeine Vermittlung dem Kaiſer Napoleon das mitzuteilen, 
was ſich durch den Botſchafter Grafen von der Goltz offiziell nicht ſagen 
ließ. Bleichroder ſchrieb alles an Rothſchild, und dieſer hatte ſeine Entrées 
bei Napoleon. a 

Zur Zeit der Verwicklung mit Polen und der dadurch veranlaßten Ueber⸗ 
einkunft mit Rußland war Keudell noch nicht in Bismarcks Umgebung; zu ſeinem 
Bedauern; Bismarck darf gerade auf dieſe Aktion ſtolz ſein, denn ſie hat durch 
die Etablirung der Freundſchaft mit Rußland der ganzen ſpäteren Politik 
zur Baſis gedient. 

Keudell gehörte bis zu ſeiner Ernennung zum Geſandten in Konſtantinopel 
zu den Intimen des Bismarckſchen Hauſes; feine Stellung war ſehr einfluß⸗ 
reich, da zu ſeinem Dezernat die Verwaltung des Welfenfonds zählte, außerdem 
die Aufſicht des auswärtigen Miniſteriums über die politiſche Preſſe; Keudell 
war Bismarcks Kommiſſar bei den Konferenzen über den Entwurf eines Genoſſen⸗ 
ſchaftsgeſetzes (Winter 1863), er begleitete denſelben am 22. April 1864 nach 
dem Kriegsſchauplatz, um der Königsparade der Düppelſtürmer beizuwohnen; 
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er war bei dem gefahrvollen Sturze zugegen, den Bismarck am 22. Auguſt 1864 
in Varzin erlitt; er begleitete im September 1864 den Chef zuerſt nach 
Heidelberg, dann (1. Oktober 1864) nach Baden-Baden; er vermittelte im 
Mai 1866 die erſte Unterredung Bismarcks mit Bennigſen und folgte 1866 
dem Chef nach dem öſterreichiſchen Kriegsſchauplatz. Am 8. Auguſt 1866 ſagte 
er zu dem franzöſiſchen Kriegskorreſpondenten Vilbort: „Noch ehe vierzehn Tage 
um ſind, werden wir den Krieg am Rhein haben, wenn Frankreich auf ſeinen 
Gebietsforderungen beſteht. Es verlangt von uns, was wir ihm nicht geben können 
und geben wollen. Preußen wird keinen Zoll germaniſchen Bodens abtreten; 
wir könnten es nicht, ohne ganz Deutſchland gegen uns zu empören, und 
wenn es ſein muß, ſo wollen wir es doch lieber gegen Frankreich empören als 
gegen uns.“ 

Im Spätherbſt 1868 hielt ſich Keudell zum Beſuch bei dem Chef in Varzin 
auf (Rückkehr 27. November); er begleitete denſelben während des Krieges gegen 
Frankreich und am 14. Auguſt 1871 auf ſeiner Reiſe nach Gaſtein. Auch 
nach der Ernennung zum Botſchafter treffen wir Keudell wiederholt als Gaſt 
in Varzin (2. Oktober 1881 und Ende September 1886) und in Friedrichsruh 
(9. Oktober 1880 und 10. Oktober 1883). 

Bismarck, der ſelbſt nie ein Inſtrument geſpielt hat, hatte doch für Muſik 
jederzeit ein lebhaftes Intereſſe; beſonders gern hörte er Keudells virtuoſes 
Klavierſpiel. In Verſailles trug derſelbe ſeinem Chef beim Kaffee ſanfte Bhan- 
taſien auf dem Piano des Salons vor. Er ſagte zu Moritz Buſch auf deſſen 
Frage, ob Bismarck viel Gefallen an ſolchen Produktionen finde: „Jawohl, 
Sie werden auch bemerkt haben, daß er leiſe mitſingt. Es iſt das gut für 
ſeine Nerven, die heute ſehr angegriffen ſind.“ 

In der Preſſe wurde ſeinerzeit viel Staub über die Frage aufgewirbelt, 
weshalb Keudell ſeine Stellung als Botſchafter beim Quirinal in Rom aufs 
gegeben habe.!) Mehrfach wurde ſein Eintritt in den Ruheſtand auf Zerwürf— 
niſſe mit dem Kanzler zurückgeführt. Dieſe Annahme war ganz unbegründet. 
Keudell hat ſeine Stellung als Botſchafter freiwillig niedergelegt, weil er ſeinen 
erſt im ſpäten Alter ihm geborenen Kindern eine deutſche Erziehung 
hatte geben und ſie nicht in dem weichlichen und entnervenden ſüdlichen 
Klima ihr Deutſchtum vergeſſen laſſen wollte. 

Intenſiver als Keudell wurde zur Bearbeitung der Fragen der inneren 
Politik 

Lothar Bucher 
herangezogen. Er ſtellte mir gegenüber in Abrede, daß er durch Ferdinand 
Laſſalle zum Fürſten Bismarck gebracht worden ſei. Nach einer Erzählung des 


1) Die Italiener nannten die Uniform, welche der deutſche Botſchafter v. Keudell 
bei Truppenparaden und jo weiter trug: „Uniforma di Bismarck“. 
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Generals Freiherrn v. Korff, welcher mit beiden näher bekannt war, hätte fid 
die Sache aber wie folgt zugetragen. Um das Jahr 1863 gab es keinen 
Politiker, der in dem Streite zwiſchen Laſſalle und Schulze-Delitzſch nicht 
Stellung genommen hätte. Als in einer Abendgeſellſchaft des Miniſters des 
Innern Grafen Eulenburg das Geſpräch darauf kam, bezweifelte einer der 
Gäſte die lauteren Abſichten Laſſalles. Baron Korff warf ein, dieſe Zweifel würden 
ſich am beiten durch Anknüpfung eines perſönlichen Verkehrs mit Laſſalle be⸗ 
ſeitigen laſſen. Nach Verlauf einiger Zeit erklärte Graf Eulenburg dem Frei- 
herrn v. Korff, Herr v. Bismarck habe ſich bereit erklärt, Laſſalle direkt zu hören. 
Kurze Zeit darauf kam es zu zwei eingehenden Ausſprachen zwiſchen dem 
Miniſterpräſidenten und Laſſalle. Im Laufe derſelben kam der letztere zu der 
Ueberzeugung, daß er bei ſeinem leidenſchaftlichen und hochfahrenden Weſen bei 
dieſer perſönlichen Art der Verhandlung mit Bismarck ſeiner Sache eher ſchade 
als nütze. Deshalb ſchlug er zu kritiſcher Behandlung ſeiner Theorien dem 
Miniſterpräſidenten ſeinen Freund Lothar Bucher vor, welcher Vorſchlag von 
dem erſteren acceptirt wurde.!) 

Als Bismarck Buchers Ernennung zum Legationsrat dem Könige vorſchlug, 
zögerte der Monarch lange mit der Unterzeichnung des Patents. Nachher ſoll 
er — einer gut verbürgten Mitteilung zufolge — die Feder, womit er untere 
ſchrieb, zertreten haben aus Unmut darüber, daß Bismarck ihm angeſonnen, 
einen ſo extremen Steuerverweigerer in das Auswärtige Amt aufzunehmen. 
Später ſah der Monarch allerdings ein, welche ſchätzbare Kraft Bismarck dem 
Königlichen Dienſt gewonnen hatte, und er trat mit Bucher verſchiedenemale in 
direkte Beziehungen. 

Kein Beamter der politiſchen Abteilung hat auf dem Gebiete der inneren 
Politik jo viel gearbeitet, als Bucher. Infolge ſeiner umfaſſenden Kenntniſſe 
eignete er ſich wie kein zweiter zum Sekretär Bismarcks, alſo zur Erledigung 
desjenigen Arbeitsſtoffes, der jetzt in der Reichskanzlei zuſammenfließt. Ein 
Inſtitut dieſer Art aber gab es in den ſechziger Jahren noch nicht. Erſt im 
Jahre 1873 dachte Bismarck daran, durch die Ernennung Lothar Buchers zum 
Generalſekretär ſich eine dringend nötige Geſchäftserleichterung zu verſchaffen. 
Der Gedanke gelangte jedoch nicht zur Ausführung. 

Zu dem, was ich über die Beſchäftigung Buchers im Auswärtigen Amt 
im III. Bande meines über ihn verfaßten Werkes?) berichtet habe, kann ich 
noch Folgendes nachtragen: 

Bucher war zu Anfang im Amte von ſeinen Kollegen etwas unterdrückt; 
er wurde überhaupt in der allererſten Zeit von Bismarck wie eine heimliche 


1) Nach Gejpriidjen, die Lothar Bucher mit Dr. W. Gittermann geführt hat, iſt die 
Lesart die richtige, wonach Rudolf Schramm die Berufung desſelben in das Auswärtige 
Amt vermittelt hat. Vergl. Ein Achtundvierziger, Bd. III S. 108 ff. 

2) Ein Achtundvierziger. Lothar Buchers Leben und Wirken. Karl Heymanns Verlag. 
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Liebe gehalten, und feine Neider in den Kreiſen der „National-Zeitung“, die er 
jetzt „ſchnitt“, triumphirten darüber, daß ſeine erſte Anſtellung im preußiſchen 
Staatsanzeiger thatſächlich totgeſchwiegen wurde. 

Nachdem das Herzogtum Lauenburg an die Krone Preußen übergegangen 
war, wurde Lothar Bucher mit der Ordnung der ganz antiquirten Verhältniſſe 
dieſes Ländchens betraut. Die Sache verurſachte ihm viel Mühe. „Wohin 
man die Augen warf, — erzählte Bucher einem Freunde — überall in den 
Inſtitutionen des Herzogtums mittelalterlicher Wuſt, ungeſchmälert und un— 
gemildert unter der Sonne des neunzehnten Jahrhunderts, allenthalben Aus— 
beutung der Mehrheit durch eine kleine bevorrechtigte Minderheit; Lauenburg 
war mit anderen Worten ‚das Pompeji der deutſchen Verfaſſungsgeſchichte', 
es war, was ungefähr auf dasſelbe hinausläuft, das Paradies des Junkertums 
und eines nach Herkommen ähnlich begünſtigten Beamtenſtandes.“ 

Ganz vorzugsweiſe unterſtützte Bucher Bismarck in dem Kulturkampf; er 
führte in dieſer Materie im Auswärtigen Amt die Feder. Da nicht bekannt 
iſt, daß Bucher in ſeinen jüngeren Jahren ſich eingehend mit Kirchenrecht befaßt 

abe, ſo war er offenbar darauf angewieſen, ſich jetzt die betreffenden Kenntniſſe 

nachträglich anzueignen. Die Ratſchläge Buchers krankten vielleicht auch an dem 
Umſtande, daß er ſtets in proteſtantiſchen Ländern gelebt und von dem Weſen 
und der Macht der katholiſchen Kirche ſich keinen rechten Begriff zu machen im 
ſtande war. 

Eingehend verhandelte Bucher mit dem altkatholiſchen Profeſſor Dr. v. Schulte 
in Sachen der Ernennung eines altkatholiſchen Biſchofs. Am 1. Dezember 
1872 ſchrieb Bucher aus Varzin an Schulte, der Reichskanzler ſei bereit, in 
der Sache vorzugehen, wünſche aber vorher noch mit Sachkundigen, womöglich 
auch mit Schulte ſelbſt ſich zu beſprechen, was erſt nach der Rückkehr Bismarcks 
nach Berlin möglich ſei. Als ſpäter die Frage der ſtaatlichen Anerkennung 
des Biſchofs Dr. Reinkens und die Einſtellung einer Summe von 20000 Thalern 
in den Staatsvoranſchlag in Frage kam, war es wieder Bucher, der die Ver— 
verhandlungen zu führen hatte. Am 14. Februar 1873 erſuchte er den Profeſſor 
Dr. v. Schulte um eine Mitteilung, welche Summe wohl zur erſten mise en 
scene der Biſchofswahl erforderlich fein möchte; am 9. Juni 1873 ſchreibt er 
Schulte über die Schwierigkeiten, welche ſich der Erledigung der Subventions— 
frage entgegengeſtellt hätten. 

Herr v. Keudell, der lange Jahre neben Lothar Bucher arbeitete, war über 
ſeine Leiſtungsfähigkeit erſtaunt. Wenn in Varzin bei Tiſch eine unaufgeklärte 
Frage von Keudell mit Bismarck beſprochen wurde, pflegte Bucher mitunter 
ganz regungslos dazuſitzen. Am andern Morgen fand Bismarck beim Frühſtück 
ein Promemoria Buchers vor, das die Frage bis auf den Grund erſchoͤpfte. 

Profeſſor Gneiſt war Buchers Studiengenoſſe. Schon auf der Schulbank 
beobachtete er an ihm ein verſchloſſenes Weſen, das ſich von Jahr zu Jahr 
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ſteigerte. Als Gneiſt Bucher einmal fragte, wie es dem Kanzler gehe, hauchte 
Bucher im Flüſterton, als ob es ſich um das größte Staatsgeheimnis handle, 
hin: „Schlecht hat er geſchlafen.“ Oft kamen Gäſte vom Beſuche des Fürſten 
Bismarck nach deſſen Entlaſſung aus Friedrichsruh zurück, die auch nicht ein 
Wort aus dem Munde des gleichfalls an der Tafel ſitzenden Geheimrats ge— 
hört hatten. 

Von der Zeit ſeines Eintrittes in das Auswärtige Amt bis zu ſeinem 
Tode ſtand Lothar Bucher in regem Briefverkehr mit ſeiner in Berlin lebenden 
Schwägerin. Ein Teil der betreffenden Korreſpondenz iſt bereits im dritten 
Band meines „Achtundvierzigers“ veröffentlicht worden.!) Zur Ergänzung laſſe 
ich noch einiges aus mir vorliegenden ungedruckten Briefen Buchers folgen. 

Der älteſte der mir vorliegenden Briefe Lothar Buchers d. d. 21. Dezember 
1865 iſt an den Superintendenten Ungnad in Havelberg gerichtet, mit deſſen 
Tochter Helene ſich ſein Bruder Arthur in den ſechziger Jahren verheiratet hatte. 

Bucher bedankt ſich darin für den Glückwunſch aus Anlaß ſeiner Anſtellung 
im Auswärtigen Amte. „Sie haben voriges Jahr wahr prophezeit. Ich habe 
nicht nur den Titel (scil. Legationsrat) erhalten, ſondern bin auch etatsmäßig 
angeſtellt, alſo für meine Zukunft ſicher geſtellt. Ich kann jetzt den Wunſch 
ausführen, den ich längſt gehabt habe, Arthur und Helenen das Leben etwas 
zu erleichtern.“ 

Im Jahre 1882 war ihm durch Vermittlung ſeines Bruders Arthur unter 
anderen Süßigkeiten ein Plumpudding zugeſandt worden. Bucher übermittelte 
dem Bruder ſeinen Dank, meinte aber, daß ſeine Berliner Freunde die Abſicht 
hätten, ihn „mit engliſchen Gerichten zu Tode zu füttern“. 

In der Korreſpondenz mit ſeiner Schwägerin Helene Bucher ſpielen die 
Blumen und deren Zucht eine große Rolle. 

„Welch glückliche Hand Du haſt“, ſchreibt er ihr unterm 10. Februar 1885. 
„Aber beraube Dich nicht zu ſehr.“ Die abgeblühte Zwiebel wollte Bucher 
der Geberin demnächſt zurückſenden, „damit ſie im Lande Junge erſetzt“. 

Am 28. Mai 1885 entſchuldigt ſich Bucher bei ſeiner Schwägerin, daß 
er infolge großer Arbeitslaſt nicht an den Geburtstag ſeiner Nichte gedacht hatte. 
„Helenchen wird aber noch einen unerfüllten Wunſch haben. Solange Bismarck 
in der Stadt iſt, werde ich ſchwerlich zu Euch kommen können.“ 

Der Zurdispoſitionsſtellung Buchers (17. Mai 1886) ging, wie das bei 
verdienten Beamten üblich iſt, ein ſechsmonatlicher Urlaub voraus, den derſelbe 
zum Teil an den Ufern des Genfer Sees zubrachte. Am 17. November 1885 
gab er von Clarens aus ſeiner Schwägerin ein erſtes Lebenszeichen. „Ich habe 


1) In einer Beſprechung dieſes Bandes ijt bemerkt worden, dieſe Familienbriefe ſeien 
für dritte bedeutungslos; ſie trügen zur Charakteriſtik Buchers nicht das mindeſte bei. Ich 
bin der gerade entgegengeſetzten Anſicht und bin darin durch das Urteil ſehr berufener 
Kreiſe, die ich um Rat gefragt habe, beſtärkt worden. 
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mich vorläufig hier am Genfer See niedergelaſſen und bin ſehr gut aufgehoben, 
habe mich auch ſchon mit einer holländiſchen Familie befreundet, ſo daß ich mich 
nicht mehr einſam fühle. Die Eingeborenen finden an dem Wetter allerlei zu 
mäkeln, ich aber bin ganz zufrieden, wenn ich mir vorſtelle, wie es jetzt in 
Berlin ſein mag. Regen haben wir nur einmal gehabt, dagegen an mehreren 
Tagen eine ſo kräftige Sonne, daß man ohne Paletot im Freien ſitzen konnte. 
An den übrigen Tagen war es leicht bewölkt, aber windſtill. Ich denke, ich 
werde bis zum Januar hier bleiben und dann nach Italien gehen, muß aber, 
bevor ich mich über den Ort entſchließe, noch Studien über die klimatiſchen 
Verhältniſſe machen.“ 

Ueber ſeine weiteren Erlebniſſe in Clarens berichtet er Anfangs Februar 
ſeiner Schwägerin: „Wir ſtecken ſeit zwei Monaten in tiefem Schnee, der erſt 
jetzt von dem Ufer des Sees verſchwunden iſt. Man braucht aber nur eine 
halbe Stunde zu ſteigen, um wieder auf der Schlittſchuhbahn zu ſein. Der 
kleine Kamin in meinem Zimmer mit Knüppelholz darin reicht nicht aus, und 
der einzige warme Raum im Haufe, der durch einen Galorifere geheizte ge— 
meinſchaftliche Salon, iſt ſtets ſo voller Menſchen und voller Geſpräch in 
Engliſch, Franzöſiſch und Holländiſch (ich bin der einzige Deutſche im Hauſe), 
daß man dort nicht ſchreiben kann. Ich hatte eben, bevor ich mich an den 
Tiſch ſetzte, meine Hände über das Feuer gehalten, und ſie ſind doch ſteif. 
Gleichwohl habe ich keine Beſchwerden gehabt, und der Reſt von Gicht in der 
Hand verſchwindet ſichtlich. Ein Vergnügen freilich iſt der Aufenthalt nicht, 
aber ich weiß noch immer nicht, wo ich es beſſer fände. Aus Neapel ſchreibt 
mir ein Freund, es ſei daſelbſt hundekalt. Die anliegenden Blümchen habe ich 
im Schnee gefunden. 

A propos von Blumen habe ich eine Bitte. Schicke mir doch eine, aber 
nur eine Pflanze Edelweiß, ich werde ſie aus meinem Vorrat zu Hauſe erſtatten. 
Sie iſt für eine holländiſche Dame beſtimmt, die, wenn ſie ein paar hundert 
Fuß geſtiegen ijt, hartnäckig nach Edelweiß ſucht, obgleich ihr zehnmal aus- 
einandergeſetzt worden iſt, daß ſie einige tauſend Fuß ſteigen müßte. 

Euer Wetter verfolge ich in den Berichten der Sonnenwarte.“ 


III. Abſchnitt. 


Bilfskräfte im Königlichen Staatsminiſterium. 


Die Stelle, auf die Bismarck in erſter Linie angewieſen war, wenn er in 
ſeiner Eigenſchaft als Miniſterpräſident in Fragen der inneren Politik eingreifen 
wollte, war das Königliche Staatsminiſterium. 

Als erſter vortragender Rat im Staatsminiſterium fungirte bei Bismarcks 
Eintritt in das Miniſterium der Geheimrat 


Coſtenoble. !) 


Die Stelle des erſten vortragenden Rats im Staatsminiſterium war 
ſeinerzeit eine politiſch hochbedeutſame, weil damit die Ehre verknüpft war, die 
regelmäßigen Vorträge beim König zu halten. 

Coſtenoble bekleidete die Stelle zur Zufriedenheit Bismarcks, bis im Jahre 
1868 ſeine im grauen Star beſtehende fortſchreitende Augenkrankheit ihn zwang, 
Bismarck die Bitte um ſeine Penſionirung zu unterbreiten. Im Juni 1868 
erhielt Coſtenoble die nachgeſuchte Verabſchiedung unter Ernennung zum Wirk: 
lichen Geheimen Rat mit dem Titel Excellenz. 

Die Vertretung Coſtenobles bei den dem König zu erſtattenden Vorträgen 
erhielt während der Erkrankung desſelben der 


Geheime Kabinetsrat v. Mühler. 


Wie wir aus dem III. Bande (Heft 3) des von Horſt Kohl herausgegebenen 
Bismarck⸗Jahrbuchs wiſſen, miſchte fic) der Geheime Kabinetsrat v. Mühler feiner 
Zeit in die Behandlung von Perſonalangelegenheiten im Gebiete der Reichs- 
poſtverwaltung. Das Bundeskanzler⸗Amt (gez. Delbrück) hatte in einem Bericht an 
den König die Anſtellung eines ehemaligen hannoverſchen Poſtbeamten für den 

1) Coſtenoble wurde im Dezember 1824 als Auskultator bei dem Land- und Stadt⸗ 
gericht zu Magdeburg verwendet; im Jahre 1832 ſchied er infolge ſeiner Wahl zum Stadtrat 
daſelbſt aus dem unmittelbaren Staatsdienſte, in welchen er im Jahre 1838 als Regierungs⸗ 
und Ober-Prafidialrat in Magdeburg wieder eintrat. Im Jahre 1842 wurde derſelbe zum 
Geheimen Finanzrat und vortragenden Rat befördert; die Stelle als erſter vortragender 
Rat im Staatsminiſterium bekleidete er ſeit dem November 1846. 
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Oberpoſtdirektorpoſten in Frankfurt am Main in Vorſchlag gebracht. Kabinetsrat 
v. Mühler glaubte von dieſer Beſetzung abraten zu müſſen. Er begründete 
ſeine Anſicht mit dem Hinweis, daß die Korreſpondenzen des entthronten Königs 
von Hannover ihren Weg über Frankfurt nehmen, und daß es für den ehe— 
maligen hannoverſchen Beamten peinlich fein müſſe, etwaige angeordnete Be— 
ſchlagnahmen auszuführen. Es wurde demgemäß vom Zivilkabinet aus dem 
Bundeskanzler⸗Amte aufgetragen, einen anderen Vorſchlag zu machen. Als Ver— 
treter des in Varzin weilenden Bundeskanzlers hatte Roon die ablehnende Ent— 
ſcheidung gegengezeichnet. Graf Bismarck ſah ſich infolge deſſen veranlaßt, 
am 28. Auguſt 1869 eine Denkſchrift an den König zu richten, in welcher es 
unter anderem heißt: 

„Es iſt bisher nie vorgekommen, daß die techniſche Beurteilung der Ouali— 
fikation einer Perſon in die Inſtanz des Zivilkabinets verlegt worden wäre. 
Wenn dem Generalpoſtdirektor nicht mehr die Fähigkeit zugetraut wird, die 
techniſche Qualifikation der Beamten ſeines Reſſorts zu beurteilen, ſo müßte 
derjenige Kabinetsrat, der ſie richtiger zu ſchätzen weiß, an ſeine Stelle geſetzt 
werden, falls Ordnung im Dienſte verbleiben ſoll. Die letztere iſt unvereinbar 
mit einem Syſtem, nach welchem die perſönliche Qualifikation im Kabinet 
beurteilt und damit der Schwerpunkt der Perſonalfrage in eine dienſtlich nicht 
verantwortliche Stelle verlegt würde. Es wäre mit einem ſolchen Syſtem dem 
Nepotismus eine weite Thür geöffnet, über die bei uns, namentlich bezüglich 
der Verwendung in den neuen Provinzen, wie es ſcheint nicht mit Unrecht, 
geklagt wird. Der vorliegende Fall ſtellt ſich als ein in der preußiſchen Dienſt— 
pragmatik unerhörter dar. Wenn der König perſönlich eine Vorliebe für einen 
beſonderen Beamten gehabt hätte, ſo würde Seine Majeſtät wohl mit ſeinem 
Wunſche nicht zurückgehalten haben. Die Beurteilung der dienſtlichen Quali— 
fikation eines Beamten hat Allerhöchſtderſelbe bisher dem Generalpoſtdirektor 
vertrauensvoll überlaſſen. Man kann daher die in dieſem Falle ergangene 
Königliche Entſcheidung, mit welcher ein amtlicher Antrag abgelehnt wird, nur 
den poſtaliſchen Einwendungen des Herrn Kabinetsrats v. Mühler zuſchreiben 
— einer Art von Beeinfluſſung der Allerhöchſten Entſchließungen im laufenden 
Dienſt, welche mit der Stellung des Kabinetsrats unverträglich iſt und die 
Geſchäfte vermehrt und erſchwert.“ 

In dieſer Denkſchrift an den König hält naturgemäß der Bundeskanzler 
Graf Bismarck ſeinen Unwillen in den Schranken der Ehrerbietung zurück. 
Um ſo furchtbarer entladet ſich ſein Grimm in dem bei dieſer Gelegenheit an 
Roon gerichteten Begleitbrief. 

„Ich weiß nicht, ob Mühler (Kabinet) einen anderen Poſtkandidaten in 
petto hat, oder ob er nur jene frivole Motivirung der Allerhöchſten Entſchei— 
dung fabrizirt hat, um irgend welcher weiblichen Einbläſerei (folgen die Namen 
einflußreicher Damen) den Mantel umzuhängen. Aber ich kann weder mit der 
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Poſtkamarilla noch Haremsintriguen beſtehen, und niemand kann verlangen, 
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daß ich Geſundheit, Leben und ſelbſt den Ruf der Ehrlichkeit oder des gefunden 
Urteils opfere, um einer Laune zu dienen. Ich habe ſeit 36 Stunden nicht 
geſchlafen, die ganze Nacht Galle geſpieen, und mein Kopf iſt wie ein Glüh⸗ 
ofen, trotz Umſchläge. Es iſt aber auch, um den Verſtand zu verlieren. Ver⸗ 
zeihen Sie meine Aufregung, nachdem Ihr Name unter der Sache ſteht, aber 
ich kann ja nicht annehmen, daß Sie bei der Form der Unterſchrift ſich die 
Sache angeeignet oder auch nur geprüft haben. Ich ſelbſt überlaſſe dergleichen 
dem makelloſen Philipsborn (dem damaligen Generalpoſtdirektor), aber nicht 
dem Kabinets⸗Mühler oder (Name einer Frau).“ 

Hierauf antwortet Noon am 1. September: 

„Es thut mir herzlich leid, daß ich durch meine Kontraſignatur zum Mit⸗ 
ſchuldigen geworden bin. Aber zu meiner Entſchuldigung darf ich wohl daran 
erinnern, daß wir nicht ſelten Dinge kontraſigniren, ohne ſie materiell appro— 
fondirt zu haben. Hätte ich eine Ahnung von dem Effekt und der Bedeutung 
jener Ordre auf Sie gehabt, jo würde ich dagegen remonſtrirt haben. Dies 
zu thun bin ich auch heute bereit.“ 

„Man kann aus dieſem Verfahren des damaligen Bundeskanzlers Grafen 
Otto v. Bismarck — bemerkte das „Berliner Tageblatt“ vom 31. Auguſt 1876 — 
unſchwer abnehmen, daß er ſelbſt bei verhältnismäßig unbedeutenderen Anläſſen 
mit der allergrößten Entſchiedenheit darauf drang, daß von den Räten in 
den Privatkanzleien des Königs, mochten ſie dem Zivil- oder Militärkabinet 
angehören, auch nicht die mindeſte Einmiſchung in die Regierungsangelegenheiten 
geſchehen dürfe.“ 

Hegel. 


Als zweiter vortragender Nat!) neben Coſtenoble fungirte anfänglich 
Geheimer Rat Immanuel Hegel, der inzwiſchen verſtorbene nachmalige Kon- 
ſiſtorialpräſident. Derſelbe hat auf die Anregung ſeiner Freunde in ſeiner 
letzten Lebenszeit eine kurze Selbſtbiographie geſchrieben, welche unter dem 
Titel „Erinnerungen aus meinem Leben“ erſchienen iſt und mancherlei enthält, 
was von Intereſſe iſt. Hegel, der bis zu ſeiner Berufung zum Konſiſtorial⸗ 
präſidenten vom Juli 1848 bis zum Jahre 1865 im Staatsminiſterium beſchäftigt 
war, ſtand mit den führenden Männern in Preußen in ſtändigem Verkehr. 
Wenn er auch immer nur an zweiter Stelle zu ſchaffen hatte, ſo konnte er 
doch vielerlei Wichtiges aus der nächſten Nähe mit anſehen. Insgeſamt hat 


1) Als Hilfsarbeiter fungirten im Staatsminiſterium Freiherr v. Wangenheim und 
Dr. Duncker, gewöhnlich Geh. -Rat Duncker genannt, im Gegenſatze zu dem fortſchrittlichen 
Abgeordneten Franz Guſtav Duncker. Duncker war der Ratgeber des Kronprinzen Friedrich, 
ſpäter Vorſtand der preußiſchen Staatsarchive. Vergl. mein Werk „Fürſt Bismarck und 
die Parlamentarier“ Bd. II. S. 90 f. 
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er in den 16 Jahren ſeines Dienſtes im Staatsminiſterium zehn verſchiedene 
Männer an der leitenden Stelle ſtehen geſehen, Männer, welche in ihren An— 
ſchauungen weit auseinander gingen. Am ausführlichſten von ſeinen Chefs 
gedenkt er Bismarcks. 

„Ich betrachte es — ſagt Hegel von Bismarck — als eine beſondere Gunſt 
meiner Lebensführung, daß es mir vergönnt war, dieſem großen Staatsmanne 
über zwei Jahre lang in dem unmittelbaren Dienſtverhältnis als vortragender 
Rat perſönlich nahe zu treten. Er überragte durch ſeine Ausrüſtung mit außer— 
ordentlichen Gaben an Leib, Seele und Geiſt weit alle gewöhnlichen Menſchen— 
kinder und machte auch bei ſeinen Untergebenen große Anſprüche an ihre 
Arbeitskraft, Hingebung und Treue. Wir hatten alle bei ſeinem Eintritt den 
Eindruck, daß er uns mit mißtrauiſchen Augen anſah, ob wir nicht etwa beſtochen, 
oder ſonſt etwa unter anderem Einfluſſe ſtänden. Als er aber ſich überzeugte, 
daß wir im Bureau des Staatsminiſteriums ſämtlich ehrliche Leute und gute 
Preußen waren, hatten wir uns ſeines Vertrauens zu erfreuen. Wir waren 
immerhin alle nur Werkzeuge ſeines Willens; für ein gemütliches Verhältnis 
blieb kein Raum, ich hatte aber von ihm die Anſchauung, daß er als Unter— 
than und Lehnsmann mit Gut und Blut, Leib und Leben voll und ganz im 
Dienſte ſeines Königs und Herrn ſtand und alles für ihn einzuſetzen bereit war. 

Ich war durch meinen langjährigen Verkehr mit dem vorgeſetzten Miniſter— 
präſidenten in gewohnter Uebung; ich vermied darin ein eigentlich vertrauliches 
Verhältnis; bewegte mich unbefangen und in Beſcheidenheit und war nach beſten 
Kräften bemüht, meine Pflicht zu erfüllen und dem Miniſterpräſidenten, ſoweit 
Sinn und Auge reichte, mit meiner Hilfe zu dienen. Auf dieſe Weiſe gewann 
ich auch das Vertrauen Bismarcks: ich blieb ſtets offen und aufrichtig und 
wurde von ihm darin nicht beſchränkt; in der ganzen Zeit meiner Verbindung 
mit ihm habe ich keinen Konflikt erlebt und von ihm kein kränkendes Wort 
erfahren, was in ſpäteren Jahren ſich wohl verändert haben möchte. Er 
geſtattete es, daß ich ihm zu ſeiner Erleichterung meine Ausfertigungen gleich 
im Konzept und Reinſchrift vorlegte; wenn er etwas darin änderte, ſo war 
es keine große Mühe, ſie noch einmal ſchreiben zu laſſen. Wenn ich zum 
Vortrag bei ihm eintrat, faßte ich alle meine Geiſteskräfte feſt zufammen, um 
allem Unerwarteten gewachſen zu ſein. Ein behagliches, ſelbſtzufriedenes Sich— 
gehenlaſſen war bei ihm nicht angebracht; man ſtand dabei in Gefahr, umgerannt 
oder überſprungen zu werden. Er vereinigte ein ſtarkes Selbſtgefühl, eine furchtloſe 
Thatkraft, eine phantaſiereiche Kombinationsgabe und bei leidenſchaftlicher Erreg— 
barkeit überraſchende Nüchternheit im berechneten Maßhalten. Es war damals die 
Zeit des heftigen Verfaſſungskonflikts mit dem liberalen Landtag; in entſcheidenden 
Momenten war ich mit Bewunderung Zeuge, wie er ohne zögerndes Erwägen 
der entgegengeſetzten Geſichtspunkte mit genialer Intuition in zweifelloſer Sicher— 
heit ſeinen Beſchluß faßte.“ 
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Wehrmann. !) 


Die Unterzeichnung des Berichts, in dem Bismarck dem König die Er— 
nennung Wehrmanns zum Nachfolger Coſtenobles vorſchlug, muß ihm einige 
Ueberwindung gekoſtet haben; denn er betrachtete Wehrmann als einen „alten 
Gegner der Krone,“ zu dem er ſich, wie zu manchem andern, „nur in einem 
vielleicht übertriebenen Vertrauen zu ſeiner feſten Zügelfauſt verſtanden hatte.?) 

Wehrmann leiſtete Bismarck aber im Bureau gute Dienſte, und zwar beſſere 
als Geheimer Rat Wagener, auf den wir ſogleich zu ſprechen kommen werden.) 
Im Jahre 1872 ſtellte Wehrmann — es war nicht zum erſtenmal — den 
Antrag auf Verſetzung in den Ruheſtand, nachdem ſeine dienſtliche Thätigkeit 
bereits ſeit einem Jahre wegen körperlichen Leidens geruht hatte. Bei ſeiner 
Verabſchiedung im Dezember 1872 erhielt derſelbe gleich ſeinem Amtsvorgänger 
den Charakter als Wirklicher Geheimer Rat mit dem Prädikate Excellenz. 

Nachſtehend laſſe ich einige bisher unveröffentlichte Privatbriefe folgen, 
welche der Geheime Rat Wehrmann in der Eiſenbahnfrage und in Bezug auf 
die Anklagen Laskers gegen Hermann Wagener an den Direktor der Berliner 
Diskontogeſellſchaft, Geheimen Ober-Finanzrat Scheele!) richtete. 

Am 17. Oktober 1871 ſchreibt Wehrmann an Scheele: „Dein Vorſchlag, 
den deutſchen Eiſenbahnverein gleich dem Railway Waring Houſe in England 
durch Geſetz mit Korporationsrecht und mit Beſchließungsrecht über Waren— 
klaſſen und Betrieb zu verſehen, ſcheint mir prima vista ſehr plauſibel. Die 
friſche Erinnerung an die Not des Zollvereins mit ſeinem liberum veto wird 
dem Gedanken förderlich ſein. Die Beſtimmungen der deutſchen Reichsverfaſſung 
Artikel 41— 47 wird Fürſt Bismarck freilich nicht ändern wollen. Indes ſcheint 
das auch nicht nötig. Nach deutſcher Art bleibt das Aufſichtsrecht des Reiches 
beſtehen gleich der gewöhnlichen Staatsaufſicht über Korporationen; dasſelbe 
wird nur nicht gehandhabt, ſolange die Beſchlüſſe der Korporation die Dinge 
befriedigend ordnen. 

Gern will ich mit Fürſt Bismarck ſprechen, ſobald ich mich durch Einſicht 
der noch fehlenden Artikel des wieder beigeſchloſſenen Zentralblattes und durch 
Rückſprache mit Dir näher informirt habe, namentlich auch über die Fragen: 


1) Derſelbe hatte 1843 bis 1845 als Hilfsarbeiter im Miniſterium des Innern fungirt, 
ſpäter als Regierungsrat die Adminiſtration der Bewäſſerungsanlagen in der Tucheler Heide 
geleitet und war nach einer kurzen Beſchäftigung im Finanzminiſterium im Dezember 1848 
zum Geheimen Regierungsrat und vortragenden Rat im Miniſterium für Landwirtſchaft 
ernannt worden. 

2) Brief Bismarcks an Roon d. d. Varzin, 26. Oktober 1868, bei Roon a. a. O. 
Bd. II. S. 397. 

8) Ueber deſſen Verhältnis zu Bismarck vergl. auch „Bismarck als Volkswirt“ Bd. 1, 
S. 65 und die Altenſtücke zur „Wirtſchaftspolitik des Fürſten Bismarck“ Bd. I. S. 134, 
140, 150, 167. 

4) Vergl. über denſelben „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“ Bd. III. S. 6 ff. 
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wie unſer preußiſches Geſetz von 1838 zu der Einrichtung paßt, 
ob der Umſtand, daß viele Staatsbahnen in Deutſchland exiſtiren, Hin- 
dernis bietet, 

ob jede Bahn frei eintreten und austreten kann, 

ob es möglich ift, auch ausländiſchen Bahnen (Oeſterreich, Holland, Schweiz) 

den Eintritt zu geſtatten.“ 

Am 2. März 1873 ſchreibt Wehrmann an Scheele aus Godesberg: 
„Daß Fürſt Bismarck ſehr dankbar iſt, wenn Du ihm den Weg zeigſt, die 
Eiſenbahnparagraphen in der Reichsverfaſſung lebendig zu machen und die 
Macht des Reichskanzlers über das große Gebiet der Eiſenbahnen auszudehnen, 
kann ich mir lebhaft denken. Wer die deutſchen Eiſenbahnen beherrſcht, deſſen 
Hand reicht in jeden Winkel des Landes. Das wußte L. Napoleon wohl, als 
er die franzöſiſchen Bahnen in vier große Compagnien konzentrirte und deren 
Direktoren durch Zuckerbrot an die Regierung zu feſſeln ſuchte. Freilich hat 
jede Macht auf ſolchem Gebiete auch ihre Gefahren, indem ſie Neid und Feind— 
ſchaft erzeugt. Das erfährt jetzt reichlich der ehrliche Itzenplitz und wird jeder 
erfahren, der Konzeſſionen von Geldeswert zu vergeben hat. 

Die Laskerſchen Reden habe ich hier in der Ferne mit nüchternem Sinn 
geleſen und habe mir die greifbaren Punkte daraus zuſammengeſucht. Ich ſah 
dabei, daß viel politiſche Feindſchaft gegen Wagener mitſpielt. Dieſer wird 
durch geſchickte Gruppirung von an ſich wenig bedeutenden Momenten zum 
Sündenbock des Syſtems Strousberg gemacht, welches man vor fünf Jahren 
hätte angreifen ſollen, während es ja jetzt im Handelsminiſterium längſt vere 
laſſen und verurteilt iſt. Wageners Stellung zu Schuſter bleibt allerdings 
unklar. Im übrigen glaube ich kaum, daß im Disziplinarwege auf ſeine 
Amtsentſetzung erkannt werden kann.“ 

Der vorſtehend mitgeteilte Brief iſt um deswillen intereſſant, weil wir 
daraus erſehen, daß Bismarck mit Scheele verhandelte, um ſeinen Lieblingsplan, 
den Einfluß des Reichs über das Eiſenbahnweſen praktiſch zu geſtalten, zu ver— 
wirklichen. Scheele wird Bismarck mutmaßlich geraten haben, ein Reichs— 
Eiſenbahnamt zu errichten, eine Forderung, die um dieſelbe Zeit auch im Reichs 
tage aufgeſtellt und von Bismarck ſympathiſch begrüßt wurde.!) Augen» 
ſcheinlich bot Bismarck Scheele die Leitung dieſes künftigen neuen Reichsamts 
an, und ſo wenigſtens iſt der folgende Brief Wehrmanns an Scheele d. d. 
Godesberg, 31. März 1873 zu verſtehen. 

„Der Reiz, Eiſenbahnkönig von Deutſchland zu werden, und Bismarcks 
Verführungskunſt mag Dich mächtig anregen, und eine intereſſante Arbeits- 
ſphäre iſt — wie ich jetzt am lebhafteſten empfinde — für den Mann wertvoller 
als Geld und gut leben. Ich glaube daher, daß Du Dich einfangen läßt, 


1) Vergl. mein Werk: „Fürſt Bismarck als Volkswirt“ Bd. I. S. 69 u. 70. 
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obwohl ich nicht dazu raten kann, es müßte denn die Verwaltung des preu— 
ßiſchen Eiſenbahnweſens mit an die Reichsbehörde in Accord gegeben werden, 
ähnlich wie das mit den auswärtigen Angelegenheiten Preußens und dem Aus— 
wärtigen Amte des Reiches geſchieht. Wenn die preußiſche Regierung ihre 
Eiſenbahnen für ſich behalten und doch unter der Reichsaufſicht ſtehen ſoll, ſo 
gibt das entweder ein Gaukelſpiel oder Konflikte. Ueber die Löſung bin ich 
in Spannung, werde mich aber dadurch in dem endlich etwas zunehmenden 
Schlaf nicht ſtören laſſen.“ 

Durch Geſetz vom 27. Juni 1873 (Reichs-Geſetzbl. S. 164) wurde dem- 
nächſt das Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amt errichtet, und Anfangs Auguſt 1873 meldete 
der Reichsanzeiger, der Kaiſer und König habe geruht, den Ober-Finanzrat a. D. 
Alexander Scheele zum „Vorſitzenden des Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amts“ zu ernennen. 
Scheele ſchien dieſer Titel nicht angemeſſen, und er klagte Wehrmann darüber 
ſein Leid, welch letzterer Scheele aus Badenweiler am 17. Auguſt ſchrieb: „Der 
„Vorſitzende“ ijt wohl eine kleine Malice des Reichskanzler-Amts gegen das 
Reichs⸗Eiſenbahn-Amt. Daß der Titel und Rang nebſt Uniform in Ordnung 
gebracht werden muß, verſteht ſich von ſelbſt. Der Präſident einer ſo wichtigen 
Reichs⸗Zentralbehörde muß bald unter die Excellenzen einrangirt werden, da 
er viele Excellenzen in ſeinem Vorzimmer ſehen wird.“ 

Bald darauf (Ende Auguſt 1873) meldete der „Reichsanzeiger“: Seine 
Majeſtät der Kaiſer habe zu beſtimmen geruht, daß der Vorſitzende des Reichs— 
Eiſenbahn⸗Amts den Titel „Präſident des Reichs-⸗Eiſenbahn-Amts“ führe.!) 


Hermann Wagener. 


Noch bevor Wehrmann ſein Amt antrat, alſo noch unter Coſtenoble, war 
am 28. März 1866 die Ernennung des bisherigen Juſtizrats Friedrich Wilhelm 
Hermann Wagener zum zweiten vortragenden Rat im Staatsminiſterium erfolgt. 
Das Verhältnis, in welchem derſelbe zu Bismarck ſtand, darf als bekannt 
vorausgeſetzt werden.?) Dasſelbe datirte vom Jahre 1848 und war faſt zwei 
Dezennien hindurch ein intimes. Der Kanzler pflegte dieſen ſeinen Rat mit 
Vorliebe als ſein lebendiges Konverſationslexikon zu bezeichnen; auch nahm 
man zu jener Zeit allgemein an, daß derſelbe namentlich auf die Behandlung 
der ſozialen Frage einen entſchiedenen Einfluß ausübe. Die ſtets, auch in der 
Preſſe, wiederholte Betonung des ſozialen Einfluſſes ſoll dem Kanzler mit der 
Zeit unbequem geworden ſein, da derſelbe bekanntlich nicht liebt, ſich überhaupt 
beeinfluſſen zu laſſen, geſchweige denn in der Oeffentlichkeit als beeinflußt zu 
erſcheinen. Zwiſchen Bismarck und Wagener entwickelte fic) ein lebhafter pers 
ſönlicher Verkehr. Wagener hatte um ſo mehr zu thun, als er faſt ein Jahr 


1) S. auch Kohls Bismarck-Jahrbuch Bd. IV. S. 73 f. 
2) Zu vergl. Hermann Wageners Werk: „Erlebtes. Meine Memoiren aus der Zeit 
von 1848 bis 1866 und von 1873 bis jetzt.“ Berlin, 1884. 
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den erkrankten erſten Rat Coftenoble in ſeinen Dienſtgeſchäften zu vertreten 
hatte. Als der Abgang des letzteren feſtſtand, ſtellte Wagener im April 1868 
ſeine Kandidatur auf die erſte Ratsſtelle beim Staatsminiſterium; für den Fall 
der Präterirung erklärte er, den Abſchied nehmen zu wollen. Bismarck hätte 
ſich gewiß gern Wageners angenommen, die Schwierigkeit lag aber darin, daß 
der König entſchieden abgeneigt war, Wagener an Stelle Coſtenobles mit den 
Immediatvorträgen zu betrauen. Mitte Oktober 1868 brach die Kriſis aus, 
indem Wagener durch den Miniſter von der Heydt auf des Königs und Bis— 
marcks Veranlaſſung den Auftrag bekam, den Staatsminiſterialbericht abzufaſſen, 
vermöge deſſen nun doch Wehrmann auf Coſtenobles Stuhl geſetzt werden 
ſollte. An demſelben Tage meldete ſich Wagener krank und erklärte die Abſicht, 
den Abſchied zu fordern. Ein paar Tage ſpäter wurde Wehrmann richtig auf 
die Stelle Coſtenobles befördert und Wagener durch Verleihung des Titels 
eines Geheimen Ober-Regierungsrats entſchädigt. Von dieſem Tage ſtammt ein 
Brief Bismarcks an den Kriegsminiſter Roon, woraus wir erſehen, daß erſterer 
in Wagener mehr den Parlamentarier als den Beamten ſchätzte. „Mir ift 
Wagener“ — jo ſchreibt er unterm 26. Oktober 1868 — „geſchäftlich nicht 
eine ſolche Hilfe, wie er ſeiner Begabung nach ſein könnte. Unerfahrenheit im 
Bureaudienſt, Eigenſinn, Drohung von Abgang, Nebengeſchäfte und vor allem 
die Erſchütterung meines Vertrauens durch Senffts Drohungen nomine Wagener 
für den Fall, daß letzterer abginge, treten ſtörend dazwiſchen. Dennoch iſt 
Wagener der einzige Redner der konſervativen Partei, hart und unbequem, 
aber doch nötig; und geht er, ſo ſchweigt er mindeſtens, wenn ich ihn auch 
nicht für ſo perfid halte, daß er dienſtliche Kunde mißbrauchen würde. Aus 
parlamentariſchen Gründen bitte ich Sie, im Staatsminiſterium dieſe Frage 
vor Ueberſtürzung zu behüten, nötigenfalls auch auf Seine Majeſtät in der 
Richtung zu wirken. Man muß Wagener nicht bloß als Miniſterrat, ſondern 
auch als Abgeordneten und als einen Mann von Verdienſt um die konſervative 
und Königliche Sache abwägen. Ich weiß nicht, wer ihn in der Kammer 
erſetzen ſollte, und man iſt ihm ſeit Achtundvierzig Dank ſchuldig. Lediglich zu 
deſſen Bethätigung habe ich ihn bei Seiner Majeſtät mit Mühe durchgebracht.“ !) 

Das dienſtliche Verhältnis, das zwiſchen Bismarck und ſeinem Geheimrat 
beſtand, wird noch durch folgenden Schriftenwechſel recht deutlich illuſtrirt. Am 
27. Februar 1872, alſo im Beginne des Falkſchen Kulturkampfes, hatte 
Wagener nachfolgende Eingabe an den Fürſten gerichtet: „Eurer Durchlaucht 
verfehle ich nicht ganz gehorſamſt zu melden, daß ich heute ſehr unwohl und 
arbeitsunfähig bin. Die Vorwürfe geſtern abend haben mir ſehr wehe gethan, 
um ſo mehr, als ich daraus die Ueberzeugung gewinnen muß, daß meine 
Kräfte meiner Aufgabe nicht mehr gewachſen find.“ Darauf erging nach— 


1) Roon a. a. O. Bd. II. S. 396. 


ſtehender Beſcheid: „Ich hoffe, daß Sie bald wieder hergeftellt fein werden, 
und bitte Sie, mir in meinem nervöſen und kranken Zuſtande nicht durch Ver— 
ſtimmung über Aeußerlichkeiten das Leben noch ſchwerer zu machen, als es 
ohnehin mir ſchon iſt. Sie ſind der einzige in meiner Umgebung, mit dem 
ich rückhaltslos offen mich ausſpreche, und wenn ich das nicht mehr kann, ſo 
ſticke ich an meiner Galle. Vorwürfe habe ich Ihnen nicht ſowohl als dem 
Geſchäftsgange im Staatsminiſterium gemacht, und wenn auch erſteres der 
Fall wäre, ſo ſollte ich meinen, daß Sie einem ſo alten und vielgequälten 
Freunde etwas zu gute halten könnten. 
Febr. 72. Der Ihrige v. B.- 


Wagener empfahl Bismarck die Einführung des allgemeinen, direkten Wahl⸗ 
rechts; in ſeiner vielberufenen Jeſuitenrede vertrat er die Auffaſſung Bismarcks, 
der in dieſer Frage perſönlich im Hintergrund bleiben wollte. 

Gegen Ende 1872 erhielt der Geheime Rat Wagener die durch den Abgang 
Wehrmanns erledigte Stelle als erſter vortragender Rat bei dem Staats— 
miniſterium verliehen. Wegen des mit dieſer Stelle bisher verbundenen Im 
mediatvortrages behielt ſich Bismarck vor, beſonderen Bericht nach Maßgabe der 
ihm vom König mündlich erteilten Allerhöchſten Intentionen erſtatten zu dürfen. 
1873 erfolgte der Sturz Wageners infolge der Laskerſchen Enthüllungen. Der 
formelle Abſchluß der von letzterem aufgerührten Unterſuchung war ein Verweis 
Wageners, der denſelben veranlaßte, um ſeinen Abſchied zu bitten, welcher ihm 
auch mit der geſetzlichen Penſion bewilligt wurde (1. Oktober 1873). Daß 
Bismarck durch dieſe Affaire Wageners Ehre nicht als verletzt betrachtete, hat 
er dadurch bewieſen, daß Wagener nach wie vor wiederholt Einladungen nach 
Varzin erhielt und daß ihm der Kanzler ſpäter ſogar ein Kommiſſorium zur 
Teilnahme an dem Kongreß der Kathederſozialiſten in Eiſenach erteilte. Noch 
im Jahre 1875 nannte Bismarck Wagener, ihn in Schutz nehmend, „einen 
durchaus ſachkundigen Mann und einen Mann von Geiſt“. 1) 


Zitelmann. 


Neben Wageners bedeutſamer Perſönlichkeit arbeitete im Staatsminiſterium 
auch noch der Geheimrat Zitelmann, ein alter Bekannter aus „Preußen im Bundes- 
tag“, über deſſen äußeren Entwicklungsgang Nachſtehendes zu bemerken iſt. 

Zitelmann, zuerſt bei der Regierung in Stettin beſchäftigt, war 1852 von 
dem Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten der Bundesgeſandtſchaft in Frank 
furt a. M. überwieſen worden, um an den Beratungen über die Bundes— 
Preßbeſtimmungen teilzunehmen. In dieſer Stellung wurde er im Jahre 1854 

1) Zu vergl. auch Bismarcks Schreiben an Wagener, d. d. 8. September 1876 und die 
Antwort desſelben auf die Nachricht vom Ableben Wageners (Oſternacht 1889), beide ab⸗ 
gedruckt in der „Deutſchen Revue“ 1890, I. Quartal S. 174. S. auch Kohls Bismarck⸗ 


Jahrbuch Bd. IV. S. 83 f. 
Poſchinger, Bismard-Portefeuille I. 7 
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zum Regierungsrat ernannt, auf die warme Empfehlung Bismarcks hin, der 
ihm täglich ſtundenlang und bis tief in die Nacht hinein Berichte und Noten 
zu diktiren pflegte. Im Jahre 1858 wurde Zitelmann von Frankfurt a. M. 
abberufen und als etatsmäßiger Rat bei der Regierung in Frankfurt a. O. an⸗ 
geſtellt. Sobald Bismarck in das Miniſterium getreten war, erinnerte er ſich 
alsbald ſeiner bewährten Hilfskraft aus der Frankfurter Zeit und berief ihn 
als kommiſſariſchen Hilfsarbeiter in das Staatsminiſterium. Auf Bismarcks 
Antrag wurde Zitelmann Anfangs 1867 zum vortragenden Rat im Staats— 
miniſterium ernannt, welche Stelle er bis zu ſeinem Anfangs 1878 erfolgten 
Eintritt in den Ruheſtand bekleidete. Zitelmann wurde vorzugsweiſe beim 
Reichs⸗ und Staatsanzeiger verwendet.!) 


Dr. Jacobi. 
Vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. III. S. 23 ff. 


Nachdem Jacobi am 11. Mai 1874 zum Miniſterialdirektor im Handels» 
miniſterium ernannt worden war, wurde die Stelle des erſten vortragenden Rats 
im Staatsminiſterium im Juli 1874 mit Bismarcks Einverſtändnis dem General: 
direktor der direkten Steuern 


Paul Leopold Schuhmann 


verliehen. Perſönlich trat derſelbe dem Fürſten Bismarck nicht nahe. In 
höherem Grade traf dies zu von dem noch unter Schuhmann dienenden, da— 
maligen Aſſeſſor 

v. Kurowski. 

Nachdem derſelbe vom 19. April bis 9. Mai 1875 den Geheimen Rat Aegidi 
in dem dieſem unterſtellten Departement der politiſchen Preſſe vertreten hatte, 
wurden ihm am 21. November 1875 die Geſchäfte des Spezialbureaus des 
Reichskanzlers übertragen. Gleichzeitig wurde Kurowski aber auch im Staats— 
miniſterium beſchäftigt; da Kurowski das Vertrauen Bismarcks beſaß und als 
Privatſekretär in deſſen unmittelbarer Nähe arbeitete, ſo kam es, daß derſelbe 
vielfach den Vortrag in den Staatsminiſterialſachen zu erſtatten hatte. Dieſe 
wichtigen Geſchäfte führte er bis zum 11. November 1878, an welchem Tage 
Bismarck das Spezialbureau dem Grafen Wilhelm Bismarck übertrug. Um 
ermeſſen zu können, welche wichtige Stellung Kurowski drei Jahre lang ein— 
nahm, iſt zu bedenken, daß es bis dahin noch keine Reichskanzlei gab. Es 
fällt in ſeine Amtszeit der Kulturkampf in ſeiner höchſten Blüte, das Geziſch 
der Verleumdungsära, die Intriguen der Hofpartei, der Abgang Delbrücks, die 
Attentate von Hödel und Nobiling, die Entwicklung der Sozialdemokratie, die 
Vorbereitung der Zolltarifreform. Die erinnerungsreichen Reiſen, wie ſie ſpätere 
Herren in der Umgebung Bismarcks mitmachten, waren ihm nicht beſchieden. 


1) Ein Brief Bismarcks an Zitelmann ijt abgedruckt oben S. 38. 


3 


Kurowski war einmal ſieben Wochen in der Umgebung des Fürſten Bismarck 
in Varzin. Nachdem er das Amt eines Privatſekretärs des Kanzlers aufgegeben 
hatte, zählte er und ſeine Gemahlin zu den Intimen des Bismarckſchen Salons, 
und er war einer der wenigen, die zum Verlobungsfeſte der Gräfin Bismarck 
mit einer Einladung beehrt worden waren. 

Seit dem Jahre 1873 war bei dem Staatsminiſterium als vortragender Rat 


v. Meyeren 


angeſtellt, durch deſſen Ernennung zum Mitglied des Oberverwaltungsgerichts 
im Sommer 1876 eine etatsmäßige Stelle in jener Behörde ſich erledigte. Im 
Sommer 1876 beantragte Bismarck aus Varzin, dieſe vakante Ratsſtelle dem 
Landrat 

v. Tiedemann 
zu verleihen. 


Vgl. darüber „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. IV. 
(Erſcheint im Frühjahr 1898.) 


Tiedemanns Stelle erhielt im Juli 1878 der Geheime Regierungsrat und 
vortragende Rat im Miniſterium der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten 


Boſſe, 


unſer jetziger Kultusminiſter. Das Verdienſt, dieſen Beamten in eine leitende 
Stellung gebracht zu haben, darf wohl der damalige Stellvertreter des Reichs⸗ 
kanzlers, Graf Stolberg⸗Wernigerode, für ſich in Anſpruch nehmen.!) 

Im Herbſt 1876 beantragte der Vizepräſident des Staatsminiſteriums 
Camphauſen mit Bismarcks Einverſtändnis die Verſetzung des Unterſtaats⸗ 
ſekretärs Schuhmann in den Ruheſtand, unter Verleihung des Titels Excellenz. 


1) Mehrere durch Verſtaatlichung des Unfallverficherungs-Geichäfts vorausſichtlich 
brotlos werdende Beamte hatten ſich ſeinerzeit in einem Immediatgeſuch an den Kaiſer 
gewandt; denſelben ging folgende Antwort zu: „Berlin, den 18. November 1884. Die 
von Eurer Woblgeboren in Gemeinſchaft mit anderen Beamten der Magdeburger Allgemeinen 
Verſicherungs⸗-Aktien-Geſellſchaft an des Kaiſers Majeſtät gerichtete Immediat⸗Vorſtellung 
vom 24. vorigen Monats iſt mir zur Prüfung und Beſcheidung überwieſen worden. Nachdem 
dieſe Prüfung ſtattgefunden hat, erwidere ich Ihnen ergebenſt, daß ich außer ſtande bin, 
den Beamten der Privat-Unfallverſicherungs⸗Geſellſchaften, welche in ihrem Erwerbe durch 
den Erlaß des Unfallverſicherungsgeſetzes beeinträchtigt werden ſollten, eine Entſchädigung 
zu gewähren, nachdem der Bundesrat beſchloſſen hat, der hierauf gerichteten Anregung des 
Reichstags keine Folge zu geben. Ebenſowenig vermag ich Ihnen Ausſicht auf Verwendung 
im Reichsdienſt zu eröffnen. Wegen Anſtellung im Dienſt eines Bundesſtaates ſtelle ich 
Ihnen anheim, an die zuſtändigen Bundesregierungen ſich zu wenden. Die Mitunterzeichner 
Ihres Immediatgeſuches wollen Sie mit entſprechender Mitteilung verſehen. Der Reichs- 
kanzler. Im Auftrage: Boſſe.“ In Kohls Bismarck -Regeſten iſt dieſes Aktenſtück nach⸗ 
zutragen. 
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Im Juli 1877 brachte Bismarck aus Bargin an deſſen Stelle den Wirk: 
lichen Geheimen Ober-Regierungsrat und Direktor der III. Abteilung im Mini⸗ 
ſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 


Homeyer 


in Vorſchlag, den Bismarck vermöge näherer Kenntnis ſeiner Perſönlichkeit für 
geeignet hielt, die Stelle eines erſten vortragenden Rats im Staatsminiſterium 
zu bekleiden; dienſtliche Mißhelligkeiten blieben aber auch ihm im Laufe der 
Jahre nicht erſpart. 


Wir haben im Vorſtehenden die nächſten Mitarbeiter Bismarcks uns etwas 
näher beſehen, ſeine Kollegen im Staatsminiſterium und ſeine Untergebenen in 
eben dieſer Behörde, auf die er in Ermanglung einer Staats- oder Reichs⸗ 
kanzlei, wie ſie erſt 1878 ihm bewilligt wurde, vorzugsweiſe angewieſen war. 
Wir kennen die Bleigewichte, welche die preußiſche Miniſterialverfaſſung ſeinen 
Füßen anhing, und wir begreifen die Klagen, die Bismarck über die Organi- 
ſation des preußiſchen Miniſteriums im Munde zu führen pflegte, das ſeinen 
genialen Flug leider nur zu oft hemmte. 

Als Bismarck nach 1866 daran ging, das Grundgeſetz des Norddeutſchen 
Bundes auszuarbeiten, da wußte er, wie er es nicht zu machen hatte. Die 
Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes kannte darum auch neben dem Bundesrat 
nur das Bundespräſidium, das der Krone Preußens zuſtand, und den Bundes- 
kanzler; den Gedanken an Bundesminiſter wies er weit von ſich; er ſchuf nicht 
einmal die Stelle eines Vizekanzlers. Delbrück wuchs thatſächlich in dieſelbe 
hinein; er blieb darin aber nur ſo lange, als er mit ſeinem Chef ſich in den 
politiſchen Anſchauungen eins wußte. Bei dem erſten trennenden Punkt nahm 
er ſeinen Abſchied, und doch war er der mächtigſte unter allen Bismarck unter 
ſtehenden Bundes- und Reichsbeamten. 


Rudolf Lindau über den Firfen Bismarck. 


Aufzeichnungen aus den Jahren 1878 und 1884. 


Rudolf Lindau über den Türſten Bismarck. 
Aufzeichnungen aus den Jahren 1878 und 1884. 


eil. 
Aufzeichnungen aus dem Jahre 1878. 


Wit der Größe Bismarcks hat ſeine Unnahbarkeit ſo ziemlich Schritt 
gehalten. Vor ſeinem Eintritt in den Staatsdienſt war ſein Verkehr ein eben— 
ſo freier und ausgedehnter wie der anderer konſervativer Abgeordneter. Als 
Geſandter in Frankfurt a. M. und St. Petersburg ſtanden die Thüren ſeines 
Salons weit offen; ſein Haus galt für gaſtlicher als das des gaſtlichſten unter 
ſeinen Kollegen. Nach der Ernennung zum Miniſterpräſidenten mußte ſich 
Bismarck aber ſchon mehr und mehr von der Geſelligkeit zurückziehen; die Flut 
der Geſchäfte der inneren und auswärtigen Politik, die bis 1866 über ihn 
hereinbrach, zwang ihn in Bezug auf ſeine Zeiteinteilung zur größten Oekonomie. 
Die Geſchäfte nahmen ihn damals täglich zehn bis zwölf und häufig noch mehr 
Stunden in Anſpruch. Erſt von Königgrätz ab datirt ſein eigentliches Preſtige; 
von jetzt ab war Bismarck der Mann, an den ſich alles herandrängte. Die 
jahrelangen Arbeiten für das Gelingen ſeines großen Werkes: die Einigung 
Deutſchlands, Arbeiten, wie ſie kein zweiter Staatsmann aufweiſen mag, hatten 
aber ſeine Geſundheit untergraben; es beginnen ſeine längeren Abweſenheiten 
auf dem Lande, 1867 erſtmals in Varzin; in Berlin aber erneuerten ſich die 
aufregenden Arbeiten, und es kamen dazu die Sorgen um die Einrichtung 
und den Ausbau des Norddeutſchen Bundes, die Angliederung der neuen 
preußiſchen Provinzen und das Inſchachhalten der durch Sadowa erweckten 
franzöſiſchen Aſpirationen. Bismarck hatte jetzt in vier parlamentariſchen Körper 
ſchaften zu erſcheinen: im Reichstag, Zollparlament, Herrenhaus und Ab— 
geordnetenhaus. Zu dem Vorſitz im Staatsminiſterium war jener im Bundesrat 
hinzugekommen. Wir kennen aus dieſer Periode eine Fülle ſtaatsmänniſcher 
Akte Bismarcks, aber über Bismarck als Menſch haben damals nur wenige 
Gelegenheit gehabt, Beobachtungen zu ſammeln, und wer dies ausnahmsweiſe 
konnte, dem fehlte vielleicht die Gabe, die gewonnenen Eindrücke wiederzugeben. 
Erſt nach Ausbruch des Krieges mit Frankreich wurde Bismarck wieder 
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zugänglicher, fein diplomatiſcher und ſonſtiger Generalſtab mußte ihm die 
Familie erſetzen, und Moritz Buſch verdanken wir es, daß uns die Geſtalt des 
Gründers des Deutſchen Reichs demnächſt auch menſchlich näher gerückt wurde. 
Von den ſpäteren Leuten Bismarcks hat bisher keiner etwas über den Herrn 
und Meiſter veröffentlicht. Am meiſten Material beſitzen die Vorſtände der 
Reichskanzlei, v. Tiedemann und Dr. v. Rottenburg, von denen wir wohl 
hoffen dürfen, daß ſie dereinſt ihre Erinnerungen herausgeben. Nächſt dieſen 
beiden Beamten hat Bismarck, wenn man von den Miniſtern und Staats— 
ſekretären abſieht, am meiſten mit den Beamten des Auswärtigen Amts !) 
dienſtlich und außerdienſtlich verkehrt. Am nächſten unter ihnen ſtand ihm 
Lothar Bucher; aus ſeinem litterariſchen Nachlaß iſt aber für unſern Zweck 
nichts zu erwarten. Eine von Bucher ganz verſchiedene und eigenartige 
Stellung nahm unter den Kollegen in der Wilhelmſtraße Rudolf Lindau ein, 
der Bruder von Paul Lindau. Geboren am 10. Oktober 1829 in Gardelegen, 
machte derſelbe ſeine höheren Studien in Frankreich und erwarb ſich daſelbſt 
in der franzöſiſchen Sprache Kenntniſſe, die ihm für ſeine ſpätere litterariſche 
und dienſtliche Stellung von größtem Werte waren. 1860 zog er nach Japan, 
vermittelte einen Handelsvertrag zwiſchen Japan und der Schweiz und wurde, 
wohl zum Lohne hierfür, zum ſchweizeriſchen Generalkonſul ernannt. Alsdann 
verweilte er mehrere Jahre in China, Cochinchina und Amerika und legte 
daſelbſt durch erfolgreiche Thätigkeit in der Induſtrie den Grundſtock zu ſeinem 
Vermögen, mit dem er ſich nach Frankreich zurückzog. Den Krieg gegen 
Frankreich machte Lindau als Sekretär des Prinzen Auguſt von Württemberg 
und Berichterſtatter des „Staatsanzeigers“ mit. Nach dem Friedensabſchluß 
wurde er der deutſchen Botſchaft in Paris attachirt und 1878 in die politiſche 
Abteilung des Auswärtigen Amts berufen, nachdem er durch ſeine umſichtige 
Berichterſtattung Bismarcks Aufmerkſamkeit auf ſich gelenkt hatte.?) Von da ab 
arbeitete er in einer Vertrauensſtellung beim Fürſten Bismarck bis zu deſſen 
Entlaſſung, avancirte 1880 zum Wirklichen Legationsrat, 1885 zum Geheimen 
Legationsrat. 

Ich bin weit entfernt davon, Rudolf Lindau als Mitarbeiter Bismarcks 
mehr Bedeutung beimeſſen zu wollen, als ſeinen ſämtlichen Kollegen in der 
politiſchen Abteilung gebührt; ob der Kanzler aber einem dieſer Herren mehr 


1) Aus dem innern Dienſt kann man die Geheimräte, welche das Glück hatten, ihm 
Vortrag zu erſtatten und im kleineren Kreiſe zu Tiſch gezogen zu werden, an den Fingern 
aufzählen. 

2) Im Handbuch für das Deutſche Reich 1874 bis 1877 figurirt Rudolf Lindau als 
Attaché für Handelsangelegenheiten bei der Botſchaſt in Paris unter dem Fürſten Hohenlohe. 
Im Handbuch für das Jahr 1879 und 1880 erſcheint er als kommiſſariſch beim Aus- 
wärtigen Amt beſchäftigt mit dem Titel eines Legationsrats. Seit 1891 iſt Lindau Ver⸗ 
treter des Deutſchen Reichs bei der Verwaltung der türkiſchen Staatsſchuld in Konſtantinopel. 
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perſönliches Wohlwollen ſchenkte als Rudolf Lindau, möchte ich bezweifeln. 
Dieſes Wohlwollen verdankte Lindau in erſter Linie ſeiner Beſcheidenheit oder 
richtiger der Selbſteinſchätzung ſeines geſchäftlichen Wertes für den Fürſten 
Bismarck, ſodann aber dem Zauber ſeiner Perſönlichkeit, dem ſich niemand zu 
entziehen vermag. Rudolf Lindau iſt ein geiſtvoller und angenehmer Cauſeur, 


in deſſen Geſellſchaft nach des Tages Arbeit und Mühe bei einem Glaſe Bier 


nebſt Cigarre ſich trefflich plaudern läßt. Man konnte, wenn er die Thüre 
hinter ſich ſchloß, nicht ſagen, großartige Geſichtspunkte gehört, einen Blick in 
neue Bahnen oder Welten gethan zu haben, aber Lindau hatte gewiß manches 
geſagt, woran man auch ſchon gedacht hatte, und er wußte aus Sphären zu 
erzählen, die Bismarck intereſſirten. Es giebt Menſchen, die einem auf die 
Nerven gehen. Bei Lindau iſt das gerade Gegenteil der Fall; er wirkt 
beruhigend auf die Nerven; das fühlte auch Bismarck, und deshalb zog er ihn 
gern in ſein Haus. Rudolf Lindau würde es als einen taktloſen Mißbrauch 
des Vertrauens betrachtet haben, mit dem er beehrt wurde, wollte er von dem, 
was er dort gehört und wahrgenommen, außerhalb des Hauſes ſprechen; er 
hätte aber die Diskretion zu weit getrieben, wollte er es ſich verſagen, einige 
Notizen über den größten Staatsmann dieſes und aller früheren Jahrhunderte 
niederzuſchreiben, Bismarcks Perſönlichkeit und Charakter unter die Lupe zu 
nehmen und demnächſt zu beſchreiben. 

Um dem folgenden Urteil Rudolf Lindaus gerecht zu werden, bitte ich 
zu erwägen, daß dasſelbe im Auguſt 1878 gefällt wurde, alſo kurz nach 
Beendigung des Berliner Kongreſſes (17. Juni bis 13. Juli 1878), nach 
Auflöſung des Reichstags auf Grund des Nobilingſchen Attentats, um die 
Zeit, als Bismarck anfing, zu ſeinen bisherigen Erfolgen noch den neuen 
hinzuzufügen, Deutſchland auch in wirtſchaftlicher Beziehung in den Sattel 
zu heben, nachdem das Delbrück⸗Camphauſenſche Freihandelsſyſtem gründlich 
abgewirtſchaftet hatte. 


1. Aeußere Beſchreibung der Perſönlichkeit Bismarcks. 


Er iſt ein kraftvoller Mann. Das fällt jedem ſogleich auf, der ihn zum 
erſtenmal ſieht. Er iſt ſehr groß und von enormer Schwere, aber nicht 
unbehülflich. Jeder Teil ſeiner gigantiſchen Geſtalt iſt wohlproportionirt — 
der große runde Kopf, der maſſive Nacken, die breiten Schultern und die 
kräftigen Gliedmaßen. Er iſt jetzt über dreiundſechzig, und die Laſten, welche 
er zu tragen hatte, ſind ungewöhnlich ſchwer geweſen; aber obgleich ſein Schritt 
langſam und ſchwer geworden iſt, ſo trägt er ſein Haupt hoch — wobei er 
ſogar auf die, welche ſo groß wie er ſelbſt ſind, herabſieht —, und ſeine 
Haltung iſt noch aufrecht. 
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Während der letzten Jahre hat er an häufigen und ſchweren körperlichen 
Schmerzen gelitten, aber niemand konnte ihn für einen alten oder zu 
bemitleidenden Mann anſehen. Im Gegenteil, jeder, der ihn ſieht, fühlt, daß 
Fürſt Bismarck noch immenſe phyſiſche Kraft beſitzt. 

Die Photographie hat ſeine Geſichtszüge allbekannt gemacht. Es iſt ein 
ungewöhnliches Geſicht, welches überall die Aufmerkſamkeit auf ſich ziehen würde, 
ſelbſt wenn man nicht wüßte, daß es einem Mann angehörte, deſſen Thaten 
unſere moderne Welt geändert haben. Es iſt ein unvergeßliches Geſicht — 
durchaus nicht ein ſchönes, aber noch weniger ein häßliches Geſicht. Es war 
auffallend heiter, voller Humor, ſogar voller luſtiger Poſſen in längſtvergangenen 
Tagen. Es iſt jetzt ernſt geworden, faſt feierlich, mit einem Ausdruck unbeug⸗ 
ſamer Energie und Furchtloſigkeit. 

Die kahle runde Stirn — ein Gegenſtand der Bewunderung für den 
Phrenologen !) — iſt von ganz ungewöhnlichen Dimenſionen; die großen her⸗ 
vorſtehenden blauen Augen ſehen aus, als ob ſie ohne Blinzeln in die Sonne 
blicken könnten. Sie ſind nicht leicht beweglich, ſie wandern langſam von 
einem Gegenſtand zum andern; wenn ſie aber auf einem menſchlichen Antlitz 
ruhen bleiben, werden ſie ſo intenſiv forſchend, daß viele, wenn ſie dieſem 
durchdringenden Blick unterworfen ſind, ſich unbehaglich fühlen; und alle, 
ſelbſt Bismarck Gleich- oder Höherſtehende, werden gewahr, daß fie einem 
Manne gegenüberſtehen, mit dem nur ein ehrlich Spiel zu empfehlen iſt, da 
er wahrſcheinlich die ſchlauſten Kniffe entdecken werde. Seine dicken, wohl— 
geformten Augenbrauen ſind beſonders lang und buſchig; ſie tragen nicht 
wenig zu dem ernſten und zeitweilig etwas grimmigen Ausdruck ſeines 
Geſichtes bei. Von der Naſe iſt nichts Beſonderes zu ſagen, als daß ſie 
nicht ſo lang iſt, wie bei dem Geſicht erwartet werden könnte; das Kinn iſt 
groß und maſſiv. 

Fürſt Bismarck hat einmal von ſich geſagt, daß er der „beſtgehaßte Mann 
in Europa“ wäre. Er hat in der That viele wütende Feinde in verſchiedenen 
Teilen der Welt: mit ſeinem Vaterlande zu beginnen, unter den Partikulariſten, 
den Ultramontanen und Sozialiſten, und dann weiter in Rom, in Oeſterreich, 
in Frankreich. Man hat nicht oft gehört, daß er ſich darüber beklagt; indes 
kann ein heller Verſtand nicht von einer ſolchen Thatſache Kenntnis beſitzen, 
ohne darüber Trauer zu empfinden. Fürſt Bismarck iſt durchaus kein leicht⸗ 
herziger Mann. Kummer und Sorge haben ſich bei ihm aufgehalten. Sie 
werfen einen Schatten auf ſeine Stirn und machen ſich fühlbar im Klange 
ſeiner Stimme, in der häufigen Bitterkeit ſeiner ſtockenden Rede. Er iſt nicht 
mehr jung; er anerkennt völlig die Thatſache, daß der beſte Teil ſeines Lebens 


1) Den Durchmeſſer von Bismarcks Schädel habe ich in Band I. der „Neuen Tiſch⸗ 
geſpräche“ ꝛc. S. 119 angegeben. 


an met 


dahin ijt, daß feine größten Kämpfe ausgefodten find, und im Innern ſeines 
Herzens mag er das Gefühl haben, daß, während er für die Größe ſeines 
Landes vieles vollbracht, er nur wenig für ſein eigenes Glück gethan habe. 
Bisweilen, wenn er unter ſeinen perſönlichen und vertrauten Freunden ſitzt — 
er hat deren neben ſeiner Familie fünf oder ſechs —, von allem Zwange 
befreit, ſeine lange Pfeife raucht, den Kopf ſeines geliebten Hundes ſtreichelt 
und der in gedämpftem Tone um ihn herum geführten Unterhaltung gleich- 
giltig zuhört, da läuft über fein kaltes Geſicht etwas wie ein leiſer durchſichtiger 
Schleier, hinter welchem ſeine harten Züge weich werden und einen nicht vor— 
hergeſehenen Ausdruck gedankenvoller Schwermut annehmen. 


2. Bismarcks inneres und Familienleben. Nach dem Blindſchen 
Attentat. 


Im ganzen iſt Otto v. Bismarck, ein Kind der Mark, wo ſeine Familie 
ſeit dem dreizehnten Jahrhundert bekannt iſt, durch und durch ein Deutſcher. 
Obgleich einer der größten Männer der That, die die Welt je geſehen, trägt 
er in ſeiner Bruſt eine verborgene Ader tiefen Gefühls; und obgleich dies 
Gefühl ſicherlich nicht von jener Art iſt, welche die krankhafte Sentimentalität 
hervorbringt, und es ſchwer zu glauben iſt, daß der junge Bismarck je 
ſeine Klagen an den Mond richtete, ſo befähigt es ihn doch, alles fein zu 
empfinden, was ein fühlendes Herz während des Ganges durch das Leben zu 
ertragen hat. 

Seine Liebe zu Weib und Kindern iſt groß, und dieſe tragen für ihn in 
einer Weiſe Sorge, welche beweiſt, daß die tiefſte Zuneigung ſie mit dem 
Familienhaupte verbindet. Sie ſehen alle diejenigen, welche dem Fürſten 
Arbeit, Störung und Schwierigkeiten bereiten, als perſönliche Feinde an; ſie 
beſchützen ſeinen Schlaf, ſeine Ruhe, ſeine Mußezeit ſogar als die wertvollſte 
Sache der Welt. Iſt er krank, ſo pflegen ſie ihn mit unermüdlicher Sorgfalt; 
ſeine leiſeſten Wünſche ſind ſtrengbefolgte Geſetze; ſie ſind erfreut, wenn er 
Freude hat, und wenn es jemand gelungen iſt, den Fürſten zu beluſtigen oder 
ihn gar zum Lächeln zu bringen, ſo kann man verſichert ſein, daß die Fürſtin 
und ihre Kinder ihm danken, als wenn er ihnen einen perſönlichen Dienſt ge— 
leiſtet hätte. 

Was den Fürſten anbetrifft, ſo hat er während ſeines Lebens Beweiſe 
nicht nur einer treuen und ehrlichen Liebe zu der von ihm erwählten Ehefrau 
und zu den Kindern, welche ſie ihm geboren hat, ſondern auch einer delikaten, 
man kann ſagen ritterlichen Zärtlichkeit gegen dieſelben gegeben. Die Jahre 
haben darin nichts geändert. Wer zum vertraulichen Verkehr mit der Bismarck— 
ſchen Familie zugelaſſen worden iſt, vermag über den herzlichen und zugleich 
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würdevollen Charakter des Verhältniſſes zwiſchen dem Fürſten und der Fürſtin 
zu urteilen. Hunderte von Stellen könnten zur Beſtätigung hierfür aus 
den Briefen Bismarcks an ſeine Frau, von welchen einige veröffentlicht 
worden ſind, angeführt werden. Es mag genügen, hier ſein Verhalten in 
ihrer Gegenwart zu erwähnen, einige Minuten, nachdem der verwegene 
Angriff gegen ſein Leben von Julius Cohen — beſſer bekannt als Blind, nach 
dem Namen Karl Blinds, der ihn als Sohn adoptirt hatte — gemacht worden 
war. !) 

Es war im Jahre 1866. Bismarck — damals Graf Bismarck — kehrte 
aus dem Palais zurück, wo er zum Beſuche des Königs geweſen war. 
Während er die breite „Unter den Linden“ genannte Straße Berlins paſſirte 
und ganz nahe der Stelle war, wo Hödel und Nobiling inzwiſchen die Atten— 
tate gegen Kaiſer Wilhelm unternommen haben, hörte er plötzlich einen dicht 
hinter ſich abgefeuerten Schuß. Er drehte ſich raſch um und ſah einen jungen 
Menſchen, der mit einem rauchenden Revolver auf ihn zielte. Er ſchritt ſofort 
auf den Mann zu und ergriff den Arm, welcher den Revolver hielt, während 
er mit der andern Hand nach der Kehle des Mörders griff. Blind aber hatte 
Zeit gehabt, ſeine Waffe in die linke Hand gleiten zu laſſen, und feuerte nun 
drei Schüſſe ſchnell hintereinander ab. Bismarck fühlte ſich an der Schulter 
und an einer Rippe verletzt, hielt aber ſeinen wütenden Angreifer feſt, bis 
einige Soldaten hinzukamen und ihn feſtnahmen. Darauf wanderte Bismarck 
in friſchem Schritt nach Hauſe und erreichte ſein Haus lange bevor irgend 
jemand dort wiſſen konnte, was vorgefallen war. 

Die Gräfin hatte einige Freundinnen zu Beſuch, als ihr Gemahl in das 
Empfangszimmer trat. Er begrüßte alle in freundlicher Weiſe und bat um 
Entſchuldigung für einige Minuten, da er ein dringendes Geſchäft zu erledigen 
habe. Er ging darauf in das nächſte Zimmer, wo ſein Schreibtiſch ſtand, und 
ſchrieb eine Mitteilung über den Vorfall an den König. Nach Erledigung 
dieſer Pflicht kehrte er in das Empfangszimmer zurück und machte einen ſeiner 
kleinen ſtändigen Scherze, indem er ſeine eigene Unpünktlichkeit ignorirte und 
zu ſeiner Frau ſagte: 

„Nun, giebt es heut bei uns kein Mittageſſen? Du läßt mich immer 
warten.“ 

Er ſetzte ſich zu Tiſch und ſprach den ihm vorgeſetzten Gerichten tüchtig 
zu; erſt nach dem Eſſen ging er auf die Gräfin zu, küßte ſie auf die Stirn, 
wünſchte ihr nach alter deutſcher Weiſe „Geſegnete Mahlzeit“ und ſetzte dann 
hinzu: 

„Du ſiehſt, ich bin ganz wohl.“ 


1) Vergl. über dieſes Attentat meine Werke: „Neue Tiſchgeſpräche“ Band I. S. 26 
und „Bismarck und die Parlamentarier“ Band I. S. 81, 82. 
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Sie blickte ihn an. „Ja,“ fuhr er fort, „Du mußt nicht ängſtlich 
ſein, mein Kind. Jemand hat nach mir geſchoſſen, aber es iſt nichts, wie 
du ſiehſt.“ 


3. Bismarcks Herzensgüte. Liebe zur Natur. 


Bismarck war der Abgott ſeiner Bauern, ſolange er unter ihnen in 
Kniephof und Schönhauſen verweilte. Obgleich ſein Leben mit außerordentlicher 
Genauigkeit von ſeinen Freunden ſowohl als von ſeinen Feinden durchforſcht 
worden iſt, ſo iſt niemals etwas zum Vorſchein gekommen, das ihn in einem 
andern Lichte als in demjenigen eines gütigen Herrn erſcheinen ließe. Er iſt 
in keiner Weiſe das, was manche Leute „ſtreng, aber gerecht“ nennen, was aber 
in den meiſten Fällen einfach „ſehr ſtreng“ bedeutet. Er war immer wahrhaft 
gütig gegen alle, welche ein Recht hatten, ſich um Hilfe an ihn zu wenden. 
Eines Tages beſichtigte er die Deiche von Schönhauſen. Er kam zu einer 
Stelle, wo Ausflüſſe aus der Elbe ein großes Stück Land bis zu einem Fuß 
Tiefe überſchwemmt hatten. Er mußte hinüber, da er aber für dieſen Fall nicht 
angekleidet war, ſo ſah er ſich nach einer paſſenden Uebergangsſtelle um. Ein 
in der Nähe angelnder Bauer aus Schönhauſen ſah ſeine Verlegenheit. 

„Steigen Sie auf meinen Rücken,“ ſagte er zu dem jungen Bismarck, 
welcher damals ungefähr vierundzwanzig Jahre alt war, „ich will Sie hinüber⸗ 
tragen.“ 

„Ihr wißt nicht, was Ihr anbietet,“ antwortete Bismarck lachend, „ich 
hab' ein hölliſches Gewicht.“ 

„Thut nichts“, verſetzte der Mann. „Wir alle würden Sie überall 
durchtragen, wenn Sie auch noch ein Teil ſchwerer wären.“ 

Bismarck hat ſich in Bezug auf ſein gütiges Weſen gegen Perſonen niedern 
Standes nicht geändert. Während unter den hohen Perſönlichkeiten, welche ſich 
ihm nähern — Geheimräte, Miniſter, Botſchafter, ſogar Prinzen — ſich viele 
befinden, welche ſich bis zu einem faſt unglaublichen Grade vor ihm fürchten 
und buchſtäblich vor ihm zittern, ſprechen ſeine alten Diener von ihm und zu 
ihm mit jener beſondern achtungsvollen Vertraulichkeit, welche nur zwiſchen 
einem gütigen Herrn und anhänglichen Dienern beſteht. 

Im Jahre 1877, als Bismarcks Lieblingshund „Sultan“ im Abſterben 
lag, wachte er neben dem alten Tiere mit einem ſo tiefen Kummer, daß Graf 
Herbert, des Fürſten älteſter Sohn, endlich ſeinen Vater wegzubringen verſuchte. 
Der Fürſt machte einige Schritte nach der Thür zu, aber beim Umſehen be— 
gegneten ſich ſeine Augen mit denen ſeines alten Freundes. „Nein, laß mich 
allein,“ ſagte er und ging zu dem armen Sultan zurück. Als der Hund tot 
war, wendete ſich Bismarck zu einem in der Nähe ſtehenden Freunde und ſagte: 
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„Unſere alten deutſchen Vorväter hatten eine freundliche Religion. Sie glaubten, 
ſie würden nach dem Tode in den himmliſchen Jagdgründen alle die guten 
Hunde wieder antreffen, welche ihre treuen Gefährten im Leben geweſen waren. 
— Ich wünſche, ich könnte das glauben.“ 

Bismarcks Liebe zu feinen Hunden !) kann bis in ſeine früheſte Jugend 
verfolgt werden und iſt ganz beſonderer Art. Sie gleicht nicht im geringſten 
dem gewöhnlichen Wohlgefallen, das die meiſten Menſchen für ein Lieblingstier 
zu empfinden vermögen. Sie iſt eine wirkliche Zuneigung, tief in ſeinem Herzen 
wurzelnd und eng mit jener Güte verbunden, welche er gegen alle beweiſt, auf 
deren Treue er ſich verlaſſen kann und die auf ihn um Schutz blicken. 

Ein anderes, durchaus deutſches charakteriſtiſches Kennzeichen des Fürſten 
Bismarck iſt ſeine Liebe zur Natur und beſonders zu den Wäldern. In vielen 
ſeiner Briefe an ſeine Frau aus Biarritz, Fontarabia, San Sebaſtian und 
anderen Orten ſpricht er auch mit Enthuſiasmus von der Schönheit der See. 
„Mein Gewiſſen ſchlägt mir“, ſagt er in einem dieſer Briefe, „daß ich alle dieſe 
Schönheit für mich genieße — daß ich ſie ohne Dich ſehe.“ 

Wenn Bismarck auf dem Lande iſt, iſt ſein größtes Vergnügen, lange Ritte 
und Spaziergänge, häufig ganz allein, durch die dichten Wälder zu machen; 
die mit ihm zuſammen Lebenden haben bemerkt, daß er niemals in beſſerer 
Stimmung iſt, als wenn er von einem dieſer Beſuche bei „ſeinen alten Freunden“, 
wie er die Bäume nennt, zurückkehrt. Iſt er in Berlin mit Arbeit und Ver— 
antwortlichkeit überbürdet, ſo iſt ſeine Haupterholung, aus der Stadt zu gelangen 
und Frieden und Ruhe in dem nahen Walde zu ſuchen. In Berlin, im Radziwill⸗ 
ſchen Palaſte, wo der Fürſt jetzt wohnt, — dem nämlichen Palais, wo der Berliner 
Kongreß ſeine Sitzungen abgehalten hat — hat des Fürſten Amtszimmer Aus— 
ſicht auf einen ſchönen alten Park, der ſich hinter dem Hauſe ausdehnt. Bismarck 
ſitzt hier gern allein nach heißen politiſchen Erörterungen; in der ſanften Muſik 
der Bäume ſcheint er einen beſänftigenden Balſam für ſeine überreizten Nerven 
zu finden. 

Als er im Jahre 1878 darauf beſtand, ſich vom Amte zurückzuziehen, 
trotzdem ihm viele wichtige Zugeſtändniſſe gemacht worden waren, gebrauchte 
er ein Argument, welches nicht leicht zu bekämpfen war. 

„Die Geſchäfte werden mich in Berlin zurückhalten,“ ſagte er. „Ich haſſe 
die Wilhelmſtraße. Ich habe nicht mehr viele Jahre zu leben; ich möchte ſie 
lieber in der Nähe meiner Bäume zubringen.“ 

Des Kanzlers Entlaſſungsgeſuche ſind oft von „kundigen Leuten“ beſpöttelt 
worden. Dieſe kennen Bismarcks Privatcharakter wenig, ſonſt würden ſie nicht 
daran zweifeln, daß er ſich wirklich nach Frieden und Ruhe ſehnt. Er iſt ein 
ſehr ehrgeiziger Mann geweſen, aber ſein klares Urteil, das der erſtaunlichſte 


1) Vergl. hierüber Band I. der „Neuen Tiſchgeſpräche“ S. 100, 169, 173. 
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Erfolg im Leben nicht hat trüben können, ſagt ihm, daß er über die Stellung, 
welche er ſeit dem Schluß des franzöſiſchen Krieges einnimmt, nicht hinaus 
kann. Der Fürſt hat keinerlei perſönliches Intereſſe mehr an dem Verbleiben 
im Amte; wenn er verbleibt, ſo iſt es hauptſächlich aus Liebe und Achtung für 
ſeinen Königlichen Herrn. 


4. Bismarcks Loyalität gegen das Herrſcherhaus. Sein Pflichtgefühl. 


Ausländer können ſich kaum vorſtellen, wie tief die Loyalität gegen die 
Hohenzollern in allen preußiſchen Familien und in der Bismarckſchen insbeſondere 
wurzelt. Dies Gefühl iſt durch neuzeitige Einflüſſe nicht geändert, es gehört 
dem Mittelalter an. Der richtige preußiſche Junker — und Bismarck iſt ſtolz 
darauf, ein ſolcher zu ſein — blickt auf ſeinen König als auf ſeinen Souverän 
„von Gottes Gnaden“, der Gewalt hat über das Leben und Blut ſeiner treuen 
Vaſallen. Oft hat Graf Bismarck — wie ſpäter Fürſt Bismarck — nicht mit 
dem König übereingeſtimmt, und viel öfter, als das Publikum glaubt, iſt Bismarck 
derjenige geweſen, der nachgegeben hat. Wenn er vom Könige ſpricht, fo jagt er 
„Seine Majeſtät“, ein Ausdruck, welcher durchaus nicht allgemein gebräuchlich 
iſt, und die Worte werden niemals ohne die tiefſte Ehrfurcht ausgeſprochen. 

„Ich kann niemals vergeſſen,“ ſagte Fürſt Bismarck einſtmals, „daß Seine 
Majeſtät in Befolgung meines Rates zweimal feine Krone gefährdet hat. Er 
geruhte meinen Rat anzunehmen, als er in den Krieg mit Oeſterreich ging, und 
vier Jahre ſpäter, als es zum Kriege mit Frankreich kam. Er wußte vollkommen, 
als er dies that, daß alles, was er in der Welt galt, auf dem Spiele ſtand. Aber 
er vertraute mir unbedingt. Aus dieſem Grunde allein würde ich ihm nach 
meinen beſten Kräften dienen, ſolange meine Dienſte von ihm verlangt werden.“ 

Nur um den alten Kaiſer zufriedenzuſtellen, willigte Bismarck im Jahre 
1878 ein, im Amte zu verbleiben. Seine Geſundheit verbot ihm indes, ſeine 
Arbeit in dem Umfange fortzuſetzen, wie er es bis dahin gethan. Es wurde 
ihm ein langer Urlaub bewilligt. Graf Stolberg-Wernigerode wurde zum ſtell— 
vertretenden Reichskanzler ernannt, und man kam überein, daß die Leitung der 
gewöhnlichen Geſchäfte erfahrenen Staatsmännern wie v. Bülow und Camp— 
hauſen überlaſſen werden ſollte. Es wurde indes beſtimmt, daß alle außer— 
gewöhnlich wichtigen Fragen Bismarck ſelbſt zur Entſcheidung vorgelegt werden 
ſollten. Sein Verſprechen, perſönlich wichtige Geſchäfte zu beſorgen, gelangte 
in der Form eines merkwürdigen Gleichniſſes zum Ausdruck.!) 


1) Vergl. über dieſes Gleichnis auch mein Werk „Fürſt Bismarck als Volkswirt“ 
Bd. I. S. 111; den Artikel des „Berliner Tageblatts“ vom 9. April 1877: „Die müden 
Jäger“, abgedruckt bei Hahn, „Fürſt Bismarck. Sein politiſches Leben“ Bd. III. S. 320, 
und die „Poſt“ vom 17. April 1877. Kohl, Bismarck-Regeſten, erwähnt das Gleichnis 
Ende März 1877. 
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„Wenn ein Mann früh morgens auf die Jagd geht,“ ſagte er bei einem 
ſeiner parlamentariſchen Empfänge, „beginnt er auf alle Arten Wild zu ſchießen 
und iſt leicht bereit, einige Meilen über ſchweren Boden zu gehen, um auf einen 
wilden Vogel zum Schuß zu kommen. Wenn er aber den ganzen Tag lang 
umhergegangen iſt, wenn feine Jagdtaſche voll ijt und er fi nahe feiner Be— 
hauſung befindet — hungrig, durſtig, mit Staub bedeckt und todmüde — ver⸗ 
langt er nur noch Ruhe. Er ſchüttelt mit dem Kopfe, wenn der Jagdhüter 
ihm ſagt, er brauche nur wenige Schritte zu machen, um auf einige Feldhühner 
auf dem angrenzenden Felde, ganz nahe dem Haufe, zu ſtoßen. ‚Ich habe genug 
von dieſem Wild‘, jagt er. Aber kommt jemand und jagt zu ihm: „In dem 
dichteſten Teile des Waldes dort drüben können Sie auf ein Wildſchwein an— 
kommen“, ſo werden Sie ſehen, daß dieſer müde Mann, wenn er Jägerblut in 
ſeinen Adern hat, ſeine Müdigleit vergißt, ſich aufrafft, losgeht und in den 
Wald eindringt, nicht eher befriedigt, als bis er das Wild gefunden und 
erlegt hat. Ich bin wie dieſer Mann. Ich bin ſeit Sonnenaufgang auf zur 
Jagd geweſen. Es wird jetzt ſpät. Ich habe ein ſchweres Tagewerk vollbracht, 
und ich bin müde. Andere Leute mögen auf Haſen und Rebhühner ſchießen; 
ich habe genug von dieſer Art Wild . . . Aber, meine Herren, wenn ein Keiler 
zu erlegen iſt, laſſen Sie mich davon wiſſen, ich will in den dichteſten Wald 
gehen und ihn zu erlegen verſuchen.“ 

Er hat ſein Wort gehalten. Er hat gänzlich in Varzin und Friedrichs⸗ 
ruh gelebt, ſolange nur kleine Vögel über den politiſchen Horizont hinzogen; 
ſobald aber der Kongreß zuſammentrat, war Bismarck zum Präſidiren da. Und 
wir können ſicher ſein, daß er das Schlachtfeld nicht verlaſſen wird, ſolange 
der Kampf gegen den Sozialismus in Deutſchland wütet. 


5. Bismarcks Verhältnis zu Frauen. 


Frauen ſcheinen beſonders wenig Einfluß auf Bismarck ausgeübt zu haben. 
Es giebt eine alte Geſchichte, wonach er einmal vor ſeiner Verheiratung verliebt 
geweſen ſein ſoll; aber die Geſchichte iſt ſo ſchwankend, daß wir billig bezweifeln 
können, daß fie auf einer ſicheren Grundlage beruht. Es ift mehr als wahr— 
ſcheinlich, daß er nicht ganz der ſüßen Jugendkrankheit, genannt „Liebesfieber“, 
entronnen iſt, aber er hatte ſie ſicherlich in milder Form, und ſie ging bald 
vorüber. Auf alle Fälle hinterließ ſie keine Spuren. Thatſache iſt, daß er im 
Alter von zweiunddreißig Jahren heiratete und daß ſeit dieſer Zeit niemand 
— ſelbſt ſein ärgſter Feind nicht — verſucht hat, den leiſeſten Argwohn auf 
ſeinen Charakter als Ehemann oder Vater zu werfen. Sein Familienleben iſt 
vollkommen rein geweſen, und es iſt allen in ſeiner Umgebung wohlbekannt, 
daß er eine unbeugſame Strenge gegen alle Uebertreter des ſechsten Gebotes 
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zeigt. Während er gegen die meiſten jugendlichen Extravaganzen und Streiche, 
von welchen ſeine eigenen Jugendjahre voll waren, nachſichtig iſt, kann er 
Libertins nicht ausſtehen, welche ihm einen an Ekel grenzenden Widerwillen ein» 
zuflößen ſcheinen. Obgleich Bismarck immer freundlich und höflich in weiblicher 
Geſellſchaft iſt, hat er niemals eine der zahlreichen Schönheiten, denen er im 
Leben begegnet, derartig ausgezeichnet, um auch nur den Verdacht zu erregen, 
daß er irgend einer Frau beſondere Aufmerkſamkeit geſchenkt oder gar den Hof 
gemacht habe. Er hat warme und hochgeachtete Freundinnen — worunter die 
Großfürſtin Helene von Rußland gerechnet werden muß — gehabt, aber die 
einzigen Frauen, welche allem Anſchein nach Raum in ſeinem Herzen gefunden 
und dasſelbe beſeſſen haben, ſind ſeine Mutter, ſeine Schweſter, ſeine Frau 
und ſeine Tochter. 

Bismarcks Mutter, Louiſe Wilhelmine Menken, war im Jahre 1789 
geboren und heiratete im Jahre 1806, erſt ſechzehn Jahre alt. Sie ſtarb am 
1. Januar 1839, ohne Augenzeuge der Größe ihres Sohnes geweſen zu ſein. 
Sie gebar ihrem Manne Karl Wilhelm Ferdinand v. Bismarck (geboren 1771, 
geſtorben 1845) ſechs Kinder, von denen drei: Ferdinand, Johanna und Franz, 
als Kinder ſtarben, während die drei anderen: Bernhard (geboren 1810), ) 
Otto (geboren 1815) und Malwine noch am Leben ſind. 

Malwine, Bismarcks jüngſte und allein noch lebende Schweſter, wurde 1827 
geboren und heiratete im Jahre 1844 den Freiherrn Oskar v. Arnim-Kroechlen— 
dorff. Die Beziehungen zwiſchen dieſer Dame und ihrem Bruder Otto ſind 
immer beſonders herzlicher Natur geweſen. Er pflegte ſie, wenn ſie beide zu 
Hauſe waren, mit einer zarten Rückſicht zu behandeln, welche ſtudirende Brüder 
ſelten gegen ihre jüngern Schweſtern zeigen. Diejenigen, welche ſich erinnern, 
ſie als junge Leute zuſammen geſehen zu haben, ſagen, daß er ſo freundlich 
und rückſichtsvoll gegen ſie war, als wenn ſie ſeine Braut geweſen wäre. Als 
ſie heiratete, ſchrieb er einen Brief an ſie, der eine komiſche Miſchung von Scherz— 
haftigkeit und Bedauern iſt. „Es iſt ſehr unnatürlich und egoiſtiſch,“ ſagt er, 
„daß Mädchen, welche Junggeſellen zu Brüdern haben, in unbedachter Weiſe 
hingehen und ſich verheiraten, gerade als ob ſie nichts anderes in dieſer Welt 
zu thun hätten, als ihren eigenen Neigungen zu folgen.“ In dieſen Briefen 
gibt er ihr allerlei Arten von zärtlichen Namen, und ſelbſt wenn er bei ſchwerſter 
Arbeit auf ſeinem ſegensreichen Wege iſt, und wenn alle ihm ſich Nähernden 
vor dem Ausdruck faſt ſchrecklicher Strenge auf ſeinem Geſicht Scheu empfinden, 
bleiben ſeine Briefe an „ſeine geliebte Schweſter, ſeine liebſte Malwine, liebe 
Kleine“ unverändert freundlich und ſind oft voll von ausgezeichnet gutem Humor. 
Er macht Scherze über wichtige Angelegenheiten, über Menſchen, die ſich ſehr 
groß dünken, und über ſich ſelbſt. Wenn aber ſeine Schweſter Kummer hat, 


1) Inzwiſchen auch geſtorben. 
Poſchinger, Bismarck⸗Portefeuille J. 
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findet er wundervoll treffende Ausdrücke eines zarten und tiefen Mitgefühls, 
und durch die ganze Korreſpondenz läuft ſozuſagen ein ununterbrochener Faden 
einer tiefen brüderlichen Liebe. 

Bismarcks Gemahlin, Johanna v. Puttkamer, aus einer alten adeligen 
pommerſchen Familie, wurde im Jahr 1824 geboren. Er machte ihre Bekannt⸗ 
ſchaft bei der Hochzeit eines Freundes, wo ſie als Brautjungfer fungirte, und 
zwei Jahre ſpäter — im Jahre 1847 — hielt er um ihre Hand an. Ihre 
Familie war anfangs nicht zur Annahme ſeines Antrages geneigt. 

Zu dieſer Zeit genoß Herr v. Bismarck eines etwas ſonderbaren Rufs. 
Er hatte den Beinamen „der tolle Bismarck“ und hatte dieſen Titel durch ſeine 
zahlreichen Duelle, ſeine verwegenen Reiterſtücke und einige weitverbreitete Anek— 
doten über ſein Verhalten gegen Profeſſoren, Bürgermeiſter und andere Reſpekts— 
perſonen, die die deutſchen Studenten „Philiſter“ nennen, erlangt. Aber mehr 
noch verdankte er ſeinen Beinamen den ſehr geräuſchvollen Gelagen, welche 
er mit einer Anzahl junger Männer in Kniephof und Schönhauſen abzuhalten 
pflegte. 

Ruhigen, achtbaren, religiöſen Leuten wie den Puttkamers ſchien er nicht 
ein paſſender Freier für ein einziges geliebtes Kind. Bismarck indes brachte 
die Frage ſchnell ins reine. Er ging zu Fräulein Johanna, und nachdem er 
ſich durch einen Blick vergewiſſert, daß ſie auf ſeiner Seite war, ſchloß er ſie 
in die Arme und ſagte, ſich zu ihren erſtaunten Verwandten wendend: „Was 
Gott zuſammengethan, ſoll der Menſch nicht ſcheiden.“ 

Die Fürſtin Bismarck hat ſich die ganze Einfachheit ihrer Jugend bewahrt. 
Sie iſt das vollkommene Muſter einer deutſchen Hausfrau im beſten Sinne 
des Wortes. Sie iſt ſehr ruhig, trägt ihre Würden als das natürlichſte Ding 
von der Welt, hält feſt an den alten Freunden beſcheidenerer Tage und hat nur 
einen großen Lebenszweck — ihren Mann und ihre Kinder glücklich zu machen. 
Sie ſorgt für ſie in ruhiger, mütterlicher Weiſe, und ihre gelaſſene Heiterkeit 
und Geduld, welche Bismarck immer ein ruhiges Heim geſichert haben, haben 
ſicherlich zu ſeinem Erfolge im Leben beigetragen. „Sie hat mich,“ ſagte er 
einſt zu einem Freunde, „zu dem gemacht, was ich bin.“ 

Fürſt Bismarck hat drei Kinder — Marie, Herbert und Wilhelm. Graf 
Herbert iſt in den diplomatiſchen Dienſt getreten und iſt jetzt ſeines Vaters 
Privatſekretär; ſein Bruder hat die Rechte ſtudiert. Beide Brüder werden 
wahrſcheinlich dieſes Jahr in das Parlament eintreten.!) 

Gräfin Marie ſoll ihres Vaters Lieblingskind ſein und ihm am meiſten 
im Charakter ähneln. Sie war vor zwei Jahren mit dem Grafen Eulenburg 
verlobt; aber ihr Verlobter wurde während eines Aufenthalts in Varzin krank 


1) Zunächſt wurde 1878 nur Graf Wilhelm Bismarck in den Reichstag gewählt. 
Vergl. „Fürſt Bismarck und die Parlamentarier“ Bd. II. S. 283 und Bd. III. S. 268. 
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und ſtarb plötzlich am typhöſen Fieber. Dieſes tragiſche Ereignis brachte eine 
Zeit lang tiefe Betrübnis über die Bismarckſche Familie. 


6. Charakteriſirung von Bismarcks privater und amtlicher 
Korreſpondenz. 


Wir haben ſchon verſchiedene Briefe des Fürſten Bismarck erwähnt. Aus 
ſeiner Korreſpondenz könnte eine ſehr merkwürdige Blumenleſe gehalten werden, 
denn er iſt ein vollendeter Briefſchrieber. Seine Schrift iſt ungewöhnlich groß, 
kühn und beſtimmt. Sie ſieht nicht aus wie die Hand eines Mannes, der 
ſchnell ſchreibt. Es iſt wahrſcheinlich, daß er ſchreibt, wie er ſpricht, eher 
langſam, immer nach dem möglichſt klaren Ausdruck ſeines Gedankens ſuchend. 
Beſonders ſind ihm Unklarheit und Abſchweifungen zuwider. Er weiß, bevor 
er irgend etwas ſchreibt oder ſpricht, genau, was er zu ſagen hat, und iſt nicht 
eher zufrieden, als bis er die genaue Uebertragung ſeiner Gedanken in Worte 
gefunden hat. Daher ſein Stocken in der Rede, und daher wahrſcheinlich eben— 
falls ſeine Langſamkeit im Schreiben. Sein Stil indes enthält kein Zeichen 
von Unſchlüſſigkeit; er iſt klar und fließend. 

In ſeinen Privatbriefen iſt Bismarck witzig, voll munteren, aber nicht ſar— 
kaſtiſchen Humors, ein ſcharfer Beobachter von Menſchen und Dingen und ein 
Richter, der alles Niedrige, Gemeine verachtet. Seine Briefe enthalten ſelten 
etwas anderes als Thatſachen und Beſchreibungen, er überläßt ſich kaum je den 
Gefühlen. Hin und wieder indes begegnet man einer kurzen Stelle, welche 
echtes, die Tiefe ſeines Herzens zeigendes Gefühl verrät. Seine Bilder und 
Vergleiche ſind meiſt ſehr gut und manchmal außerordentlich humoriſtiſch. 

Bismarcks amtliche Korreſpondenz zeichnet ſich durch ihre Klarheit aus. 
Er läßt keinen Zweifel darüber, was er ſagen will, und er iſt ſo bündig, daß 
es ſchwer ſein würde, aus ſeinen längſten Depeſchen auch nur wenige Worte 
auszuſtreichen, ohne dem Sinn des ganzen Dokuments Eintrag zu thun. Er 
hat eine ſtarke Abneigung gegen Uebertreibungen, und ſelten brauchte er einen 
Superlativ irgend welcher Art. Gebraucht er aber einen ſtarken Ausdruck, ſo 
kann man ſicher ſein, daß es ſeine feſte Meinung iſt — ſo wenn er ſagte: 
„Nach Kanoſſa gehen wir nicht.“ 

Neuerdings hat Fürſt Bismarck es aufgegeben, ſeine Depeſchen ſelbſt zu 
ſchreiben. Nur bei wichtigen Anläſſen greift er jetzt zur Feder. Manchmal 
ſchreibt er gewiſſe kurze, in einer Depeſche zu verwendende Sätze mit Bleiſtift 
nieder. Er thut dies nur, wenn er wünſcht, ſeine Meinung über einen Punkt 
in den von ihm ſelbſt gewählten Worten wiedergegeben zu ſehen. In den 
meiſten Fällen aber begnügt er ſich damit, ſeinen Sekretären, welche für ihre 
Arbeit gut geſchult ſind, wenige mündliche Inſtruktionen zu erteilen, wobei er 
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entweder im Zimmer auf und ab geht oder an ſeinem Schreibtiſch ſitzt und 
mit einem Falzbein ſpielt. Der anweſende Beamte, oft ſelbſt ein Funktionär 
von hohem Range, hört zu, während der Kanzler ſpricht, und notiert ſich ſeine 
Worte. Das Geſicht des Fürſten Bismarck iſt bei dieſer Art der Arbeit ſehr 
merkwürdig. Wenn er zu einer ſolchen Zeit gemalt werden könnte und dem 
Bilde ein abſtrakter Name gegeben würde, ſo würde es zu benennen ſein: 
„Konzentration der Gedanken.“ 

Wie alle Menſchen, welche Großes vollbracht haben, hat Bismarck die 
Fähigkeit, in einem gegebenen Augenblick ſeine ganze Geiſteskraft auf einen 
einzelnen Punkt zu konzentrieren, und es iſt wundervoll, wie klar und gut er 
dann dieſen einen Punkt ſieht. Er könnte ſicherlich nicht ein halbes Dutzend 
Briefe auf einmal diktieren, wie von Cäſar und Napoleon I. erzählt wird; es 
iſt ſogar wahrſcheinlich, daß er es als eine Art von Humbug anſehen würde, 
gut geeignet, die Zuſchauer in Erſtaunen zu ſetzen, aber von geringem Zweck 
für die Beſchleunigung der Arbeit. Bismarck hat oft die Anſicht ausgeſprochen, 
daß eine Sache nicht gut gemacht iſt, wenn ſie nicht ſo gut wie möglich gethan 
iſt, und daß keine Sache, ſelbſt die unbedeutendſte, ſo gut wie möglich geleiſtet 
werden kann, wenn nicht die ganze Aufmerkſamkeit darauf verwendet wird. 
Aber während er dagegen iſt, mehr als eine Sache zur ſelben Zeit zu thun, 
vermag er ſchnell von einer Sache zur andern überzugehen. Gerade wie ſein 
Auge, welches an dem Gegenſtande, auf dem es ruht, befeſtigt zu ſein ſcheint, 
deswegen nicht lange auf demſelben Punkte beharrt, ſo ſieht und durchſchaut 
ſozuſagen ſein Geiſt eine beſondere Frage, verläßt ſie aber plötzlich und gänzlich, 
ſobald die Aufmerkſamkeit durch einen andern Gegenſtand erfordert wird. Die 
Gründlichkeit der Bismarckſchen Depeſchen, welche ſelten irgend einen Teil einer 
Frage unbeleuchtet laſſen, iſt dem Umſtande zuzuſchreiben, daß er ſich durch 
Uebung angewöhnt hat, dem gerade vorliegenden beſondern Gegenſtande aus— 
ſchließlich ſeine Aufmerkſamkeit zu ſchenken. 


7. Bismarck als Redner. 


Viele von Bismarcks Beſonderheiten als Schriftſteller ſind auch bei ihm 
als Redner zu bemerken. Es mangeln ihm einige Eigenſchaften, welche als 
unentbehrlich für einen Redner gelten. Er ſpricht nur leiſe, er ſtockt thatſächlich 
— wenigſtens bei Beginn ſeiner Reden — bei jedem dritten oder vierten Wort; 
man könnte vermuten, er hätte organiſche Schwierigkeiten bei dem Ausſprechen 
ſeiner Worte zu überwinden. Er neigt ſich etwas nach rückwärts und vorwärts, 
er dreht mit den Daumen und blickt von Zeit zu Zeit auf ein Stück Papier, 
auf welchem er ſich einige Notizen vor dem Sprechen gemacht hat. Jemand, 
der ihn nicht gut kennt, würde er ſicher verwirrt erſcheinen — nein, ſogar ein- 
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geſchüchtert. Aber das ift nicht der Fall. Er zieht diejenigen, welche ihm zu— 
hören, durchaus in Betracht, aber er iſt wahrſcheinlich durch ihre Anweſenheit 
weniger geſtört als irgend ein anderer öffentlicher Sprecher. Er iſt mit Leib 
und Seele bei der Arbeit, er hat das Bedürfnis, alles zu ſagen, was er über 
die Sache denkt, und macht ſich dabei wenig Sorge, ob ſeine Sprechweiſe an— 
genehm iſt oder nicht. Hält er mal inne, ſo fühlen ſeine Zuhörer, daß ſie doch 
etwas Anhörenswertes vernommen haben und daß jedes Wort, das Bismarck 
gebraucht und das er ſich ſo viel Mühe gegeben hat, zu finden, das richtige, 
direkt die Frage treffende war. Jemand unterbricht ihn; er geht nicht ſchnell 
wie der Blitz darauf ein, ſondern nach einigen Sekunden — die Zeit zur Er— 
wägung deſſen, was er ſoeben gehört — da kommt eine vernichtende Antwort, 
welche ſchwer auf den Unterbrecher niederfällt und nicht ſelten ein Gelächter 
auf ſeine Koſten erregt. 

Nach einer Weile wird er bei der Sache wärmer, und der Schluß einiger 
feiner Reden iſt ſehr gut, ſelbſt vom ausſchließlich rethoriſchen Standpunkte aus. 
Der größte Teil deſſen, was er in der Debatte geſprochen, lieſt ſich gut; es iſt 
voll von geſundem Menſchenverſtand und Logik und gänzlich frei von hoch— 
tönenden leeren Phraſen. Wäre das, was Bismarck ſagt, nicht gut und wirkſam, 
ſo würde ihm niemand Aufmerkſamkeit ſchenken; aber im allgemeinen erſcheint 


das, was er ſagt, von vornherein ſo gewichtig, daß, obgleich er kein brillanter 


Redner iſt, keinem Redner aufmerkſamer zugehört wird. Dies war bereits der 
Fall, ehe er ein großer Mann wurde. Im Jahre 1848, als ſeine Gegner 
ungehindert über den preußiſchen Junker zu ſpötteln pflegten und er nur wenig 
Einfluß beſaß, ermangelte keine ſeiner Reden im preußiſchen Parlamente, mehr 
oder weniger Aufmerkſamkeit zu erregen. 


8. Bismarcks perſönlicher und politiſcher Wagemut. 


Man mag Bismarck lieben oder haſſen, ſo muß doch jeder anerkennen, 
daß er in geiſtiger Hinſicht dasſelbe iſt wie in phyſiſcher, ein kraftvoller Mann. 
Er ſelbſt weiß das wohl und verläßt ſich bis zu einem außerordentlichen Grade 
auf ſeine eigene Kraft. Daher ſein Wagemut, der auch einen ſo hervorſtechenden 
Zug in ſeinem Charakter bildet. 

Bismarcks Leben iſt voll von authentiſchen Anekdoten hinfichtlich feiner 
außerordentlichen Furchtloſigkeit. Als Kind ſcheint er nicht gekannt zu haben, 
was Gefahr iſt. Seine Mutter iſt in beſtändiger Angſt um ihn: wenn er 
nicht ertrinkt, ſo wird er ſicher den Hals brechen. Es begegnen ihm viele Un— 
fälle, und er entkommt oft mit genauer Not, aber irgendwie entkommt er ſtets. 
Als er älter wird, wird er vorſichtiger, aber noch immer kennt er keine Furcht. 
| Nichts ſchreckt ihn zurück. Er liebt ſeine Lehrer, wenn fie ihn freundlich be- 
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handeln, und in dieſem Falle finden fie ihn gelehrig, fleißig ſogar; aber er 
lehnt ſich auf gegen diejenigen, welche ihn durch Strenge zu zwingen verſuchen, 
und ſie können niemals irgend welche Autorität über ihn erlangen. 

In Göttingen, wohin er zum Studium der Rechte ging, wurde er noch 
am Tage ſeiner Ankunft in vier Duelle verwickelt, weil er die Achtung, welche 
ein Fuchs den älteren Studenten ſchuldet, ganz vernachläſſigte und vier derſelben, 
welche ſich die Freiheit genommen hatten, über ihn zu lachen, kühl und mit 
Bedacht beleidigte. 

Während ſeines Militärdienſtes rettete er ſeinen Diener mit Gefahr des 
eigenen Lebens vom Ertrinken. Für dieſe That erhielt er eine Medaille, welche 
viele Jahre ſeine einzige Dekoration war. Er trägt ſie noch, und es wird 
erzählt — und wir glauben es gern —, daß er darauf ganz ebenſo ſtolz iſt 
als auf die zahlloſen Ordensbänder, Kreuze und Sterne, die jetzt ſeine Bruſt 
bedecken. Eine öſterreichiſche Excellenz fragte ihn eines Tages in Frankfurt, 
was dieſe ärmliche Medaille vorſtelle. „Ach,“ verſetzte Bismarck kühl, „ich 
rette gern Leute vom Ertrinken, wenn ich dazu Gelegenheit habe. Dafür erhielt 
ich dieſe Medaille.“ 

Nach 1848 entfaltete ſich Bismarcks Mut auf andern Gebieten. Er gehörte 
zu den erſten und ſicherlich zu den bedeutendſten derjenigen Männer, welche, 
während alle rings umher von der Revolution mit fortgeriſſen wurden oder 
an der Möglichkeit des Widerſtandes gegen dieſelbe verzweifelten, kühn dagegen 
auftraten und offen dagegen agitirten. Er ergriff die Leitung der reaktionären 
Partei und wurde ſehr unpopulär. Die liberale Preſſe in Preußen griff ihn 
mit großer Heftigkeit an. Im Parlamente begegnete er heftiger Oppoſition. 
Er verlor ſelten ſeine Gemütsruhe, aber er nahm niemals ein einziges Wort 
von ſeinen Angriffen auf die Revolution zurück. Als einige Anſpielungen auf 
das Schickſal, das diejenigen allgemein erwarte, welche ſich den Forderungen 
eines großen Volkes nach Freiheit zu widerſetzen verſuchen, gemacht wurden, 
zuckte er lediglich mit den Schultern. Er iſt der Anſicht, daß „der Tod auf 
dem Schafott ein ſehr ehrenhafter Tod ſein kann“. 

Als er ſich um die Wahl in Rathenow bewarb, fragte ihn ein alter 
Bauer, ob er dächte, daß es zweckmäßig ſei, „gegen dieſe Berliner Demokraten 
zu kämpfen.“ 

„Es iſt beſſer, Hammer zu ſein als Amboß,“ verſetzte Bismarck, „wir 
wollen ſie auf alle Weiſe angreifen.“ Dies iſt Bismarcks Politik durchs ganze 
Leben geweſen. Sobald er einen Gegner vor ſich ſieht, beginnt er den Angriff. 
Er hat immer ſo gehandelt, daß er der Hammer war. 

Als er im Begriff war, Rathenow zu verlaſſen, umringte ein Volkshaufen 
den Wagen, in welchem er mit ſeinem Freunde Herrn v. Stechow ſaß. Man 
warf mit Steinen nach ihm, und ein Stein traf ihn an der Schulter. Er 
erhob ſich, nahm den in den Wagen gefallenen Stein auf und ſchleuderte ihn 
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auf die Menge zurück. Es war ein großer Haufen gegen zwei Mann; aber 
niemand wagte, Bismarcks Wagen aufzuhalten. 

Im Jahre 1851, als die Flut der politiſchen Leidenſchaft noch ſehr hoch 
ging, trat Bismarck eines Tages in ein Gaſthaus in Berlin, um ein Glas Bier 
zu trinken. Ein Mann in ſeiner Nähe, der ſich durch die Anweſenheit ſeiner 
Freunde unterſtützt fühlte, begann über ein Mitglied der Königlichen Familie zu 
ſchimpfen. Bismarck ſah ihn an und ſagte ruhig: „Wenn Sie dieſen Raum 
nicht verlaſſen haben, bevor ich mein Bier aus habe, ſo werde ich dieſen Krug 
auf Ihrem Kopf zerſchlagen.“ Dann leerte er bedächtig ſein Glas, und da der 
Mann die Warnung nicht beachtete, führte er ſeine Drohung aus. Er ging auf 
den Burſchen zu und ſchlug ihn mit dem Glas auf den Kopf, bis er heulend 
zu Boden fiel. Dann fragte er den Kellner: „Was koſtet das Glas?“ bezahlte 
es und ging gemächlich davon, ohne daß einer ihn zu beläſtigen gewagt hätte. 
Zu dieſer Zeit war er ſchon ein Mann von politiſcher Stellung und der an— 
erkannte Führer der konſervativen Partei; aber getreu ſeinem Grundſatz nahm 
er ſtets die Offenſive, indem er ſeine Gegner, wo immer er ſie traf, mit allen 
Waffen angriff. 

Bismarcks Haltung im Parlament war natürlich viel vom Hofe bemerkt 
worden. Der König Friedrich Wilhelm IV. hatte ein großes Gefallen an dem 
„Junker“ gefunden, und als die Stelle des preußiſchen Miniſters in Frankfurt 
frei wurde, gedachte er ſie Bismarck anzubieten. Er war indes doch ein wenig 
überraſcht, als der letztere, ohne Zeit zur Ueberlegung zu erbitten, ſich zur An— 
nahme des Vorſchlags des Königs bereit erklärte. 

„Aber Sie wiſſen doch, daß es ein ſehr ſchwieriger Poſten iſt, und daß er 
große Verantwortlichkeit bringt?“ ſagte der König. 

„Eure Majeftät können mir auf alle Fälle die Gelegenheit bieten,“ ers 
widerte Bismarck; „wenn ich nicht Erfolg habe, kann ich ja jederzeit zurück— 
berufen werden.“ 

Die Stellung, welche er mit einemmal in Frankfurt übernahm, verurſachte 
dort großes Erſtaunen. Oeſterreich war zu der Zeit die leitende Macht im 
Bundestag, und die kleineren deutſchen Staaten duldeten dies nicht nur als 
geſetzmäßig und unvermeidlich, ſondern fie begünſtigten thatſächlich die Anſprüche 
Oeſterreichs; denn fie ſahen in dem Haufe Habsburg ihren natürlichen Beſchützer 
gegen die Hohenzollern. Der letzte Vertreter Preußens bei dem Bunde hatte 
dafür keine Empfindung beſeſſen und ruhig eingewilligt, eine niedere zweite 
Rolle zu ſpielen, indes Graf Thun, der öſterreichiſche Bundestagsgeſandte und 
der Präſident der Verſammlung der Geſandten, unverkennbar Nummer eins 
war. Dies war ſo weit gegangen, daß Bismarcks Vorgänger wie ſeine übrigen 
Kollegen dem Grafen Thun geſtattet hatten, als einziger während der Ausſchuß— 
ſitzungen zu rauchen. Keine Rückſicht konnte Bismark abhalten, dagegen zu 
proteſtiren. Er nahm eine Zigarre aus der Taſche, bat den Grafen Thun zu 
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deſſen Entſetzen um Feuer und paffte frei weg, lange nachdem der öſterreichiſche 
Miniſter ſeine Zigarre weggeworfen hatte. Das war nur eine Lappalie, aber 
dieſe Lappalie verlangte mehr Mut, als irgend einer ſeiner Kollegen beſaß, und 
Bismarck erlangte dadurch eine perſönliche Stellung, deren ſich ſein Vorgänger 
nie erfreut hatte. 

Wir haben dieſe Geſchichten wiedergegeben, obgleich ſie an ſich unwichtig 
ſind, weil wir es für intereſſant gehalten haben, zu zeigen, daß Bismarcks 
„hiſtoriſche“ Kühnheit — wenn ein ſolcher Ausdruck gebraucht werden darf — 
ihren Urſprung in ſeinem natürlichen, angeborenen Wagemut hat. Es iſt nicht 
ſchwer, eine furchtloſe Stirn zu zeigen, wenn man ſicher iſt, der Stärkſte zu 
ſein; Kühnheit kann in ſolchen Fällen mit Arroganz und Inſolenz verwandt 
ſein. Aber es iſt ſehr verſchieden, wenn ein Mann, allem Anſchein nach der 
ſchwächere Teil, zur Verteidigung deſſen, was er für richtig hält, mächtigen 
Feinden mutig ins Geſicht ſieht. Bismarck iſt niemals verzagt geweſen. Er hat 
nicht erſt begonnen, laut und ſtolz zu ſprechen und aggreſſiv zu werden, ſeit er 
ein großer Mann geworden; im Gegenteil, er hat ſich zu dem, was er jetzt iſt, 
erhoben, weil er kühn und ſtolz ſprach und handelte, als er nur eine ſehr 
kleine Perſönlichkeit war. Er hatte zu jener Zeit nicht mehr Furcht vor ſeinem 
Pferde, ſeinen Lehrern, den älteren Studenten, die ihn ducken wollten, vor dem 
Ertrinken, vor einem Volkshaufen, als er ſich in ſpäteren Jahren vor einem 
nach ihm ſchießenden Mörder, vor parlamentariſchen Mehrheiten, vor dem 
Haß einer großen politiſchen Partei und ſchließlich vor großen Nationen, die 
die Waffen gegen ſeine Politik erhoben, fürchtete. Er hat Gefahren jeder Art, 
obgleich er nicht blind dagegen war, mit demſelben unerſchütterlichen Mute 
Trotz geboten. 

Er war nicht entmutigt, als er von ſeinen Landsleuten Verräter genannt 
wurde, noch als ſie ihn anklagten, die preußiſche Verfaſſung verletzt zu haben; 
er zeigte fic) beſonders heiter in jenen ereignisvollen Tagen, als Wilhelm I. 
auf ſeinen Rat zuerſt in den Kampf mit Oeſterreich und dann mit Frankreich 
ging. Preußen hat ſich ſtärker erwieſen als eins von dieſen Reichen, aber man 
ſollte berückſichtigen, daß, als es ins Feld zog, faſt allgemein ſelbſt bei ſeinen 
Freunden der Glaube herrſchte, daß es geſchlagen werden würde. Aber Bismarck 
war mit jenem grenzenloſen, beinahe an Tollkühnheit ſtreifenden Optimismus 
begabt, ohne welchen keine große That je vollbracht worden ift, dem Optimis— 
mus, welcher Kühnheit gibt, und der zu allen großen Eroberern gehört, zu 
Alexander, Cäſar und Napoleon. Er hoffte ſicherlich, das Spiel, welches er 
ſpielte, zu gewinnen, aber er konnte ſich nicht verbergen, daß alles mit ihm 
vorbei ſei, wenn er es verlor. Wie ein Menſch, der immer willens iſt, ſeine 
Einſätze zu verdoppeln, und welcher, obgleich er lange Zeit ununterbrochen Glück 
gehabt hat, nichtsdeſtoweniger bei jedem neuen Spiel wieder und wieder ſein 
ganzes Vermögen auf eine einzige Karte ſetzt, ſo hat Bismarck höher und höher 
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geſpielt. Was wäre Fürſt Bismarck jetzt, wenn nach Düppel Preußen bei 
Sadowa oder nach Sadowa bei Gravelotte geſchlagen worden wäre? Er 
bedachte dies, aber er ſcheute nicht davor zurück. Der arme Gutsbeſitzer, der 
Junker, welcher Schulden machen mußte, um in der Stadt leben zu können, 
wurde allmälich ein einflußreicher Politiker, ein parlamentariſcher Führer, 
Minifter in Frankfurt, St. Petersburg, Paris; Minifterpräfident, Kanzler, 
Graf, Fürſt, aber er blieb immer bereit, ſeinen Gegnern neue Chancen zu geben, 
ſie zu zerdrücken und zu vernichten, und es iſt unſere feſte Meinung, daß 
er im gegenwärtigen Augenblick, wo er auf dem Gipfel der Macht ſteht und 
ſozuſagen das Schickſal der Welt lenkt, den Handſchuh aufnehmen würde, 
wenn er ihm zugeworfen wäre, alles, was er beſitzt, alles, was er gewonnen, 
riskiren und kühn und furchtlos mit aller Macht, mit allen ſeinen Waffen 
kämpfen würde, wie er es ſtets gethan. 

Von dem Marſchall Soult wird eine Geſchichte erzählt. In einer Schlacht, 
wo eine ſtarke Poſition von feinen Truppen zu nehmen war, die ſchon ver⸗ 
ſchiedenemal zurückgeworfen waren und zauderten, einem neuen Befehl zum 
Angriff zu gehorchen, ſoll Soult vor die Front getreten und ſeinen Soldaten 
zugerufen haben: „Ihr fürchtet euch? Was habt ihr zu verlieren? Ihr könnt 
nur gewinnen. Ihr ſeid nichts und habt nichts. Ich bin Marſchall von Frank⸗ 
reich; ich habe zweihunderttauſend Franken im Jahre; ich kann nichts gewinnen, 
aber alles verlieren — ich fürchte mich doch nicht. Vorwärts, folgt mir!“ 
Und er führte den Weg und gewann die Schlacht. 

Ein ſolcher Mann iſt Fürſt Bismarck. Er hat nichts mehr zu gewinnen; 
er kann alles, was er beſitzt, verlieren, und das iſt immens viel; aber er er— 
ſcheint vor der Front, wenn irgend Gefahr da iſt — und er hat keine Furcht. 
Das ſollte berückſichtigt werden, wenn man ihn beurteilt. Das Glück hat ihn 
nicht verdorben, oder vielleicht müſſen wir eher ſagen: hat ihn nicht geändert. 
Er ijt nicht übermütig geworden. Er iſt nie Amboß, immer Hammer geweſen. 
Er iſt in dieſer Beziehung jetzt, was er vor vierzig Jahren war; nur empfand 
man damals ſeinen Willen nicht über Schönhauſen und Kniephof hinaus, 
während er jetzt auf der ganzen Welt gefühlt wird. 


9. Bismarcks Reſervirtheit und Beläſtigung. 


Ein Menſch kann ſich nicht ungeſtraft über die große Mehrzahl ſeiner Mit⸗ 
geſchöpfe erheben. Er erlangt unvermeidlich einen überhohen Begriff von ſeinem 
perſönlichen Werte und iſt verleitet, ſich gleichzeitig eine nur geringe Meinung von 
der Menſchheit im allgemeinen zu bilden. Ein Menſch, welcher trotz mannigfacher 
Hinderniſſe große Dinge vollbracht hat, iſt geneigt, zu glauben, daß er immer 
recht hat, und daß diejenigen, welche ihm opponiren, ſich im Unrecht befinden. 
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Außerdem iſt auch zu erwägen, daß in der Regel die Menſchheit nicht viel 
Stolz und Selbſtachtung beſitzt, und daß die meiſten Menſchen betteln gehen 
— nach Brot, nach Geld, Titeln, Begünſtigungen, ſogar nach bunten Bändern 
für das Knopfloch ihres Rockes. Die Bettelei iſt mehr verbreitet in der Welt 
als Lügenhaftigkeit, und niemand hat darunter ſo viel zu leiden wie diejenigen, 
welche, nachdem ſie ſelbſt durch Energie, Kühnheit und Selbſtvertrauen ſich eine 
hohe Stellung erwarben, aus dieſem Grunde einen beſonders unbarmherzigen 
Widerwillen gegen Bettler empfinden. 

Die an einen Mann wie Fürſt Bismarck gelangenden Bettelbriefe können 
thatſächlich nach Tauſenden gerechnet werden. Vor einiger Zeit, als der Kanzler 
krank in Varzin war, wurden alle an ihn gerichteten Briefe, welche nicht ſtreng 
privater Natur waren, nach Berlin zurückgeſandt, um dort geleſen und beant⸗ 
wortet zu werden. Der größte Teil dieſer Briefe enthielt „gehorſamſte Geſuche“, 
jedoch kaum einer dieſer Bettelbriefſchreiber hatte irgend einen Anſpruch an den 
Fürſten. Einer der Beamten, deren Geſchäft es war, dieſe Geſuche zu leſen — 
ein ordnungsliebender Mann und augenſcheinlich ein Liebhaber der Statiſtik — 
machte ſich das Vergnügen, eine Liſte aller Geſuche, nur ſoweit ſie Geld betrafen, 
fic) aufzuſtellen. Sie beliefen ſich auf zehn Millionen Mark. Der Fürft lachte 
nicht, als man ihm dies erzählte, ſondern zuckte die Schultern mit einem Blicke 
bitterer Verachtung. Andererſeits iſt es natürlich, daß ruhige, anſtändige Leute 
von Selbſtachtung, welche nichts vom Fürſten verlangen und ihn nicht mit 
ihren Privatangelegenheiten zu ſtören wünſchen, niemals mit ihm in Berührung 
kommen, ſofern ſie nicht in irgend einer amtlichen Beziehung zu ihm ſtehen, 
oder ein wirkliches Geſchäft ſie zu ihm führt. So iſt es ganz natürlich gekommen, 
daß Fürſt Bismarck einen großen Teil der niedrigen Seite der menſchlichen 
Natur ſieht, und es überraſcht kaum, daß er ſkeptiſch oder ſogar miſanthropiſch 
geworden ſein ſoll. Seine Erfahrung beweiſt, daß die Menſchen in der Regel 
— eine Regel, welche glücklicherweiſe viele Ausnahmen erleidet — nicht den 
richtigen Stolz beſitzen, daß ſie geneigt ſind, ſich wegen ganz geringer Dinge 
zu demütigen; daß es viele Prahler unter ihnen giebt, und daß dieſe ſelben 
Prahler leicht übertölpelt werden können. Bismarck iſt es ſicherlich wohl bewußt, 
daß es viele ſehr ehrenwerte Leute in der Welt giebt, aber die Erfahrung hat 
ihn gelehrt, daß es ſein Mißgeſchick iſt, mit einer verhältnismäßig kleinen Zahl 
derſelben Verkehr zu haben. Er hält feſt zu den wenigen Männern und Frauen, 
denen er vertraut, weil er ſie als ſeine wahren Freunde kennt, aber er iſt 
argwöhniſch gegen Fremde. Sein erſter Gedanke, wenn er ein neues Geſicht 
ſieht, mag natürlich ſein: „Nun, was verlangt dieſer Mann von mir?“ Dies 
erklärt, warum er allgemein gefürchtet iſt, obgleich ſeine intimen Freunde ſeine 
Freundlichkeit und Liebenswürdigkeit hoch rühmen. 
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Fürſt Bismarcks Geſundheit ijt ſeit einiger Zeit dahin. Er iſt mit feiner 
Kraft nicht haushälteriſch umgegangen und hat nie, was man vom hygieniſchen 
Standpunkte eine rationelle Lebensweiſe nennt, geführt. Seine Nerven, welche 
überangeſtrengt worden ſind, ſind empfindlich geworden. Sein Schlaf iſt nicht 
gut: er geht zu abnorm ſpäter Stunde zu Bett und findet oft erſt Ruhe, wenn 
die Sonne über dem Horizont ſteht.!) Unter dieſen Umſtänden bekommt ihm 
das Leben auf dem Lande, wo er niemand ſieht, außer Mitgliedern ſeiner 
Familie oder einigen Freunden, die entweder als Gäſte eingeladen ſind oder 
ihm als Sekretäre dienen, am beiten. Seine Beſuche in Varzin und Friedrichs— 
ruh ſind allmälich länger und länger geworden. Es iſt wahrſcheinlich, daß 
dies ſo weiter geht und daß er ſein ereignisvolles Leben als der „Einſiedler 
von Varzin“ enden wird — eine Bezeichnung, welche bereits auf ihn angewendet 
worden iſt. 

Wenn Bismarck auf dem Lande iſt, führt er das Leben eines Gutsherrn 
der alten Schule. Er ſieht ſorgfältig nach ſeinem Eigentum, nimmt großes 
Intereſſe an ſeinen Bauern, reitet, jagt und iſt kein Freidenker. Er hat ſich 
immer — ohne Oſtentation, aber mit großem Ernſte — als religidfen Mann 
bekannt. „Das Leben würde nichts wert ſein,“ ſchreibt er an ſeinen Schwager, 
„wenn es mit dem Tode hienieden zu Ende wäre.“ Und in einem andern 
ſeiner Briefe findet ſich folgende Stelle: „Ich begreife nicht, wie ein Menſch, 
der über ſein eigenes Daſein nachdenkt, die Bekümmerniſſe und Sorgen dieſes 
Lebens ertragen kann, wenn er nicht einen feſten Glauben an Gott hat.“ 


11. Schlußbetrachtung. 


Auf vorſtehenden Seiten haben wir verſucht, die Umriſſe des Bismarckſchen 
Charakters zu ſkizziren. Wir behaupten nicht, den Gegenſtand erſchöpft zu haben. 
Der Charakter eines Menſchen iſt eine wunderbar komplizirte Sache — eine 
merkwürdige Miſchung von guten und böſen, großen und niedrigen Dingen. 
Befremdliche und ſogar unerklärliche Widerſprüche verwirren den Beobachter, 
und wer in ſeiner Beſchreibung vollſtändig zu ſein ſtrebt, muß immer fehlgehen. 
Es iſt unmöglich, bei ſolchen Dingen „die ganze Wahrheit“ zu ſagen. „Nur 
die Wahrheit“ kann jemand ſagen, der Auswahl trifft; wir haben verſucht, um 
jeden Preis dieſen Teil der Pflicht eines ehrenwerten Zeugen zu erfüllen. 


1) Es iſt das Verdienſt Schweningers, wofür ihm die deutſche Nation nicht genug 
danken kann, Bismarcks Leben rationell geſtaltet zu haben. Seine Geſundheit iſt heute, 
nach faſt zwanzig Jahren, befeſtigter als im Auguſt 1878, da Lindau obiges ſchrieb. 
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Bismarck kann noch einmal kämpfen müſſen. Wer kann jagen, daß er wieder 
ſiegreich ſein wird? Aber wenn er ſeiner Vergangenheit treu bleibt — und 
es kann kein Zweifel ſein, daß er es wird —, wird er niemals nachgeben. Er 
wird bis zum Aeußerſten kämpfen für das, was er als das Richtige betrachtet; 
und wenn er fällt, bevor der Tag gewonnen, ſo wird es nach einem furcht— 
baren Ringen, nachdem er ſeinen Feinden ſchwere Wunden beigebracht hat, 
und mit dem Geſichte gegen den Feind ſein. Seine Grabſchrift ſollte lauten: 
„Es war ein kraftvoller und furchtloſer Mann.“ 
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Aufzeichnungen aus dem Jahre 1884. 


Das erſte Bild, das Rudolf Lindau uns von Bismarck gezeichnet hat, 
entſtand im Jahre 1878, kurz nach dem Berliner Kongreſſe. Im Juli 1884 
machte ſich derſelbe noch einmal an die Arbeit, nachdem Bismarck inzwiſchen 
ſechs Jahre lang für die Erhaltung des europäiſchen Friedens gearbeitet, 
nachdem er die Zolltarifreform durchgeführt, die Geſetzgebung zum Beſten 
der wirtſchaftlich Schwachen inaugurirt und Deutſchland zu einem Kolonialreich 
umgeſtaltet hatte. 1878 hatte man geglaubt, Bismarck ſei auf dem Zenith 
ſeines Ruhmes und ſeiner Größe angelangt; er hat bis 1890 ungezählte neue 
Lorbeeren gepflückt, und man würde ſtaunen, wenn man ſähe, wo wir heute 
ſtänden, wenn auf die Dienſte dieſes einzigen Staatsmannes nicht vorzeitig verzichtet 
worden wäre. Wenige Wochen bevor Rudolf Lindau zum zweitenmal ſeine Ge— 
danken über Bismarck aufzeichnete, wurde in Berlin der Grundſtein zu dem jetzigen, 
neuen Reichstagshauſe gelegt. Bei dieſem feierlichen Anlaß waren drei Männer 
anweſend, welche den Blick aller auf ſich zogen: der Kaiſer Wilhelm, der Reichs— 
kanzler Fürſt Bismarck und der Generalfeldmarſchall Graf Moltke — die edelſten 
Vertreter der deutſchen Einigkeit, Größe und Macht, die Verkörperung deutſcher 
Zähigkeit, deutſcher Furchtloſigkeit, deutſcher Disziplin und deutſchen Pflichtgefühls; 
drei ſeltene Männer — ein großer Herrſcher, ein großer Staatsmann, ein großer 
Soldat! Als Rudolf Lindau ſie ſo ſah, kam ihm plötzlich der Gedanke, daß Berlin 
etwas beſitze, worauf es ſtolz ſein könne; daß dort etwas Herrliches zu ſehen ſei 
und daß jene armſeligen Leute, welche nach Berlin kommen und nichts zu bewundern 
ſehen, indem fie alles gewöhnlich, gemein und häßlich finden, ſelbſt ſehr flein- 
liche Weſen ſein müſſen. Kaiſer Wilhelm und Moltke erfreuten ſich unzweifel— 
haft der größten Popularität, die Perſönlichkeit aber, die jeder Bewohner und 
Beſucher Berlins am liebſten ſehen wollte, war Fürſt Bismarck. Hören wir, 
was Rudolf Lindau noch weiter über ihn zu erzählen weiß: 
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1. Bismarcks frühere Abgeſchloſſenheit und Neugeburt feit 
Schweninger. !) 


Bis in die letzten ſechs Monate konnte man kaum hoffen, den Fürſten Bis⸗ 
marck auch nur ganz vorübergehend zu Geſicht zu bekommen; denn er lebte in 
vollſtändiger Abgeſchloſſenheit und ging, wenn er ſich in Berlin befand, nie aus 
ſeinem Palais, außer zum Vortrage beim Kaiſer oder um im Parlament über 
eine Frage von beſonderem Intereſſe zu ſprechen. Aber ſelbſt bei dieſen ſeltenen 
Gelegenheiten war es kaum möglich, etwas von ihm zu ſehen. Er fuhr durch 
die Straßen in einem ganz geſchloſſenen Wagen, welcher nicht die Aufmerkſam⸗ 
keit erregen konnte. Ein Fremder, welcher zufällig an einem Tage im Par- 
lamente war, wo der Reichskanzler ſprach, konnte ſich für ſehr vom Glück 
begünſtigt betrachten; denn niemand hätte ihm eine Stunde vorher ſagen können, 
ob Fürſt Bismarck überhaupt anweſend fein würde. Sonſt war es hoffnungs⸗ 
los, ihn anderwärts zu ſehen zu bekommen: er ging nie in Geſellſchaft noch 
zu Hofe, noch zu den Empfängen der Botſchafter oder Miniſter; und Eintritt 
in ſein eigenes Haus zu erlangen, war nur denjenigen möglich, welche einen 
ſehr hohen Rang in ihrem Lande einnahmen oder eine beſondere geſchäftliche 
Angelegenheit mit ihm zu beſprechen hatten. Alte Freunde oder nahe Ver— 
wandte erfreuten ſich allein des Vorrechts, ihn privatim zu ſehen. Neuerdings 
iſt in dieſer Beziehung etwas Wechſel eingetreten. Vor ungefähr einem Jahre, 
als er körperlich leidend war, vertraute ſich der Reichskanzler der Behandlung 
eines Arztes, Dr. Schweninger, an, deſſen Verfahren ſich als ſehr erfolgreich 
erwies, und ſeitdem vermag er wieder die gewohnten körperlichen Bewegungen 
auszuführen. In Friedrichsruh oder in Varzin geht er tüchtig ſpazieren; in 
Berlin zieht er vor, ſeine Leibesübung hauptſächlich zu Pferde vorzunehmen. 
Die Bewohner Berlins waren ſehr überraſcht, als die Zeitungen vor einigen 
Monaten mitteilten, der Kanzler ſei zu Pferde im „Tiergarten“ erſchienen. Seit⸗ 
dem hat man ihn oft dort geſehen. In ſeiner Jugend war er ein paſſionirter 
Reiter, und er zeichnet ſich noch jetzt durch einen guten Sitz und eine gefällige 
Haltung im Sattel aus. Er reitet manchmal mit einem ſeiner Söhne aus, 
meiſt aber allein, gefolgt von einem Reitknechte. Ein Fremder, der ihn nie 
vorher geſehen und ihm zufällig begegnet, würde nicht nötig haben zu fragen, 
wer er ſei; er würde ſogar in einiger Entfernung dieſe ſtarke, machtvolle Geſtalt 
in Küraſſieruniform und dieſen maſſiven runden Kopf erkennen, deſſen 
charakteriſtiſche Züge jedem durch Tauſende von Zeichnungen und Photographien 
vertraut ſind. 


1) Dem jetzigen bayeriſchen Geſandten in Wien Freiherrn von Podewils gebührt das 
große Verdienſt, daß ſich der Fürſt in die ärztliche Behandlung Schweningers begab. 
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2. Bismarck in Lenbachſcher Auffaſſung. 


Es gibt verſchiedene mehr oder weniger gute Porträts des deutſchen Reichs- 
kanzlers; aber kein fremder Beſucher Berlins ſollte verſäumen, in die National— 
gemäldegalerie zu gehen und ein von Franz Lenbach, einem der beſten Maler 
der Jetztzeit, gemaltes Porträt anzuſehen. Es iſt ihm in bewundernswerter 
Weiſe gelungen, Bismarck, wie er vor drei Jahren, ſechsundſechzig Jahre alt, 
und wie er noch jetzt ausſieht, darzuſtellen — ſchon alt, müde und furchtbar 
ernſt, aber ſicher weder ſtreng noch unfreundlich ausſehend, und der richtige 
Typus ungeſchwächter kühner Energie und gewaltiger Intelligenz. Daß Fürſt 
Bismarck ein bejahrter Mann, beweiſt das Datum ſeiner Geburt, daß er müde 
iſt, überraſcht nicht, denn er hat ſein Leben lang eine ſo ſchwere Arbeitslaſt 
und Verantwortlichkeit getragen, daß die meiſten Menſchen ſchon lange darunter 
niedergebrochen wären. Wie könnte er anders als nachdenklich und ernſt ſein 
bei ſeinem klaren Erkennen der Armſeligkeit und der Leiden des Menſchen— 
geſchlechts und nachdem er ſo viel Niedriges und Klägliches während ſeines 
langen Lebens mitangejehen hat? Aber daß er andererſeits ein gütiger Mann 
iſt, werden alle, die ihm näher treten, beſtätigen; und daß ſeine Energie 
ungebrochen, ſeine hohe Einſicht ungeſchwächt, zeigt ſich jeden Tag durch ſeine 
Thätigkeit als leitender Staatsmann Europas und durch ſeine unermüdlichen 
Anſtrengungen, trotz mächtigen und heftigen Widerſtandes die großen ſozialen 
Reformen, denen er ſich gewidmet hat, zur Ausführung zu bringen. 


3. Bismarck ein Heros, der Einiger Deutſchlands. 


Bevor ich weitergehe, halte ich es für angezeigt, kurz den Geſichtspunkt 
darzulegen, den ich bei der Beurteilung Bismarcks einnehme. Ich bekenne, 
daß ich ſtark von gewiſſen Grundſätzen eingenommen bin, welche Carlyle in 
ſeinem Werke über das Heroiſche in der Geſchichte niedergelegt hat. Ich weiß 
wohl, daß dieſe Grundſätze keine ſichere Feſtung find — daß fie Angriffen aus- 
geſetzt und oft, manchmal mit offenbarem Erfolge, angegriffen worden ſind. 
Andererſeits bieten ſie feſte, leicht zu verteidigende Punkte, und ich bin der 
Meinung, daß fie wiſſentlich oder unwiſſentlich allgemein von allen Schrift- 
ſtellern feſtgehalten werden, welche mit Sympathie für ihren Helden letzteren 
anderen ſo darzuſtellen verſuchen, wie ſie ſelbſt ihn ſehen. Dies Verfahren 
erhält indes ſelten Billigung, beſonders wenn es auf eine Perſon angewendet 
wird, die noch lebt. Wenn man bei der Beſchreibung eines Führers der Menſchen 
populären Erfolg haben will, ſo wird man ſeinen Zweck viel beſſer dadurch 
erreichen, daß man feſtſtellt, der große Mann ſei im ganzen nicht beſſer als 
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gewöhnliche Sterbliche, als daß man zeigt, er ſtehe auf einer höheren Linie und 
ſeine Zeitgenoſſen müßten zu ihm aufſehen. Unſere Zeit leugnet, wie Carlyle 
ſagt, das Vorhandenſein von Helden. Zeigt einen ſolchen unſeren Kritikern, 
und ſie werden ſagen, daß er lediglich das Erzeugnis ſeiner Zeit, daß ſeine 
Zeit alles und er nichts that! Aufrichtige Bewunderung für das wirklich Große 
betrachten ſie als einen Mangel an Urteilskraft oder brandmarken es als 
„intereſſirte“ Schmeichelei. Die letztere Art der Verurteilung iſt beſonders volks- 
tümlich; denn, obwohl außerordentlich niedrig ſtehend, iſt ſie ſehr leicht und 
bietet den Vorteil, gleichzeitig den verhaßten Bewunderer und den Gegenſtand 
der Bewunderung zu treffen. Aber wie ſteht es mit dem, der ſo unwillig 
gegen „intereſſirte Schmeichelei“ proteſtirt? Während er nicht veranlaßt werden 
kann, an die einſichtige und natürliche Bewunderung für einen großen Mann 
zu glauben, findet er es ganz natürlich — nein, er findet es kühn und edel — 
die höchſten Eigenſchaften jener unfaßbaren, undefinirbaren, millionenköpfigen 
Einheit, genannt „das Volk“, zuzuſchreiben. Dem Volke will er auf das 
äußerſte ſchmeicheln, und wenn er dabei Inſulten auf einen einzelnen großen 
Mann herabregnen laſſen kam, ſo wird er glauben, eine große Unabhängigkeit 
des Charakters bewieſen zu haben, „die große Nation, die edle Nation, die 
tapfere Nation!“ wird er ſagen und dann verächtlich von ſeinem „Unterdrücker“ 
ſprechen. Hört man eine gewiſſe Klaſſe deutſcher Politiker, ſo wird man erſtaunt 
ſein, zu erfahren, daß es in keiner Weiſe Bismarck war, der unter der Regierung 
König Wilhelms und mit Hilfe Moltkes an der Spitze des deutſchen Heeres 
Deutſchland zu dem gemacht hat, was es iſt, ſondern daß die deutſche Nation 
es niemand als ſich ſelbſt zu verdanken hat, wenn ſie zu dem Range, den ſie 
jetzt einnimmt, aufgeſtiegen iſt. Nichts kann weniger wahr ſein! Bismarck an 
der Spitze einer Horde Samojeden oder Hottentotten würde ſicherlich nicht 
haben vollbringen können, was er gethan hat; aber andrerſeits würde Deutſch— 
land niemals in den Krieg mit ſeinen mächtigen Nachbarn gezogen ſein, es würde 
niemals die Stellung, die dasſelbe jetzt inne hat, erreicht haben, hätte Bismarck 
nicht, trotz einer zahlreichen und aufgeregten Oppoſition, den Wert der Deutſchen 
als Soldaten richtig beurteilt. Man betrachte das italieniſche „Volk“ vor 
Victor Emanuel, Cavour führte es nach Rom! Man betrachte, wohin Frank- 
reich, früher „die große Nation“ par excellence, gekommen iſt, weil es an 
Stelle eines Königs Wilhelm, eines Bismarck und eines Moltke einen Na— 
poleon III., einen Ollivier und einen Leboeuf hatte! Hätte es im Jahre 1870 
einen franzöſiſchen König Wilhelm, einen franzöſiſchen Bismarck und einen 
franzöſiſchen Moltke gegeben, wie ſtände es wohl dann heute damit? 

Die politiſche Geſchichte der Nationen iſt die Biographie ihrer leitenden 
Staatsmänner, gerade wie die Geſchichte der Ziviliſation im allgemeinen die 
Geſchichte großer Reformatoren, Kriegsmänner, Gelehrten, Künſtler und Schrift— 
ſteller iſt — kurz, die Geſchichte der großen Männer, welche in der Welt gelebt 
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haben. Wenn man ſagt, das deutſche Volk ſchuf das neue Deutſche Reich, ſo 
könnte man ebenſo gut ſagen, daß es „Fauſt“ und „Wallenſtein“ ſchrieb und 
die Bibel überſetzte; daß das engliſche Volk das Geſetz der Schwere entdeckte 
und daß Italien Raffaels und Tizians Gemälde ſchuf. Man kann zwar die 
Sache umdrehen und jagen, Goethe, Schiller, Newton, Moliere, Raffael, 
Tizian wären nicht möglich geweſen, wenn es kein deutſches, engliſches, fran— 
zöſiſches oder italieniſches Volk gegeben hätte, ſo, wie dieſe Völker waren, 
als jene große Männer lebten. Es liegt etwas Wahrheit darin, aber meiner 
Meinung nach nicht genügend, um die den großen Männern ſchuldige ehr— 
erbietige Bewunderung zu vermindern. Ich will meinerſeits nicht die Bee 
friedigung verkleinern, welche es mir gewährt, die Helden des Menſchengeſchlechts 
dadurch zu bewundern, daß ich verſuche, ihnen gerecht zu werden. Sie waren 
alle Menſchen und hatten als ſolche ihre Fehler. Aber Millionen und aber 
Millionen teilten ihre Mängel, und nur wenige beſaßen bis zu einem gewiſſen 
Grade jene charakteriſtiſchen Eigenſchaften, welche fie zu dem machten, was jene 
waren — Heroen! Daß Beethoven taub und wunderlich, Tizian jämmerlich 
ſervil, Raffael ausſchweifend, daß Goethe ſich gern „Ew. Excellenz“ nennen 
hörte, daß Friedrich der Große die Flöte ſpielte und Tabak ſchnupfte — hat 
keine Konſequenz irgend welcher Art. Daß dieſe Männer große Männer waren, 
iſt allein wichtig, das übrige thut gar nichts. 


4. Bismarck Gegenſtand der größten Publizität. 


Wir kennen alle aus eigener Erfahrung die außerordentliche Leichtigkeit, 
mit der ſich Legenden bilden ... 

Hätte Bismarck zur Zeit der Kreuzzüge gelebt, ſo würden wir wahr— 
ſcheinlich Bilder von ihm haben, in welchen er als Rieſe von acht Fuß Höhe 
dargeſtellt wäre. 

Das Anwachſen der Tagespreſſe während der letzten fünfundzwanzig Jahre 
und der Einfluß des elektriſchen Telegraphen und der Stenographie auf die- 
ſelbe haben das Ergebnis gehabt, daß das öffentliche Leben eines großen Mannes, 
all ſein Reden und Thun, in den Zeitungen wie in einem Spiegel und von 
jedem denkbaren Geſichtspunkte wiedergegeben werden. Ich glaube ſicher, daß 
niemals ein Mann gelebt hat, deſſen ganzes Leben, ſoweit es das Leben eines 
Mannes der Oeffentlichkeit geweſen iſt, ſo gründlich unterſucht und ſo treu 
beſchrieben worden iſt, wie dasjenige des Fürſten Bismarck; ſein Porträt iſt 
mit Sonnenlicht aufgenommen worden, das jede Falte wiedergegeben hat; ſeine 
Reden ſind von unerbittlich unparteiiſchen Reportern niedergeſchrieben worden; 
Fürſt Bismarck hat in einem Glashauſe gelebt. Wenn er ein Pfund Körper⸗ 
gewicht verliert — wenn er ſeinen Bart wachſen läßt oder ihn wieder abraſirt 
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— wenn er einen Ritt im Tiergarten macht oder auf einen Tag nad) Friedrichs: 
ruh geht — wenn er einen Fremden in ſeinem Hauſe empfängt oder wenn 
er einen Brief ſchreibt — das Publikum wird ſogleich davon in Kenntnis 
geſetzt. Bei dieſer Lage der Dinge iſt es überraſchend, daß er ſeinen Feinden 
ſo wenig Waffen gegen ſich geliefert und daß kein Gegner im ſtande geweſen 
iſt, trotz wiederholter und heftiger Angriſſe, ſein Charakterbild zu ſchädigen. 


5. Bismarcks unvergleichliche auswärtige Politik. 


Es würde unmöglich ſein, eine Geſchichte ſeiner politiſchen Handlungen zu 
ſchreiben, denn das würde gleichbedeutend mit dem Schreiben einer zeitgenöſſiſchen 
Geſchichte Europas ſein. Es wird genügen, auf die Thatſache hinzuweiſen, 
daß, als Bismarck im September 1862 leitender Miniſter von Preußen wurde, 
dies Land das letzte unter den Großmächten Europas war und vollſtändig von 
Frankreich, England, Rußland und Oeſterreich in den Schatten geſtellt wurde. 
In weniger als zehn Jahren bewirkte Bismarck eine vollſtändige Umwälzung in 
dieſer Hinſicht: Deutſchland iſt die mächtigſte Nation des Kontinents geworden, 
und das Anſehen ſeines politiſchen Leiters iſt derart, daß es ſich weit über 
Deutſchlands Grenzen hinaus erſtreckt. Es geht kaum zu weit, wenn man 
ſagt, daß heutigen Tags eine politiſche Frage als gelöſt bezeichnet werden kann, 
wenn Fürſt Bismarck ſeine Anſicht geäußert hat. Es kann kein Zweifel ſein, 
daß viele große Mißgriffe von europäiſchen Staatsmännern gethan worden 
find, ſeitdem Fürſt Bismarck einen dominirenden Einfluß auf die europäiſchen 
Angelegenheiten ausgeübt hat; aber es iſt eine bemerkenswerte Thatſache und 
ſicherlich nicht einem Glückszufall allein zu verdanken, daß keiner dieſer Miß— 
griffe ſich den deutſchen Intereſſen ſchädlich erwieſen hat, und daß einige ihnen 
thatſächlich von Nutzen geweſen ſind. Wenn der Politik Englands in Aegypten, 
Rußlands in Aſien und den franzöſiſchen Unternehmungen in Tunis, Madagaskar 
und Tonlin von ſeiten Deutſchlands nicht entgegengetreten worden iſt, jo iſt 
ſicherlich der Grund der geweſen, daß Deutſchland ruhig anſehen konnte, was 
vorging, ohne irgend welche Befürchtung, ſeine Macht oder Intereſſen aufs 
Spiel geſetzt zu ſehen. 

In dem Zeitraume von acht Jahren hat Bismarcks Politik Deutſchland 
in drei Kriege geführt — gegen Dänemark, Oeſterreich und Frankreich; 
das Ergebnis davon war die Errichtung des deutſchen Kaiſerreichs und 
ſeine Stellung als größte Militärmacht Europas. Seitdem hat dieſe Politik 
Deutſchland an die Spitze eines auf Bismarcks Antrieb gebildeten Friedens- 
bundes geſtellt, welcher ſtarke Garantien für die Aufrechterhaltung des 
status quo, ſoweit die Grenzen des Deutſchen Reiches in Betracht kommen, 
bietet. Die gegenwärtig beſtehenden freundlichen Beziehungen zwiſchen Deutſch— 
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land einerſeits und Oeſterreich, Rußland, Italien und Spanien andererſeits 
ſind ganz der geſchickten auswärtigen Politik des Fürſten Bismarck zu verdanken. 
Was Frankreich anbetrifft, ſo iſt es Thatſache, daß die Beziehungen zwiſchen 
den beiden Regierungen ausgezeichnete find. Nationen werden in ihrem Ver⸗ 
kehr mit anderen Mächten allein durch ihre Regierungen vertreten; ein direkter 
Verkehr von Volk zu Volk iſt unmöglich. Deutſchland ſtand auf gutem Fuße 
mit der Regierung des Herrn Thiers und der des Marſchalls Mac Mahon, 
und es ſteht auf ſehr befriedigendem Fuße mit der gegenwärtigen Regierung 
Frankreichs. Politiſch ausgedrückt: die Beziehungen zwiſchen den beiden 
Ländern können als gut bezeichnet werden. Daß viele Franzoſen die Deutſchen 
und den Fürſten Bismarck insbeſondere haſſen, iſt eine Sache, für welche es 
kein Heilmittel giebt. Fürſt Bismarck hat dieſe Frage ſicherlich ſorgfältig in 
Betracht gezogen, aber er ſcheint zu der Schlußfolgerung gekommen zu ſein, 
daß der Preis, zu welchem das franzöſiſche Wohlwollen erkauft werden könnte, 
zu hoch ijt; in der That, weder Straßburg, noch Metz, noch Elſaß⸗Lothringen 
ſogar könnten es erkaufen. Franzöſiſche Chauviniſten werden fortfahren, die 
Deutſchen zu haſſen, bis ſie ihre „Rache für Sedan“ gehabt haben — das 
heißt, bis ſie Deutſchland auf dem Schlachtfelde geſchlagen haben. Kein deutſcher 
Staatsmann kann ihnen freiwillig dieſe Genugthuung geben. Die deutſche 
Regierung muß deshalb mit der Aufrechterhaltung guter Beziehungen zu der 
franzöſiſchen Regierung zufrieden ſein. Und inſofern hat Fürſt Bismarck, wie 
ich ſchon geſagt habe, völlig Erfolg gehabt. 

Was England anbetrifft, ſo wird es genügen, zu ſagen, daß, wie auch 
immer die perſönlichen Gefühle beſchaffen ſind, welche Fürſt Bismarck und Herr 
Gladſtone für einander empfinden, dieſelben in keiner Weiſe die Beziehungen 
zwiſchen England und Deutſchland beeinflußt zu haben ſcheinen, welche allem 
äußeren Anſchein nach niemals aufgehört haben, ſehr freundlich zu ſein. Fürſt 
Bismarck macht es ſich als Politiker zur Regel, niemals ſein Urteil von ſeinen 
Gefühlen beeinfluſſen zu laſſen. 

Mit einem Worte, Bismarcks Werk iſt bis jetzt geweſen: das — durch 
ſeine Politik geeinte — Deutſchland zum mächtigſten Reiche des Kontinents zu 
machen und ſo freundliche Beziehungen zu den anderen europäiſchen Mächten 
zu ſchaffen, daß ſie ſich als eine ſtarke Garantie für die Aufrechterhaltung des 
Friedens Europas erweiſen können. Wir haben nur zu prüfen, wie er dieſes 
große Werk vollbracht hat. 


6. Die Schwierigkeiten, mit denen Bismarcks Werk 
zu kämpfen hatte. 


Ein Menſch, der ſchwere phyſiſche Arbeit zu vollbringen hat, bedarf des 
unbehinderten Gebrauchs ſeiner Glieder. Will er einen Baum fällen, zieht er 
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feinen Rock aus, und der beſte Schwimmer kann ertrinken, wenn er mit 
gefeſſelten Händen und Füßen ins Waſſer ſtürzt. Dieſe Regel findet auch auf 
geiſtige Arbeit Anwendung. Soll ein Menſch ſein Beſtes thun, ſo muß ihm 
der unbeſchränkte Gebrauch ſeiner Fähigkeiten geſtattet ſein. Ich gebe zu, daß 
er ſorgfältiger und infolge deſſen beſſer arbeiten mag, wenn er ſich unter einem 
Zwange befindet, aber er wird in dieſem Falle außerordentliche Anſtrengungen 
zu machen haben, um das zu vollbringen, was er mit vergleichsweiſer Leichtigkeit 
ausgeführt haben würde, wenn er unkontrollirter Herr ſeiner Handlungen 
geblieben wäre. Eine unter großen Schwierigkeiten geleiſtete gute Arbeit beweiſt 
große Kraft bei dem Manne, der ſie geleiſtet. 

Wir haben geſehen, daß Bismarck ein großes Werk vollbracht hat. Er 
leiſtete es unter außerordentlichen Schwierigkeiten. Solche Schwierigkeiten 
werden wahrſcheinlich mit der Zeit aufhören, außergewöhnliche zu ſein, und 
ſeine Nachfolger werden mit denſelben zu kämpfen haben wie er, aber ſie 
hemmten ſicherlich ſeine Vorgänger nicht, mit welchen allein wir ihn ver- 
gleichen können. Die großen Staatsmänner und politiſchen Reformer der 
Vergangenheit waren im Vergleich mit Bismarck freie Männer. Was ſie thaten, 
thaten ſie nach ihrem eigenen freien Willen und Urteil. Niemand ſtand — 
um nur Beiſpiele aus der preußiſchen Geſchichte anzuführen — zwiſchen dem 
Willen des Großen Kurfürſten oder Friedrichs des Großen und der Ausführung 
dieſes Willens in Handlungen. Die Ueberlegenheit ihres hervorragenden 
Intellekts befähigte ſie, zu begreifen, was für die Größe ihres Landes not⸗ 
wendig war, und ſie unternahmen es kühn. Kühnheit iſt das charakteriſtiſchſte 
Zeichen der Größe. Sie hatten die ganze Kraft der Nation zur alleinigen 
Verfügung: die Reformen, welche ſie für gut hielten, führten ſie aus; ſie 
nahmen das Heer und das Geld des Staates, ohne jemand um Erlaubnis zu 
fragen, — es war ihr eigenes Heer, ihr eigenes Geld — und ſchritten kühn 
auf ihrem Wege vor. Hätten ſie „verantwortliche“ Miniſter zu befragen und 
deren Unterſchrift für ihre gewagten Unternehmungen zu erlangen gehabt, 
hätten ſie mit einem Parlament verhandeln müſſen — ſo iſt es zum mindeſten 
zweifelhaft, ob ſie ſo erfolgreich geweſen wären. Wenn ich das ſage, ſo klage 
ich nicht die konſtitutionelle Regierungsform an. Ich will damit nur aus⸗ 
drücken, daß es ihr Zweck und ihr Ergebnis iſt, wie ein Hemmſchuh auf den 
Mann an der Spitze der Regierung zu wirken. 

Dieſer Hemmſchuh iſt immer ein Hindernis für Bismarcks Handeln 
geweſen. Er wollte große und ſchwierige Dinge ausführen, und er ha 
dieſelben vollbracht, obgleich er niemals den freien Gebrauch ſeiner Fähigkeiten 
gehabt hat. Er ſtürzte ſich kühn in den reißenden Strom, obgleich ihm Arme 
und Beine gefeſſelt waren, und er iſt trotz alledem über den Strom geſetzt. 

Einſt hat er in ſeiner politiſchen Laufbahn, ungeduldig und ärgerlich über 
die Kurzſichtigkeit und Zaghaftigkeit ſeiner parlamentariſchen „Bremſer“, die 
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Ketten, die ihn hemmen ſollten, zerbrochen und ijt auf feine Gefahr, unter 
Riskirung ſeines Lebens und ſeiner Freiheit, allein vorwärts gegangen, weil er 
lieber untergehen wollte, als ſeine Arme verſchränken und ruhig zuſehen, wie 
eine Gelegenheit, ſein Land groß zu machen, unbeachtet vorüber ging — eine 
Gelegenheit, welche er, und er allein, ſah. Aber er kehrte von ſeinem Siege 
nicht übermütig zurück; er nahm die Ketten, welche er gebrochen, wieder auf 
und band ſie ſich wieder an, indem er das Parlament um „Indemnität“ für 
das, was er gethan, erſuchte — indem er um Amneſtie dafür bat, daß er den 
erſten, den kühnſten und ſchwierigſten Schritt zur Einigung Deutſchlands unter— 
nommen hatte. Es iſt mehr als befremdlich, daß die Männer, welche ihm im 
Parlament entgegentraten, als er das deutſche Heer für den Kampf bereit 
machen wollte, der zur Gründung des Norddeutſchen Bundes und ſpäter zur 
Errichtung des Deutſchen Reiches führte, dieſelben Männer ſein ſollen, welche 
jetzt zu verlangen wagen, daß ſie, nicht er, Deutſchland groß, mächtig und 
einig gemacht haben. Nicht ein Pfennig preußiſches Geld, nicht ein Soldat 
des preußiſchen Heeres würde Bismarck zur Verfügung geſtanden haben, als 
er in den Krieg für Deutſchlands Größe zog, hätte er nicht eigenhändig nach 
der Macht gegriffen, welche das Parlament ihm verſagte. Ob vom theoretiſchen 
Standpunkte Bismarck deswegen zu tadeln iſt, iſt eine Frage, welche der Er— 
örterung der Profeſſoren des Konſtitutionalismus überlaſſen bleiben kann. Vom 
politiſchen Geſichtspunkte aus — Politiker tragen nur den praktiſchen Ergeb— 
niſſen Rechnung — war Bismarcks Handeln von ungeheurem Erfolge gekrönt; 
er wurde der volkstümlichſte Mann des Landes und überall als der Heros 
Deutſchlands geprieſen. 


7. Die Verkleinerer Bismarcks. 


Das war eine große Zeit für Deutſchland — eine Zeit warmen, unver— 
fälſchten Patriotismus und Enthuſiasmus. Die Deutſchen waren ſtolz auf 
ihren alten Kaiſer, ihr bewundernswertes Heer, ihren ſchweigſamen, kalten 
Generalſtabschef Grafen Moltke, über alles aber waren ſie ſtolz auf ihren 
politiſchen Leiter, den furchtloſen und klugen Bismarck, den ſie den „Abkömm— 
ling der Nibelungen“ benannten. Sie fühlten ſich viel ſtolzer, ſtärker und 
beſſer als je zuvor, und ſie wußten und ſprachen es offen aus, daß ſie dies 
Bismarck zu verdanken hätten. Er hatte ſie ſtolz darauf gemacht, Deutſche zu 
ſein; er hatte wie mit einem magiſchen Zauberſtab das demütigende Gefühl 
der Minderwertigkeit zerſtört, welches Deutſche bis dahin ſo oft empfunden 
hatten, wenn ſie in fremden Ländern die Poſition Deutſchlands mit der Macht 
und dem Anſehen Englands und Frankreichs betrübt verglichen. Das war 
jetzt alles verändert; die Landsleute der Helden von Gravelotte und Sedan 
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und des eiſernen Kanzlers waren berechtigt, ſtolz zu ſein — und recht ſtolz 
waren ſie. 

Dieſe Zeit des reinen Enthuſiasmus dauerte gerade ſo lange, wie ſolche 
Zeiten dauern können. Sehr bald wurden die Deutſchen an ihre neue Lage 
in der Welt gewöhnt, und nun machten ſich deutſche Skeptiker ans Werk und 
begannen mit ihrem Helden „abzurechnen“. Was hat Bismarck im ganzen 
genommen gethan, um ſolche Lobpreiſungen zu verdienen? Hat er denn die 
Höhen von Spichern und St. Privat erſtürmt, Straßburg, Metz, Paris belagert 
und eingenommen, ſein Leben in den mörderiſchen Schlachten gewagt, wo teures 
Blut die ſüßen Früchte des Sieges erkaufte, die ſie jetzt verdientermaßen genoſſen? 
Er hatte ſeine Pflicht gethan! Natürlich hat er das! Das hatte jeder Deutſche; 
welchen Dank hatten jene dafür erhalten? Hatte er im Gegenteil nicht den 
vollſten Lohn empfangen? War er nicht zu nie dageweſener Macht, Ehre und 
Stellung geſtiegen? Daß Deutſchland eine gewiſſe Schuldverbindlichkeit gegen 
ihn eingegangen, war richtig; aber war dieſe Schuld nicht voll und anſtändig 
bezahlt worden? Was erwartete er noch mehr? Suchte er das ganze Gut— 
haben für das durch die vereinigten Anſtrengungen Deutſchlands geſchaffene große 
Werk allein für ſich in Anſpruch zu nehmen? Ernſtlich, eine ſolche Frage 
konnte gar nicht debattirt werden. 

Ach die menſchliche Natur! Sie iſt immer ſo geweſen und wird immer 
ſo ſein: der Held hat ſeine Arbeit gethan — der Held kann nun gehen! 
Eitelkeit, Selbſtſucht und Haß haben immer die Gefühle der Völker gegen große 
Männer geleitet. Tote Männer hören auf, Mitſtreber zu ſein. Nationen ehren 
im allgemeinen ihre toten Heroen, aber ſie fühlen ſich nicht in gleicher Weiſe 
geneigt, der mitlebenden Größe Ehren zu erweiſen. Undankbarkeit oder ab— 
ſichtliche Blindheit bezüglich derſelben iſt die allgemeine Regel. Millionen von 
Deutſchen widmen ohne Zweifel auch ferner Bismarck eine aufrichtige und 
dankbare Bewunderung; aber dieſe Menſchen, meiſt von ruhiger, zufriedener 
und konſervativer Gemütsrichtung, die ihm allmälich Vertrauen geſchenkt hatten 
und jetzt feſt auf ſeiner Seite ſtanden, ließen ſich der Regel nach nicht ver— 
nehmen; deshalb wurde die Oppoſition, ermutigt durch ihren Erfolg mit den 
„Enterbten der Nation“, täglich lauter und aggreſſiver. Die politiſche Zu— 
friedenheit verhält ſich im allgemeinen ruhig, während es das Weſen der 
Oppoſition iſt, geräuſchvoll zu ſein. In der Preſſe wie im Parlament wurde 
es bald Sitte, heftige Angriffe gegen den Kanzler zu richten, und viele Politiker 
ohne perſönliches Verdienſt, die nie etwas zum Wohle ihres Landes gethan, 
erlangten allmälich eine gewiſſe politiſche Stellung lediglich als Gegner Bis— 
marcks und erregten Aufmerkſamkeit, weil ſie ſich in dem Lichtkreiſe, der ihn 
umgab, bewegten. Dieſe Politiker machten niemals ſelbſt Vorſchläge; ſie waren 
entweder zu furchtſam oder zu unbedeutend dazu. Was ſie gern in Vorſchlag 
gebracht hätten, wagten ſie nicht offen zu bekennen, oder ſie hatten nichts zu 
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bekennen und vorzuſchlagen. Aber es gehörte weder große Einſicht noch großer 
Mut dazu, „Nein“ zu jedem vom Kanzler ausgehenden Vorſchlage zu ſagen 
und zu beweiſen, daß dieſe Vorſchläge wie jeder menſchliche Plan ihre Fehler 
hatten. Unter den Gegnern Bismarcks gab es zweifellos gute und durchaus 
ehrenwerte Männer, welche es wirklich für ihre Pflicht anſahen, ihm entgegen— 
zutreten; aber es gab viele andere, welche gefunden hatten, daß die „Oppoſition“ 
zu einem einträglichen Geſchäft gemacht werden konnte, welches diejenigen, die 
es klug ausführten, zu Wohlſein und Ruf brachte. Einige von dieſer letzteren 
Klaſſe von Männern waren außerdem von ſchlechter Erziehung und ſchlechten 
Manieren, und gegen ſolche Mängel iſt Bismarck merkſam empfindlich und 
beſonders unduldſam. 

Er hatte kein Recht, zu erwarten, daß ſeine Vorſchläge ohne Widerſpruch 
durchgehen würden, und ſein klarer Geiſt mußte ſehr wohl wiſſen, daß die Diskuſſion 
die Seele des Konſtitutionalismus iſt; aber jeder Deutſche war ihm für das, 
was er vollbracht, Achtung und Dankbarkeit ſchuldig, und kein Deutſcher durfte 
ihm anders als höchſt reſpektvoll opponiren. Dies iſt nicht der Fall geweſen. 
Es haben ſich Männer gefunden, welche es augenſcheinlich für ſehr fein 
gehalten haben, den Kanzler in ſehr roher Weiſe zu kritiſiren, wie wenn ſie 
ihn zu Ungeduld und zu Bitterkeiten treiben wollten, während viele andere 
ſolcher Niedrigkeit Beifall gezollt und ſich an dem Schauſpiel von Bismarcks 
Zorn beluſtigt haben. 

Wahrſcheinlich in dieſer Zeit ſind gewiſſe ſcharfe Worte des Kanzlers über 
Zeitungsſchreiber und öffentliche Redner als Agitatoren allgemein bekannt 
geworden; aber man ſollte ſich erinnern, daß dieſe Ausſprüche aus der Zeit 
herrühren, als Bismarck am populärſten war, und auf tief eingewurzelten Ueber— 
zeugungen und Anſichten beruhten, ſtatt daß ſie, wie angenommen wird, das 
Ergebnis des Zorns oder ſchlechter Laune ſind. 


Bismarck als Monarchiſt. 


Fürſt Bismarck iſt durch und durch monarchiſch. Treue gegen den Souverän 
wird von ihm nicht nur als eine Haupttugend, ſondern als die erſte aller 
politiſchen Tugenden bei einem Manne ſeiner Stellung angeſehen. Er hat oft 
von ſich gerühmt, ein treuer „Vaſall“ ſeines Königs zu ſein. Für ihn iſt dies 
eine Frage perſönlicher Ehre. Er konnte auf ſehr gutem Fuße mit einem aus— 
wärtigen Republikaner ſtehen; für Herrn Thiers zum Beiſpiel hegte er auf— 
richtige Sympathie, und er ehrt noch jetzt das Andenken dieſes Staatsmannes, 
deſſen warmer, ſelbſtloſer und zugleich kluger Patriotismus ihm wahlverwandt 
war; jedoch gegen einen Deutſchen, welchem, nach ſeinem eigenen Maßſtabe 
gemeſſen, es an Loyalität gegen ſeinen Souverän mangelt, hat er nur Gefühle 
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der Verachtung oder des Mitleids. Er iſt ſo aufrichtig überzeugt, daß Deutſch— 
lands Größe und Macht feſt mit der Größe und der Macht der Monarchie 
verbunden ift, daß er jeden Angriff auf die Rechte, die Würde oder die Pri- 
vilegien des Souveräns als Verrat gegen Deutſchland anſieht. Unternimmt 
dies ein Deutſcher, ſo wird er Bismarcks perſönlicher Feind; denn er betrachtet 
ihn als einen Menſchen, welcher entweder kein Urteil oder keinen Patriotismus 
beſitzt, und welcher auf alle Fälle eine ſchlechte Handlung begeht. Die Mehrheit 
der Deutſchen iſt ſicherlich monarchiſch; aber es gibt viele unzufriedene Leute 
in Deutſchland — wie auch überall — und unzufriedene Leute wünſchen Ver⸗ 
änderung und hören willig auf diejenigen, welche ſolche vorſchlagen. Ver— 
änderungen aller Art in Vorſchlag zu bringen, iſt das Hauptgeſchäft einer 
gewiſſen Klaſſe dunkler, unverantwortlicher Zeitungsſchreiber, welche täglich Rat— 
ſchläge vorbringen, deren Befolgung allmälich die Rechte und Privilegien des 
Souveräns vermindern und Deutſchland dem Republikanismus zutreiben würde. 
Die Schreiber, welche dieſe antimonarchiſchen Reformen vorſchlagen, ſind natürlich 
dieſelden, welche am heftigſten den Kanzler als Vorkämpfer des König— 
tums angreifen; aber wenn Bismarck ſolche Leute mit bitterlicher Verachtung 
behandelt, ſo geſchieht es, weil er ſie die Monarchie unterminiren ſieht, die er 
als den Schlußſtein der Größe Deutſchlands anſieht. Fürſt Bismarck kennt die 
Macht der Preſſe und ſchätzt ſie vollkommen, aber er haßt gründlich diejenigen, 
welche einen ſchlechten Gebrauch davon machen. Der Mißbrauch einer ſolchen 
Macht iſt leicht, denn derjenige, welcher ſie handhabt, kann, ſofern er es wünſcht, 
mit nur wenig Klugheit und Diskretion anonym bleiben. 


9. Bismarcks Rücktritt — Deutſchlands Rückſchritt. 


Es gibt kleine, aber mit jener ſo ſehr von Zeitungsherausgebern geſchätzten 
Leichtigkeit des Stils begabte Menſchen, welche kaum wagen würden, die Augen 
in Gegenwart des großen Kanzlers zu erheben, und welche nichtsdeſtoweniger 
täglich ihren Leſern — und einige derſelben haben recht viele Leſer — mit— 
teilen, daß „Fort mit Bismarck“ der Ruf jedes wahren Deutſchen ſein ſollte. 
„Fort mit Bismarck“ wird eines Tages eine Thatſache werden, denn eines 
Tages wird er gegangen ſein; aber zum Heile Deutſchlands und im Intereſſe 
des Friedens Europas iſt zu hoffen, daß dieſer Tag noch ſehr fern iſt; denn 
Bismarck an der Spitze der deutſchen Staatsgeſchäfte bedeutet nichts Geringeres 
als die vollkommene Sicherheit Deutſchlands. Sein Anſehen iſt ein derartiges, 
daß, ſolange er die politiſchen Geſchicke Deutſchlands leitet, man ruhig behaupten 
kann, keine fremde Macht werde ernſtlich daran denken, es anzugreifen oder 
zu beleidigen. Ebenſo ſicher iſt es, daß die Hoffnungen der Feinde Deutſch— 
lands hauptſächlich auf dem Umſtande beruhen, eines Tages werde der Wunſch 
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jener Zeitungsſchreiber erfüllt und Bismarck „weg“ fein. Haben ſich die Deutſchen, 
welche in dieſen Ruf mit einſtimmen, überlegt, was für Sorge und Kummer 
danach folgen kann? Deutſchlands Macht wird an dieſem Tage nicht dahin 
ſein. Dies zu ſagen hieße ungerechtfertigte Zweifel an ſeiner nationalen Größe, 
an der Zähigkeit, der Tüchtigkeit und dem Patriotismus feiner Bürger aus- 
ſprechen; aber das Gefühl vollkommener Sicherheit, welches Deutſchland jetzt 
genießt, wird ſicherlich dahin ſein, und dann wird vielleicht der ungeheure 
Vorteil der gegenwärtigen Befreiung von Befürchtungen richtig geſchätzt werden. 
Nichts beweiſt, meiner Meinung nach, treffender die Größe Bismarcks als die 
Thatſache, daß er gegenwärtig „die Wacht am Rhein“ des volkstümlichen 
deutſchen Liedes perſonifizirt, und daß Deutſchland fühlt, es ſei ſicher, ſolange 
Bismarck in Waffen ſteht und Wache hält. 

Ich habe manchmal überlegt, welchen Preis Frankreich zum Beiſpiel wohl 
bereit ſein würde zu zahlen, und berechtigterweiſe zu zahlen, um ſich die 
Dienſte eines Bismarck zu ſichern. Das ſind unnütze Betrachtungen! Mag 
ſein, aber die Deutſchen könnten nichts Beſſeres thun, als ſich denſelben hin— 
zugeben; es würde ſich ihnen auf alle Fälle zeigen, daß ſie in ihrem leitenden 
Staatsmann einen unſchätzbaren Beſitz haben, den ſorgfältig ſo lange wie 
möglich zu halten ſie gut thun würden. 


10. Bismarcks Anſicht über Beredſamkeit und den 
Parlamentarismus. 


Einige der vorſtehenden Bemerkungen finden auch auf Bismarcks Empfin⸗ 
dungen für die parlamentariſche Regierung, oder ich ſollte vielmehr ſagen, gegen 
eine gewiſſe Klaſſe von Parlamentsmitgliedern Anwendung. Er hört eine 
ſchöne Rede gerade ſo an wie er einen gewandt geſchriebenen oder ſenſationellen 
Leitartikel lieſt; keines von beiden macht großen Eindruck auf ihn. Mit einem 
Wort, Beredſamleit ſteht nicht in hoher Achtung bei ihm. Er iſt der Anſicht, 
daß in dieſer Zeit der parlamentariſchen Regierung jeder Politiker im ſtande 
ſein müßte, einer Verſammlung in klarer Weiſe die Gründe darzulegen, warum 
eine Maßregel angenommen oder abgelehnt werden ſolle; aber er ſcheint zu 
denken, daß in einer ſolchen Rede keine Kunſt enthalten zu ſein brauche: ſie ſollte 
ein nüchterner und klarer, an die Urteilskraft, nicht an die Gefühle der Zuhörer 
appellirender Bericht ſein. Das Gefühl iſt nach Bismarck in politiſchen Dingen 
etwas Ueberflüſſiges und Gefährliches. Kein Staatsmann ſollte ſich davon 
leiten laſſen. Die Beredſamkeit wendet ſich hauptſächlich an das Gefühl; ihr 
Zweck iſt oft, die Leute zu etwas zu veranlaſſen, was ſie bei kühlerer und 
beſſerer Ueberlegung ablehnen würden, und ſie mit fortzureißen „faſt gegen 
ihren Willen“. Ein Bericht müßte, um gut zu ſein, klar, ſorgfältig und wahr— 
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haftig fein. Nun kann ein Meiſterſtück der Beredſamkeit unſorgfältig und 
trügeriſch ſein — kann thatſächlich eine Lüge ſein. Der Anwalt, welcher einen 
Angeklagten verteidigt, von dem er weiß, daß er ſchuldig, und welcher durch 
ſeine Fähigkeit die Jury zu einem freiſprechenden Urteil überredet, kann ein 
ſehr guter Redner ſein, aber er iſt nicht aufrichtig. Bismarck achtet einen ſolchen 
Mann nicht, er betrachtet ihn als ein gefährliches Weſen. Eine ſchöne Rede, 
lediglich als Rede beurteilt, kann eine ſchlechte Handlung ſein. Bismarck, deſſen 
Lauterkeit als patriotiſcher Deutſcher niemand anzweifeln kann, und deſſen beſte 
und mächtigſte Reden ganz nüchterne, ſorgfältige und wahrhafte, allein an den 
Verſtand und die Urteilskraft der Zuhörer ſich wendende Berichte ſind, mag 
wohl der Meinung fein, daß in einigen Fällen, iwo ſeine politiſchen Gegner 
durch ihre Klugheit und Beredſamkeit Erfolg gehabt haben, dieſelben ſo gewiſſen— 
los wie der Anwalt gehandelt haben. 

In Bezug auf Bismarcks Anſichten über den Parlamentarismus iſt noch 
ein anderer Punkt zu erwähnen: wenn man einige der volkstümlichſten par— 
lamentariſchen Führer ihrer Beredſamkeit oder vielmehr ihrer beſonderen Be— 
fähigung, über jeden möglichen Gegenſtand fließend zu ſprechen, entkleidete, ſo 
würde man häufig finden, daß ſie als politiſche Charaktere ohne wirklichen Wert, 
daß ſie thatſächlich lediglich „Dilettanten“ ſind. Nun iſt Bismarck ſelbſt ein 
berufsmäßiger Staatsmann, ein praktiſcher Geſchäftsmann, und als ſolcher hat 
er eine ſtarke Abneigung gegen den Dilettantismus. Er machte eine lange 
Lehrzeit durch, bevor er Meiſter wurde, und als Meiſter, der alle Geheimniſſe 
feines Geſchäfts gut kennt, hat er nur eine geringe Meinung von der Amateur- 
arbeit und verwahrt ſich ſtreng dagegen, daß die Staatskunſt als eine Art 
Himmelsgabe betrachtet werde, wie es von den meiſten Leuten geſchieht. Es iſt 
klar, daß ein Mann ein Gelehrter erſter Klaſſe, ein gewandter Schriftſteller, 
ein verdienſtlicher Bankier und ein beredter Sprecher und zugleich doch ein 
armſeliger Politiker fein kann. Auf Rechnung einiger von Fürſt Bismarcks 
einflußreichſten Gegnern können gewiſſe politiſche Mißgriffe geſetzt werden, welche 
kein berufsmäßiger Fachmann begangen hätte, und welche das Vertrauen 
erſchüttern ſollten, das ſie und ihre Freunde unzweifelhaft auch ferner in ihre 
eigene Weisheit ſetzen. Es iſt ſicher, daß das deutſche Parlament eine große 
Zahl politiſcher Dilettanten enthält, welche nichtsdeſtoweniger beträchtlichen Ein— 
fluß auf die parlamentariſchen Beſchlüſſe ausüben, und es iſt nicht überraſchend, 
daß Fürſt Bismarck, indem er auf ſeine eigenen Erfolge als Staatsmann und 
auf die zahlreichen Verſäumniſſe ſeiner Gegner zurückblickt, ſich in keiner Weiſe 
geneigt zeigt, die überlegene Weisheit der Gegnerſchaft anzuerkennen, daher die 
gegen ihn gerichtete offene und heftige Feindſeligkeit gewiſſer politiſcher Führer. 
Sie empfinden es als eine perſönliche Beleidigung, daß, wie groß auch immer 
ihre Gelehrſamkeit, Beredſamkeit oder Popularität ſein mag, der Kanzler hoch 
über ihnen auf der hervorragenden Stelle ſteht, auf welche ſein Verſtand und 
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Charakter ihn erhoben, und wo die öffentliche Meinung nicht allein in Deutſch⸗ 
land, ſondern in ganz Europa ihn verbleiben läßt. Der Ruhm und die 
Geſchichte können die Menge kleiner Leute nicht berückſichtigen, welche vereinigt 
hin und wieder Erfolg haben, indem ſich die Wagſchale zu ihren Gunſten gegen 
den einzigen gewichtigen Mann wendet, der allein ihnen allen entgegentritt. 


11. Bismarcks Größe iſt unerreichbar. 


Ruhm und Geſchichte verzeichnen große Handlungen und die Namen der 
wenigen großen Männer, die ſie vollbrachten. Die Größe beſteht in der Kraft, 
zu wollen, zu wagen und zu handeln. Es gibt keinen lebenden Mann, der 
dem deutſchen Kanzler in der Kraft und Zähigkeit der Abſicht und im furdt- 
loſen Wagen gleicht, und daß er vollbringen kann, was er will und wagt, 
haben die Geſchichte ſeines Lebens und die zeitgenöſſiſche Geſchichte Deutſchlands 
und Europas gezeigt. Es ſind zweifellos Männer von großer Fähigkeit unter 
Bismarcks politiſchen Gegnern zu finden; aber nicht allein als Politiker, ſondern 
auch einfach als Menſchen kann keiner von ihnen ihm das Gegengewicht halten. 
In allen ziviliſirten Ländern wird man viele andere Gelehrte, Schriftſteller, 
Redner, Künſtler und ausgezeichnete Männer aller Art finden, mit welchen 
jene wohl verglichen werden können — einen zweiten Bismarck wird man nicht 
finden. Er iſt ein ganz außerordentlicher Mann, und man muß bis zu dem 
heroiſchen Typus zurückgehen, um andere zu finden, die zu der gleichen großen 
Spezies von Menſchen gehören. Gemeinſam mit allen Gliedern der heroiſchen 
Familie — die ſo ſpärlich über die Erde verbreitet, in deren Thaten aber 
die Geſchichte der Welt beſchrieben iſt — beſitzt er einen unbeugſamen Willen, 
unerſchrockenen Mut und jene beſondere Größe der geiſtigen Fähigkeiten, welche 
ihm geſtattet, die Abſichten anderer richtig zu beurteilen, während ſeine eigenen 
Pläne ein Geheimnis für jedermann bleiben. Wie der wirklich große Mann 
aller Zeiten zeigt er außerdem einen wunderbaren Mangel an gewöhnlichem 
Egoismus, äußerſte Nichtberückſichtigung ſeiner perſönlichen Poſition und nie 
fehlende Bereitwilligkeit, wieder und wieder alles, was er gewonnen, behufs 
Förderung der nichtperſönlichen Zwecke ſeines Lebens aufs Spiel zu ſetzen. 


Bismarck in Biarritz 


(1862-1864). 
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Bismarck in Biarritz) 
(1862-1864). 


Die erſte Reiſe nach Biarritz unternahm Bismarck im Jahre 1862, noch 
bevor er Miniſterpräſident geworden war, alſo in ſeiner Eigenſchaft als preußi« 
ſcher Botſchafter am Hofe Napoleons. Bismarck war damals ſozuſagen 
zwiſchen Thür und Angel. Er war zum Leiter der preußiſchen Politik bereits 
beſtimmt, die Not war aber noch nicht groß genug, um bei dem König den 
Entſchluß zu ſeiner Ernennung reifen zu laſſen. Dieſes Uebergangsſtadium 
war ganz geeignet, Bismarck nervös zu machen; ſeine Sachen lagen noch in 
Petersburg und liefen Gefahr, dort einzufrieren, ſeine Wagen waren in Stettin, 
ſeine Pferde bei Berlin auf dem Lande, ſeine Familie in Pommern; er ſelbſt 
empfand in Paris alle Unbehaglichkeiten eines garcon marié. Das in Paris 
geführte „Hunde⸗Bummelleben“ bekam ihm ſchlecht, und er fühlte das dringende 
Verlangen einer körperlichen Stärkung durch Berg- und Seeluft. Da Napoleon 
anfangs Juli Paris verließ, ſo ſtand der Realiſirung ſeiner Pläne nichts im 
Wege. Auf ſeinem Programm ſtand eine Brunnenkur in Vichy, ein Seebad 
in Trouville, eine Reiſe nach Neapel oder dem Süden von Frankreich. Bismarck 
entſchied ſich zuerſt auf einige Tage für Trouville und trat am 25. Juli die 
Reife nach dem ſüdlichen Frankreich an. Nach einem Beſuche der Schlöſſer 
Chambord und Amboiſe langte er am 27. Juli abends in Bordeaux, „der 
Stadt des roten Weines“, an. Am 28. Juli machte er eine Tour durchs 
Medoc, um Lafitte, Monton, Pichon, Latour, Margaux, St. Julien und andere 
Weine „in der Urſprache von der Kelter zu trinken“. Am 29. abends reiſte 
er von Bayonne zu Wagen nach Biarritz, da es damals eine andere Ver⸗ 
Sete pee beiden Orten noch nicht gab. Jetzt fährt man von Bayonne 


1) Der nachſtehende Aufſatz ijt das Ergebnis einer Studie, welche ich im Herbſte des 
Jahres 1895 in Biarritz und Bayonne über den Aufenthalt Bismarcks in dem Pyrenäen⸗ 
bade gemacht habe, bei gleichzeitiger Zurateziehung unſerer heimatlichen Quellen. Beſonders 
zu Danke bin ich verpflichtet Herrn E. Ardoin, welcher zur Zeit, da Bismarck bei Napoleon 
zu Gaſt war, die Stellung als ,Lieutenant-Adjutant du Palais“ in der Kaiſerlichen Villa 


verſah. Derſelbe hat eine wertvolle Monographie über die Villa Eugénie, betitelt „Souvenir 


de Biarritz“ geſchrieben, die in Bayonne bei Lamaignere gedruckt wurde. 
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nach dem eleganten Seebade in 35 Minuten mittelſt Dampfſtraßenbahn und 
außerdem alle halbe Stunden in 15 Minuten mit der Eiſenbahn. Zum erſten⸗ 
male berührte Bismarck das pyrenäiſche Seebad nur kurze Zeit auf der Reiſe 
nach San Sebaſtian. Der Strand in dem ſpaniſchen Seebade gefiel ihm zwar 
beſſer als jener von Biarritz, gleichwohl wollte er hier einige Tage zubringen, 
da er es hübſcher fand, als er es ſich gedacht hatte, und vor allem „ziviliſirter 
zu leben“. Bismarck erwähnt, daß man in Biarritz beim Baden bereits damals 
Koſtüme anlegen mußte, was in San Sebaſtian nicht der Fall war, weil dort 
die Damen fünfzig Schritte entfernt von den Herren badeten. Die Rückreiſe 
von San Sebaſtian nach Bayonne erfolgte in einer Diligence, „ziemlich une 
behaglich eingepackt zwiſchen niedlichen Spanierinnen, mit denen er leider kein 
Wort ſprechen konnte“. Heute legt man auch dieſen Weg mit der Eiſenbahn 
zurück, ohne Bayonne zu berühren. Daß Bismarck den etwa 50 Kilometer 
langen Weg in einem Poſtwagen, alſo nicht in einem eigenen Fuhrwerk zurück— 
legte, beweiſt, daß er nicht geſonnen war, unnötig Geld auszugeben. 

Am 4. Auguſt traf Bismarck alſo zum zweitenmale in Biarritz ein, um im 
Hotel de l'Europe abzuſteigen. Er war ſo glücklich, ein Eckzimmer zu erhalten 
„mit reizender Ausſicht auf die blaue See, die ihren weißen Schaum zwiſchen 
wunderlichen Klippen hindurch gegen den Leuchtturm treibt“. In einem an ſeine 
Gemahlin gerichteten Briefe gibt Bismarck von San Sebaſtian ein anſchauliches 
Bild. „Denke Dir das Siebengebirge mit dem Drachenfels ans Meer geſtellt, da- 
neben den Ehrenbreitſtein, und zwiſchen beiden dringt ein Meeresarm, etwas breiter 
als der Rhein, ins Land, und bildet hinter den Bergen eine runde Bucht. In 
dieſer badet man in durchſichtig klarem Waſſer, ſo ſchwer und ſo ſalzig, daß 
man von ſelber oben auf ſchwimmt und durch das breite Felſenthor ins Meer 
ſieht oder landeinwärts, wo die Bergketten immer höher und immer blauer ſich 
überragen. Die Frauen der mittleren und unteren Stände ſind auffallend 
hübſch, mitunter ſchön; die Männer mürriſch und unhöflich, und die Bequemlich— 
keiten des Leben, an die wir gewöhnt ſind, fehlen.“ 


Am 20. Auguſt ſchreibt er ſeiner Schweſter von demſelben ſchönen Geſtade: 
„Mein liebes Herz! 


Ich bin in Biarritz hängen geblieben an der Schwelle der Pyrenäen, die ich 
vielleicht noch betrete. Das Seebad bekam mir zunächſt ſo ausgezeichnet, daß 
ich die Abreiſe von einem Tage zum andern verſchob, obſchon ich mich etwas 
einſam fühlte. Seit die Orlows gekommen ſind, lebe ich mit ihnen, als ob 
wir allein auf dem Bade wären . . . . Wir baden des Morgens, gehen dann 
auf die Klippen, frühſtücken in einer entlegenen Schlucht hinter dem Leucht— 
turm, wo ich augenblicklich neben einer gelb und blauen Robe auf dem Raſen 
ſitze, zwiſchen zwei heidebraunen Feldern auf grüne Wellen und weißen Schaum 
blickend, dieſe Zeilen ſchreibe; große weiße Möwen mit ſchwarzen Flügeln 
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ſchweben und kreiſchen in der Höhe, und die allgegenwärtige Tamarinde be— 
ſchattet uns ausreichend gegen die glühende Sonne eines „ſchönen Wetters“, 
d. h. 25 Grad im Schatten, nur hier nicht, wo die Seebriſe kühlt. Einige 
Birnen, Pfirſiche und Hunde liegen neben uns, Orloff (Du kennſt ihn doch 
mit der ſchwarzen Binde auf dem Auge, der Geſandte in Brüſſel) ſitzt 
rauchend und leſend, ſeine Frau ſchreibt wie ich. Sie würde Dir auch ſehr 
gefallen . . . ſehr originell, geſcheit und luſtig . . ., aber ziviliſirt durch franzöſiſch— 
deutſche Erziehung; ihre Eltern (Trubetzkoi) wohnen ſeit 20 Jahren in Fontaine— 
bleau. Um 3 nehmen wir das zweite Bad, eſſen um 5, gehen dann wieder 
ſpazieren und lagern im Seewind bis zur Schlafenszeit auf dem Heidekraut. 
Ein behagliches Stillleben, bei dem ich Berlin und Paris (aber nicht Reinfeld) 
vergeſſe und von dem ich mich mit ſehr lieben Erinnerungen trennen werde. 
Wann? Die Frage lege ich mir täglich vor und ſchiebe die Beantwortung auf 
morgen, indem ich mit Recht mich darauf berufe, daß ich ſeit 6 Jahren nicht 
ſo geſund geweſen bin wie jetzt hier. Ich klettere und gehe den ganzen Tag 
wie eine Ziege, liege im feuchten Gras ohne Furcht vor Rheuma und werde 
täglich ein Jahr jünger, alſo wenn ich noch lange bleibe, ſtudentiſch oder kindiſch. 
Außer meiner Nachbarin kenne ich hier nur eine alte Gräfin B. .. und ihre 
Enkelin, ein hübſches, tanzluſtiges Fräulein, mit der ich einigemal walzen 
mußte, ehe Orloffs kamen. Das Gros der übrigen Geſellſchaft ſind Spanier 
von guter Familie und ſchlechter Erziehung; ſie ſprechen keine europäiſche Sprache, 
und ich weiß nichts mit ihnen aufzuſtellen ... Wenn Du mir ſchreiben willſt, 
ſo adreſſire nach Paris, als ob ich dort wäre, von da behält man mich im 
Auge. Ich trete meinen Rückzug von hier jedenfalls über Pau, Barrdges, 
Toulouſe, Marſeille an, nur heute noch nicht. Von Bernſtorff hatte ich vor 
einigen Tagen einen veralteten Brief vom 5. Er wünſcht, daß der Stellen- 
wechſel, „wenn er ſich überhaupt auf das Fachminiſterium erſtrecken ſoll“, 
jedenfalls vor Ende September ſtattfinde. Ich gehe nicht vor Ende meines 
Urlaubs, der etwa den 14. abläuft, nach Berlin und Pommern. Vorher habe 
ich Angſt, in Berlin im ſonnigen Gaſthof vor Anker gelegt zu werden. Dann 
muß ſich mein Geſchick entſcheiden, mir iſt es einerlei, wie. Leb wohl, liebes 
Herz, die Sonne kommt aufs Papier, und dafür, daß ich auf meinem rechten 
Bein ſchreibe, iſt der Brief recht leſerlich; Mendelſohns Briefe liegen freilich 
noch darunter. Herzliche Grüße an Oskar. 
Dein treueſter Bruder 
. 

Biarritz war damals bereits ſeit lange die bevorzugte Sommerreſidenz des 
Kaiſerlichen Hofes; dieſem ſelbſt verdankt der Ort erſt ſeinen Aufſchwung. Die 
erſte träge Entwicklung erfolgte in den Jahren 1825 bis 1840, als die großen 
ſpaniſchen Familien anfingen, in Biarritz die in ihrem Vaterlande unerträglichen 
heißen Sommermonate zuzubringen. Dieſen ſchloß ſich im Jahre 1838 die 
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Gräfin von Montijo an, und als ihre Tochter, Eugenie Marie de Guzman, 
Gräfin von Teba, am 30. Januar 1853 auf den Thron Frankreichs erhoben 
wurde, wußte ſie ihren Gemahl bereits im folgenden Jahre zu beſtimmen, das 
ihr von früher her teure Biarritz zu beſuchen. 

Den erſten zweiundvierzigtägigen Aufenthalt in Biarritz nahmen der Kaiſer 
und die Kaiſerin im Juli 1854 in Chateau de Gramont, einer wundervollen Be— 
ſitzung von Jules Labat, damals Deputirter der Basses-Pyrénées. In dem ihm 
als Arbeitszimmer dienenden Raume unterzeichnete Napoleon die Kriegserklärung 
gegen Rußland. Jetzt hat das alte Schloß einem Prachtbau Platz gemacht, in 
dem ich in dieſem Sommer Gelegenheit hatte, die erſte franzöſiſche Geſellſchaft 
von Biarritz, ſowie die Königin Natalie von Serbien zu ſehen. 

Bereits im Oktober desſelben Jahres wurde mit der Erbauung eines 
Kaiſerlichen Schloſſes, der „Villa Eugenie“, in der Mitte der oben von Bis- 
marck beſchriebenen großen Bucht, der grande plage oder plage des fous, 
begonnen. Die Villa iſt auf zwei Felſen erbaut, welche vom Meere umſpült 
werden, fie hat eine 38 Meter lange Faſſade gegen das Meer und nach rück— 
wärts zwei 39 Meter lange Seitenflügel, welche den Schloßhof (la cour 
d'honneur) bilden. Vor der Front gegen das Meer zu befindet ſich eine 
65 Meter lange prächtige Terraſſe, von der man einen geradezu entzückenden 
Blick auf den Ozean, das ſtaffelförmig aufgebaute Biarritz, die prächtigen 
Felſen des Kap Saint⸗Martin und den Leuchtturm hat, deſſen Lichtſtrahlen 
20 Kilometer weit geſehen werden. Die Villa war urſprünglich von einem 
nur 11 Hektar großen Park umgeben, der an Stelle der bisherigen Sandwüſte 
hervorgezaubert wurde. In einem Nebengebäude des Schloſſes waren die 
Stallungen untergebracht und in 4 Baracken die aus 120 Mann beſtehende 
militäriſche Bedeckung. Im Laufe der Jahre erweiterte ſich die Beſitzung bis 
auf 20 Hektar, zuerſt durch die Erwerbung eines für die Hofbedienſteten 
beſtimmten Anweſens, ſodann durch den Bau einer Kapelle und eines Wirt⸗ 
ſchaftsgebäudes mit Ställen für Ochſen, Kühe und Schafe, durch Anpflanzung 
von Reben, Herſtellung eines kleinen Sees und ſo weiter. 

Zum erſtenmal bewohnte die Kaiſerliche Familie die Villa Eugenie 3 Tage 
lang im Juli 1855; daran reihten fic) meiſt 4— 6 wöchentliche Beſuche in den 
Jahren 1856 (17. Auguſt bis 26. September), 1857 (22. Auguſt bis 
29. September), 1858 (19. Auguſt bis 27. September), 1859 (2. Sep⸗ 
tember bis 10. Oktober), 1861 (29. Auguſt bis 30. September), 1862 
(4. September bis 3. Oktober), 1863 (30. Auguſt bis 5. Oktober), 1865 
(4. September bis 10. Oktober), 1866 (Ende September bis 21. Oktober), 
1867 (7. September bis 16. Oktober), 1868 (12. September bis 17. Oktober). 

Im Gefolge der Kaiſerlichen Familie befanden ſich die Prinzeſſin d'Albe, 
Schweſter der Kaiſerin (1857 und 1867, 1868), der Herzog von Alba (1857), 
die Gräfin Montijo, Napoleons Schwiegermutter (1858, 1861), der Prinz 
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Napoleon (1857), die Prinzeſſin Anna Murat (1863) und der Herzog von 
Huescar (1866, 1867, 1868). 

Von gekrönten Fürſtlichkeiten fanden ſich in der Villa Eugenie ein: der 
König von Württemberg (1857), der König von Belgien (1859), die Königin 
von Spanien, ihr Gemahl und der Prinz von Aſturien (1865), und der König 
und die Königin von Portugal (1867). 

Von ſonſtigen hohen Perſönlichkeiten waren zu verſchiedenen Zeiten als 
Gäſte daſelbſt anweſend: die Großfürſtin Marie von Rußland, die Großherzogin 
von Baden, der Prinz von Oldenburg, Prinz Adalbert von Bayern mit Ge— 
mahlin, die Marſchälle Serrano, O'Donnel, Niel, Narvaez, die Herzoge von 
Hamilton, Tarente, Zaragoza, Frias, Fernandina, d'Oſſuna, die Herzoginnen 
von Torre, Tetuan, Medinaceli, Malakoff, Tarente, Frias, Fernandina, d'Oſſuna, 
die Prinzen von Monaco, Metternich, Meſchtſchersky, Georg Bibesco, Czartoriski, 
Brancoran, die Prinzeſſinnen Orloff, Olga Gagarin, Gortſchakoff, Kortzakoff, 
Radziwil, Bariatinski, Galitzin, Kotſchoubey, Trubetzkoi, die Grafen Ezpeleta, 
Generallieutenant Baron Chazal, Lord Cowley, Graf von der Goltz, Baron 
von Werther, Herr von Radowitz, John Bigelow, Herr Duruy, Lord und Lady 
Hougton, Baron und Baronin von Rothſchild, Georges Lawrence, Andraſſy 
und andere. 

Man ſieht, wie begierig die große Welt ſich drängte, die Gaſtfreundſchaft 
Napoleons in Biarritz zu genießen. 

Zwei dieſer Perſönlichkeiten hatte ich das Glück, im Herbſt 1895 in Biarritz 
zu ſehen: Herrn von Radowitz, unſern Botſchafter am ſpaniſchen Hofe, und die 
Fürſtin L. Trubetzkoi. Die letztere, eine politiſche Dame par excellence, war 
die langjährige Vertraute von Thiers und des Fürſten Gortſchakoff, und ſie 
galt eine Zeit lang für ſo einflußreich, daß ſelbſt Bismarck ſich veranlaßt ſah, 
ihr in Paris eine Viſite zu machen, welche die ungewöhnliche Dauer einer 
Stunde hatte. 

Mit Napoleon kam Bismarck im Jahre 1862 in Biarritz nicht zuſammen; 
der Kaiſerliche Hof traf daſelbſt erſt zu einer Zeit (4. September) ein, da der 
preußiſche Staatsmann bereits ſeine Kreuz- und Ouerzüge in den Pyrenäen 
fortgeſetzt hatte. 

Im Herbſt 1864 ſehen wir Bismarck in Baden-Baden in Begleitung des 
am 28. September dort eingetroffenen Königs von Preußen. Die Anweſenheit 
des Miniſterpräſidenten in der Nähe des Königs war bedingt durch die 
Friedensverhandlungen mit Dänemark, die bisher nur einen ſehr langſamen 
Fortſchritt genommen hatten. Bismarck, welcher bei der Abreiſe nach Baden— 
Baden auf den dringenden Rat ſeines Arztes von vornherein beabſichtigt 
hatte, ſich nach kurzem Aufenthalte daſelbſt zu ſeiner Erholung nach Biarritz 
zu begeben, war in Baden-Baden etwas länger zurückgehalten worden, hatte 
jedoch dann ſein Vorhaben ausführen können und reiſte am 5. Oktober zunächſt 
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nach Paris und von da am folgenden Tage nach Biarritz. „Es iſt leicht 
erklärlich,“ — ſo ſchrieb die „Provinzial-Korreſpondenz“ über dieſen Ausflug 
— „daß man, bei den vertraulichen Beziehungen, welche Herr von Bismarck 
ſeit einer Reihe von Jahren am franzöſiſchen Hofe hat, ſeinem Aufenthalt 
in Frankreich allerlei politiſche Abſichten unterlegt; diesmal jedoch ganz mit 
Unrecht, da die Reiſe einzig und allein zur Stärkung der Geſundheit des 
Miniſterpräſidenten nach den großen Anſtrengungen des letzten Jahres unter— 
nommen iſt.“ 

Bismarck ſelbſt gedachte in Biarritz nur etwa 15 Bäder zu nehmen, alſo 
bereits am 21. oder 22. Oktober die Rückreiſe anzutreten. 

Die Reiſe in das Pyrenäenbad kam der politiſchen Welt ziemlich über— 
raſchend; in Paris tauchte das Gerücht erſt am 4. Oktober auf. Große Be— 
klemmungen verurſachte die Nachricht in Wien, da man dahinter heimliche 
Intriguen vermutete. Es trat etwas Beruhigung erſt dann ein, als man ver— 
nahm, Bismarck habe Paris berührt, ohne jemand geſprochen zu haben, und 
daß er in Biarritz Aufenthalt nehme, lediglich um ſeine etwas erſchütterte Ge- 
ſundheit zu befeſtigen. Erſt auf der Rückreiſe, ſo hieß es, wolle er ſich einige 
Tage in Paris aufhalten. 

Aus Berlin wurde dorthin geſchrieben, daß die Reiſe Bismarcks nach 
Biarritz gewiſſermaßen eine Art Demonſtration dem Könige gegenüber ſei, 
der ſich geweigert habe, eine von ſeinem Miniſter vorgeſchlagene große 
politiſche Altion zur Ausführung zu bringen. Das war ganz aus der Luft 
gegriffen. 

Am 7. Oktober 1864 ſaß Bismarck wieder in dem geliebten Biarritz 
im Angeſicht des Meeres und hörte ſein Brauſen durch das offene Fenſter 
in der wärmſten Sommernacht, die er in dieſem Jahre erlebt hatte. Er 
ſtieg diesmal im Maison rouge ab und bekam Zimmer zu ebener Erde, die 
ſpäter jahrelang den Fremden als Sehenswürdigkeit gezeigt wurden. Das 
Haus iſt ſeit Jahren abgebrochen und hat dem Prachtbau des Grand Hotel 
Platz gemacht. 

Bismarcks erſtes Bedürfnis nach der Ankunft waren Sommerkleider, von 
denen er ſich nicht hatte träumen laſſen, als er am 5. Oktober früh fröſtelnd 
durch das bereifte Baden fuhr. Am Tage der Ankunft in Biarritz nahm der 
preußiſche Miniſterpräſident ſein erſtes Bad und befand ſich nach demſelben 
fo wohl, daß er auf dieſer Welt fein Verlangen weiter hatte als gute Nach— 
richt von ſeiner Frau; die letzten, die er ein paar Tage vorher in Baden 
erhalten hatte; waren vollſtändig erwünſchte, aber bei 300 Meilen Entfernung 
von Hauſe wurde er die Sorge nicht los, daß es inzwiſchen anders ſein könnte. 
„Ich ſitze“ — ſo ſchrieb er einem Freunde — „um die ungewöhnliche Stunde 
von halb acht hier am offenen Fenſter, und das Meer ſieht im Sonnenlicht ſo 
blendend wie im Juli aus. Geſtern abend ſaßen wir um zehn Uhr noch an 
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der See, und nach dem Bade wird auf einer Klippe im Freien gefrühftüdt. 
Ich glaube nicht, daß ich hier jemals wieder fortgehe, wenn ich meine Frau 
nur erſt hier hätte ...“ 

Ein paar Tage ſpäter (9. Oktober) ſchreibt Bismarck an ſeine Ge— 
mahlin: 

„Wenn ich bedenke, wie emſig wir in Baden und ſelbſt in Paris geheizt 
haben, und wie mir hier die Sonne den Paletot und die Tuchhoſen ab— 
komplimentirte, und ich Dir am offenen Fenſter ſchreibe, den Blick auf die 
blaue, ſonnige See und auf badende Leute, die ziemlich unbekleidet am 
Strande wandeln mit den bloßen Füßen im Waſſer, ſo muß ich doch ſagen, 
daß im Klima eine wunderbare Gnade Gottes gegen den Südländer liegt. 
Ich laſſe es jetzt noch bei einem Bade, werde aber bald auf zwei übergehen, 
wenn auch nicht à la ** auf mehr. Mir fehlt zum Behagen nur Nachricht 
von Dir. Wenn wir freie Leute wären, ſo würde ich Dir vorſchlagen, 
mit Kind und Kegel herzukommen und den ganzen Winter hier zu bleiben, 
wie es viele Engländer der Wohlfeilheit wegen thun, die im Winter hier herrſcht.“ 

Am 12. Oktober ſchreibt Bismarck ſeiner Schweſter: 

„Ich bin ſo glücklich unbeſchäftigt, daß ich einige Zeilen in die Richtung 
meiner Gedanken entſenden kann. Es geht mir wohl, beſonders ſeit ich geſtern 
und heut endlich Nachricht von Johannas fortſchreitender Beſſerung erhalten 
habe. Seit geſtern iſt es Nordwind und kühler, aber immer noch wärmer, 
als ich den Sommer über erlebt habe. Ein ſehr leichter Sommerpaletot 
wurde mir bei abendlicher Strandpromenade zu heiß. Ich ſchreibe Dir bei 
offenem Fenſter mit flackernden Lichtern und das mondbeglänzte Meer vor 
mir, deſſen Rauſchen von dem Schellengeklingel der Wagen auf der Bayonner 
Straße begleitet iſt; der Leuchtturm gerade vor mir wechſelt mit rotem und 
weißem Licht, und ich ſehe mit einigem Appetit nach der Uhr, ob die Eſſens— 
zeit, ſieben, noch nicht voll iſt. In ſo behaglichen Zuſtänden habe ich mich 
klimatiſch und geſchäftlich lange nicht befunden, und doch hat die üble Ge— 
wohnheit des Arbeitens ſchon ſo tiefe Wurzeln bei mir geſchlagen, daß ich 
einige Gewiſſensunruhe über mein Nichtsthun fühle, faſt Heimweh nach der 
Wilhelmſtraße, wenigſtens wenn die Meinen dort wären. ‚Monsieur, le diner 
est servi‘ meldet man eben.“ 

Und am folgenden Tage (13.): 

„Ich konnte geſtern nicht weiter ſchreiben; nach dem Eſſen machten wir 
einen Mondſcheinſpaziergang am ſüdlichen Strande, von dem wir um elf ſehr 
müde zurückkehrten. Ich ſchlief bis neun, badete um zehn bei 14 Grad im 
Waſſer, aber wärmer, als ich die Oſtſee jemals im Auguſt gefunden, und jetzt 
fahren wir zuſammen nach Fuentarabia, jenſeits der Grenze, eſſen auf dem 
Rückwege in St. Jean de Luz. Das Wetter iſt himmliſch heut, das Meer 
ſtill und blau, zum Gehen faſt zu warm in der Sonne.“ 
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Am 16. Oktober 1864 endlich ſchrieb Bismarck dem Kriegsminiſter 
v. Roon, es gehe ihm gut. „Die Bäder thun mir wohl, obſchon ſeit vier 
Tagen kalter Oſtwind weht. Ueber acht Tage hoffe ich den Heimweg an— 
zutreten.“ 

Bismarck machte von Biarritz, wie bereits bemerkt, noch weitere Ausflüge 
nach Izazu, drei Meilen öſtlich von Biarritz, und nach Pau. Lourdes war 
damals noch nicht entdeckt, ſonſt hätte derſelbe wohl unzweifelhaft ſeine Schritte 
auch dorthin gelenkt. 

Am 20. Oktober hatte Bismarck in Biarritz das mir während eines fünf- 
wöchentlichen Aufenthalts nur einmal vergönnte Schauſpiel, bewegte See zu 
ſehen. „Nachdem ſie“ — ſo ſchreibt Bismarck an dieſem Tage an ſeine 
Schweſter — „einige Tage bei Landwind ſtill wie ein Ententeich geweſen, ſieht 
ſie heut wie ein brodelnder Keſſel aus; dabei iſt der Wind lau und feucht, 
Sonne wechſelt mit Regen, ſehr atlantiſches Wetter. 

„Ich nehme heute das 14. Bad; ſchwerlich bringe ich es über 15, denn 
es ſcheint, daß ich dieſen warmen Strand verlaſſen muß. Noch kämpfe ich 
zwiſchen Pflicht und Neigung, aber ich fürchte, die erſtere ſiegt. Erſt werde 
ich mein Bad nehmen und dann mich entſcheiden, ob es das vorletzte ſein ſoll. 
Jedenfalls haben mir die 14 Tage hier ſehr gut gethan, und ich wollte nur, 
daß ich Dich ohne Reiſebeſchwerden hierher oder nach Pau verſetzen könnte.“ 

Bismarcks Arzt war der Dr. Adéna, noch heute in Biarritz Rue Gambetta 
Nr. 2 wohnhaft. 

Ob dieſer vorſichtige Arzt Bismarck erlaubt hat, zweimal des Tages in 
die Wellen zu ſteigen, bezweifle ich. Bismarck pflegte weit in die See hinaus 
zu ſchwimmen, und einmal ſoll er nur dadurch vom Ertrinken gerettet worden 
ſein, daß ſein Bademeiſter dem durch den langen Kampf mit den Wogen 
ſchon Erſchöpften noch gerade zur rechten Zeit zu Hilfe kam. Der alte 
Bademeiſter, den ich über den Vorgang befragte, meinte: „Hätten wir geahnt, 
daß er uns das Jahr 1870 bringen würde, ſo hätten wir ihn ruhig ertrinken 
laſſen.“ 

Es hat Federn gegeben, welche mit Vorliebe Bismarck als einen Mann 
hinzuſtellen ſuchten, an deſſen Thür die Armut vergeblich klopft, deſſen Herz 
durch die Politik ganz verſteinert iſt; an zahlreichen Beiſpielen aber könnte ich 
nachweiſen, wie unrecht ihm von dieſer Seite geſchieht. Hier nur ein Fall 
aus Biarritz. Bei meiner Umfrage gelangte zu meiner Kenntnis, daß Bis⸗ 
marck der Wohlthäter des Sohnes eines verunglückten dortigen Seemanns 
geworden ſei; da mir über den Sachverhalt von den Einwohnern ver— 
ſchiedene und ſich widerſprechende Angaben gemacht wurden, ſo fand ich es 
geraten, bei den etwa noch lebenden Familienmitgliedern des verunglückten 
Seemanns direkt Erkundigungen einzuziehen. Meine Nachforſchungen waren 
auch bald von Erfolg gekrönt, denn ich erfuhr, daß die Witwe desſelben noch 
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am Leben und eine zweite Ehe mit dem Leuchtturmwächter Maurice auf Kap 
Ferrel bei Arcachon geſchloſſen habe. Frau Jeanne Maurice teilte mir Nach⸗ 
ſtehendes mit: 

„Ich lebte zu Anfang der ſechziger Jahre in Biarritz, woſelbſt mein erſter 
Mann, Lafleur, bei dem Leuchtturm als Wächter angeſtellt war, während ich 
ſelbſt in der Badeanſtalt als Badefrau zu thun hatte. Als eines Tages Herr 
von Bismarck in Geſellſchaft mit dem ruſſiſchen Geſandten in Brüſſel, dem 
Fürſten Orloff, und ſeiner Gemahlin den Leuchtturm beſuchte, ſprachen Herr 
von Bismarck und die Fürſtin Orloff den Wunſch aus, zuſammen Paten des 
Kindes zu werden, welchem ich in kurzer Zeit das Leben geben ſollte; dieſer 
Wunſch wurde natürlich bereitwillig erfüllt, und ſo kam es, daß unſer einige 
Wochen ſpäter geborener Sohn in der heiligen Taufe den Namen „Othon 
Lafleur erhielt. Herr v. Bismarck und die Fürſtin Orlow ſorgten in der 
wohlwollendſten Weiſe für ihr Patenkind und vermehrten noch ihre demſelben 
erwieſenen Wohlthaten und ihre Sorgfalt für mich, als ich kurze Zeit darauf 
das Unglück hatte, meinen Mann zu verlieren, da derſelbe beim Fiſchfange 
auf hoher See von einem furchtbaren Sturme überraſcht wurde und ſeinen 
Tod in den Wellen fand. Mein armer Sohn ſtarb im Alter von fünf⸗ 
undzwanzig Jahren an den Folgen einer Fußoperation, welcher er ſich als 
Marineſoldat unterziehen mußte. Ich bewahre Herrn v. Bismarck das wärmſte 
Andenken und werde den Edelmut nie vergeſſen, mit dem er mich in meinem 
Unglücke unterſtützt hat.“ 

Bismarck war noch nicht drei Tage in Biarritz, als ihm ſeine Ferien⸗ 
ſtimmung bereits durch unliebſame politiſche Nachrichten aus Berlin geſtört 
wurde. Oeſterreich, das damals mit Preußen über einen Handelsvertrag unter- 
handelte, verlangte, daß in demſelben für die ſpätere Zukunft eine Zoll⸗ 
einigung zwiſchen Oeſterreich und dem Zollverein in Ausſicht genommen werde, 
gleichwie dies im Jahre 1853 geſchehen war. Die inneren Reſſorts in Preußen, 
Delbrück an der Spitze, widerſtrebten dieſem Verlangen, weil ſie eine Zoll⸗ 


einigung für unmöglich hielten, ſolange Oeſterreich nicht ſeine bisherige ſchutz⸗ 


zöllneriſche Handelspolitik änderte, und weil es ihnen nicht angemeſſen ſchien, 
in einem Vertrage Beſtimmungen aufzunehmen, deren wirkliche Erfüllung gar 
nicht möglich war. Oeſterreich nahm aber die Sache ſehr ernſt und drohte 
mit dem Abgang des Preußen freundlich geſinnten Miniſters v. Rechberg für 
den Fall, daß Preußen die Klauſel wegen der zukünftigen Zolleinigung 
ablehnen ſollte. Bismarck, vom König am 9. Oktober telegraphiſch zum Bericht 
aufgefordert, antwortete am folgenden Tage erſt telegraphiſch und ſodann 
ſchriftlich in dem Sinne, Rechberg in der Zolleinigungsfrage jo weit als 
möglich entgegen zu kommen. Die Zuſage eines Termins zur Verhandlung 
über eine Zolleinigung ſchien ihm unverfänglich und ohne praktiſche Bedeutung; 
er hielt die ganze Sache entweder für eine Intrigue gegen Rechberg oder für 
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einen Probirſtein, ob Preußen noch Wert auf die Allianz mit Oeſterreich lege, 
oder ob es bereits mit Frankreich engagirt ſei. Bismarck wiederholte dasſelbe 
Votum durch ein zweites Telegramm vom 15. und in drei Schreiben vom 
16. Oktober, von denen das eine an die Adreſſe des Königs, das andere an 
die des Kriegsminiſters v. Roon und das dritte an den Unterſtaatsſekretär 
im Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten v. Thile gerichtet war. 
Dem Miniſter Roon gegenüber ſprach Bismarck ganz offen aus, daß, wenn der 
Handels- und der Finanzminiſter Delbrücks Politik gegen ihn durchführen wollten, 
ſie dann auch Delbrück zu ihrem Kollegen für das Auswärtige machen und 
ihm nicht zumuten ſollten, daß er (Bismarck) den beabſichtigten politiſchen 
Fehler ausbade. 

Der König verkannte das Gewicht der von Bismarck vorgebrachten Gründe 
nicht, war aber doch nicht völlig überzeugt, zumal die Fachminiſter ganz ent— 
ſchieden auf ihrem Widerſpruch gegen die Zolleinigungsklauſel beharrten; damit 
wurde dann ſchließlich Rechberg, der alles aufgeboten hätte, um den Krieg zu 
vermeiden, aus dem Amte getrieben. 

Außerdem iſt noch eine Beſprechung zu erwähnen, die Bismarck in Biarritz 
mit einem däniſchen Agenten Namens Jules Hanſen hatte, welcher ihm einen 
Vorſchlag zur Löſung der däniſchen Frage unterbreitete. Nach Hanſens Bericht 
— er iſt, wie ich gleich vorausſchicken will, nicht unangefochten geblieben — 
verlief der Empfang in folgender Weiſe: Hanſen traf am 12. Oktober 1864, 
ausgerüſtet mit einem Empfehlungsbriefe des Vicomte de la Gueronnière, in 
Biarritz ein und ſchickte unmittelbar darauf ein Geſuch um eine Audienz an 
Bismarck. Am andern Tage morgens erhielt er die Nachricht, daß Bismarck 
bereit ſei, ihn um ein Uhr desſelben Tages zu empfangen. Als Hanſen in 
das Arbeitszimmer des preußiſchen Staatsmannes eintrat, war er nicht allein; 
er plauderte mit einer Perſönlichkeit von diſtinguirtem Aeußern und ein— 
nehmender Phyſiognomie, die ſich mit den Worten zurückzog, er werde die 
Herren allein laſſen. Hanſen erfuhr ſpäter, daß es der bereits früher erwähnte 
Fürſt Orloff war. Bismarck ſtand vor einem großen Tiſch, der mit Karten 
und Büchern bedeckt war, und ſpielte mit einem jener großen kataloniſchen 
Meſſer, die damals mit Vorliebe von den Fremden den ſpaniſchen Händlern 
abgekauft wurden. Es war das erſtemal, daß Hanſen Bismarck gegenüber— 
ſtand; derſelbe ſchien die Unterredung faſt mit einiger Verlegenheit zu beginnen. 
Endlich nahm er das Wort, und nachdem er den von Hanſen ihm über— 
gebenen Brief geleſen hatte, äußerte er ſeinen Unmut über den Vicomte de la 
Gueronnière. 

„Ich kann“ — ſagte Bismarck — „dieſem Herrn das Recht nicht zugeſtehen, 
mir irgend jemand zu empfehlen. Er hat beſonders bezüglich der polniſchen 
Angelegenheiten große Lügen auf meine Rechnung in der ‚La France“ berichtet. 
Ich empfange Sie als Dänen, und obgleich der Vicomte Sie Hauſen anſtatt 
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Hanſen genannt hat. Ihr Name iſt mir nicht unbekannt; ich weiß ſehr 
wohl, daß Sie ſehr hart gegen uns Preußen in der franzöſiſchen Preſſe 
geweſen ſind.“ 

„Das iſt vollkommen wahr,“ erwiderte Hanſen. „Ich habe alle meine 
Anſtrengungen darauf gerichtet, Ihnen die Lage in Frankreich ſo unangenehm 
wie möglich zu machen.“ 

„Wohl“ — erwiderte Bismarck — „das kann Ihnen nur Ehre machen. 
Aber was iſt der Zweck Ihres Beſuches?“ 

Hanſen erklärte darauf ſein Verlangen, aus Bismarcks Munde zu erfahren, 
ob er die gegenwärtige Lage in Schleswig-Holſtein als endgiltig betrachte, oder 
ob er aus Gründen der Billigkeit und in der Abſicht, die Wege zu beſſeren 
Beziehungen zwiſchen Dänemark und Deutſchland zu öffnen, nicht geneigt jei, 
dem erſteren den däniſchen Teil Schleswigs zurück zu geben. Hanſen ließ durch— 
blicken, daß die Großmächte Preußen für einen ſolchen Ausweg dankbar ſein 
würden, und daß namentlich Frankreich, deſſen Politik auf dem Nationalitäts— 
prinzip beruhe, dies mit Vergnügen ſehen würde. 

Bismarck erwiderte: „Lange vor dem Kriege hatte ich das Vorgefühl, daß 
die Feindſeligkeit zwiſchen den Univerſitäten in Kopenhagen und Kiel zum 
Kriege zwiſchen beiden Völkern führen würde. Ich habe meinerſeits die Um— 
triebe der Kieler Profeſſoren niemals mit günſtigem Auge angeſehen; aber der 
Tod Friedrichs VII. und der Zuſtand der Gärung in Deutſchland zwangen uns 
zum Kriege. Ich perſönlich wäre mit der Linie von Flensburg nach Tondern 
zufrieden geweſen, und auf der Londoner Konferenz war Preußen geneigt, 
Dänemark die Linie von Gjelting nach Bredſtedt zuzugeſtehen. Die militäriſche 
Linie der Schlei hätte als Grenze genügt; ungefähr 70000 Deutſche wären 
freilich unter däniſcher Herrſchaft verblieben. Die Haltung Dänemarks auf 
der Konferenz hat aber eine Teilung ſehr ſchwierig gemacht und die Wieder— 
aufnahme der Feindſeligkeiten jede ſolche Kombination außer Frage geſtellt. 
Heute, gegenüber den Gefühlen der Bevölkerung Deutſchlands und des Königs 
Wilhelm, iſt es nicht möglich, die Friedensſtipulationen zu ändern. Der König 
von Preußen betrachtet das Erbrecht des Prinzen von Auguſtenburg als begründet 
und erklärt infolge deſſen, daß der Prinz ein Recht auf ganz Schleswig hat, 
wenn er ein Recht auf eine einzelne Parzelle dieſes Gebiets beſitzt. In anderer 
Weiſe hätte der König nach ſeiner Anſicht kein Recht, dem König Chriſtian IX. 
ſeine Beſitzungen zu entreißen. Der König von Preußen und ſeine ganze 
Familie ſind für den Prinzen von Auguſtenburg eingenommen. Was mich 
betrifft, ſo habe ich Zweifel über die Rechte dieſes Bewerbers und ich glaube, 
daß die Sache ſich mindeſtens in die Länge ziehen wird. Wenn ich die Wahl 
zwiſchen den zwei Alternativen hätte, entweder die Herzogtümer bis Flensburg 
Preußen einzuverleiben oder dem Herzog von Auguſtenburg ganz Schleswig 
und Holſtein zu geben, ſo würde ich, ohne zu zögern, die erſtere acceptiren. 
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Ich glaube, daß weder Frankreich noch Rußland ſich einem Arrangement wider— 
ſetzen würden, welches die Herzogtümer Preußen ließe, und Oeſterreich würde 
deshalb vielleicht nicht Krieg anfangen. Aber es gibt noch ein ernſteres 
Hindernis, das iſt der König Wilhelm. Er glaubt, daß ein anderer Rechte 
auf die Herzogtümer habe, und ich kann nicht königlicher ſein als der König. 
Nichtsdeſtoweniger erkenne ich an, daß es in Schleswig mehr als 100 000 Dänen 
gibt, die in Zukunft ſehr viel Spektakel machen werden, und daß es ſchwierig 
ſein wird, das gute Verhältnis zwiſchen Deutſchland und Dänemark zu erhalten, 
ſolange dieſe Dänen von ihren Landsleuten getrennt ſind. Ich würde es 
nicht als ein großes Unglück betrachten, wenn Nordſchleswig in einem gegebenen 
Augenblicke Dänemarck zurückgegeben würde.“ 

Hanſen antwortete Bismarck, daß ſich in dem, was er ihm geſagt habe, 
Stützpunkte für die Politik fänden, welche er ſich in Zukunft zu verteidigen 
vornähme, und drückte die Hoffnung aus, die Regierung ſeines Landes und die 
von Preußen in einer nicht allzu weit entfernten Zeit zu einer Verſtändigung 
kommen zu ſehen. 

Bismarck erwiderte, das wäre wohl möglich, und er habe gegen eine Ver— 
ſtändigung mit Frankreich über dieſe Frage keine Einwendung, wenn dies nicht 
in zu naher Zeit erfolge. Zum Schluß bemerkte Bismarck, daß er ein ander⸗ 
mal gern mit Hanſen über dieſen Punkt ſprechen wolle. 

So weit die Darſtellung Hanſens, deren ſchwache Stellen der Leſer ſelbſt 
unſchwer entdecken wird. 

Am 24. Oktober mittags verließ Bismarck Biarritz. „Man heute die Wieſen, 
als ich in heißer Sonne abfuhr; die Freundſchaft geleitete mich bis Bayonne.“ 

Am 25. Oktober, morgens 6 Uhr, kam der Miniſter in Paris an. Es 
war für ihn ein bewegter Tag: erſt zweiſtündiger Empfang bei Kaiſer Napoleon 
in St.⸗Cloud und ſodann Diner bei dem Miniſter der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten Drouyn de Lhuys, gemeinſchaftlich mit dem preußiſchen Botſchafter in 
Paris Grafen von der Goltz und dem franzöſiſchen Botſchafter in Berlin 
Grafen Benedetti. 

Es verlautete, Bismarck warte die Ankunft des Kaiſers von Rußland in 
Compiegne ab, um ſich auch dort einzufinden (der Kaiſer von Rußland, der 
ſich nach Nizza begeben hatte, wurde Ende Oktober in Compiegne erwartet). 
Dies mutmaßliche Zuſammentreffen veranlaßte das Gerücht einer ernſten An⸗ 
näherung zwiſchen Rußland, Preußen und Frankreich; es wurde beſtärkt durch 
mehrfache Beſprechungen des Miniſters Drouyn de Lhuys mit den Botſchaftern 
Budberg und Goltz. 

Am 26. Oktober ſpeiſte Bismarck zu Mittag bei dem Grafen von der Goltz; 
unter den Gäſten befand ſich der Miniſter Drouyn de Lhuys. 

Sowohl mit dem Kaiſer als auch mit ſeinem auswärtigen Miniſter wurde 
natürlich die politiſche Lage beſprochen. Napoleons Weisheit war, Preußen 


— 15 — 


möge durch Volksabſtimmung die Herzogtümer annektiren und dann kraft des 
Nationalitätsprinzips Nordſchleswig an Dänemark herausgeben. Dies Pro— 
gramm war für Bismarck unannehmbar, weil es den Bruch mit Oeſterreich zur 
unmittelbaren Folge gehabt hätte, er hoffte damals vielmehr noch immer, die 
ſchleswig⸗holſteiniſche Frage nicht im Streite, ſondern im Einvernehmen mit 
Oeſterreich zu löſen; noch zog er ein Bündnis mit Oeſterreich einem ſolchen 
mit Frankreich vor, wenn Oeſterreich nur etwas Verſtändnis für Deutſchlands 
und Preußens Intereſſen in den Herzogtümern zeigte. Auch in politiſchen 
Geſprächen, die Bismarck in Biarritz geführt, hatte er von dieſer Auffaſſung 
kein Hehl gemacht. Ganz offen ſprach er insbeſondere aus, daß er den Herzog 
von Auguſtenburg entfernen wolle, dabei aber immer wieder auf den hart— 
näckigen Widerſtand jener ſtoße, welche ihn nicht fallen laſſen wollten, weil ſie 
in ihm den Prätendenten der Legitimität erblickten. 

Bismarcks Pariſer Aufenthalt ſetzte die politiſche Welt in große Aufregung. 
Ein franzöſiſches Blatt brachte ihm folgenden ſchmeichelhaften Nachruf: Le 
premier ministre de Prusse appartient a l’&cole des hommes d'Etat, qui 
ramenent tout au pouvoir et au commandement. C’est un franc absolutiste. 
Mais toutes les personnes qui ont vu de pres cet homme d’Etat, sont 
frappées de la simplicité de sa mise et de ses maniéres et de la rondeur 
avec laquelle il s’exprime sur les affaires. 

Ueber den letzten Beſuch Bismarcks in Biarritz im Jahre 1865 und die 
bei dieſer Gelegenheit erfolgten Verhandlungen mit Napoleon wird in einem 
folgenden Schlußartikel berichtet werden. 

Am 6. September 1865 teilte die „Provinzial-Korreſpondenz“ mit, Bis— 
marck, deſſen Thätigkeit für das Wohl des Landes in den letzten Monaten 
wiederum in ſo hohem Maße in Anſpruch genommen wurde, werde nach Er— 
ledigung der dringendſten Geſchäfte in kurzem vermutlich einen mehrwöchent— 
lichen Aufenthalt in dem Seebad Biarritz nehmen, wo er auch im vorigen 
Jahre Erfriſchung und Stärkung gefunden habe. Am 13. September ver— 
kündete das offiziöſe Blatt, Bismarck werde gegen Ende des Monats die 
beabſichtigte Reiſe nach Biarritz antreten. 

Am 4. Oktober 1865 meldete dasſelbe hochoffizibſe Organ: „Der Miniſter— 
präſident Graf Bismarck hat ſich mit ſeiner Familie nach dem Badeorte Biarritz 
in Frankreich begeben. Dieſe Reiſe war bekanntlich ſchon ſeit Monaten beab— 
ſichtigt und angekündigt, der Augenblick der Ausführung war jedoch durch die 
Erbhuldigung in Lauenburg, bei welcher die Anweſenheit des Miniſters für 
Lauenburg erforderlich war, verzögert worden. Der Zweck der Reiſe iſt lediglich 
die Erholung des Miniſterpräſidenten nach der ununterbrochen angeſtrengten 
Thätigkeit des letzten Jahres; ſeit Jahren hat derſelbe die notwendige Erfriſchung 
und Stärkung am ſicherſten in dem ihm liebgewordenen Badeorte gefunden. 
Einige Zeitungen wollen ſich aber an jenem ſo natürlichen perſönlichen Zwecke 
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durchaus nicht genügen laſſen: fie behaupten, daß der Reife noch wichtige 
politiſche Abſichten zu Grunde liegen müſſen, zumal der Minifterprafident in 
Biarritz wohl noch mit dem Kaiſer Napoleon zuſammentreffen dürfte, welcher 
ſich bereits ſeit mehreren Wochen dort aufhält. Man mag allerdings wohl 
annehmen, daß eine Begegnung zwiſchen dem Kaiſer Napoleon und dem Grafen 
Bismarck, auch wenn derſelben beſtimmte Abſichten und Zwecke nicht zu Grunde 
liegen, doch vermöge der bedeutenden Perſönlichkeit des Kaiſers wie des Miniſters 
und bei dem hohen Wert, welchen beide auf die freundſchaftlichen Beziehungen 
zwiſchen Frankreich und Preußen fort und fort legen, nicht ohne politiſche Be— 
deutung und Wirkung bleiben könne. So berechtigt jedoch dieſe Annahme 
im allgemeinen ſein mag, ſo iſt doch auf das beſtimmteſte feſtzuhalten, daß alle 
Mitteilungen über beſondere politiſche Abſichten und Verhandlungen mit welchen 
die Reiſe des Miniſterpräſidenten in Verbindung gebracht wird, irrtümlich und 
grundlos ſind.“ 

Die politiſche Situation war, als Bismarck die Reiſe nach dem ſüdlichen 
Frankreich antrat, folgende: Die Konvention von Gaſtein, welche Bismarck am 
14. Auguſt 1865 abſchloß, hatte die Ausübung der Rechte auf die Herzog— 
tümer derart geteilt, daß dieſelbe in Bezug auf das Herzogtum Schleswig von 
dem König von Preußen, in Bezug auf das Herzogtum Holſtein von dem 
Kaiſer von Oeſterreich bewirkt wurde, und das Herzogtum Lauenburg gegen 
Zahlung einer Abfindungsſumme an Oeſterreich endgiltig auf Preußen über— 
ging. Die öffentliche Meinung in Frankreich erblickte in dem Gaſteiner Ver— 
trage einen entſchiedenen Sieg der preußiſchen Politik, und von derſelben getragen, 
war es dem Miniſter Drouyn de Lhuys gelungen, von Napoleon am 27. Auguſt 
die Weiſung zu einem den Vertrag tadelnden Rundſchreiben zu erlangen. Am 
28. Auguſt hatte der Botſchafter Graf von der Goltz eine eingehende Unter— 
redung mit Napoleon, bei welcher Gelegenheit der Kaiſer dem Botſchafter mit— 
teilte, welchen peinlichen Eindruck ihm der Gaſteiner Vertrag hinterlaſſen habe. 

Goltz ſuchte den Kaiſer zu beſchwichtigen, indem er den proviſoriſchen 
Charakter des Vertrages hervorhob. Der König habe eine auf kurze Dauer 
berechnete Verbeſſerung der völlig in Konfuſion geratenen Landesverwaltung 
einem Bruche vorgezogen, deſſen Folgen unüberſehbar geweſen wären. 

Am Tage nach dieſer Unterredung erließ der Miniſter Drouyn de Lhuys 
das oben erwähnte Rundſchreiben an die franzöſiſchen Miſſionen. Nachdem 
es auf Grund der Zeitungsberichte über den Gaſteiner Vertrag in demſelben 
die Verletzung der Verträge von 1852 und die Beſeitigung des beſtberechtigten 
Erben, die Serreipung der Schleswig-Holſteiner Unteilbarkeit und die Hinweg— 
ſetzung über das populäre Selbſtbeſtimmungsrecht, die Nichtachtung der däniſchen 
Nationalität und die Uebergehung der deutſchen Bundesgenoſſen beklagt, kam 
es zu dem Schluſſe, der Vertrag habe keine andere Grundlage als die Gewalt, 
keine andere Rechtfertigung als die Konvenienz der Teilungsmächte; es ſei das 
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eine Praxis, an welche das heutige Europa nicht mehr gewöhnt fei, und deren 
Vorbilder nur in den verhängnisvollſten Epochen der Geſchichte ſichtbar würden. 

Mit der aggreſſiven Sprache dieſes amtlichen Aktenſtückes ließ es ſich 
ſchwer vereinbaren, daß, als Napoleon am 7. September ſeinen üblichen Herbft- 
aufenthalt in Biarritz nahm, der Botſchafter Graf von der Goltz und ſein 
Sekretär v. Radowitz, gegenwärtig deutſcher Botſchafter in Madrid, die ehrende 
Einladung empfingen, den Hof dorthin zu begleiten, und dann fortdauernd des 
intimſten Verkehrs gewürdigt wurden. Die Lage ſchien Bismarck ſo wider— 
ſpruchsvoll, daß er dem König den Wunſch ausſprach, dort mit eigenen Augen 
den Stand der Verhältniſſe zu erkunden. Der König war anfangs zweifelhaft, 
ob nach der erlittenen Beleidigung dies paſſend ſei. Indeſſen meldete Goltz auf 
Grund wiederholter Mitteilungen des Kaiſers ſelbſt, daß dieſer das Rund— 
ſchreiben lebhaft bedaure; auch habe er ſchon am 20. September dem Miniſter 
befohlen, etwas zur Abſchwächung des Rundſchreibens zu thun, und wolle ihn 
jetzt anweiſen, in einer neuen Depeſche wegen des proviſoriſchen Charakters 
des Vertrages den Inhalt des Rundſchreibens zurückzunehmen. Bei dieſer 
Sachlage genehmigte der König Bismarcks Reiſe nach Biarritz unter dem Vor— 
behalte, daß dort zurzeit keine Verpflichtungen gegen Frankreich übernommen 
würden, da zunächſt die Wirkung Gaſteins auf die deutſchen und ſchleswig— 
holſteiniſchen Verhältniſſe abzuwarten fei. Bismarck ging darauf am 30. Sep- 
tember nach Paris. 

Daſelbſt beſuchte er am 2. Oktober zunächſt den Staatsminiſter Rouher 
und fand bei demſelben eine den preußiſchen Intereſſen durchaus günſtige 
Stimmung vor. Derſelbe hatte gehört, daß es zweifelhaft ſei, ob Bismarck 
bei ſeiner Anweſenheit von nur einem Tage in Paris dem auswärtigen Miniſter 
einen Beſuch machen würde; er redete ihm lebhaft zu, es zu thun, damit die 
Beſeitigung der durch das Zirkular vom 29. Auguſt geſchaffenen Verſtimmung 
nicht durch perſönliche Verletzung des Herrn Drouyn de Lhuys erſchwert werde. 
Ohnehin entſchloſſen, den fraglichen Beſuch zu machen, ließ Bismarck Herrn 
Rouher, der ein politiſcher und perſönlicher Gegner Drouyn de Lhuys war, 
das Verdienſt, ihn dazu überredet zu haben. Es ſchien Bismarck um fo not— 
wendiger, den Vorgang vom 29. Auguſt der Vergeſſenheit zu übergeben, nachdem 
er von Rouher mit Beſtimmtheit erfahren hatte, daß der Kaiſer ſelbſt jenes 
Zirkular vor dem Abgange in ſeinem Wortlaute geſehen und gebilligt hatte. 


* 


Wie bereits oben erwähnt, befand ſich der Kaiſer Napoleon und die 
Kaiſerin mit dem kaiſerlichen Prinzen bereits ſeit dem 7. September in Biarritz. 
Im unmittelbaren Gefolge befanden ſich: Prinzeſſin Anna Murat (ſpäter 
Herzogin von Mouchy), Prinz Joachim Murat, die Hofdamen Gräfin La Bedoyere 
und Gräfin Lourmel, der erſte Kammerherr Graf La Ferridre, der dienſt— 
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thuende Kammerherr Graf Coſſé Briffac, der dienſtthuende Stallmeifter 
M. de Caux, der Sekretär des Kaiſers, der Gouverneur des Prinzen General 
Froſſard, der dienſtthuende Flügeladjutant Ch. Duperré und andere, ſich 
abwechſelnde Adjutanten. 

Gräfin La Bedoyeère, geborene Gräfin Laroche Cambert, war mit ihrer 
Schweſter, Gräfin La Poéze, in der Umgebung der Kaiſerin das ſpeziell preußiſche 
Element. Beide Damen hatten ihre frühe Jugend in Berlin verlebt, wo der 
Vater franzöſiſcher Geſandter war; ihre Mutter, geborene Gräfin Bruges, gehörte 
zu einer nach Preußen emigrirten franzöſiſchen Legitimiſtenfamilie. Gräfin 
La Bedoyere iſt ſtets mit der preußiſchen Botſchaft in Paris, auch mit Bis— 
marck, intim befreundet geweſen. Sie heiratete ſpäter den General Ney, prince 
de la Moskowa, Oberjägermeiſter des Kaiſers. 

Der Kaiſer und die Kaiſerin lebten, wenn ſie Biarritz beſuchten, wie reiche 
Leute in einem vornehmen Badeorte. Napoleon kam dorthin einzig und allein, 
um ſich auszuruhen, um den Aufregungen zu entfliehen, welche der Aufenthalt 
in der Hauptſtadt mit ſich brachte. Daraus ergab ſich die ganze Tagesordnung 
des Hofes von ſelbſt. Der Kaiſer erteilte in der Regel in Biarritz keine 
Audienzen; wenn ſolche erbeten wurden, ſo war ſeine ſtereotype Antwort: „Je 
suis ici pour étre tranquille.“ Es gab während der Kaiſerlichen Hofhaltung 
in Biarritz jedes Jahr nur ein großes Diner, zu dem die offiziellen Perſönlich— 
keiten des Ortes und der Nachbarſchaft, insbeſondere die höheren Offiziere der 
großen Garniſon und Feſtung Bayonne eingeladen wurden. Im übrigen wurde 
nur ſelten jemand mit einer Einladung zum Frühſtück beehrt und noch ſeltener 
mit einer ſolchen zum Mittageſſen. 

Während ſeines Badeaufenthalts in Biarritz ſtand Napoleon bereits um 
6 Uhr auf, ließ ſich von ſeinem Kammerdiener Cuxac raſiren und anfleiden, 
worauf er um halb 7 Uhr allein das erſte Frühſtück, beſtehend aus Kaffee und 
Milch, einnahm. Gleich darauf ſetzte er ſich an ſeinen Arbeitstiſch, um die 
laufenden Staatsgeſchäfte zu erledigen. War dieſe Arbeit erledigt, ſo pflegte er, 
nur von ſeinem Adjutanten begleitet, einen Spaziergang zu Fuß zu machen, 
gewöhnlich längs des Meeres in der Richtung nach den Hafenbauten zu, die er 
in der Nähe des Port vieux errichten ließ. Der Gedanke, aus Biarritz einen 
Zufluchtshafen zu machen, wo allenfalls auch Vergnügungsjachten einlaufen 
könnten, intereſſirte den Kaiſer auf das lebhafteſte. Leider ſind dieſe Arbeiten 
nach dem Sturze des Kaiſerreichs nicht fortgeſetzt worden. Wie dieſes die 
Revolution, ſo hat die von Napoleon errichteten gewaltigen Waſſerbauten der 
Ozean hinweggeſpült. 

Von der Beſichtigung der Hafenbauten pflegte der Kaiſer gegen 11 Uhr 
in die „Villa Eugenie“ zurückzukehren; bald darauf folgte das zweite Früh⸗ 
ſtück, das die Einfachheit ſelbſt war: Eier, Kotelett und Deſſert, und darum 
auch ſchnell ſervirt war. Der Nachmittag wurde gemeinſamen Ausflügen zu 
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Land und zur See gewidmet. Zwiſchen 6 und 7 Uhr war die Dinerftunde; 
nachher wurde im Salon der Kaffee fervirt; den Abend verbrachte der Kaiſer 
in Geſellſchaft der Kaiſerin, ihrer Hofdamen, der Adjutanten und des Sekretärs 
Mocard; dann und wann wurden Familienſpiele arrangirt. War das Wetter 
ſchön und warm, ſo wurde der Kaffee auf der Terraſſe ſervirt und dort im 
Angeſicht des Ozeans auch der Abend zugebracht. Die Liebhaberei des Kaiſers 
für Cigarretten iſt bekannt. Seine Geſundheit war bis 1868 eine gute; zu 
Pferde ſtieg er in Biarritz nicht, auch nahm er keine Seebäder. 

Napoleon trug in Biarritz ſtets Zivil und zwar die Kleidung, wie ſie in 
Badeorten getragen wird, alſo runden Hut, ebenſo ſein Adjutant. Uniform 
trug in der Villa Eugenie nur E. Ardoin, Lieutenant Adjutant du Palais, 
und der militäriſche Ehrendienſt, welcher durch eine Elitecompagnie von Gre— 
nadieren oder Voltigeurs der Bayonner Garniſon unter dem Kommando von 
drei Offizieren gebildet wurde. Da die Villa Eugenie von keiner Mauer 
umgeben war, vielmehr ganz offen daſtand, ſo waren um dieſelbe ſtets acht 
Poſten aufgeſtellt; die polizeiliche Aufſicht über den ganzen Schloßkomplex war 
Herrn Hyrvoix anvertraut. 

Der Kaiſer zeigte ſich in Biarritz in hohem Grade menſchenfreundlich; er 
überzeugte ſich ſelbſt, daß ſeine Bedienſteten gut untergebracht waren, auch gab 
er viel für Wohlthätigkeitszwecke aus. Wenn er auf dem Wege zum Leuchtturm 
einer armen, kümmerlich ausſehenden Frau begegnete, ſo zog er wiederholt, ohne 
um ein Almoſen angeſprochen worden zu ſein, einen Louisd'or aus der Taſche, 
um damit die Bedürftige zu beſchenken; kein Wunder, daß ſeine Popularität 
eine große war. 

Des Sonntags ging der Kaiſer in die unweit des Schloſſes erbaute kleine 
Kapelle, um dort mit dem ganzen Hofſtaat die Meſſe zu hören. Ohne pietiſtiſch 
angelegt zu ſein, wollte er doch nicht unterlaſſen, ein gutes Beiſpiel zu geben. 
Mit der Erlaubnis des Lieutenant Adjutant du Palais war es den Badegäſten 
geſtattet, dem Gottesdienſt beizuwohnen. 

Die der Notre Dame de Guadeloupe gewidmete Kapelle wurde erſt im 
Jahre 1864 erbaut, und zwar nach dem Vorbilde mauriſcher Baudenkmäler von 
Toledo, Avila und Granada. Drei Fauteuils und drei Betſchemel von ſchwarzem 
Holz, mit Gold verziert, bezeichneten die für den Kaiſer und die Kaiſerin 
beſtimmten Plätze. 

Der Privatſekretär des Kaiſers, Mocard, war viel beſchäftigt. Wohl 
zwanzigmal rief ihn der Kaiſer zu ſich: „Venez ici“, auch wohl „Viens, 
Mocard“. 

Die Kaiſerin ſtand ebenfalls bereits gegen halb 7 Uhr auf, worauf die 
Kammerfrau, Madame Pollet, ihre Toilette beſorgte. Die Seebäder nahm ſie 
des Morgens, vierzig Meter von der Villa entfernt, nach rechts gegen den 
Leuchtturm zu in einem ſinnreich und geſchmackvoll konſtruirten Badehaus. (Die 
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Badefrau der Kaiſerin hieß Pasqualin Louſtfou.) Darauf machte ſie mit ihren 
Ehrendamen einen Spaziergang. Zumeiſt endete derſelbe im Port vieux, wo 
ihr Sohn, der Prinz Lulu, badete, und wo ſie vor dem Frühſtück ihre guten 
Freunde zu empfangen pflegte, ganz ohne Zeremonie, wie eine andere große 
Dame. Viele ihrer Landsleute duzte ſie. Die Spanier ſind von einer großen, 
im Grunde bewunderungswürdigen Naivität: die Herren im einfachen Bade— 
koſtüm gingen ruhig an die Kaiſerin heran, begrüßten ſie und unterhielten ſich 
mit derſelben. 

Alle Montag war soirée dansante bei der Kaiſerin. Junge Leute von 
Familie, In- und Ausländer, erhielten dort Zutritt. Um 10 Uhr war Schluß, 
aus Rückſicht auf den Kaiſer, worauf die fröhliche junge Geſellſchaft nach dem 
Kaſino zog, um dort bis in die ſpäte Nacht weiter zu tanzen. 

Auch die Kaiſerin zeigte ſich in Biarritz nur von ihrer liebenswürdigſten 
Seite. Napoleon hatte ſie zu ſeiner Gemahlin gemacht, weil ſie ihm wegen 
ihrer Schönheit und Anmut gefiel. Als die Gräfin Montijo ſeinerzeit mit 
ihrer Tochter in Compiegne fic) unter den Jagdgäſten befand, war der Kaiſer 
von der Erſcheinung der letzteren hingeriſſen; es zeigte ſich in ihr eine glück— 
liche Miſchung von ſpaniſchem und engliſchem Blute, war doch ihr Großvater 
ein Engländer, welcher ſich in Spanien als Kaufmann niedergelaſſen und dort 
ein großes Vermögen erworben hatte. 

In Biarritz erfüllte die Kaiſerin die Aufgabe einer Frau, die ihrem Manne 
die Laſt der Geſchäfte und Sorgen zu erleichtern beſtrebt iſt, die ihn zerſtreuen 
will mittelſt anſtändiger und ſich geziemender Vergnügungen. An ihren Wohl⸗ 
thätigkeitsſinn wurde in Biarritz vielfach, aber ſicher niemals vergeblich appellirt. 

Den Kaiſerlichen Prinzen konnte man täglich auf der grande plage, mitten 
in der Schar der übrigen Jungen, ſich herumtummeln ſehen, mit dem Spaten 
bewaffnet, um die üblichen Sandfeſtungen zu bauen, in deren Mitte die heran— 
ſtürmende Meeresflut mit Hurra empfangen wurde. Seine Bäder nahm er in 
dem bereits erwähnten Port vieux, meiſt in Gegenwart ſeiner Mutter. Der 
Port vieux, gegen die ſpaniſche Küſte zu gelegen, eine von mächtigen Felſen 
eingeſchloſſene natürliche Bucht, wird noch heute von der ſpaniſchen Geſellſchaft 
als Badeplatz bevorzugt, desgleichen von den Aerzten Kindern und ſchwächlichen 
Perſonen empfohlen, weil hier der Wellenſchlag nicht ſo ſtark iſt als auf der 
grande plage. 

Die Erziehung des Prinzen lag in den Händen der Madame de Brancion, 
der Frau eines Oberſten, der am 7. Juni 1855 bei der Erſtürmung des 
Mamelon vert gefallen war; ſein Bademeiſter hieß Peliot. 

Ueber die Kaiſerlichen Wohnräume in der Villa Eugenie iſt nur noch 
weniges zu bemerken. Dieſelben befanden ſich alle zu ebener Erde, ſo daß 
Napoleon niemals eine Treppe zu ſteigen hatte. Beim Eintritt in die Villa 
Eugenie gelangte man zunächſt in das Veſtibül und dann in die Salle des 


— 161 — 


gardes, woſelbſt ſich die Kaiſerliche Dienerſchaft beziehungsweiſe der dienſt— 
habende Huiſſier aufhielten. Die Reihenfolge der Gemächer war dann, von 
dem gegen Biarritz gelegenen Flügel angefangen, folgende: Speiſeſaal, Em— 
pfangszimmer, kleiner Salon, woſelbſt ſich die im Dienſt des Kaiſers befind- 
lichen Offiziere aufhielten. Daran ſchloſſen ſich die Apartements des Kaiſers, 
fein Arbeitszimmer mit drei großen Thüren gegen die Terraſſe, fein Schlaf- 
zimmer und das Badezimmer, ſodann Schlafzimmer der Kaiſerin, Cabinet de 
toilette der Kaiſerin. Daran reihten ſich in dem gegen den Leuchtturm hin 
gelegenen Flügel vier Zimmer für den Privatſekretär des Kaiſers, den dienſt— 
thuenden Adjutanten, den Ordonnanzoffizier und den Stallmeiſter. 

In der erſten Etage befanden ſich die Gemächer des Kaiſerlichen Prinzen, 
dann drei Fremdenzimmer mit der Ausſicht auf das Meer, woſelbſt unter anderen 
gewohnt haben die Herren Panizzi, Graf Walewski, Fould, Marſchall Mace 
Mahon, Prinz de la Moskowa, der Herzog von Huescar, Proſper Mérimée, 
General Fleury, Rouher, der Marquis de la Valette. Daran reihte ſich das 
Zimmer des Herzogs d'Albe. 

* 

Graf und Gräfin Bismarck nebſt Comteſſe Marie kamen am 3. Oktober 
an; Graf Goltz und Herr von Radowitz holten fie an der Négreſſe, der Bahn⸗ 
ſtation, ab. Am 4. Oktober wurde Graf Bismarck von dem Kaiſer in beſon⸗ 
derer Audienz empfangen. Bismarcks Unterredungen mit dem Kaiſer fanden 
am 4. und 8. Oktober ſtatt. An letzterem Tage war Bismarck in der Villa 
Eugenie zum Frühſtück geladen und ging dann lange mit dem Kaiſer allein 
auf der Terraſſe vor dem Speiſeſaal auf und nieder. 

Es war erſichtlich, daß der Kaiſer ſelbſt lebhaft gewünſcht hätte, das 
Zirkular vom 29. Auguſt ungeſchehen machen zu können. Er ſchien nicht zu 
wiſſen, daß Bismarck von ſeiner vorgängigen Billigung desſelben Kenntnis hatte, 
denn er hob bei ſeiner erſten Unterredung mit Bismarck hervor, daß er die 
auswärtigen Geſchäfte zwar in Situationen von Bedeutung unmittelbar in die 
Hand nehme, ſich aber um die Einzelheiten des gewöhnlichen Geſchäftsganges, 
ſolange die Wichtigkeit derſelben ſich ihm nicht erkennbar gemacht habe, wenig 
kümmern könne. Er tadelte wiederholt die Veröffentlichung des Aktenſtücks und 
die Uebereilung, mit welcher es, ohne vorgängigen Gedankenaustauſch mit dem 
Grafen von der Goltz, abgefaßt worden ſei. Auf dieſe Weiſe habe man in 
Paris die Tragweite des Gaſteiner Abkommens für die Geſamtpolitik Preußens 
überſchätzt, zumal man nicht hätte glauben können, daß ein für Preußen ſo 
günſtiges Reſultat durch keine geheimen Zugeſtändniſſe an Oeſterreich erkauft 
worden ſei. 

Der Kaiſer ließ durchblicken, was Drouyn de Lhuys Bismarck mit voller 
Beſtimmtheit angedeutet hatte, daß die öſterreichiſchen Mitteilungen, welche durch 
ganz vertrauliche Kanäle (anſcheinend die Kaiſerin Eugenie) an ihn gelangt 
Poſchinger, Bismarck-Portefeuille I. 11 
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ſeien, der Vorausſetzung einer geheimen, gegen Frankreich gerichteten koali— 
tioniſtiſchen Verſtändigung der deutſchen Mächte Vorſchub geleiſtet hätten. Napoleon 
legte daraufhin Bismarck nochmals mit einiger Feierlichkeit die Gewiſſensfrage 
vor, ob Preußen Oeſterreich keine Garantie wegen Venetien geleiſtet hätte. 
Bismarck verneinte es mit der Verſicherung, daß der Kaiſer ſeiner Aufrichtigkeit 
um ſo gewiſſer ſein könne, als ſolche Verabredungen, wenn ſie getroffen würden, 
doch nicht lange geheim blieben und er (Bismarck) das Bedürfnis hätte, bei 
ihm den Gedanken an ſeine Zuverläſſigkeit zu erhalten; außerdem hielt Bismarck 
auch für die Zukunft ein Abkommen für unmöglich, vermöge deſſen Preußen 
Oeſterreich in die Lage ſetzte, nach Belieben einen Krieg herbeizuführen, welchen 
Preußen ohne eigenen Vorteil zu dem ſeinigen zu machen gezwungen ſein 
würde. Der Kaiſer verſicherte demnächſt, daß er keine Pläne anzuregen beab- 
ſichtige, durch welche der europäiſche Friede geſtört werden könne, und daß 
Herr von Lefebvre, deſſen Briefe über ſeine Unterredungen mit Bismarck er 
erhalten habe, in ſeinen Eröffnungen weiter als in ſeinen Inſtruktionen gegangen 
ſei. (Napoleon verwahrte ſich insbeſondere gegen die Annahme, daß er eigen— 
nützige Pläne gegen Belgien hege.) Faſt in denſelben Worten, mit welchen 
Bismarck einige Tage zuvor den Gedanken gegen den Miniſter Drouyn de 
Lhuys ausgeſprochen, und welche dieſer inzwiſchen ohne Zweifel dem Kaiſer 
gemeldet hatte, ſagte er, man müſſe die Ereigniſſe nicht machen wollen, ſondern 
reifen laſſen; dieſelben würden nicht ausbleiben und alsdann den Beweis liefern, 
daß Preußen und Frankreich diejenigen Staaten in Europa ſeien, deren Intereſſen 
ſie am meiſten auf einander anwieſen, und daß er dann jederzeit bereit ſein 
würde, die Freundſchaft und die Sympathie zu bethätigen, von der er für 
Preußen erfüllt ſei. 

Der Kaiſer knüpfte hieran die Frage, auf welchem Wege Preußen glaube, 
ſich mit Oeſterreich über Holſtein auseinanderzuſetzen. Bismarck erwiderte offen, 
daß Preußen hoffe, Holſtein durch Geldentſchädigung zu erwerben und zu 
behalten. Napoleon machte hierzu keine Einwendung und erklärte ausdrücklich ſein 
Einverſtändnis zu den Motiven, mit welchen Bismarck die Beſorgnis des Miniſters 
Drouyn de Lhuys wegen des Wachſens der preußiſchen Macht ohne Aequivalent 
für Frankreich widerlegt hatte. Der Erwerb der Elbherzogtümer, ſo führte 
Bismarck aus, ſei an ſich noch keine Machtverſtärkung Preußens, lege im 
Gegenteil die Kräfte desſelben nach mehr als einer Richtung, behufs Ent⸗ 
wicklung ſeiner Marine und ſeiner Defenfivftellung gegen Norden hin, in einem 
Maße feſt, welches durch den Zuwachs von einer Million Einwohner nicht auf⸗ 
gewogen würde. Der Erwerb der Herzogtümer fei nur ein Angeld (arrhes) 
für die Erfüllung der Aufgabe, welche die Geſchichte dem preußiſchen Staat 
geſtellt habe, und bei deren weiterer Verfolgung Preußen freundſchaftlicher Be⸗ 
ziehungen zu Frankreich bedürfe. Es ſcheine ihm im Intereſſe der franzöſiſchen 
Politit zu liegen, den Ehrgeiz Preußens in Erfüllung nationaler Aufgaben zu 
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ermutigen; denn ein ſtrebſames Preußen werde ſtets hohen Wert auf Frank- 
reichs Freundſchaft zu legen haben, während ein entmutigtes ſeinen Schutz in 
defenſiven Bündniſſen gegen Frankreich ſuchen würde. Dieſe Argumentation 
bezeichnete der Kaiſer als eine ihm vollſtändig einleuchtende und ſympathiſche. 

Nach dem oben erwähnten Dejeuner, zu dem Bismarck bei Napoleon geladen 
war, erkundigte ſich dieſer lebhaft nach der Richtung, welche Preußen angeſichts 
der Wirren in den Donaufürſtentümern einhalten würde. Die Ausſicht, daß 
dieſe Länder dermaleinſt dazu dienen könnten, Oeſtereich für Venetien zu ent⸗ 
ſchädigen, ließ ſich beſonders im Hinblick auf beſtimmte Andeutungen, welche 
der Geſchäftsträger Lefebvre Bismarck früher gegeben hatte, im Hintergrunde 
erkennen. Bismarck entgegnete, daß Preußens direktes Intereſſe an dem Schickſal 
der Donaufürſtentümer bisher nicht über die Sicherſtellung des deutſchen Ver— 
kehrs in denſelben hinausgehe, und daß Preußens Mitwirkung zu etwaiger 
Neugeſtaltung der Zukunft jener Länder durch die Notwendigkeit bedingt ſei, 
mit Rußland über eine für Preußen verhältnismäßig weniger wichtige Frage 
nicht in Verwicklungen zu geraten. Die Zuverläſſigkeit der freundſchaftlichen 
Verhältniſſe Preußens zu Rußlands und die Bedeutſamkeit ſeiner nachbarlichen 
Beziehungen machten es Preußen zur Pflicht, das ſeit lange zwiſchen den beiden 
Höfen beſtehenden Vertrauen nicht zu untergraben. Der Kaiſer ſchien der Wahr⸗ 
heit dieſer Bemerkung Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen. 

Napoleon entwickelte ſodann das Intereſſe, welches Europa daran habe, 
die Quelle anſteckender Krankheiten zu verſtopfen, welche, wie damals die Cholera, 
ihren Urſprung aus den Wallfahrten nach Mekka entnähmen und ſich durch die 
heimkehrenden Pilger dem Weiten mitteilten. Er glaubte, daß durch gemein- 
ſame Schritte der europäiſchen Mächte Gefahren dieſer Art erheblich vermindert 
werden könnten, und ſprach die Hoffnung aus, daß Preußen geneigt ſein würde, 
hierzu mitzuwirken. Obſchon Bismarck die Gefahr nicht verkannte, daß durch 
die Eingriffe in die Wallfahrtsangelegenheiten der Fanatismus der Mohamedaner 
erregt und der Orient, abſichtlich oder unabſichtlich, in Aufruhr verſetzt werden 
könnte, jo glaubte derſelbe doch in allgemeinen Worten die Ueberzeugung aus- 
ſprechen zu ſollen, daß Preußen ſich bei jedem Werke der Ziviliſation in jener 
Richtung bereitwillig beteiligen würde, ſoweit es in der Lage ſei, einen Einfluß 
in dieſen entfernteren Gegenden zu üben. 

Nach ſeinen allgemeinen Wahrnehmungen bezeichnete Bismarck die damalige 
Stimmung des Hofes in Biarritz als eine für Preußen äußerſt günftige. *) 


* 


1) Es entbehrt vollftändig der Unterlage, wenn Oskar Meding in feinen Memoiren 
Bd. II. S. 53 über die Biarritzer Entrevue bemerkt: „Obgleich der Kaiſer ſich über die 
Möglichkeiten der Zukunft nicht ausſprach, ſo machte er doch dem Grafen Bismarck den 
Eindruck, als hoffe er auf eine Niederlage Preußens und werde dann bereit ſein, gegen 
Entgelt Hilfe zu leiſten.“ 
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Die Gräfin Bismarck hatte fic) zunächſt bei der Kaiſerin Eugenie nur 
eingeſchrieben; vorgeſtellt wurden fie und die Comteſſe Marie der Kaiſerin erſt 
am 5. Oktober früh im Port vieux (bei ſtrömendem Regen !). Die Bismarckſche 
Familie hat wiederholt während des Aufenthalts in Biarritz die Kaiſerin dort 
geſehen und ſich ihrerſeits immer des freundlichſten und ungezwungenſten Ver— 
kehrs zu erfreuen gehabt. 

tachmittags war die Familie Bismarck regelmäßig bei der Muſik, die nach 
fünf Uhr auf dem großen plage des fous (vor dem Eingang zur Kaiſerlichen 
Villa) ſpielte, und wo ſich dann die ganze Biarritzer Badegeſellſchaft vereinigte. 
Oft kam auch der Hof dorthin und machte dort Cercle. 

Bismarck machte in der Villa Eugenie den beſten Eindruck. Ich ſchließe 
das aus der ſchmeichelhaften Bemerkung, welche Proſper Mérimée, der Freund 
der Kaiſerin Eugenie, über ihn gefällt hat. Der gedachte franzöſiſche Schrift— 
ſteller ſchreibt in einem Briefe, der preußiſche Miniſter habe ihm ſehr gut 
gefallen. „C'est un grand Allemand, trés poli, qui n'est point naif. II 
a l'air absolument dépourvu de Gemüth, mais plein d’esprit. II a fait 
ma conquéte.* 

Auch Mérimée beſtätigt, es habe eine lange Ausſprache zwiſchen Bismarck 
und Napoleon ſtattgefunden; über den Inhalt habe ihm aber weder der eine 
noch der andere etwas erzählt; der Eindruck Mérimées war, Bismarck fei 
höflich, aber ziemlich kalt aufgenommen worden. „Er hat mir einen guten 
Eindruck gemacht; er hat mehr Geiſt, als man bei den Deutſchen zu finden 
pflegt; ich möchte ihn eine Art diplomatiſchen Humboldt nennen.“ 

Zum Schluſſe erzählt Mérimée folgende ergötzliche Geſchichte, welche den 
Ton, der in der Villa Eugenie herrſchte, trefflich charakteriſirt. Eine der 
Damen der Kaiſerin, Frau v. N., welche Bismarck ſehr verehrte, wurde deshalb 
von den Bewohnern der Villa ſtark aufgezogen, indem ihr mit den Kühnheiten 
dieſes großen Mannes, die ſie zu begünſtigen ſchien, gedroht wurde. Dies 
brachte Proſper Mérimée auf den Gedanken, Bismarcks Kopf zu malen und, 
nachdem eine große Aehnlichkeit erzielt worden war, denſelben auszuſchneiden. 
Beim Einbruch der Nacht begaben ſich der Kaiſer, die Kaiſerin und Merimee 
in das Schlafzimmer der Frau v. N.; ſie legten den Kopf auf das Bett, eine 
Schlafrolle unter die Decke, um die durch einen menſchlichen Körper gebildete 
Erhöhung zum Ausdruck zu bringen; ſchließlich machte die Kaiſerin ein Taſchen⸗ 
tuch als Schlafmütze zurecht und legte es auf die Stirn des Bismarckkopfes. 
In dem Halbdunkel des Schlafzimmers war die Täuſchung eine vollendete. 
Nachdem die Kaiſerlichen Majeſtäten das Zimmer verlaſſen hatten, hielten 
Mérimée und die Geſellſchaft Frau v. N. noch einige Zeit zurück, damit der 
Kaiſer und die Kaiſerin am Ende des Ganges eine geſchützte Stellung nehmen 
konnten. Darauf machte jeder Miene, in ſein Schlafzimmer zu gehen. Frau 
v. N. trat in das ihrige, blieb darin einen Augenblick, um ſich aber dann heraus— 
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zuſtürzen, an die Thüre der Frau v. Lourmel zu klopfen und ihr mit einer 
jammernden Stimme zu jagen: „Il y a un homme dans mon lit!“ Leider 
blieb Madame de Lourmel nicht ernſthaft, und das Lachen der Kaiſerin am 
anderen Ende des Korridors verdarb ſchließlich das Spiel. Das Beſte erfuhr 
Merimee erſt ſpäter. Einer der Kammerdiener des Kaiſers war vorher ſchon 
in das Schlafzimmer der Frau v. N. eingetreten, hatte ſich aber, als er den 
Kopf im Bette bemerkte, lebhafte Entſchuldigungen ſtammelnd, zurückgezogen. 
Draußen aber erzählte er, es liege ein Mann in dem Bette. Einzelne hatten 
die Meinung geäußert, es ſei Herr v. N. geweſen, der ſeine Frau habe beſuchen 
wollen; aber dieſe Annahme ſei — als ganz unwahrſcheinlich — zurückgewieſen 
worden. Einer, welcher Mérimée bei der Arbeit des Bismarckkopfes beobachtet 
hatte, verhinderte, daß man der Sache weiter auf den Grund ging. 

Am 11. Oktober, abends ſpät, reiſten der Kaiſer und die Kaiſerin nach 
Paris ab. Graf Goltz und Herr v. Radowitz waren noch zum letzten Diner 
in der Villa Eugenie eingeladen und blieben dort, bis die Majeſtäten ſich in 
den Wagen ſetzten. Da Graf Bismarck ſich auf der Rückreiſe in Paris auf— 
halten wollte, hatte er keine formelle Abſchiedsaudienz in Biarritz gehabt. 

Am Tage der Abreiſe Napoleons von Biarritz brachte die „Provinzial 
Korreſpondenz“ einen längeren Artikel, in welchem die „ehrenvolle und herzliche 
Aufnahme“, welche Herr v. Bismarck bei dem Kaiſer gefunden habe, mit der 
Bemerkung erwähnt wurde, daß ſich der Kaiſer ganz offen ausgeſprochen habe. 
Dies gebe „eine Bürgſchaft für die unveränderte Fortdauer der erfreulichen Be— 
ziehungen, welche zwiſchen den beiden Regierungen ſeit längerer Zeit beſtehen 
und welchen es weſentlich mit zu verdanken iſt, daß die ſchleswig⸗holſteinſche 
Frage ihrer Löſung in deutſch-nationalem Sinn ebenſo wie im Intereſſe Preußens 
entgegengeführt werden konnte, ohne eine europäiſche Verwicklung zu veranlaſſen. 
Es iſt außer Zweifel, daß der Kaiſer Napoleon III. ſeine ebenſo beſonnene 
wie ehrenhafte und uneigennützige Politik, für welche ihm Deutſchland 
und Europa Dank wiſſen, auch ferner zu bewahren entſchloſſen iſt.“ 

An demſelben Tage (11. Oktober) wurde aus Paris gemeldet, Drouyn 
de Lhuys hat nach erfolgter Notifikation von der Gaſteiner Konvention und 
der Nachricht über ihren proviſoriſchen Charakter ein zweites Zirkular erlaſſen, 
worin er bekannt gab, daß er die erfolgten Verſicherungen mit Genugthuung 
entgegennehme. 1 

Sehen wir uns die Biarritzer Entrevue auch noch im Spiegel der fran— 
zöſiſchen Preſſe etwas näher an. Am 2. Oktober 1865 wurde dem „Courier 
de Bayonne“ aus Biarritz geſchrieben, da der Kaiſer erſt zwiſchen dem 10. 
und 15. Oktober in Paris erwartet werde, ſo werde Bismarck ihn noch in 
Biarritz antreffen; ein Beſuch desſelben ſei natürlich. Wenn dieſe Begegnung 
die Frage der Elbherzogtümer um einen Schritt fördern würde, ſo wäre das 


166 — 


ein Glück; aber die Hoffnung fei eine geringe; denn Bismarck komme nach 
Biarritz in der Eigenſchaft eines Touriſten und nicht als Botſchafter. 

Am 3. Oktober wurde demſelben Blatte aus Paris geſchrieben: es gebe 
in Europa nur ſehr wenige Menſchen, die ſo ſehr von ſich ſprechen machten 
als Bismarck. Augenblicklich unternehme er eine Reiſe nach Frankreich und 
ſei der Gegenſtand der ſchärfſten Beobachtung. Man konſtatirt, daß er nur 
wenige Stunden ſich in Paris aufgehalten. Man fragt, ob er von einem 
Sekretär der Botſchaft begleitet ſei, und man verſichert, daß er nur von zwei 
ſubalternen Beamten ſeines Miniſteriums begleitet ſei. Man fügt hinzu, er reiſe 
mit Frau und Tochter. Man iſt ſo begierig, über ihn etwas zu erfahren, 
als man es ſeinerzeit in Bezug auf d'Abd-el⸗Kader war. Gleichwohl trägt 
Bismarck keinen arabiſchen Mantel; er iſt gekleidet wie andre gewöhnliche 
Sterbliche; er iſt von keiner Cirkaſſierin begleitet. Wie kommt es doch, daß 
man ſich ſo ſehr für eine Perſönlichkeit intereſſirt, die wie andere Menſchen reiſt 
und die nichts an ſich hat, das geeignet wäre, die Augen der Menge auf ſich 
zu ziehen? Wir wollen das Rätſel löſen. Der Miniſter des Königs Wilhelm 
iſt eine machtvolle Individualität; er iſt kampfesluſtig, er hat ſtets zahlreiche 
Feinde und eine ſehr kleine Zahl von Alliirten gehabt, endlich hat er — 
unbekümmert um alle, ohne Rückſicht auf Deutſchland, ja ſelbſt auf Preußen, 
den Mut gehabt, ſein Ziel zu verfolgen und ſeine Projekte zu verwirklichen. 
Der Erfolg, umgeben von Gefahren, das iſt der Schlüſſel zu dem Geheimnis 
des Anſehens, das Bismarck beſitzt. In kurzer Zeit wird derjenige, der der 
Polignac der preußiſchen Monarchie zu werden drohte, geſiegt haben, ſowohl in 
ſeiner inneren wie in ſeiner äußeren Politik. Schon ſind Oeſterreich und die 
Mittelſtaaten nur noch die willfährigen Inſtrumente in der Hand des preußiſchen 
Miniſters. Die nächſte parlamentariſche Seſſion wird den Beweis erbringen, 
daß die Abgeordneten ihm Dank wiſſen für das, was er für die Macht Preußens 
gethan hat, und es iſt nicht unmöglich, daß ſie kein ſo energiſches Veto mehr 
einlegen gegen die militäriſchen Reformen, die man übrigens ohne ihren Willen 
durchführt. Immer waghalſig, wollte Bismarck durch ſeinen Beſuch in Frankreich 
zeigen, daß die neueſte Zirkulardepeſche des Miniſters Drouyn de Lhuys nicht 
in dem Maße, wie man es in Deutſchland glauben will, eine Verurteilung 
ſeiner Politik in Bezug auf die Elbherzogtümer iſt. 

In einem Blatt war die Rede, Bismarck ſei nach Biarritz gekommen ganz 
ebenſo, wie ſeinerzeit Graf Cavour den Kaiſer Napoleon in Plombieres beſuchte; 
das war gewiß vielſagend. 

Am 9. Oktober ſchrieb der Pariſer Korreſpondent eines Provinzblattes: 
Da Bismarck gemeinſchaftlich mit Napolen ſich in Biarritz aufhalte und den— 
ſelben bereits zweimal unter vier Augen geſehen habe, ſo erklärte man ſich die 
immer wieder hinausgeſchobene Abreiſe Napoleons von dort mit der Wichtigkeit 
der Verhandlungen, die er mit Bismarck einging, und die er nun auch zum 
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Abſchluß zu bringen wünſche. „Man will überdies genau wiſſen, um was 
es ſich bei dieſen geheimen Verhandlungen handelt. Eine belgiſche und eine 
ſchweizeriſche Zeitung wollten genau wiſſen, daß an dem und dem Tage, zu 
einer beſtimmten Stunde der Kaiſer, in einem Fauteuil ſitzend, und Bismarck 
auf einem Stuhle, bei geſchloſſenen Fenſtern, die Thüren wohl verſchloſſen, dies 
und jenes zu Bismarck geſagt habe, worauf dieſer ſo und ſo geantwortet habe. 
Darauf ſei dann die Annexion Belgiens durch Frankreich und die der Elb— 
herzogtümer durch Preußen beſchloſſen worden. „Es iſt alſo beſchloſſene Sache, 
daß wir den Rhein wieder nehmen, und daß Preußen dafür mit den Herzog— 
tümern entſchädigt wird. Kommt es dazu nicht, ſo wird man in allem Ernſt 
erzählen, das habe ſo ſein ſollen, das Projekt habe aber in Biarritz eine andere 
Richtung genommen.“ 

Am 10. Oktober verlautete in Paris, Fürſt Metternich ſei nach Wien 
gerufen worden, weil die Anweſenheit Bismarcks in Biarritz die öſterreichiſchen 
politiſchen Kreiſe ernſthaft zu beunruhigen beginne. 

Unterm 13. Oktober wurde dem „Courier de Bayonne“ geſchrieben: Es 
ſei vergebens, ſich die Bedeutung von Bismarcks Reiſe zu verhehlen. In 
Deutſchland betrachte man ſeine Aufnahme durch Napoleon gewiſſermaßen als 
die Billigung ſeiner Politik durch Napoleon. 

Im Gegenſatze hierzu erhielt der „Nord“ eine Nachricht aus Biarritz, 
worin geſagt war, der Empfang Bismarcks durch den Kaiſer ſei ein recht kalter 
geweſen. Das „Memorial Diplomatique“ brachte ein Entrefilet, welches zu 
verſtehen gab, Bismarcks Aufnahme in Biarritz habe nicht die politiſche Be— 
deutung gehabt, welche ihr die preußiſchen Zeitungen beimeſſen. 


* 


Die Famlilie Bismarck blieb nach Napoleons Abreiſe von Biarritz daſelbſt 
noch bis Ende Oktober. Graf Goltz und Herr v. Radowitz reiſten gleich nach 
dem Hofe, am 12. Oktober, nach Paris zurück. In Biarritz waren mit Bis- 
mards, ſeit dem 8. Oktober, Herr und Frau v. Savigny. An Fürſtlichkeiten 
waren nach dem Abgange des franzöſiſchen Hofes geblieben: die Großfürſtin 
Katharina von Rußland mit ihrem Gemahl, dem Herzog Georg von Mecklenburg. 

Am 1. November kam Graf Bismarck mit Familie in Paris an und ftieg 
im Hotel du Rhin ab; Herr v. Savigny war mit ihm gereiſt. Am 2. No— 
vember fand für Bismarck auf der preußiſchen Botſchaft ein Herrendiner ftatt, 
an dem, außer den Herren der Botſchaft, Graf Goltz, Graf Solms, Herr 
v. Radowitz, Graf Lynar, Baron Saurma, noch teilnahmen: der ruſſiſche 
Botſchafter Baron Budberg, der italieniſche Geſandte Nigra, der ſächſiſche 
Geſandte Graf Seebach und der öſterreichiſche Geſchäftsträger Graf Müllinen. 
Nach dem Diner hatte Bismarck mit Drouyn de Lhuys, Budberg und Nigra 
längere Geſpräche. 
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An demſelben Tage hörten Bismarck und ſeine Tochter das Konzert an, 
das die Muſikkapelle des 34. Regiments, der pommerſchen Füſiliere, im Zirkus 
des Champs Elyſées gab. Dieſe Kapelle erregte in Paris Aufſehen. Jedermann 
wollte ſie ſehen, um ihre Uniformen zu bewundern, jedermann wollte ihre aus— 
gezeichnete Muſik hören. Am 3. November wurde Bismarck von dem Kaiſer 
in Saint-Cloud empfangen, und dabei find noch einmal die ſchwebenden Fragen, 
über die Bismarck ſich unterrichten wollte, genügend für ſeine Informationen 
erörtert worden. 

Einen ausgezeichneten Eindruck machten die Beſtellungen, welche die 
preußiſche Regierung bei den Rhedern in Bordeaux vornahm. Man ſchätzte 
die Summe, welche hierfür ausgeworfen war, auf fünfundzwanzig Millionen 
Franken. Die Beſtellungen erfolgten bei der Werft von Arman in Bordeaux, 
welche Bismarck auf ſeiner Rückreiſe aus Biarritz einer eingehenden Unter— 
ſuchung unterzog. 

Die Pariſer Preſſe konſtatirte, daß der äußere Eindruck Bismarcks ein 
günſtiger geweſen fei. „On lui a trouvé une physionomie fixe et douce 
faisant contraste avec le sans-facon, j’allais dire la brutalité de sa 
politique. On a remarqué la beauté et les cheveux blonds de MIl. de 
Bismarck. Bref, le dehors du ministre et de son entourage ont effacé 
un peu de l’impression produite de sa politique.“ 

Ein anderer Pariſer Korreſpondent faßte die Situation wie folgt zuſammen: 
»Malgré l'accueil fait à M. de Bismarck et aux clarinettes du 34e 
régiment de fusiliers de Poméranie, tenez pour certain que nous avons 
gardé une indépendance complete à l’égard de la Prusse. M. de Bis- 
marck voudrait frapper de grands coups; le gouvernement francais désire 
au contraire que la paix ne soit troublée sous aucun pretexte!“ !) 

Am 5. November iſt Bismarck zur Jagd bei Rothſchild in Ferrières geweſen 
und am 6. mit ſeiner Familie nach Berlin zurückgereiſt. 

Am 8. November 1865 ſchrieb die „Provinzal-Korreſpondenz“: Alle Nach— 
richten aus Paris ſtimmten darin überein, daß Graf Bismarck überall in der 
fr anzöſiſchen Hauptſtadt, beſonders aber von ſeiten des Kaiſers, mit überaus 
großer Aufmerkſamkeit und Auszeichnung empfangen worden iſt. 


* 


Wenn Bismarck heute das Schloß wiederſähe, woſelbſt er 1865 ſo erfolg— 
reiche Politik getrieben hat, ſo würde er darüber nicht erbaut ſein. Nach dem 
Zuſammenbruch des Kaiſerreichs wurde die „Villa Eugenie“ mit dem dieſelbe 
umgebenden großen Terrain von der Kaiſerin Eugenie, wie man mir ſagte, 


1) Bemerkungen des „Conſtitutionnel“ über den Beſuch Bismarcks in Paris, vergleiche 
die , National-Beitung” Nr. 566 vom 2. 12. 1865. Urteil Proſper Mérimées in deſſen 
Lettres, Band II. S. 154. 
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für den Preis von drei Millionen Franken an eine Pariſer Geſellſchaft vere 
kauft, welche die ganze Beſitzung demnächſt parzellirte. Das iſt ſehr zu bedauern. 
Es wäre weit pietätvoller geweſen, wenn die Kaiſerin aus ihrer Villa ein 
Krankenhaus für diejenigen franzöſiſchen Soldaten geſtiftet hätte, die ihr Blut 
in den Feldzügen ihres Mannes vergoſſen, oder wenn ſie dieſelbe der Stadt 
geſchenkt hätte zur Etablirung eines ſtädtiſchen Kaſinos oder als Sitz der Mairie. 

Statt deſſen iſt die Villa vollſtändig umgebaut, durch einen zu dem 
urſprünglich harmoniſchen Bau in gar keinem Verhältniſſe ſtehenden mächtigen 
Seitenflügel erweitert und zu einem Hotel umgeſtaltet worden, das den ſtolzen 
Titel „Hotel du Palais“ führt. Von der alten Herrlichkeit ſind nur noch 
wenig Spuren vorhanden, ſo die Kaiſerlichen Initialen N. E. auf dem Fußboden 
beim Eingang in das Veſtibül, auf den Thürſchlöſſern und dem Kamin im 
großen Empfangsſalon. Der das Schloß umgebende Park iſt bis auf drei bis 
vier Morgen zuſammengeſchrumpft; der Reſt iſt in private Hände übergegangen 
und allmälich mit Privathäuſern und Hotels bebaut worden. Auch die ruſſiſche 
Kirche ſteht auf dem Boden des alten Kaiſerlichen Schloſſes. Die Preiſe in dem 
Palaſt⸗Hotel ſind dieſelben wie in den übrigen erſten Hotels von Biarritz. Nur 
eine Stelle in dem Tarif des Hotels iſt mir aufgefallen: „Pour les petits 
chiens il est compté par jour à 5 francs. Les gros chiens ne sont pas 
admis dans l’hotel.“ Hoffen wir, daß bei Regulirung dieſes Preiſes die 
Abſchreckungstheorie mitgeſpielt hat. 


Bismarck im Antiquariat. 


Bismark im Antiquariat. 


Wenn mich jemand über das Maß der Berühmtheit einer Perſönlichkeit 
fragen würde, ſo wüßte ich ihm keinen beſſeren Rat zu geben, als in ein Ge— 
ſchäft zu gehen, wo mit Autographen ein Handel en gros betrieben wird, und 
dort einen Brief des Betreffenden vorzulegen. Wenn der Händler das Auto— 
graph mitleidig lächelnd zurückweiſt, dann iſt der Name des Verfaſſers noch ſo 
gut wie unbekannt; je populärer und bedeutſamer derſelbe aber iſt, um ſo 
mehr wird der Händler für das Schriftſtück bieten, zumal wenn der Inhalt 
desſelben auch noch Intereſſe bietet; der Gipfel der Berühmtheit iſt erreicht, 
wenn man nach dem Inhalt des Schriftſtückes gar nicht mehr fragt und ſich 
ſchon mit der Unterſchrift allein begnügt, mag dieſelbe unter einem noch ſo 
gleichgiltigen Inhalt ſtehen, zum Beiſpiel unter einer Quittung, einer Cin- 
ladungszuſage oder gar einem gerichtlichen Aktenſtücke. Eine Berühmtheit dieſer 
letzten Gattung — heutzutage auch nicht annähernd mit irgend einem gekrönten 
Haupte der Welt vergleichbar — iſt Bismarck. Schon im Jahre 1847, alſo 
in ſeinem zweiunddreißigſten Lebensjahre, war er zu einer politiſchen Perſönlich— 
keit geworden. War es doch der liberalen Preſſe gelungen, aus Bismarck in- 
folge ſeines erſten parlamentariſchen Auftretens eine Figur zu machen, die halb 
Schreckgeſpenſt, halb lächerlicher Popanz war; den lächerlichen Popanz mußte 
ſie freilich bald fallen laſſen; um ſo feſter hat ſie aber an dem Schreckgeſpenſt 
gehalten und damit bis in eine ſpäte Zeit hinein die alten politiſchen Kinder 
fürchten gemacht. 

Während ſeiner Geſandtenzeit in Frankfurt am Main, Petersburg und 
Paris trat Bismarcks Berühmtheit verhältnismäßig zurück. Ein Geſandter hat 
nur die Inſtruktionen ſeiner Regierung auszuführen und bleibt deshalb immer 
mehr oder minder im Schatten ſeines Chefs. In Frankfurt lag das Verhältnis 
wegen der Teilnahme Bismarcks an den Beratungen der Bundesverſammlung 
allerdings etwas anders. Dieſe letzteren Beratungen waren aber geheim, und 
die immenſe Bedeutung der politiſchen Korreſpondenz, welche der preußiſche 
Bundestagsgeſandte damals mit dem Minifter Freiherrn von Manteuffel und 
zum Schluſſe kurze Zeit mit dem Freiherrn von Schleinitz geführt hat, iſt erſt 
bekannt geworden, als dieſelbe von mir, mit Bismarcks Erlaubnis, in den Jahren 
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1882—1884 publiziert worden ijt. Wer zur Geſandtenzeit Bismarcks ein Auto⸗ 
graph desſelben hätte in den Verkehr bringen wollen, würde damit nicht viel 
Glück gehabt haben. Während der Konfliktszeit ſtieg Bismarcks Berühmtheit, 
und er war zu dieſer Zeit bereits Gegenſtand der ſchärfſten Beobachtung. Wie 
kam es doch, daß man ſich ſo ſehr für ihn intereſſirte? Bismarck war eben 
eine machtvolle Individualität, kampfluſtig und kühn in ſeinen Konzeptionen, 
erfolgreich auf der ganzen Linie. Bismarck glaubte felſenfeſt an den Erfolg 
ſeiner Politik und hat dieſem Glauben auch ſicher geſprächsweiſe Ausdruck ge— 
geben, wenn auch die ihm in den Mund gelegte, in das Jahr 1863 fallende 
Aeußerung: er würde in zwei Jahren der populärſte Mann im Staate ſein, 
beſtritten wird.!) Nach dem Blindſchen Attentat, alſo im Mai 1866, ſoll 
Bismarck eine ähnliche Redewendung gebraucht haben: „Jetzt möchte mich das 
Volk aufhängen, aber in einigen Jahren werde ich der beliebteſte Mann in 
ganz Deutſchland ſein!“ Dieſe Prophezeiung iſt jedenfalls buchſtäblich ein— 
getroffen, und zwar ſchon gleich nach Königgrätz. Nach 1870 hat der Glanz 
ſeines Namens den Gipfel erreicht, der nun keiner Steigerung mehr fähig iſt. 
In gleichem Verhältnis iſt auch der Preis geſtiegen, der für ſeine Schriftſtücke 
im Handel gezahlt wird. Seit dieſer Zeit wird auf Bismarck⸗Autographen 
foͤrmlich Jagd gemacht. Er könnte ſich mit ſeiner Unterſchrift allein noch heute 
leicht eine Million verdienen. Eine mit ſeiner Unterſchrift verſehene Photographie 
in Kabinetsformat iſt mir kürzlich für dreißig Mark zum Kaufe angeboten worden. 
Daß Fürſt Bismarck, welcher den Unfug kennt, der mit feiner Unterſchrift bis- 
weilen getrieben worden ijt, mit der Hergabe derſelben geist, kann nicht wunder- 
nehmen; fort und fort laufen Geſuche um Photographien Bismarcks mit ſeiner 
Unterſchrift in Friedrichsruh ein, denen natürlich nicht entſprochen werden kann. 
Eine dem Haufe Bismarcks ſehr befreundete Dame, ſelbſt in Varzin und Friedrichs— 
ruh ein gern geſehener Gaſt, beſitzt keine Unterſchrift des Fürſten. Auf ihre 
Bitte darum erwiderte Bismarck, er vergebe an Private grundſätzlich keine Auto- 
graphen; fie würden ſonſt alle kommen. „Ich will Sie aber mit etwas Wert- 
vollerem entſchädigen,“ ſagte er, und damit holte er aus ſeinem Arbeitszimmer 
ein Briefcouvert heraus, worauf der Kaiſer ſeine, des Kanzlers, Adreſſe eigen- 
händig geſchrieben hatte. „Das nehmen Sie und bewahren Sie es wohl zum 
Andenken an den ritterlichſten unter den Königen.“ 

Seit dem Herbſt 1887 verfolge ich die Kataloge von zur Verſteigerung 
gelangenden Autographen und habe dabei manchen Fund gemacht, der ſich in 
meiner Bismard-Biographie verwerten läßt. Der älteſte dabei zu Tage getretene 
Brief Bismarcks, der freihändig in den Beſitz eines bekannten Berliner Auto— 
graphenſammlers überging, iſt an den Rittmeiſter von Arnſtädt in Groß⸗Kreutz 
gerichtet und lautet: 


5. Vergl. mein Werk: Erinnerungen aus dem Leben von Hans Viktor von Unruh. 
Stuttgart 1895, S. 346. 


* 
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An den Rittmeiſter von Arnſtädt in Groß-ftreuß. 
Berlin, den 28. Januar 1850. 
Verehrteſter Freund! 


„Sie ſagen, daß Sie auf meine Antwort wegen der Vereinsſache geſpannt 
ſind; Sie werden wenig darin finden, was dieſe Spannung befriedigt. Das 
Uebel liegt in der Geſetzgebung; das einzige, was dieſe geftattet, habe ich bee 
trieben, nämlich Anweiſung der Potsdamer Regierung zur ſtrengeren Kontrolle 
dieſes Vereins durch die Polizeibeamten und Benutzung der Sache bei der Be— 
ratung des Vereinsgeſetzes in der Kommiſſion, der ich angehöre, und bei den 
Miniſtern. In letzterer Richtung hat meine Schilderung der Wirkungen dieſes 
als Beiſpiel benutzten Vereins in der That weſentlich dazu beigetragen, bei 
Miniſtern und Kommiſſion mehrere Verſchärfungen der Geſetze gegen Vereine 
herbeizuführen. Wenn aber mein Antrag auf gänzliche Unterdrückung der Vereine 
auf vorläufig ein Jahr nicht durchgeht, ſo hilft die Sache doch nicht viel. Von 
dem angeblichen Siege der Regierung in der Botſchaftsſache, am Sonnabend, 
werden Sie in den Zeitungen ſchon geleſen haben. Noch ein ſolcher Sieg, und 
wir ſind verloren. Mündlich Näheres über die geſpielten Intriguen. 

„Nach Ihren Nachrichten habe ich wenig Ausſicht bei der Wahl am 31. 
Indes, man muß abwarten und ſehen. 

„Ich möchte am 30. ſelbſt nach Brandenburg, vorher aber gern in Kreutz 
vorſprechen. Ich weiß nur nicht, wann und wie die Züge gehn, und was am 
Mittwoch in der Kammer vor iſt; ob man nicht vielleicht hier ſein muß. Die 
Fideikommiſſe fielen wieder mit einer Stimme vorgeſtern. 

„Sind Sie der Meinung, daß gar keine Ausſicht für die Wahl iſt, ſo 
iſt es allerdings ſchlauer, wenn ich mich in Brandenburg nicht weiter bemühe. 
Ich bringe eben heraus, daß ein Zug morgens um 11 Uhr von hier geht, wenn 
Sie erlauben, werde ich alſo mit dieſem am Mittwoch, den 30. bei Ihnen 
eintreffen. Bis dahin leben Sie wohl und legen Sie mich der gnädigſten Frau 
zu Füßen. a 

Der Ihrige 
von Bismarck.“ 


Aus der Frankfurter Geſandtenzeit fand ich einen an den Königlich ſächſiſchen 
Oberſten und Militärbevollmächtigten von Spiegel gerichteten Brief, worin 
Bismarck ſein Nichterſcheinen bei einem Diner mit Rückſicht auf das Eintreffen 
des Herrn von Balan, preußiſchen Geſandten in Stuttgart, entſchuldigt. Vom 
9. Juli 1863 datirt ein Brief Bismarcks aus Karlsbad an den Freiherrn von 
Rothſchild, worin es ſich um eine Anlage handelt, die der Miniſterpräſident zur 
Kenntnis des Königs brachte; ein vier Seiten langer eigenhändiger Brief 
Bismarcks vom 30. Juni 1864 beſchäftigt ſich mit der Erweiterung ſeines 
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Varziner Grundbeſitzes (Preis 200 M.); ein Brief Bismarcks an den Grafen 
von Bismarck-Bohlen, d. d. 24. Mai 1864, betraf die Erwerbung von 
Wrangelsburg für den Feldmarſchall Grafen von Wrangel. In einem Briefe, 
d. d. 4. Februar 1864, gerichtet an den damaligen Kronprinzen, ſpäteren 
Kaiſer Friedrich, empfiehlt Bismarck einen jungen Mann zur Einſtellung in eine 
dienſtliche Stelle. Der Brief iſt unterzeichnet: Eurer Kgl. Hoheit unterthänigſter 
von Bismarck. Der Brief erzielte 105 Mark. In einem andern Schreiben 
vom Spätherbſt 1864 entſchuldigt ſich Bismarck bei der Prinzeſſin Friedrich 
Karl, weil er einer Einladung derſelben nicht Folge leiſten kann. Am 11. No» 
vember 1871 kündigt der Staatsmann dem Vetter Guſtav zu Putlitz gewiſſe 
auf den Lehengütern ſtehende Kapitalien, um ſeine Lauenburger Güter möglichſt 
ſchuldenfrei zu machen; in einem an den Regierungspräſidenten Bitter gerichteten 
Briefe, d. d. 30. November 1874, freut ſich der Kanzler, ſeine ſeit frühem 
Lebensalter beſtehenden Beziehungen zu demſelben zu erneuern. Selbſt ein 
Strafantrag Bismarcks, d. d. Varzin, 4. Juli 1882, gerichtet gegen die 
Zeitſchrift „Deutſche Union“ in Berlin „wegen Beleidigung des Unterzeichneten 
in Beziehung auf ſeinen Beruf“, kommt zum Verkauf. Von einem Briefe 
Bismarcks aus dem September 1865 kommt nur das zweite Blatt des Briefes 
in den Handel; es ſind im ganzen nur neun Zeilen folgenden Inhalts: 


„können, ſo daß ich den Abend in Berlin zu ſein hoffe, vielleicht mit dem erſten 
Stettiner Zuge am Freitag erſt. Sie haben wohl die Güte, dies einem der 
Herren Miniſter mit der Bitte mitzuteilen, dieſe Verſpätung bei Sr. M. ente 
ſchuldigen zu wollen. Mit aufrichtiger Hochachtung 


Ew. Hochwohlgeboren 
ergebenſter 


v. Bismarck.“ 


Augenſcheinlich waren die beiden erſten Briefſeiten ſo intimer Natur, daß 
der Beſitzer ſich doch geſchämt hat, dieſelben auf den Markt zu werfen; vielleicht 
hätte ihr Inhalt ihn auch ſelbſt verraten. Der Erlös dafür in der Auktion 
betrug einundzwanzig Mark. Er war ſehr niedrig; der Händler bemerkte mir, 
er habe ſich zum mindeſten vierzig Mark verſprochen; zwanzig Mark bringe ihm 
ſchon ein Brief des Grafen Herbert Bismarck ein, wovon er mir ſogleich zwei 
zur Anſicht vorlegte. Der erſte, an den vorerwähnten damaligen Unterſtaats— 
ſekretär Bitter gerichtet, lautet: 


Friedrichsrub, den 21. Mai 1873. 
„Ew. Hochwohlgeboren ſehr geehrtes Schreiben hat mein Vater heute mit 
Dank erhalten und mich beauftragt, Ihnen zu ſagen, daß er ſich ſehr freuen 
würde, Sie am nächſten Dienstag hier zu ſehen. Noch lieber würde es meinem 
Vater ſein, Ew. Hochwohlgeboren ſtatt um 1 Uhr, zu Tiſche um 5 Uhr bei ſich 
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zu ſehen, und läßt er Sie bitten, wenn Ihnen das paßt, ihm die Ehre zu geben, 
am kommenden Dienstag im Ueberrock hier bei ihm zu eſſen. 
„Mit der vorzüglichſten Hochachtung 
zeichne ich mich 
Ew. Hochwohlgeboren 
ganz ergebenſter 


Graf Herbert Bismarck.“ 


Ein zweiter an dieſelbe Adreſſe gerichteter Brief des Grafen Herbert 


Bismarck lautet: 
Berlin, den 20. März 1879. 


Verehrteſter Herr Staatsſekretär!!) 

„Der Wegebaukünſtler, über deſſen Thätigkeit in Lauenburg ich geſtern mir 
Ihnen Vortrag zu halten erlaubte, heißt B., ſeine Titulatur kenne ich leider 
nicht. Ich habe meinem Vater von der Petition des Schwarzenbeker Gemeinde⸗ 
vorſtehers wegen der anderweitigen Gutsbezirks⸗Einteilung von Aumühle ge 
ſprochen; es war ihm nicht ganz klar, wie die Gemeinde Schwarzenbek die 
Zulegung der Gemeinde Aumühle beanſpruchen könne, und vermutet er, daß 
letztere mit dem herrſchaftlichen Bezirk vereinigt werden will? Dem würde er 
ſich aber ganz beſtimmt widerſetzen: er würde Ihnen ſehr dankbar ſein, wenn 
Sie ihm eine kurze Mitteilung über die Begründung der Petition und über den 
darauf von hier intendirten Beſcheid zugehen laſſen wollten, da ihn dieſe Sache, 
wie alle lauenburgiſchen, intereſſirt, und ſeine perſönlichen Beſitzverhältniſſe 
dadurch berührt werden. 

„Ich werde mir erlauben, gegen 12 Uhr wieder auf dem Miniſterium an⸗ 
zufragen, ob Sie noch empfangen können. 

„In ausgezeichneter Hochachtung bin ich 

Ew. Hochwohlgeboren 
ganz gehorſamſter 
Gf. Bismarck.“ 


Der Erlös des erſten dieſer Briefe des Grafen Herbert Bismarck betrug 
elf Mark, der zweite brachte ſiebenzehn Mark. 

Am bedeutſamſten von allen mir bekannten Bismarck-Autographen, die 
durch die Hände von Händlern gingen, iſt wohl ein Brief Bismarcks, d. d. 
Varzin, 30. November 1879, betreffend das Schankſteuergeſetz. Der Adreſſat 
iſt nicht genannt, derſelbe kann aber für Kenner der Situation kein Geheimnis 
ſein. Der Brief iſt ganz von der Hand des Grafen Herbert Bismarck (dem 
letztern wohl in die Feder diktirt) und trägt nur die Unterſchrift des Fürſten. 
Zur Erläuterung des bisher unveröffentlichten Briefes bemerke ich Nachſtehendes: 


1) Bitter war um dieſe Zeit Unterſtaatsſekretär im preußiſchen Miniſterium des 
Innern. Graf Bismarck gibt ihm aus Courtoiſie den Titel „Staatsſekretär“. 
Poſchinger, Bismarck-⸗ Portefeuille I, 12 
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Am 8. November 1879 legte die preußiſche Regierung dem Landtage einen 
Geſetzentwurf, betreffend die Steuer vom Betriebe geiſtiger Getränke, vor, welcher 
den Gemeinden eine bisher nicht in dem zuläſſigen Maße berückſichtigte Steuer⸗ 
quelle eröffnen und zugleich den Zudrang zu einem Gewerbe einſchränken ſollte, 
deſſen übermäßiges Anwachſen in wirtſchaftlicher und ſittlicher Beziehung nach— 
teilig wirkte. 

Das vorſtehend bezeichnete Ziel ſuchte der Geſetzentwurf dadurch zu er- 
reichen, daß 

alle Geſchäfte, welche ſich mit dem Ausſchanke geiſtiger Getränke irgend 

einer Art ſowie mit dem Kleinhandel von Spiritus und Branntwein be— 

faßten, einer beſonderen Abgabe unterworfen werden ſollten, welche zwar 
als Staatsſteuer veranlagt und erhoben, deren Ertrag aber den Gemeinden 
überwieſen werden ſollte. 

Bei der erſten Beratung der Vorlage im Abgeordnetenhauſe (18. November) 
ſprachen gegen den Entwurf die Abgeordneten Zelle, Grambrecht, Dr. Petri 
und Reichenſperger (Cöln), für den Entwurf Dr. Kropatſcheck, Dr. Bitter, 
Stroſſer und der Finanzminiſter Bitter, worauf die Vorlage an eine Kommiſſion 
von einundzwanzig Mitgliedern verwieſen wurde.!) 

Bei der erſten Leſung in der Kommiſſion (26. November 1879) wurde 
der ſehr einſchneidende Beſchluß gefaßt, die Steuer auf Branntwein zu beſchränken, 
die Steuer auf den Ausſchank von Bier und Wein alſo ganz fallen zu laſſen. 

Bei der zweiten Leſung (27. November) wurde dieſer Beſchluß beſtätigt. 
Die Regierungskommiſſare fanden den Beſchluß ſo präjudizirlich, daß ſie erklärten, 
ihre ferneren Erklärungen könnten nur noch als „perſönliche Aeußerungen“ 
angeſehen werden.) 

In dieſem bereits etwas verzweifelten Stadium wurde augenſcheinlich die 
Entſcheidung Bismarcks darüber eingeholt, ob bei dieſer Sachlage die Regierung 
noch auf eine Weiterberatung der Vorlage Wert lege, oder ob ſie vorziehe, 
dieſelbe zurückzuziehen. Daraufhin ergingen die nachſtehenden Direktiven: 


Varzin, 30. November 1879. 
„Eurer Excellenz danke ich für die Mitteilung über das Schankſteuergeſetz, 
welche Sie mir durch Tiedemann haben machen laſſen. Ich bin in meiner 
Ueberzeugung nicht zweifelhaft, daß wir vor den Kommiſſionsbeſchlüſſen nicht 
die Flagge ſtreichen dürfen, ohne uns der Verdächtigung auszuſetzen, daß es 
uns mit dem Geſetz überhaupt nicht ſehr ernſt geweſen wäre. Unſere Gegner 
begehen mit der Ablehnung des Geſetzes einen taktiſchen Fehler, und wir würden 


1) Stenograpbiſcher Bericht über die elfte Sitzung am 18. November 1879, S. 207 
bis 226. 

2) Das Ergebnis der Kommiſſionsberatung erhellt aus der Druckſache Nr. 121 des 
Hauſes der Abgeordneten, 14. Legislaturperiode, I. Seſſion 1879. 
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nicht gut thun, ihnen durch verfrühte Zurückziehung des Geſetzes einen Teil 
davon abzunehmen, das heißt von der Verantwortlidfeit dafür. 

„Wir dürfen uns auch die Gelegenheit nicht abſchneiden, in der Plenar⸗ 
diskuſſion die Nützlichkeit des Geſetzes in dem vollen Umfange unſerer Vorlage 
mit allen dafür ſprechenden Motiven öffentlich zu begründen. Bisher iſt meiner 
Anſicht nach in der Diskuſſion die finanzielle Seite der Sache zu ſehr 
zurückgetreten hinter der Moralitätsfrage der Verminderung des Branntwein⸗ 
genuſſes. Die Wirkung in letzterer Richtung halte ich für gering; in Rußland 
koſtet, ſoviel ich weiß, die Licenz 500 Rubel. und die Trunkſucht leidet dadurch 
keine Einbuße. Würde bei uns dennoch eine Wirkung in dieſer Richtung er- 
reicht, ſo wäre das ja ſehr nützlich; aber nur das Getränk des gemeinen Mannes 
zu treffen, dagegen die Völlerei und die Zeitvergeudung, inkluſive Branntwein⸗ 
genuß, in den Bier- und Weinkneipen frei zu laſſen, wäre nach mehr als einer 
Seite hin ein Fehler. 

„Der Schnaps mag als Getränk in der Häuslichkeit ſchlimmer wirken 
als Bier und Wein, aber beim Ausſchank in öffentlicher Kneipe tragen Bier 
und Wein zur Verbummelung ihrer Konſumenten vielleicht mehr bei — weil 
ihre Verzehrung viel mehr Zeit in Anſpruch nimmt. !) Dies alles find aber 
doch nur Nebenzwecke; wir haben bei der Vorlage nicht die Volkserziehung, 
jondern den Gel dertrag im Auge gehabt, und von dem würde nicht viel übrig 
bleiben, wenn alle Schankſtätten ausſcheiden, die nicht ausſchließlich dem Schnaps 
gewidmet ſind. 

„Das Zurückziehen einer Vorlage, ohne daß ſie abgelehnt ſei, ſchwächt 
jederzeit die Regierung viel mehr als eine Ablehnung. Hier aber glaube ich, 
daß die Ablehnung durch das Plenum uns gegen diejenigen, welche abgelehnt 
haben, eine Waffe für die Zukunft gibt. 

„Ich kann in dieſer Ueberzeugung nur auf das dringendſte dazu raten, 
daß wir fortfahren, die Vorlage mit Feſtigkeit zu vertreten und ſelbſt, wenn 
ſie im Abgeordnetenhauſe uns nicht in annehmbarer Form bewilligt wird, dann 
doch die Diskuſſion der Sache im Herrenhauſe uns womöglich nicht abſchneiden 
laſſen. Wir können dort die Breſchen, welche die Abgeordneten machen, durch 
Amendirung vielleicht wieder ausfüllen. 

„Ich bin nicht ganz überzeugt davon, daß wir wohlthun, die Vorlage 
zurückzuziehen, wenn wir ſie ſchließlich auch nur für Branntwein durchbringen; 


1) In dem Artikel „Einige Worte zur Hebung des Parlaments und des Volks⸗ 
wohls“ im Dezemberheft 1895 der „Deutſchen Revue“ iſt eine Bierſchankſteuer von 
1 bis 2 Pfg. pro Liter wieder in Anregung gebracht worden. Dieſe Schankſteuer würde 
bei dem jährlichen Konſum von 5 Milliarden Liter circa 50 bis 100 Millionen einbringen 
und für die wohlhabenden Biertrinker kaum fühlbar ſein, aber viele Parlamentarier ꝛc. 
befürchten den Widerſtand der Bierphiliſter ꝛc. gegen eine ſolche Steuer, welche die direkten 
Steuern entlaſten und zur Koloniſation im Innern benutzt werden konnte. 
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es würde fid) dann bald ergeben, daß der Branntweinausſchank ſich in die 
Wein⸗ und Bierkneipen verlegt, und man würde dann Anlaß haben, neue Vor— 
lagen einzubringen, um nicht die Kneipe „des armen Mannes“ ausſchließlich 
zu beſteuern. Nur in Bezug auf die Höhe der Sätze ſollten wir meines Ere 
achtens unerbittlich ſein. Wir dürfen uns mit Kleinigkeiten nicht abfinden laſſen. 

„Die analoge Elſäſſer Vorlage halte ich für uns im Bundesrat nicht an— 
nehmbar, wenn ſie nicht mit der preußiſchen in Uebereinſtimmung geſetzt wird. 


von Bismarck.“ 


Bei der zweiten Beratung des Geſetzes (21. Januar 1880) erklärte der 
Finanzminiſter Bitter, die Staatsregierung ſtehe den beſchloſſenen Abänderungen 
gegenüber auf demſelben Standpunkt, auf dem fie bei Einbringung der Geſetzes— 
vorlage geſtanden habe, und fie lege den größten Wert darauf, daß in dem 8 1 
des Geſetzentwurfs Bier und Wein nicht ausgeſchloſſen würden. Das Ab— 
geordnetenhaus lehnte in derſelben Sitzung den Entwurf in allen ſeinen Teilen ab. 

Die Frage endlich, wie es möglich iſt, daß ſolche denkwürdige Schriftſtücke 
in ein Antiquariat wandern, beantwortet ſie ſehr einfach: Die Not ihrer Beſitzer 
treibt die Briefe in den Autographenhandel. Der erſte Beſitzer wird ſich ſelten 
zu einer Verſilberung derſelben verſtehen, aber er ſchenkt das Autograph einem 
Freunde oder, was noch wahrſcheinlicher iſt, einer Freundin, von da wandert 
der Brief in der Regel in den Beſitz eines Autographenſammlers, von dieſem, 
oft im Wege des Tauſches, an einen zweiten Sammler und ſchließlich in das 
Antiquariat zur Verſteigerung. Es iſt traurig, aber wahr!!) 

In neueſter Zeit kamen, ſoviel mir bekannt iſt, noch folgende Bismarck— 
Briefe unter den Hammer: 

Eigenhändiger Brief, d. d. Frankfurt a. M., 16. April 1854, an den 
Grafen Walderſee, Kommandeur der Bundestruppen in Frankfurt a. M. 
Bismarck teilt ihm mit, daß für den General von Schmerling der Stern zum 
Roten Adler⸗Orden 2. Klaſſe angekommen ſei und daß er ihn bereits überſandt 
hätte, „als Oſterei“. 

Eigenhändiger Brief mit Unterſchrift, d. d. Nauheim, 2. September 1859, 
an ſeinen damaligen Vorgeſetzten, den Miniſter des Auswärtigen Freiherrn 
von Schleinitz. — Obgleich ihm die Badekur gut bekommen, ſo iſt er doch noch 
weit entfernt von der früheren Rüſtigkeit, und die Aerzte raten ihm dringend 
noch längere Schonung. Er bittet daher um einen mehrwöchentlichen Urlaub, 
bevor er ſeinen Poſten als Geſandter in Petersburg antritt. Sehr ſchmerzlich 


1) Daß ſelbſt ein Strafantrag des Altreichskanzlers Geld eintragen würde, hatte der 
Unterzeichner wohl nicht erwartet. Ein Strafantrag Bismarcks d. d. Varzin, 4. Juli 1882 
„wegen Beleidigung des Unterzeichneten in Beziehung auf ſeinen Beruf“ gegen die Zeitſchrift 
„Deutſche Union“ in Berlin koſtete 30 Mark. 
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würde es ihn berühren, wenn er den Prinzregenten (damals in Oftende) vor 
ſeinem Abgange nach Petersburg nicht mehr ſehen ſollte, und er legt es dem 
Miniſter ſehr nahe, doch ſeine (Bismarcks) telegraphiſche Berufung nach Oſtende 
beim Prinzregenten zu veranlaſſen. „In Oſtende mich unberufen einzuſtellen, 
hat einen Anſtrich von Zudringlichkeit“ ꝛc. 

„Da ich keine ſichere Gelegenheit zur Beförderung dieſes Briefes habe, 
ſo widerſtehe ich der Verſuchung, politiſche Wahrnehmungen und Betrachtungen 
zu Papier zu bringen“ ꝛc. 

Eigenhändiger Brief mit Unterſchrift, d. d. Berlin, 18. Februar 1865, 
an König Wilhelm I. — Unter Anlage einiger eingegangener Depeſchen frägt 
Bismarck beim König an, ob er ſich zum Vortrage einfinden darf. 

Brief mit eigenhändiger Unterſchrift, d. d. Friedrichsruh, 21. April 1878, 
an den Kronprinzen des Deutſchen Reiches. Der Fürſt teilt dem Kronprinzen 
mit, daß er an neuralgiſchen Schmerzen leidet, hofft aber den Anfall in einigen 
Tagen zu überwinden, um dann nach Berlin zu reiſen. Der Schluß lautet: 
„Ich werde mich freuen, wenn Eure Kaiſerliche Hoheit, ſobald ich dazu im 
ſtande bin, die Gnade haben wollen, meinen Vortrag zu befehlen. 

Eigenhändiger Brief mit Unterſchrift: 

An den Kronprinzen des Deutſchen Reiches. 
Berlin, den 7. April 1886. 

Eurer Kaiſerlichen Hoheit Befehl nachzukommen, werde ich mich um 5 Uhr 
im Palais melden. 

v. Bismarck. 


Bismarck und Anhalt 


in der Kriſis von 1866. 


Bismark und Anhalt 


in der Kriſis von 1866. 


Von den biographiſchen Notizen, welche meinem Werke „Fürſt Bismarck 
und der Bundesrat“ eingefügt ſind, haben unſtreitig den meiſten Beifall die 
Briefe gefunden, welche der frühere Wirkliche Geheime Rat Dr. Sintenis in 
ſeiner Eigenſchaft als anhaltiſcher Delegirter bei den Berliner Konferenzen zur 
Beratung und Feſtſtellung der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes von Ende 
1866 bis April 1867 in ſeine Heimat geſchickt hat (ef. daſelbſt Bd. I. S. 5— 30). 

Von ebenſo großem hiſtoriſchem Werte iſt eine von ihm im Herbſt 1866 
eigenhändig niedergeſchriebene, in ſeinem Nachlaß vorgefundene „Darſtellung der 
Verhandlungen über den Anſchluß Anhalts an Preußen im Falle der Auflöſung 
des Deutſchen Bundes“. 

Heinrich v. Sybel hat in ſeinem Werke über die Begründung des Deutſchen 
Reichs die Politik Preußens, hauptſächlich in ihrer Beziehung zu Oeſterreich 
neben Frankreich und den größeren deutſchen Staaten, geſchildert. Der Stoff 
war hier ſo überwältigend, daß er darüber ganz vergaß, uns auch in die 
Windungen der Bismarckſchen Staatskunſt gegenüber den kleineren deutſchen 
Höfen einzuführen. Indem die Sintenisſche Aufzeichnung das Sybelſche Werk 
in Bezug auf Anhalt ergänzt, erſcheint dieſelbe als ein überaus ſchätzbarer 
Beitrag zur Geſchichte des Jahres 1866. 

Zur Orientirung über die Lage bei Beginn der diplomatiſchen Verhand— 
lungen zwiſchen Preußen und Anhalt mag an folgendes erinnert werden. 
Anfangs April 1866 nahmen die öſterreichiſchen Truppenmärſche nach Norden 
bereits einen für Preußen bedrohlichen Charakter an. Am 18. April erklärte 
Oeſterreich, die an die preußiſche Grenze vorgeſchobenen Truppen wieder zurück⸗ 
ziehen zu wollen, wenn Preußen ſich verpflichte, die Ende März verſtärkten 
Regimenter wieder auf den Friedensfuß zurückzuführen. Am 21. April beſchloß 
aber der öſterreichiſche Kriegsrat bereits die Mobiliſirung der Südarmee; Preußen 
erklärte jetzt (25. April) nicht abrüſten zu können, wenn Oeſterreich im Süden 
große Heeresmaſſen aufſtelle; am 27. April 1866 ſchrieb Bismarck nach Dresden 
und Stuttgart, um Beſchwerden gegen die auch dort begonnenen Rüſtungen zu 
erheben; am 2. Mai erklärte Graf Mensdorff nach Berlin die Verhandlungen 
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uͤber die beiderſeitigen Abrüſtungen für erſchöpft. Die Parole in Wien lautete 
bereits: Keinen faulen Frieden, vorwärts nach Berlin! Am 3. Mai wurde in 
Italien die allgemeine Kriegsbereitſchaft angeordnet; am 5. Mai befahl König 
Wilhelm die Mobiliſirung des rheiniſchen Armeecorps; am 7. Mai folgte die 
Mobiliſirung des weſtfäliſchen Armeecorps im Hinblick auf die hannoverſchen 
Rüſtungen; am 11. Mai hatten auch bereits Bayern und Württemberg die 
Mobilmachung verfügt. Am 14. Mai fand in Bamberg eine Konferenz der 
mittelſtaatlichen und einiger Thüringer Staaten ſtatt; dieſelbe beſchloß, beim 
Bundestag einen Antrag auf allgemeine Entwaffnung einzubringen; gleichzeitig 
verfügten auch Heſſen und Naſſau die Mobiliſirung ihrer Truppenteile, ſo daß 
Mitte Mai ganz Deutſchland in Waffen ſtand. Am 19. Mai brachten die 
Bamberger ihren Antrag auf allgemeine Entwaffnung in Frankfurt ein. Es 
war jetzt die Zeit, da ſowohl Oeſterreich als auch Preußen in diplomatiſchem 
Wettkampfe die Mittelſtaaten an ihre Seite zu ketten ſuchten. Am 20. Mai 
verlangte Preußen von Hannover und Kurheſſen vertragsmäßige Zuſage une 
bewaffneter Neutralität; auch in dem Fall, daß ein Bundesbeſchluß die Mobil- 
machung befehle. Da beide Regierungen ablehnend antworteten, wies Bismarck 
die preußiſchen Geſandten in Hannover und Caſſel an, zu erklären, daß 
Preußen annehmen müſſe, Hannover und Kurheſſen fortan unter ſeinen Geg— 
nern zu erblicken, und hierauf ſich an keine der früheren in Ausſicht geſtellten 
Verheißungen (Unabhängigkeit derſelben in einem neuen Bunde) mehr gebunden 
erachte. 

Es iſt dies die Zeit, da fic) das Gewitter auch über Anhalt zuſammen⸗ 
zuziehen begann, wie aus der nachfolgenden Darſtellung von Sintenis her— 
vorgeht. Derſelbe ſchreibt: 

Am 20. Mai, dem erſten Pfingſtfeiertage 1866, abends kurz nach 7 Uhr, 
empfing ich eine in Bitterfeld 6 Uhr 52 Minuten dem Eiſenbahntelegraphen 
aufgegebene Anfrage des in Dresden reſidirenden Königlich preußiſchen Ge— 
ſandten für Sachſen und Anhalt, v. d. Schulenburg, ob er mich heute abend 
8 Uhr antreffe. 

Nach Zeit und Umſtänden ſchien bei der unverkennbaren großen Eile etwas 
ſehr Wichtiges erwartet werden zu müſſen. 

Bald nach 8 Uhr erſchien der Geſandte im einfachen Reiſekoſtüm, geführt 
von meinem Diener, den ich zu ſeinem Empfange nach dem Bahnhof geſchickt 
hatte. Er kam von Altenburg, wo er zu demſelben Zwecke wie dem hier 
beabſichtigten geweſen war, und hatte, wie er mir mitteilte, den Telegraphen 
im Königreich Sachſen nicht zu benutzen gewagt, indem ſeine Abreiſe von 
Dresden, wohin er auch möglichſt ſchleunig zurückkehren wollte, eine ganz ver— 
ſtohlene ſei. Er reiſte dem Hof gegenüber halb inkognito, hatte auch nicht die 
Abſicht, perſönlich dem Herzog aufzuwarten, und kam mit dem offenen Vor⸗ 
geben, hieſige Verwandte, die Familie v. Lattorff, zu beſuchen. Wir waren 
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ſchon von ſeinen früheren Beſuchen am hieſigen Hofe miteinander bekannt, 
indeſſen nur ganz äußerlich. Welcher politiſchen Geſinnung er übrigens bei 
mir gewärtig ſein könne, darüber war er, wenn nicht ſchon anderwärts, ſo 
doch ſicherlich vom altenburgiſchen Miniſter v. Lariſch unterrichtet worden, den 
er ſoeben erſt verlaſſen, da ich mich mit jenem im Jahre 1863 auf dem 
Fürſtentage in Frankfurt ganz offen und entſchieden ausgeſprochen hatte. 

Der Geſandte teilte mir, nach kurzer Einleitung über die Lage Preußens 
dem Deutſchen Bunde reſp. Oeſterreich und deſſen Genoſſen gegenüber, ein 
Stück einer an ihn gerichteten Note des Grafen Bismarck mit, welches alſo 


lautete: 
„— — Es iſt notwendig, das Verhältnis derjenigen Staaten zu 
Preußen, welche innerhalb der Sphäre unſerer militäriſchen Aktion liegen, 
klarzuſtellen. a 


„Wir wünſchen, daß dies in vertraulicher, mündlicher Erörterung und 
in freundſchaflicher Weiſe geſchehe, und dabei alles vermieden werde, was 
verletzen könnte. | 

„Seine Majeſtät der König betrachten die bezeichneten Staaten als 

Preußens natürliche Bundesgenoſſen und wollen ſowohl bei dem fried— 
lichen Verlauf der in Anregung gebrachten Bundesreform als auch, wenn 

die Umgeſtaltung der deutſchen Verhältniſſe ſich durch einen Krieg voll- 
1 ziehen ſollte, ihre Rechte und Intereſſen achten und berückſichtigen. 

„Seine Majeſtät der König rechnen aber auch darauf, daß Allerhöchſt 
Ihnen von dieſen Staaten eine gleich vertrauensvolle Geſinnung entgegen— 
getragen und der Anſchluß ihrer Kontingente an die preußiſche Armee 
für den Kriegsfall erfolgen werde. 

„Ew. ꝛc. ꝛc. wollen mit Hindeutung auf die Eventualität der Löſung 
des Bundes durch den Krieg und die oben angedeuteten Allerhöchſten 
Abſichten die Alternative bei den einzelnen Regierungen nach den obwal— 
tenden Modalitäten in den Verhältniſſen ſtellen und ſich eine mündliche 
Antwort auf die Frage erbitten, ob wir auf ihre Bundesgenoſſenſchaft 
zählen können. Jedenfalls iſt uns Klarheit darüber wünſchenswert, ob 
die Regierungen mit uns über die Feſtſtellung ihrer Beziehungen zu 
Preußen in Verhandlung treten wollen. | 

„Ich erſuche Ew. rc. ꝛc., ſich von den einzelnen Höfen, an welchen Sie 
beglaubigt ſind, Auskunft hierüber erbitten zu wollen.“ 

Damit ſtanden wir alſo wie alle anderen norddeutſchen Kleinſtaaten dicht 
vor der Frage vom Sein oder Nichtſein. So nahe vor mir hatte ich dieſe 
freilich nicht geglaubt. Auch dachte ich damals noch nicht, daß der Krieg bald 
ausbrechen könne, jo wenig wie der Prinz Friedrich Karl!) und der Geſandte 


1) Prinz Friedrich Karl war der Schwiegerſohn des Herzogs von Anhalt. 


ſelbſt. Konnte ich für mein Teil auch keinen Augenblick zweifelhaft fein, was 
ich dem Herzog bei ſolcher Chance zu raten habe, ſo war doch bei ihm wenigſtens 
ſeine Neigung zu vermuten, ſich vom Bunde gelöſt Preußen in die Arme zu 
werfen und ſich von Oeſterreich ganz loszuſagen. 

Von meiner perſönlichen Anſicht machte ich dem Geſandten nicht das 
geringſte Hehl; ich ſagte ihm, daß bei ſolcher Sachlage die kleinen Staaten 
Preußen ſehr dankbar für das Anerbieten ſein, ja ein angetragenes Bündnis 
ſich zur Ehre rechnen müßten, ich müßte aber dem Herzog erſt Vortrag darüber 
halten, — was der Geſandte als ſelbſtverſtändlich betrachtete. 

Nach langem Geſpräch verließ er mich nach Mitternacht. Beim Abſchied 
händigte er mir die Abſchrift der obigen Note mit dem Anheimgehen aus, von 
ihr genauere Einſicht zu nehmen und bei der Unterredung mit dem Herzog 
davon Gebrauch zu machen. 

Am folgenden Morgen, 21. Mai, ſchrieb ich ſofort unter Beifügung der 
Note des Geſandten einen Brief an den Herzog mit Anmeldung zum münd— 
lichen Vortrag um 11 Uhr, wozu ich den Erbprinzen zuzuziehen bat (der aber 
erſt durch reitenden Boten von Wörlitz zu holen war), weil die Sache von ſo 
ungemein weitgreifender Wichtigkeit für die ganze Zukunft Anhalts ſei. 

Ich fügte übrigens ſchon hier hinzu: „Meines unmaßgeblichen Ermeſſens 
kann die Antwort in Betracht aller Umſtände nur bejahend, jedoch, ſoweit es 
angeht, unter möglichſter Wahrung des Bundesſtandpunktes erteilt werden; ſie 
erinnert an die Sage von den ſibylliniſchen Büchern.“ 

Ich entwarf nun mehrere längere und kürzere Formulirungen der Antwort, 
die der Geſandte nur mündlich, aber doch ſo erteilt zu ſehen wünſchte, daß 
wir über eine von ihm mit Bleiſtift niederzuſchreibende Faſſung einig würden. 
Dieſe Formulirungen nahm ich mit zum Herzog. 

Der Erbprinz traf ziemlich gleichzeitig ein. 

Der Herzog war nicht wenig von dem Anſinnen Preußens frappirt. 

Bedenkt man, daß die ganze ſtaatliche Exiſtenz Anhalts durch Losſagen 
vom Bunde in Frage ſtand, ſo iſt das um ſo weniger zu verwundern, als ſich 
in der Umgebung des Herzogs öfters Einflüſſe zu Gunſten Oeſterreichs Geltung 
zu verſchaffen wußten, und als der Herzog ſelbſt von Jugend an das freund— 
liche Verhältnis zum öſterreichiſchen Kaiſerhauſe, in deſſen Armee er 1814 Obriſt 
geweſen war, ſtets ſehr warm gehalten hatte. 

Der Erbprinz war zwar kein Enthuſiaſt für Preußens Politik, vielleicht 
ſogar mehr für die Konſervation des Deutſchen Bundes und ſeine Reform in 
öſterreichiſchem Sinne durch den Kaiſer im Jahre 1863 zu Frankfurt halb ge= 
wonnen. Indeſſen hatte er doch vor dem König von Preußen eine hohe Achtung 
und war ihm ohne Zweifel auch perſönlich ergeben. Zudem war er preußiſcher 
General à la suite und hatte vor zwei Jahren erſt den ſchleswigſchen Feldzug 
im preußiſchen Heere mitgemacht. Jetzt war freilich auch er um ſo mehr 
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überraſcht, als er kurz vorher in Berlin geweſen war und gegen den König 
auf Befragen den Wunſch ſeines Vaters ausgeſprochen hatte, beim etwaigen 
Ausbruche eines Krieges der beiden deutſchen Hauptmächte neutral bleiben zu 
können — worauf der König zufrieden geäußert habe: „Mehr kann man auch 
von euch nicht verlangen.“ Später habe derſelbe freilich hinzugeſetzt: „Aller— 
dings kann ich in den Fall kommen, daß mir jedes Bataillon von Wert iſt.“ 
Der Prinz war geneigt, zwiſchen dem König und Bismarck eine Meinungs: 
verſchiedenheit anzunehmen. 

Der Herzog hatte nach ſeinen, meinem kurzen Berichte mit Bleiſtift bei— 
geſchriebenen Notizen hauptſächlich folgende Bedenken: „Gegen den Bund ſich 
verpflichten zu ſollen“ — „ob nicht der öſterreichiſche Geſandte in Leipzig von 
dem preußiſchen Antrag zu unterrichten und darüber zu hören ſei“ — „ob 
nicht Neutralität zu erlangen ſei“ — „was geſchehen werde, wenn Preußen 
unterliege? Er erinnere an den „Kroatenhau' im Jonitzer Forſt aus dem 
Dreißigjährigen Kriege.“) 

Das erſte Bedenken erledigte ich dadurch, „das preußiſche Anſinnen ſei 
ja für den Fall berechnet, daß der Bund nicht mehr beſtehe;“ das zweite 
erklärte ich „für unmöglich, weil es einen Mißbrauch des preußiſchen Ver⸗ 
trauens involvire, welches der Geſandte ſehr diskret behandelt zu wiſſen vor— 
ausſetze;!“ — „dem dritten Bedenken ſtehe eben der jetzige preußiſche Antrag 
entgegen, nach welchem Zugeſtändnis der Neutralität nicht erwartet werden 
dürfe.“ Den letzten Einwurf endlich konnte ich nur damit beantworten, „daß 
der Ausgang in Gottes Hand ſtehe, ſo viel aber ſicher vorauszuſehen ſei, daß 
im Falle der Ablehnung des angetragenen Bündniſſes Preußen unverzüglich 
damit beginnen werde, unſere ſtaatliche Exiſtenz aufzuheben und Oeſterreich uns 
dieſe nicht wieder verſchaffen werde, vielmehr fic) nicht anders denken laſſe, als 
daß die beiden großen Mächte, ſiege wer da wolle, ſich auf Koſten der Klein— 
ſtaaten ſchadlos halten würden. Preußen biete uns nun doch ein Bündnis und 
Garantien an, während das Haus Oeſterreich ſeit Fürſt Wolfgang Anhalt ſchon 
dreimal in ſeiner Exiſtenz angegriffen habe.?) Uebrigens habe es im Dreißig— 
jährigen Kriege noch keine Preußen gegeben.“ 

1) Im Jahre 1642 hat der Erzherzog Leopold von Oeſterreich mit ſeinen kroatiſchen 
Regimentern in der Umgegend von Deſſau, namentlich in den Dörfern Jonitz, Pötnitz und 
Kleutſch, gelegen; es iſt geplündert und geſengt worden 

2) Gemeint ſind jedenfalls folgende drei hiſtoriſche Vorgänge: 

1. Im Jahre 1547 wurde Fürſt Wolfgang von Anhalt-Bernburg, ein treuer Bekenner 
der proteſtantiſchen Lehre, von Kaiſer Karl V. in die Acht erklärt und ſein Land eingezogen. 

2. Im Jahre 1621 erfolgte die Achterklärung ſeitens Kaiſer Ferdinands II. über 
Chriſtian von Anhalt-Bernburg, der am 8. November 1620 als Heerführer der proteſtan⸗ 
tiſchen Truppen am Weißen Berge bei Prag unglücklich gekämpft hatte. 

3. Bald nach dem Ausbruch des Siebenjährigen Krieges erging an den Kurfürſten 
von Brandenburg, König in Preußen Friedrich und ſeine Verbündeten ein Kaiſerliches 
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Die beiden gnädigſten Herren ließen zwar diejen Einwendungen Gerechtigkeit 
widerfahren, indeſſen wirkte bei ihnen in der Hauptſache doch wohl die Ueber— 
zeugung von der unabwendbaren Notwendigkeit. Der Erbprinz konnte be- 
ſonders feinen Zweifel nicht unterdrücken, daß der jetzige Antrag im Wider- 
ſpruch ſtehe mit der kürzlich geſchehenen Aeußerung des Königs, obſchon ich 
ihm erwiderte, daß ja die Sachlage ſich täglich ändere. Er eilte daher fort, 
um mit dem Geſandten zu ſprechen, kehrte aber, da er ihn nicht anweſend ge— 
funden, baldigſt zurück. 

Jetzt wurde zu den von mir entworfenen drei Formulirungen der Antwort 
übergegangen und dieſe geprüft. Der Herzog zog die letzte den übrigen vor, 
die ich ſelbſt als die meines Erachtens am beſten gefaßte empfohlen hatte. Sie 
lautete ſo: 

„Anhalt iſt Preußen für das bewieſene Vertrauen und die zugeſagte 
Beachtung ſeiner Rechte und Intereſſen aufrichtig dankbar. Freilich 
muß Anhalt wünſchen, auf dem bundesrechtlichen Boden, ſolange er 
beſteht, zu beharren. Es hält auch die Zuverſicht feſt, daß eine Löſung des 
Bundes in Erinnerung an die gegenſeitigen Verheißungen der Monarchen 
von Oeſterreich und Preußen, nicht aggreſſiv vorgehen zu wollen, nicht 
zu beſorgen ſei. 

„Für den entgegengeſetzten Fall erklärt ſich Anhalt zu den angetragenen 
Verhandlungen bereit.“ 

Mit dieſer Inſtruktion eilte ich nach Hauſe, worauf der Geſandte (zwiſchen 
12 und 1 Uhr) zu mir kam, die Erklärung, welche ich diktirte und er mit 
Bleiſtift niederſchrieb, in Empfang nahm und ſich befriedigt erklärte. Er reiſte 
abends ab, nachdem er noch mit Lattorff verabredet, ſeine Korreſpondenz mit 
mir unter deſſen Adreſſe gehen zu laſſen, und dankte mir ſchon tags darauf 
von Dresden noch ſchriftlich für „mein freundliches Entgegenkommen“. 

Die ganze Verhandlung mußte in ſo kurzer Zeit geſchehen, daß eine voll— 
ſtändige Erwägung aller Bedenken eigentlich nicht möglich war, während von 
jedem Worte ſo viel abhing. Wie wenig ich auch bei der Frage von der 
Wahl zwiſchen Preußen und Oeſterreich nur einen Augenblick zweifelhaft hätte 
ſein können, ſo ſtand doch hierneben noch der Bund, von Preußen ſelbſt als 
zweifellos exiſtent anerkannt; und daher war mir, gewohnt vom ſtreng juri⸗ 


Abmahnungsſchreiben (mandatum avocatorium et inhibitorium sive dehortatorium), und 
zwar unterm 13. Sept. 1756, das Kaiſer Franz am 22. Aug. 1757 unter Geftattung 
letzter Friſt von zwei Monaten mit Androhung der Aechtung verſchärfte. Fürſt Franz von 
Deſſau (der den Feldzug im preußiſchen Heere nur als Volontär mitgemacht batte) leiſtete 
Folge und erhielt von König Friedrich ſeine Demiſſion. Dagegen beſchied der König das 
Entlaſſungsgeſuch des Prinzen Moriz von Deſſau abſchlägig; dieſer blieb bei der preußiſchen 
Armee, und es wurde gegen ihn ſchon vor dem 2. Sept. 1758 auf „Reichsacht und Pri⸗ 
virung aller Dignitäten“ erkannt. 
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ſtiſchen Standpunkt die Dinge anzuſchauen, in Betracht des Artikels 11 der 
Bundesakte und des Artikels 5 der Wiener Schlußakte das erſte Bedenken des 
Herzogs, welches ich ſelbſt ſchon vorher mir aufgeſtellt hatte, gar nicht ohne 
Gewicht. Denn es handelte ſich um die Frage: Kann zwiſchen Bundesgliedern 
ein Bündnis, welches den Tendenzen des Bundes entgegenläuft, ſo lange dieſer 
noch beſteht, für den Fall abgeſchloſſen werden, daß er aufgehört hat zu 
exiſtiren? Hierüber ſchien die preußiſche Note ſelbſt nicht ganz klar, namentlich 
in dem Satz: „Ew. ꝛc. ꝛc. wollen u. ſ. w.,“ — und bundesrechtswidrig 
wollte und ſollte doch nicht gehandelt werden. Die betreffenden Miniſterial⸗ 
akten Kap. IV. Tit. 4 Nr. 5 Vol. II. 1866 Fol. 9 und 10 ergeben das 
Nähere über die desfallſigen Beſprechungen, und daß ich darauf hinwies 
Preußen könne ſich leicht durch die diesſeitige Antwort nicht zufriedengeſtellt 
erklären. 

Es ging denn auch ſchon unterm 24./26. Mai ein Schreiben des Ge⸗ 
ſandten ein, welches dieſe Beſorgnis wenigſtens teilweiſe beſtätigte und ganz 
unverhüllt das oben mitgeteilte letzte Wort des Königs an den Erbprinzen zur 
praktiſchen Anwendung brachte. Der Geſandte ſchrieb nämlich: 

„In Gemäßheit der diesſeitigen Erklärung habe er ſeiner Regierung ge- 
meldet, der Herzog ſei geneigt, bezüglich des Anſchluſſes ſeiner Truppen an 
Preußen in Verhandlungen einzutreten. Hiervon ſei man zwar ſehr befriedigt, 
doch ſei das Bedenken erwachſen, ob nicht der Herzog, ſo lange der Bund be— 
ſtehe, dieſem ſeine Truppen ſtellen und erſt nach Ausbruch des Krieges oder 
Erklärung der Auflöſung des Bundes mit Preußen unterhandeln wolle. Dieſe 
Reſerve würde die preußiſche Regierung als Nichtannahme ihrer Vorſchläge 
betrachten. Er ſelbſt teile dieſes Bedenken durchaus nicht, müſſe aber um Er⸗ 
läuterung deshalb bitten.“ 

Ich erſuchte ſofort den Herzog um eine neue Konferenz unter Zuziehung 
des Erbprinzen, die auch ſogleich am 26. Mai ſtattfand und in welcher ich 
zwei Konzepte zur Beratung vorlegte; von dieſen wurde das offizielle Rück⸗ 
ſchreiben dahin angenommen: „Anhalt wolle nicht erſt nach Eintritt des Krieges 
und der Auflöſung des Bundes mit Preußen verhandeln, ſondern ſchon jetzt 
für den von Preußen vorausgeſetzten Fall des Krieges und der Löſung des 
Bundes. Anhalt könne kaum annehmen, daß es in die Lage kommen würde, 
dem Bunde, ſo lange er beſtehe, ſein Kontingent ſtellen zu ſollen; würde es 
dazu aufgefordert, ſo würde es ſeinen Entſchluß nicht ohne Preußens Rat 
faſſen.“ Das zweite Konzept war ein halb privater, halb vertraulicher Brief 
an den Geſandten zur näheren Erläuterung des Vorſtehenden, mit Bezug auf 
unſere mündlichen Unterredungen. — 

Dieſes iſt meine Thätigkeit in einem für den Herzog und das Land ſehr 
entſcheidenden Augenblick geweſen, die denn auch ſehr allgemeine Anerkennung 
gefunden hat, und eine ſo laute, daß ſie mich zuweilen in Verlegenheit geſetzt 
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hat. Bei dem zu fürchtenden Einfluffe einiger hochſtehenden Perſonen auf den 
Herzog war meine Aufgabe dieſem gegenüber für ſchwerer erachtet worden, als 
ſie in der That war. Denn Hoffnung auf Oeſterreich ſetzte der Herzog für 
ſich niemals, er erkannte die Lage des Landes Preußen gegenüber vollkommen 
richtig, und wenn er auch die „großmächtliche“ Politik Preußens mißbilligte, 
ſo ſchien er doch darüber nicht zweifelhaft, daß Preußen eine wahre Großmacht 
werden könne und werde, ſobald es ſich von der hemmenden Verſtrickung 
der Bundestagspolitik losgeriſſen habe. Daß dies aber ſo reißend ſchnell und 
mit ſo koloſſalem Erfolg geſchehen werde, das konnte er ebenſowenig ahnen, 
als irgend ein anderer Fürſt oder Staatsmann es nur für wahrſcheinlich ge— 
halten hat. 

Hinterher, namentlich nach den Nikolsburger Friedenspräliminarien, war 
der Herzog denn auch ungehalten darüber, wie Oeſterreich ſeine Bundesgenoſſen 
fallen ließ, und bitter enttäuſcht, wie wenig die öſterreichiſche Armee feinen 
altbegründeten Anforderungen und Erwartungen entſpreche, andererſeits aber 
ſehr befriedigt, daß er doch zu den erſten Fürſten gehöre, die ſich für Preußen 
erklärt hätten, wenn er auch den „Bruderkrieg“ gegen die Bayern, Heſſen und 
ſo weiter nicht loben mochte. 

Welcher Erfolg aber auch für mich eingetreten wäre, wenn Oeſterreich den 
Sieg davongetragen hätte, — dazu bedarf es keiner Weisſagungsgabe. 

Inzwiſchen entwickelten ſich die Ereigniſſe für Anhalt folgendermaßen weiter: 

Als Anfangs Juni beim Bundestag über die Beſetzung der Bundesfeſtungen 
durch die Reſerve-Infanteriediviſion verhandelt wurde, fragte ich (am 1. Juni) 
beim Geſandten in Dresden mit Bezug auf mein Schreiben vom 26. Mai an, 
wie Preußen darüber denke. Die Antwort vom 4. Juni war nur negativ; 
wegen der Reſerve-Infanteriediviſion hatte man preußiſcherſeits noch keine Ent- 
ſcheidung getroffen. 

Jetzt beſchloß der Bund (am 9. Juni), das anhaltiſche Kontingent ſolle zu 
fünfhundert Mann das Bataillon Mainz mit beſetzen. Die Beurlaubten wurden 
unterm 10. Juni einberufen. Daß ſie aber abmarſchiren ſollten, lag durchaus 
nicht in meiner Abſicht. > 

Ich half mir zuerft mit Umhertelegraphiren an die Minifter in Weimar, 
Altenburg und Sondershauſen, um zu erfahren, ob fie ihre Truppen mar- 
ſchiren ließen; die Antworten lauteten bejahend. Selbſt Graf Beuſt !) in 
Berlin erklärte auf meine Anfrage, „was Preußen vom Bundesbeſchluß vom 
9. Juni denke, wonach die anhaltiſchen Truppen nach Mainz gehen ſollten“ — 
nach eingeholter Inſtruktion vom preußiſchen Miniſter des Auswärtigen am 


1) Vertreter von Meiningen, Weimar, Altenburg, Coburg⸗Gotha, Rudolſtadt, Sonder3- 
hauſen, Greiz und Schleiz am preußiſchen Hofe; vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat,“ 
Bd. I. S. 79. 
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10. Juni: „Preußen habe nichts dagegen, da der Bundesbeſchluß einſtimmig 
gefaßt fei.” Während die übrigen oben genannten Miniſter ihre Truppen 
marſch'ren ließen, jap ich ganz ſtill und gab auch dem Bundestag feine Ant⸗ 
wort. Ohnehin müßten die Einberufenen, zu fünfhundert Mann das Bataillon, 
ſich erſt ſammeln. Ich ließ zwar die Anzeige an den Bundestagsgeſandten 
entwerfen, auch mundiren, vollzog aber die Reinſchrift nicht, ſondern gab ſie 
mit der Verfügung: „Beruht auf ſich“ zu den Akten (f. 28). Denn es ſtand 
die wichtige Abſtimmung über die Mobilmachung des VII. bis X. Bundes⸗ 
armeecorps am 14. Juni bevor, von der der Krieg zwiſchen Preußen und 
ſeinen Bundesgenoſſen und Oeſterreich mit den ſeinen unmittelbar abhing. 
Glücklicherweiſe empfing ich ſchon am 12. Juni eine Depeſche des Grafen 
Bismarck, worin er die Abſendung des hieſigen Regiments bis nach der Ab— 
ſtimmung zu verſchieben dringend erſuchte, !) was ich ſofort zuſagte. Die Nach⸗ 
richt von der Abſtimmung ging am 14. nachmittags 4 Uhr ein und war 
freilich geeignet, die Aufregung aufs höchſte zu ſpannen. Da inzwiſchen Bis⸗ 
marck unſer Regiment vergeſſen zu haben ſchien, ſchrieb ich am 17. Juni an 
Graf Beuſt in Berlin: „Da doch Preußen ſchwerlich wollen könne, daß das 
Regiment jetzt noch nach Mainz gehen ſolle, ſo bäte ich dringend um Auskunft.“ 
Am 18. Juni empfing ich die Antwort: „Das preußiſche Gouvernement wünſche, 
daß die Truppen im Lande behalten würden. Die Beförderung von Militär 
auf preußiſchen Eiſenbahnen nach Mainz ſei ohnehin gänzlich unterſagt.“ Dies 
klang im Vergleich zu der Bismarckſchen Depeſche vom 12. etwas eigentümlich, 
wenn nicht die Form des Wunſches durch aufgebotene fünfhunderttauſend Mann 
dahinter einen andern Charakter annahm. Jede Ungewißheit ſchwand indeſſen 
durch den am 18. eingegangenen eigenhändigen Brief des Königs vom 17. an 
den Herzog, der folgendermaßen lautete: 

„Du wirft es natürlich finden, wenn ich in einem jo wichtigen Augen⸗ 
blick neben den Schritten meiner Regierung bei der Deinigen mich auch 
noch direkt perſönlich von Fürſt zu Fürſt wende, auf deſſen Entſchluß, 
nach Deinem für Preußen ſo günſtigen Votum vom 14. d. M., ich den 
größten Wert lege. Meinen Gefühlen nach kann der Entſchluß nicht 
zweifelhaft ſein, wenn ich an die vielen und alten Beziehungen unſerer 
Häuſer denke und an die oft und glücklich bewährte Waffenbrüderſchaft 
unſerer Dynaſtien. 

„Mein Erſuchen an Dich geht dahin, daß das anhaltiſche Kontingent 
möglichſt ſchnell mobil gemacht und an das preußiſche Heer angeſchloſſen 
werde.?) Dieſes Verlangen iſt jo ſehr in allen unſeren Beziehungen 

1) Ein gleiches Erſuchen richtete Bismarck an das Miniſterium von Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gotha. Vgl. Ernſt II. „Aus meinem Leben“, Bd. III. S. 351. 
2) Ein analoges Erſuchen war bereits am 16. Juni 1866 an die Herzoglich ſächſiſche 
Regierung in Coburg⸗Gotha ergangen. Vgl. Ernſt II. „Aus meinem Leben“, Bd. III. S. 535. 
Poſchinger, Bismarck- Portefeuille I, 13 
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begründet, daß ich mit Zuverſicht auf die Erfüllung rechnen darf. Es 
verſteht ſich von ſelbſt, daß bei Annahme meines Vorſchlages Du des 
vollen Beſitzſtandes Deines Landes und Deiner Souveränität ſicher ſein 
kannſt, wofür ich mich verbürge und dieſelbe mit aller Kraft gegen 
jeden Angriff oder jede Schädigung zu verteidigen bereit bin. 

„Ich hoffe auf eine baldige zuſagende Antwort und ſchleunige Er- 
teilung der Befehle, die die Verbindung der anhaltiſchen Truppen mit 
den meinigen zum Zweck haben, und bleibe mit alter Freundſchaft 

Berlin, den 17. Juni 1866. Dein 


treuer Freund und Vetter 
Wilhelm.“ 


Hierauf antwortete der Herzog ſofort am 18. Juni: 
„Ew. Majeſtät 
gnädiger Brief vom 17. d. hat mich, was ich aufrichtig bekennen muß, 
etwas überraſcht, weil ich ſehr hoffte, bei einem ſo beklagenswerten deut⸗ 
ſchen Bruderkrieg in beſcheidener Neutralität beharren zu dürfen. Meine 
Ew. Majeſtät von Jugend an gewidmete Freundſchaft und Zuneigung 
haben jedoch überwogen, und ich werde das Erforderliche wegen Bereit⸗ 
ſchaft meines Regiments und deſſen Anſchluß an die Königlich preußiſche 
Armee baldmöglichſt anordnen. 
„Mit aufrichtigem Dank nehme ich das Königliche Verſprechen wegen ’ 
Verbürgung für den vollen Beſitzſtand meines Landes und meiner Sou- 
veränität an. Indem ich die Ehre habe in größter hochachtungsvoller 
Anhänglichkeit zu bleiben 
Deſſau, den 18. Juni 1866. Ew. Majeftit 
treuergebener Vetter und Diener 
Leopold.“ 


Dieſen Brief hat der Herzog durchaus ſelbſtändig entworfen. Bevor er 
ihn abſandte, zeigte er mir das Konzept, und ich hatte nichts auszuſetzen, als 
daß der König ihn „Du“ nenne und die Beſcheidenheit, wenn der Herzog das 
nicht erwidere, zu zurückhaltend ſcheinen könne; er blieb aber dabei, „er habe ( 
ihn fo lange nicht geſprochen und „Du“ genannt.“ 

Hiermit war unſere Poſition vollſtändig und unwiderruflich entſchieden! 
Die Truppen wurden auf 918 Mann per Bataillon komplettirt und marſchirten 
am 3. Juli aus. (Der Herzog ging am 7. Juli nach dem Mägdeſprung und 
blieb dort bis in den September). 

Vorher aber erfolgte noch der Austritt Anhalts aus dem Bunde. Schon 
am 17. Juni zeigte mir der oldenburgiſche Miniſter v. Röſſing an, er habe 
den Bundestagsgeſandten v. Eiſendecher — zugleich den unſrigen — angewieſen, 


zu erklären, Oldenburg fei der Meinung, der Bund habe keinen thatſächlichen 
Beſtand mehr, und ſehe die Funktion ſeines Geſandten als beendet an. Für 
Oldenburg war das leichter als für uns: es liegt am letzten Ende Deutſch— 
lands und hatte vor Eroberung ganz Deutſchlands durch Oeſterreich und den 
Rumpfbund gar nichts zu fürchten, während Anhalt dem Theater der Ereig— 
niſſe wenigſtens ſo nahe lag, daß der Herzog es vor der Kapitulation der 
Hannoveraner vermied, in den Harz zu gehen, wohin leicht Streifpartien der 
letzteren gelangen konnten, ja gelangt ſein ſollten. Nachdem nun inzwiſchen 
die preußiſchen „Grundzüge zur Bundesreform“ mitgeteilt und Anhalts Zuſage 
am 18. Juni erfolgt war, mit Preußen ein desfallſiges Bündnis abzuſchließen, 
für welche Bereitwilligkeit Graf Bismarck „ſeinen verbindlichſten Dank“ aus: 
ſprach, forderte Preußen Anhalt wie die übrigen zu ihm haltenden Kleinſtaaten 
unterm 20. Juni auf, den Bundestagsgeſandten ſeiner Funktionen zu entheben; 
dies geſchah unſrerſeits ſchon am 21. Juni durch Inſtruktion an v. Eiſendecher. 
Sie lautete, er ſolle dem Bundespräſidio anzeigen, „daß für die Herzogliche 
Regierung in Betracht, daß die am 14. beſchloſſene Mobilmachung eines Bundes— 
heeres einen Kampf gegen Preußen bezweckt, der mit den Grundgeſetzen und 
dem Zwecke des Bundes in Widerſpruch ſteht, letzterer alſo thatſächlich keinen 
Beſtand mehr hat, — ein unabweislicher Grund vorliegt, in Frankfurt a. M. 
nicht weiter zu tagen, und daß ſie die Funktionen des Geſandten als erloſchen 
anſieht“. Dieſe Faſſung genehmigte der Herzog, nachdem ich an demſelben 
Tage durch Telegramm von Altenburg und Sondershauſen Einverſtändnis er- 
halten hatte, wogegen aber v. Watzdorff in Weimar!) nach drei Tagen einen 
langen Brief ſchrieb, worin er Preußens Verlangen für ungerechtfertigt erklärte, 
und ſo, de jure und de facto handelnd, ſeiner Rolle als politiſcher Doktrinär 
getreu blieb; vielleicht weil er den Einfall der Hannoveraner in das Groß— 
herzogtum Weimar fürchtete, mit deſſen Anzeige ſein Brief ſchloß. 

So iſt denn Anhalt, nach dem fernen Oldenburg, der erſte deutſche Staat 
geweſen, der ſich aus dem Bunde zurückgezogen hat. Die gedruckten „Mah— 
nungen“ des Bundestags ließ ich über mich ergehen; ich zahlte natürlich auch 
keine Gelder mehr. 

Daß mir hierbei ein beſonderes Verdienſt gebühre, kann ich nicht nur nicht 
in Anſpruch nehmen, ſondern muß es ſogar verneinen. So viel iſt freilich 
gewiß, daß ein Miniſter öſterreichiſcher Färbung Anhalt zum mindeſten in die⸗ 
ſelbe Lage gebracht haben würde, in welche Meiningen geraten iſt.2) Und 
nicht unwahrſcheinlich in eine ſchlimmere, denn man braucht ſich ja nur die 


1) v. Watzdorff von 1848 bis 1870 Präſident des Großherzoglich ſächſiſchen Mini⸗ 
ſteriums; vgl. „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, Bd. I. S. 71. 

2) Der Herzog Bernhard von Sachſen-Meiningen, der bei der entſcheidenden Ab- 
ſtimmung im Bundestage vom 14. Juni 1866 fein Votum gegen Preußen hatte abgeben 
laſſen, mußte bekanntlich zu Gunſten ſeines Sohnes abdanken. 
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geographiſche Lage Anhalts vor Augen zu ftellen. Ohne Zweifel hätte Preußen 
Anhalt, welches es der Eiſenbahnverbindung wegen gar nicht entbehren konnte, 
ſofort beſetzt. Was dann aus dem Herzog geworden wäre, darüber kann 
man ſehr verſchiedene Betrachtungen anſtellen; auf jeden Fall würde eine höchſt 
unglückliche Lebensperiode für ihn begonnen haben. Da aber eine Verzögerung 
und ein Hinhalten für Anhalt ausgeſchloſſen war, ſo glaube ich kaum, daß 
auch ein ſtreng bundesmäßiger Miniſter bei der im ganzen doch richtigen Auf— 
faſſung des Verhältniſſes zu Preußen ſeitens des Herzogs zu einem andern 
Schlußreſultat gelangt wäre. Ob dies aber nicht leicht zu ſpät erfolgt ſein 
würde und Preußen früh genug Anlaß erhalten und benutzt hätte, Anhalt 
unter eine Art Sequeftration zu legen, wenn nicht zu annektiren, das iſt mir 
nicht ganz unwahrſcheinlich, — und das Beiſpiel des Thronfolgers in Kurheſſen 
und ſeiner Gemahlin (der Tochter des Prinzen Karl von Preußen) beweiſt, was 
Anhalt beim leiſeſten Mißvergnügen Preußens über die Haltung der Herzoglichen 
Regierung zu erwarten gehabt hätte. Mag es auch nur ein erfundener Witz 
ſein, Bismarck ſei über Anhalts Bereitwilligkeit, ſich an Preußen anzuſchließen, 
gar nicht ſehr erbaut geweſen und habe geſagt, „es ſei ſchade, daß Anhalt ſo 
willfährig geweſen“ (Herr v. Thile leugnete dies in Privatkreiſen und erklärte 
es als Verleumdung!), — ſo läßt ſich doch nicht verkennen, daß es uns bei 
weniger Willfährigkeit ſo ergangen ſein würde, wie dabei vorausgeſetzt iſt. Das 
war damals auch die allgemeine Ueberzeugung. 

Was die Zukunft bringen werde, wer kann es ahnen? Jetzt handelte es 
ſich um Zuſtände der Gegenwart, und daß ich dieſe richtiger gewürdigt habe 
wie z. B. die naſſauiſche Regierung, das will ich gerne aus der von mir er— 
kannten, aber auch nicht zu verkennenden Notwendigkeit herleiten, angeſichts 
deren Antipathien und Sympathien unbedingt dem Intereſſe hätten untergeordnet 
werden müſſen, auch wenn ich nicht auf die Siege Preußens unter des Prinzen 
Friedrich Karl Führung im ſtillen ſicher gerechnet hätte. — 


So weit die Sintenisſchen Aufzeichnungen, die uns mit Lebendigkeit ein 
Kabinettſtück von Weltgeſchichte vorführen, wie es ſpannender und dramatiſcher 
kaum gedacht werden kann. Wir können von Anfang bis zu Ende die poli— 
tiſche Kriſis eines Staates verfolgen, wir erhalten einen vollen Einblick in das 
Räderwerk der Politik im großen wie im kleinen Stil, wir ſehen an einem 
Beiſpiel, wie die an dem politiſchen Zentralpunkt gefaßten Erwägungen und 
Entſchließungen an der Peripherie wirken, und welche ſchwierige Fragen in 
einem gegebenen Momente auch an den Staatsmann eines kleinen Staates 
herantreten können. In unſerem Falle kann man die Haltung aller auftretenden 
Perſonen nur unumwunden billigen. König Wilhelm will ſich zu Anfang bei 
dem in ſeiner Machtſphäre gelegenen Anhalt mit „Neutralität“ begnügen; er 
ändert aber ſpäter feine Entſchließung und verlangt, einer höheren Staats— 
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raijon gehorchend, auch den militäriſchen Anſchluß des Herzogtums, garantirt 
aber dafür dem Landesherrn den vollen Beſitzſtand des Landes und ſeiner 
Souveränität. Die Art, wie Bismarck die politiſchen Verhandlungen mit Anhalt 
einfädelte, verrät die alte Meiſterhand; der Geſandte Schulenburg entledigte 
ſich der ihm geſtellten Aufgabe mit Geſchick und Gewandtheit. Der Herzog von 
Anhalt und der Erbprinz laſſen ſich bei ihren Entſchließungen von Gefühlen 
leiten, die man vollſtändig nachempfinden kann. Vor die Wahl zwiſchen Preußen, 
Oeſterreich und dem Deutſchen Bunde geſtellt, fällt die Entſcheidung nach kurzer 
Ueberlegung im nationalen Sinne, und dieſe Politik wird dann ohne Zaudern 
und Schwanken bis ans Ende korrekt durchgeführt. Das Hauptverdienſt an 
dem glatten Verlaufe der Aktion gebührt aber unſtreitig dem Staatsminiſter 
Dr. Sintenis, wenngleich derſelbe in ſeiner Beſcheidenheit, die überhaupt einen 
Grundzug ſeines Charakters bildete, davon nichts wiſſen wollte. 
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